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politische Aktivitäten im naturwis-
senschaftlich-technischen Bereich,
Gewerkschaftsarbeit und soziale Kon-
flikte.
WECHSELWIRKUNG analysiert die
soziale, politische und ökonomische
Funktion von Wissenschaft und Tech-
nik und zeigt deren Perspektiven und
Alternativen auf.






EDV: Vandalismus und Sabotage * Warte
nicht auf bessre Zeiten * Fortschritte in
der Käfighaltung * Das Maß ist voll *
Zur therapeutischen Wirkung von
Sabotage * Der Computer-Kriminelle *
Zehn Wege, ein Terminal zugrunde zu
richten * Sabotage — das schärfste
Videospiel *
Weitere Themen:
Arbeitererfinder in Nicaragua * Natura-
lisierung der Politik * Ökologische Wis-
senschaft * Forschungspolitik sozial-
liberal * Der lange Arm der chemischen
Industrie * Salzstopp in Berlin * Stadt
und Utopie *
Bestellungen an WECHSELWIRKUNG
Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61
DM 5.-— Einzelheft
DM 20.— Abonnement für 4 Hefte
(incl. Versandkosten).
erscheint vierteljährlich
Am 15. Februar 1983 erscheint:
Stadt 1/83
Zeitschrift für Wohnungs- und Städtebau
Chefredakteur: Dipl.-Ing. Lothar Juckel
Elbflorenz und Spreeathen
Städtebau in der DDR
Aus dem Inhalt:
Hermann Henselmann:
Die Herausforderung an den Architekten
Ludwig Deiters:
Aufgaben und Schwerpunkte
der Denkmalpflege in der DDR
Gerhard Krenz:
Stand und Perspektiven
der städtebaulichen Entwicklung in der DDR












erscheint ab 1983 vierteljährlich,
jeweils zur Mitte des Quartals
Bezugsbedingungen:
Jahresabonnement im Inland DM 44,-
(einschließlich Versandkosten und MwSt.),
für Studenten mit Nachweis: DM 30,-
(einschließlich Versandkosten und MwSt.);
Einzelheft im Buchhandel: DM 12,-
Jahresabonnement im Ausland: DM 52,-
(einschließlich Versandkosten);
für Studenten mit Nachweis: DM 38,-
(einschließlich Versandkosten);
Einzelheft im Buchhandel: DM 14,-
Sie können Stadt auch bestellen
oder abonnieren beim
Stadt-Leserservice
Rosenstraße 2, 2000 Hamburg I
Telefon: (040) 30 21-24 23
Christian Norberg-Schulz
Genius loci.
Landschaft - Lebensraum - Baukunst.
Stuttgart 1982 (Klett-Cotta), 215 S.
Philip Johnson
Texte zur Architektur.
Mit einem Vorwort von Vincent Scully und einer
Empfehlung von Peter Eisenman. 191 S., Stuttgart 1982
(DVA)
Hans Dr. Nolden
Für BAUHAUS-Bau in der Eifel, 1928
Hrsg. W. u. J. Petsch
Hildesheim 1982, Gerstenberg Verlag
JSBN: 3-8067-0892-4, DM 78,-
Dieter Garbrecht
Gehen
Plädoyer für das Leben in der Stadt. 232 S. br. DM 19,-.
Weinheim und Basel 1981 (Beltz)
Reinhold Kickuth (Hrsg.):
Die ökologische Landwirtschaft
(= Alternative Konzepte, Bd. 40), Karlsruhe 1982 (C.F
Müller), 208 S., DM 9,80
Rolf Mautler:
Partizipatorische Stadtentwicklungspolitik
Erläutert an Münchner Fallbeispielen. 222 S., Frank-
furt/Main 1983 (campus), DM 43.-
Erika Haindl:
Kulturanalyse einer „historischen“ Kleinstadt
als Grundlage für kommunalpolitische Planungs- und
Sozialaufgaben. Frankfurt/M.- Bern 1983, 295 S. (= Europ.
Hochschulschriften: Reihe 19A, Bd. 22 ISBN 3-8204-5949-
9, Verlag Peter Lang) SFr. 79,-
U. Herlyn, U. Schweitzer, W. Tessin, B. Lettko:
Stadt im Wandel
Eine Wiederholungsuntersuchung der Stadt Wolfsburg




in verschiedenen geographischen Regionen (= Materialien
des Fachgebiets (Planen u. Bauen in Entwicklungsländern,
TH Darmstadt FB 15, Petersenstr. 15, 6100 Darmstadt).
mit einem Vorvort von A. Köste.
Florian Sternberg
Die städtische Wohnungsfrage in Sri Lanka.
Perspektiven der Wohnungspolitik für die Armen. 458 S.,
Saarbrücken 1982 (Verlag Breitenbach) DM 40.-
Reihe BAUÖK —Papiere
Wahre Wohnung - Ware Wohnung
Materialreader
Reihe BAUÖK-Papiere 41, August 1982, 280 S. DM 20,-
(Studenten DM 16,-) + Porto und Verpackung.
Die umfangreiche Materialsammlung ist in folgende
Abschnitte gegliedert:
Quo vadis? - Geschichte und Wohnen : Ethnologie und
Wohnen - Lebensweisen und Wohnformen : Eigentum
Herrschaft und Disziplinierung - Normalität und Margina-
lisierung : (Wohn-)Bedürfnisse : Ware Wohnung '
Ordnung!spolitik + Finanzpolitik + Raum und Prägung
Umbau, Bricolage, (Schwarz-) Arbeit - „Schöner Wohnen“
Aneignung von Raum : Dilemma
Horst Küsgen
Investitionsrechnung im Bauwesen
mit einer Einführung in die Rechnung von
Energiekosten
Reihe BAUÖK-Papiere 42, September 1982, 61 Blatt, DM
10,- (Studenten DM 6,-) + Porto und Verpackung.
Wirtschaftlichkeit + Zins und aequivalente Geldbeträge -
Investitionsrechnung.
zu bestellen bei: Universität Stuttgart, Insti-
tut für Bauökonomie, Postfach 560, 7000
Stuttgart 1 (siehe auch Seite 32)
Permakultur-Seminar
In diesem Jahr finden zwei Permakultur-Entwurfsseminare
statt:
1) 12.-23.5.83 Gut Truchseß
2) 28.9.-10.10.83 Schloß Craherm
beide in Wetzhausen bei Schweinfurt. Kosten 600,- DM 1)
bzw. 850,- DM 2).
Letzter Termin für Anmeldung ein Monat vor Beginn. Die
Seminare werden ein breites Spektrum von Permakultur-
elementen und deren Anwendung in versch. Entwurfssitua-
tionen behandeln.
Anmeldung bei:
D. Kennedy, Permakultur-Institut, Altvaterstr. 14d, 1000
Berlin 38
Richtigstellung
In ARCH+ 66 (IBA-Heft) hat die Autoren-
kennzeichnung der Beiträge zum Umbau des
Parkhauses Dresdener Str. in eine Kita (S. 48)
Anlaß zu Mißverständnissen gegeben. Die
Architekten des Projekts sind Frowein +
Spangenberg. Bernhard Strecker ist der zu-
ständige Projektkoordinator bei der IBA.
IMPRESSUM
Herausgeber:
ARCH+ Verein zur Erforschung des
Verhältnisses von gebauter Umwelt und
gesellschaftlicher Entwicklung.
Redaktion:
Marc Fester, Sabine Kraft, Nikolaus
Kuhnert, Günther Uhlig
Erweiterte Redaktion:
Harald Bodenschatz, Werner Durth,
Adalbert Evers, Friedeman
Gschwind, Roland Günter, Uli Hell-
weg, Dieter Hoffmann-Axthelm, Paul
Hofmann
Korrespondenten:
Carlo Aymonino (Rom), P.H. Chom-
bart de Lauwe, Roger Perrinjaquet
(Paris), Alex Tzonis Dan, Lore Dit-
zen, Klaus Duntze (Berlin), Jörg Kir-
schenmann (Bremen), Sid Auffahrt
(Hannover), Wolfgang Voigt (Ham-






Tel.: (0241) 50 73 38
Bestellungen, Verlag und Vertrieb:
KLENKES Druck und Verlag GmbH,
Oranienstr. 9, D-5100 Aachen, Tel.:




(BLZ 370 100 50)
Bezugsbedingungen:
Inland
Einzelheft: DM 10,- DM 12,-
Doppelheft: DM 14,- DM 16,-
Abonnement: DM 44,‚- DM 54,-
Abonnementbedingungen:
Das Abonnement kann mit jedem
gewünschten Heft beginnen, in der
Regel mit dem Heft, das nach dem
Eingang der Bestellung erscheint. Ein
Jahresabonnement umfaßt derzeit 4
Einzelhefte und ein Doppelheft. Kün-
digungen sind 3 Monate vor dem Ende









Die Redaktion behält sich alle Rechte,
einschließlich der Übersetzung und
der fotomechanischen Wiedergabe
vor. Auszugsweiser Nachdruck mit
Quellenangabe ist gestattet, sofern die
Redaktion davon informiert wird. Für
unverlangt eingesandte Manuskripte
wird keine Gewähr übernommen. Ein
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Harald Bodenschatz, Armando Kaczmarczyk
FIA T-Lingotto in Turin
Die Krise einer Arbeiterstadt - Stadtplanung ratlos
6
Ingrid Krau
Ein Arbeitslos - ein Wohnungslos
Vom schwierigen Aufbruch zu neuen Ufern
Jürgen Wolf
Stadtentwicklung in der Dauerrezession
Planergruppe GmbH Oberhausen















Sergij Goryanoff, Stefan Krätke, Fritz Schmoll
Konzept für einen kommunalen Wohnungsbau
entwickelt für die Südliche Friedrichstadt Berlin
Dietrich von Beulwitz, Georg Knacke
Mieterselbsthilfe im mehrgeschossigen
Wohnungsbau
Gert Meinhoff, Gerhard Rohde, Heiner Rüschenschmidt
36 Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe Linden
Schüler berichten:
39 Jugendliche bauen Werkstätten selbst
Klaus Novy; Robert Nöll von der Nahmer
Arbeitsbeschaffung im Bausektor
Warum nicht produktive Kreditschöpfung?
Gerd Hamacher
Architekturbüros in der Rezession
33
BZ
46 Neue Serie: Verdrängte Alternativen
(1) Mainz: Blockierte Moderne (Werner Durth)
Friedrich Achleitner
Wiener Architektur der Zwischenkriegszeit
Kontinuität, Imitation und Resignation
S0
59 Neue Serie: Cord Machens: Skizzen aus den USA
Der Einstieg in die Rasterwelt
Harald Bodenschatz, Johannes Geisenhof
Postmoderner Städtebau?62






Adalbert Evers / Tilman Harlander, 1982,
Kommunale Wohnungspolitik im Großstadt-
raum, Politischer Kontext Kommunaler Poli-
tik und Planung. Eine vergleichende Unter-
suchung der Bedingungen für Stadterneu-
erung und Stadterhalten an deutschen Fall-
studien, unter Mitarbeit von Gerd Grzella-
Fuhrmann, Lothar Jax und Christian Lange,
Werkberichte des Lehrstuhls für Planungs-
theorie RWTH Aachen, 4 Bände, 684 Seiten,
30,- DM, einzeln 9,- DM, zu beziehen bei:
Lehrstuhl Planungstheorie, RWTH, Schin-
kelstr. 1, 5100 Aachen und bei Klenkes Druck
und Verlag
„Die sogenannte Wohnungsnot, die heutzu-
tage in der Presse eine so große Rolle spielt,
besteht nicht darin, daß die Arbeiterklasse
überhaupt in schlechten, überfüllten, unge-
sunden Wohnungen lebt ... sie ist nicht etwas
der Gegenwart eigentümliches, ... sie hat alle
unterdrückten Klassen aller Zeiten ziemlich
gleichmäßig betroffen. Und diese Wohnungs-
not macht nur soviel von sich reden, weil sie
sich nicht auf die Arbeiterklasse beschränkt,
sondern auch das Kleinbürgertum mit betrof-
fen hat,,. Als Friedrich Engels dieses in seiner
Artikelserie zur Wohnungsfrage schrieb, sah
er sich dazu veranlaßt, weil das gesamte poli-
tische Spektrum von links bis rechts mehr
oder weniger gesellschaftsimmanent bis kurz-
sichtig das Wohnungsproblem diskutierte und
in Modelle faßte.
Heute, nach 111 Jahren, ist sowohl die Dis-
kussion wie das politische Spektrum nicht ge-
ringer. Der Gegenstand heißt nun allerdings
„neue Wohnungsnot“. Was ist neu an dieser
Wohnungsnot? Was hat sie gemeinsam mit
dem gesellschaftlichen Mißstand, den Engels
analysierte? Was ist neu an Lösungsansätzen
in der politischen Diskussion und in der poli-
tischen Praxis? Offensichtlich ist, daß das
Wohnungsporoblem sich immer noch auf die
Städte bzw. Kommunen bezieht. Deutlich ist
auch, daß immer größere Teile der Bevöl-
kerung dadurch in ihren Reproduktionsmög-
lichkeiten beschränkt werden. Das aktuelle
politische Diskussions- und Handlungsspek-
trum reicht von „mehr Markt“ (Liberalisie-
rung), mehr kommunaler Kompetenz (Kom-
munalisierung) über Selbsthilfe bis zur Subsi-
stenzwirtschaft und Besetzerszene.
Die Autoren legen nun mit diesem viebändi-
gen Werk eine empirisch fundierte Unter-
suchung vor, mit der sie das Ziel verfolgen,
anhand von Fallbeispielen in den bundesdeut-
schen Städten München (Band 2), Köln (Band
3) und Frankfurt (Band 4), unterschiedliche
Handlungsprogramme der gegenwärtigen
kommunalen Wohnungspolitik in ihren Zie-
len und Wirkungsweisen zu untersuchen. Be-
rücksichtigen konnten sie in der vorgelegten
umfangreichen Exploration hauptsächlich die
offizielle Kommunalpolitik. Besonders aus-
sagekräftig werden die untersuchten Fallbei-
spiele durch die in ihrem Anschluß durchge-
führte vergleichende Untersuchung vor dem
Hintergrund, daß in den Städten München
und Frankfurt CSU-resp. CDU-Mehrheiten
entsprechende marktkonforme Neubaupro-
gramme installiert haben und in Köln die
SPD-Mehrheit ein eher auf den Bestand ab-
zielendes vorgelegt hat. Varianz besteht zwi-
schen Frankfurt und München allerdings
auch darin, daß München durch eine wesent-
lich bessere Haushaltslage gekennzeichnet ist.
Aus den Unterschieden der drei Kommunen
entwickelten die Autoren auch die Merkmale
ihres Untersuchungsgegenstandes: 1. Neubau-
politik (Bodenpolitik, frei finanzierter Woh-
nungsneubau, sozialer Wohnungsneubau, be-




schutz betreffs Bau- und Sozialstruktur.
Die Ergebnisse sind nun verblüffend, denn
die Varianz der Inhalte der kommunalen
Wohnungspolitikprogramme findet sich nicht
in den Maßnahmen und noch weniger in den




Wilfried Hülsmann, Matthias Münstermann:
„Durchbruch statt Abbruch“
Ökotopia Verlag
Broschüre, DIN A 5
443 Seiten, mehr. als 200 Fotos und
Zeichnungen
Am Beispiel eines teilbesetzten Hauses in der
Cuvrystr. in Berlin - Kreuzberg werden recht-
liche und finanzielle Möglichkeiten der Lega-
lisierung dargestellt (Übersicht über die in
Frage kommenden Modelle), sowie die
wichtigsten baulichen Probleme erörtert:
Schädlingserkennung und -bekämpfung, Bad-
einbau, Trockenlegung von Kellermauerwerk,
Durchbrüche.
Das Buch ist eine überarbeitete Diplomar-
bei von drei Berliner Architekturstudenten,
die bei der Instandsetzung des Hauses selbst
mit Hand angelegt haben und von daher die
einzelnen Arbeiten sehr plastisch beschrieben
haben. Die drei Beispiele (Badeinbau in ehe-
maliger Küche mit Verlegung der Podest-
toilette nach innen, Trockenlegung des Kel-
lermauerwerks, Durchbrüche), erfassen die
wichtigsten Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsarbeiten, die in alten Häusern anfal-
len. Das Kapitel Badeinbau z.B. reicht von der
statischen Berechnung der Decke (Gewicht
der Badewanne) über Probleme der Feuch-
tigkeitsisolierung bis hin zu einem Verzeichnis
lieferbarer Rohre nebst Montageanleitung
sowie diesbezüglicher DIN-Vorschriften.
Ein übersichtlich gegliedertes Schadens-
lexikon - unterteilt in Ursachen, Auffinden
und Untersuchen, Maßnahmen - macht dieses
Buch zu einem praktischen Ratgeber für alle
Selbsthilfegruppen im Altbau.
Es gibt mehr Gemeinsamkeiten als Unter-
scheidungen. Im —Untersuchungszeitraum
konnte beobachtet werden, daß sich die diffe-
renten Programme mit ebenfalls unterschied-
lichen ideologischen Grundlagen angeglichen
haben, wie auch deren Wirkungen. Eine der
wesentlichen Ergeonishypothesen ist, daß sich
offenbar ein kommunaler „Politiktypus“
herausgebildet hat, dessen Determinierung
außerhalb politisch sozialer Reformbestre-
bungen liegt, denn dominant verhalten sich
die Kommunen nach nationalen und interna-
tionalen Konkurrenzgesichtspunkten.
Bei diesem Ergebnis bleiben die Autoren je-
doch nicht stehen, sondern greifen aus einer-
seits „wachstumskritischer“ andererseits „so-
zialstaatskritischer“ Sicht in die Diskussion
um die „neue Wohnungsnot“ ein. Auf der
Grundlage ihrer Ergebnisse weisen sie auf die
Notwendigkeit des Scheitern einer sozialen
Wohnungspolitik hin, die sich allein auf den
Wohnungssektor beschränkt und treten
gleichzeitig für eine hauptsachliche Bindung
der Mittel im Bestand ein. Dieser Beitrag ist
neben den methodischen Grundlagen und der
vergleichenden Untersuchung in Band 1 doku-
mentiert.
Diese teils von der DFG geförderte Unter-
suchung liefert detaillierte Analysen der
kommunalen Politikansätze zur Lösung der
„neuen Wohnungsfrage“ in den untersuchten
deutschen Großstädten. In ihrer Verallgemei-
nerungstendenz weisen sich diese Politiken
der Wohnungsmisere aus. Die Lektüre dieser
Untersuchung sollte obligatorisch sein für
Planer, Soziologen und Politikwissenschaft-
ler, die mit der Wohnungsfrage befaßt sind.
Volker Roscher, Aachena
Die Autoren wollen ihr Buch jedoch nicht
als bessere Anleitung für Heimwerker der
„Selbst-ist-der-Mann“ - Bewegung („Männer
haben Metabo“) verstanden wissen. „Uns er-
scheint es deshalb wichtig, daß jeder, der an
einem Haus arbeitet, die wichtigsten Zusam-
menhänge kennt bzw. versucht, sich Informa-
tionen darüber zu verschaffen. Wir wollen
also versuchen, bei der Beschreibung einzel-
ner Baumaßnahmen auch zu erklären, warum
etwas so oder so gemacht wird“. (aus der Vor-
bemerkung zum praktischen Teil)
In der Tät erfordert dieses Buch einiges Mit-
denken und Verstehen und setzt ein Grundver-
ständnis für handwerkliches Arbeiten voraus
oder zumindest die Bereitschaft, es sich anzu-
eignen. Die einzelnen Arbeiten sind so erklärt,
daß der handwerklich motivierte Leser die
Schwierigkeitsgrade einschätzen kann und da-
durch einen Überblick erhält, über die Arbei-
ten, bei denen er Rat und Hilfe von Fachleuten
bracht - je nach eigenen Fähigkeiten.
Der Teil „Wege für eine Selbstverwaltung“
ist gleichermaßen anwendungsorientiert und
so leicht verständlich als nur möglich gehal-
ten. Der Überblick über mögliche Rechtsfor-
men (Hausverein, GmbH etc.) und Verträge
(Miets-, Nutzungs- Pachtvertrag u.a.) wird er-
gänzt durch den Abdruck der wichtigsten Ver-
trags- und Gesetzestexte dazu. Dies bezieht
sich nicht nur auf die Berliner Situation,
sondern ist für das ganze Bundesgebiet gültig.
Das Buch ist entstanden vor dem Hinter-
grund der Berliner Häuserkämpfe, reiht sich
aber nicht in die Reihe der Veröffentlichungen
über Instandbesetzer ein, sondern ist ein Buch
für Instandbesetzer und andere Retter alter
Häuser, sowie deren Helfer und Unterstützer.
Ein Versuch - und das zeichnet dieses Buch,
das ja eine überarbeitete Diplomarbeit ist,
aus - das Fachwissen der Universität an die
Leute zu vermitteln, die dieses Wissen




5 5 FA mit der Karnevalsmaske, de
Ein verschuldeter Architekt War der Bankräuber bei senen me akekten Bank
‚aub in Köln von einem Polizisten —- wie der Staatsanwalt feststellte — in Notwehr erschossen wurde. Eine automatische ‚Kamera in der
Bank hielt den Vorgang fest. Bild 1: Polizisten laufen mit gezogenen Waffen auf den 56jährigen ZU- Bild 2: Der Räuber feuert auf den ersten
Polizisten und durchschießt dessen Hand. Der zweite Beamte (ganz rechts) erschoß später den Architekten, Um den Kollegen zu schüt-
zen. Bild 3: Der an der Hand getroffene Polizist — die Kugel war danach an seinem Funkgerät in der linken Brusttasche abgeprallt = tritt
jegend nach der Waffe des Architekten. Bild 4: VOM zweiten Polizisten (im Bild nicht sichtbar) getroffen, bricht der tödlich verletzte Bank-
räuber zusammen. Er soll schon im Dezember einmal bei einem Banküberfall in Köln gescheitert sein Funkbilder: Kripo/dp8
Der kleine freie Architekt wittert Morgenluft.
Freudig begrüßt er den Lockruf der Selbsthil-
fe. Das Ende des staatlich regelementierten
Sozialen Wohnungsbaus hat ihm weniger
Aufträge und mehr Schulden beschert aber
dafür den Mut zur Eigeninitiative, zur Phan-
tasie, zu unkonventionellen Lösungen zurück-
gegeben.
Der Bankraub des Architekten war prakti-
zierte Selbsthilfe im besten Sinn. Unsere volle
Sympathie gehört dem Verlierer. Denn daß er
erschossen wurde, spricht nicht gegen Selbst-
hilfe, nur gegen bornierten Individualismus
und überholte Handwerkelei, von der sich
kleine freie Architekten offensichtlich nur
schwer trennen können.
Kalt und herzlos hält die Videokamera das
Geschehen fest. Sie ist das neue Medium
städtischer Ordnung. Das magische Auge des
Herrn blickt in die Taschen der Hausfrauen,
die Nischen der Parkhäuser, in Straßenfluch-
ten, überwacht Eingänge, Ausgänge, Tot-
kranke und Kleinkinder, ruht gefällig auf De-
monstrantengesichtern und beobachtet unab-
lässig Briefkästen, Wohnungen, Sperrbezirke,
Gettos.:
Der Erkenntnishunger öffentlich bedienste-
ter Planer ist groß. Die ausgleichende Gerech-
tigkeit planerischer Intervention geht kleintei-
lig vor. Die Analyse städtischer Problement-
wicklung verlangt den Gesamtüberblick, aber
die Lösungsansätze können nur mehr schwer-
punktmäßig greifen. Unter dem Druck radi-
kaler Ausgabenkürzungen kämpft arbeitneh-
merorientierte Planung verstärkt an allen
Fronten kommunaler Politik, um Strei-
chungen an den richtigen und nicht etwa den
falschen Stellen. „Gerade jetzt ist der interdis-
ziplinär ausgebildete, mit wissenschaftlicher
Methodik arbeitende Planer gefordert“, rufen
nimmermüde Sozialtechnokraten hinter den
EDV-Stößen zur alternativen Haushaltspla-





winken: „Es wird immer schwerer ein rationa-
les Planungsverständnis an den Mann zu
bringen“.
Die fünfte Kolonne der staatlichen Ver-
nunft leidet unter Orientierungsschwierigkei-
ten. Die Volkszählung verspricht Arbeit und
neue Erkenntnisse in Fülle, doch es mangelt
an Handlungsperspektiven. Der ganze Planer-
stand lebt ausschließlich vom Eingriff der
öffentlichen Hand, und die hat sich weit-
gehend auf den Polizeieinsatz zurückgezogen.
Basisinitiativen und Selbsthilfe zum Ausgleich
fehlender öffentlicher Leistungen werden die
meisten Planer loben, obwohl sie nach 10
Jahren sozialdemokratischer Herrschaft im-
mer noch glauben, geplanter Fortschritt
kommt von oben.
Häufig von der Architektur her kommend,
vor ihrem kunstgewerblichen Betrug fliehend,
aber verliebt in die selbstvergessene Arbeits-
weise bei leiser Musik haben jahrelang kleine
freie Planerbüros Mittlerdienste und Zuarbeit
leisten dürfen. Sich vom öffentlichen Auftrag-
geber distanzierend, erhielten sie an den Haus-
türen der Sanierungsbetroffenen alle nötigen
Daten für den Sozialplan und lernten in den
Wohnzimmern die menschlichen Nöte ken-
nen. Die Guten unter ihnen ließen sich von der
Stadt bezahlen und kämpften auf der Seite der
Betroffenen für die bessere Planungsalternati-
ve. Ihnen hat die öffentliche Hand den Ar-
beitsstuhl weggezogen. Um nicht ganz auf der
Straße zu sitzen, müssen sie einen neuen
Markt erschließen. Wer nicht mehr im öffent-
lichen Auftrag tätig werden kann, muß sich an
Privat verkaufen. Harmonisierung und
Problembereinigungen im kleinen Maßstab
sind gefragt, egal ob öffentlich oder privat.
Flickschusterei am besten alternativ garniert
mit Selbsthilfe und grüner Soße. Von der Stra-
tegie zur Fingerfertigkeit, vom Städtebauer
zum Spezialisten für Umbauten und Moderni-
sierungen, vom Landschaftsplaner zum Gar-
tengestalter. Ökotope sind der letzte Schrei in
den Gärten der Reichen!
Offensichtlich ist eine Umwertung im
Gange, aber irgendwie ist alles schon durch-
schaut. . Die sozial engagierten Planer von ge-
stern sind die Ökologen von heute. Die immer
noch begeistert arbeitnehmerorientierten Pla-
ner sind die Sonnenstaattechniker von mor-
gen (spätestens). Aber die Geschichte ist nicht
zu Ende wo die Video-Bilder abbrechen....
Der Bulle steht mit rauchender Pistole,
doch vor ihm der Architekt ist nicht tot zu
kriegen. Er steht auf, zieht die Maske vom Ge-
sicht und zeigt sein strahlendes Lächeln. „O.K.
Jungs, diesmal gings daneben. Macht euch
keine Sorgen, ich geht jetzt nach Hause, laß
mir alles durch den Kopf gehen und probiers
nochmal mit nem besseren Plan“.
Sie versuchen es immer wieder von vorn. Je-
der für sich mit seinem kleinen Plan. Dabei
müßten wir, planerisch gesprochen, gerade
jetzt gesellschaftlich denken und möglichst
kollektiv handeln. Ohne Illusionen über die
staatliche Macht, keine neue Liaison, ohne
staatsvermittelte Konzepte, Planung von
unten, Ausdruck der Vergesellschaftung, der
bewußten Aneignung des Lebens ist immer
noch ein weites Feld - unbebaut.
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Lage der industriellen Großbetriebe von Turin in den 20-er
Jahren, im Süden ist Lingotto angegeben (aus: Sica 1978).
In den Schubladen der Turiner Stadtverwal-
tung liegt seit 1980 ein Vorschlag für einen
neuen Flächennutzungsplan (Piano regolato-
re generale), dessen Zielvorstellungen aller-
dings schon wieder überholt sind. Die seit
1975 amtierende kommunistisch-sozialisti-
sche Stadtregierung wurde - so scheint es -
vom „System FIAT“ eingeholt. Dabei steht
die Aktiengesellschaft, die sich die Stadt seit
Beginn dieses Jahrhunderts nicht nur nament-
lich einverleibt hat - FIAT ist die Abkürzung
für Fabrica Italiana Automobili Toriono -
nicht nur für die weltweite Produktion von
1,275 Millionen Personenwagen, sondern vor
allem für die Transformation von arbeitsin-
tensive Produktionsformen und die Krise des
Idealtypus der stets wachsenden Wirtschaft:
Die Industrie produziert bei gleichbleibenden
Produktionsziffern Arbeitslose.
Mit der technologischen Umwälzung än-
dert sich der Anspruch von FIAT an Turin:
Der Automobilkoloß und die durch sein
Wachstumspotential entstandenen übrigen
Industrien haben in der Nachkriegszeit Raum
und Unterkunft für 500.000 zusätzliche Be-
wohner verlangt; die Einwohnerzahl der Stadt
Turin wuchs von 1951 bis 1974 von 720.000
auf 1,2 Millionen an, seither sinkt sie inner-
halb der Stadtgrenzen kontinuierlich ab, um
jedoch in den umliegenden Kommunen, die
die „Area Metropolitana Torino“ bilden, wei-
ter leicht anzusteigen. Die Stadt hat 1982 etwa
1,1 Millionen Einwohner, im gesamten Agglo-
merationsraum leben 1,9 Millionen Men-
schen.
Diese Arbeitsimmigranten kamen zum
größten Teil aus dem Süden Italiens, und im
Kultur-Konflikt zwischen bäuerlicher Her-
kunft, großstädtischer Anonymität und Ar-
mut. sowie ungewohnter Fließbandproduk-
tion waren sie es zuallererst, die ab Mitte der
60er Jahren die politischen Artikulationsfor-
men und das Gewicht von Gewerkschaften
und des Partito Communista Italiano (PCI)
zu verändern. begannen und damit die Voraus-
setzungen für die Wahlsiege der PCI Mitte der
70er Jahre schufen. Daß Turin seit 1975 mit
Diego Novelli einen kommunistischen Bür-
germeister hat, ist mithin auch eine Folge der
Veränderung der sozialen Strukturen der
Stadt durch die innere Logik der Existenz von
FIAT: stärker als alle anderen italienischen
Städte blieb Turin eine „Arbeiterstadt“. Die
regierende Kommunistische Partei blieb in
Turin „Arbeiterpartei“. Eine „Modernisie-
rung“ der wirtschaftlichen Grundlage, ein
Übergang zur „Tertiärisierung“, konnte posi-
Lingotto 1925 von Nordwest, das umliegende Gebiet ist noch kaum besiedelt, im Vordergrund sind die Anlagen der Eisenbahn zu
sehen (aus: Pozzetto 1975)
Harald Bodenschatz, Armando Kaczmarczyk
FIAT-—Lingotto in Turin
Die Krise einer Arbeiterstadt —
Stadtplanung ratlos
tiv von dieser Partei nur sehr leise und all-
mählich vertreten werden: die proletarische
und zugleich großbürgerlich-adelige Indu-
strie-Kultur Turins wußte sich sehr wohl von
der Angestellten-Kultur Mailands und den rö-
mischen Bürokraten abzusetzen. Eine solcher-
art kommunistisch geführte Stadtregierung
kommt in kultur-politische Schwierigkeiten,
je mehr die Industriebetriebe aus der Stadt
verschwinden und je stärker Arbeiter durch
Roboter ersetzt werden.
Der neue Flächennutzungsplan der Stadt
Turin setzt, ohne die geänderten sozi0-ökono-
mischen Rahmenbedingungen zu diskutieren,
unverholen weiter. auf die Expansionslogik
des Industrialismus: Der Verlust von 60.000
Arbeitsplätzen durch die Abwanderung der
Industrie jenseits der kommunalen Grenzen,
der Umstand, daß innerhalb der Stadt keine
freien Industrieflächen mehr zur Verfügung
standen, die nahezu lückenlose Bebauung des
kommunalen Areals von 9.000 Hektar (die
Halbmillionen-Stadt Bologna verfügt über ein
Gebiet von 26.000 Hektar) bei gleichzeitigem
Bedarf von 30.000 Wohnungen und entspre-
chenden Dienstleistungseinrichtungen in den
kommenden 10 Jahren sowie die Knappheit
an öffentlich verfügbaren (Grün-)Flächen
waren die tragenden Elemente des Begrün-
dungszusammenhangs für den Flächennut-
zungsplan. Mit ihm sollte einmal mehr der
„geordnete urbanistische Rückzug“ in Form
einer Ausweitung des städtischen Agglomera-
tionsraumes angetreten werden. Wohnungen,
Industrie, öffentliche und private Dienstlei-
stungsbetriebe sowie die Administration
sollten in das Umland verlagert werden, in der
werden Sprache des Flächennutzungsplanes
hieß das: „dezentralisiert und depolarisiert“.
Die Kommune hat hierzu eine Vereinbarung
mit 60 umliegenden Gemeinden getroffen.
Doch mit der seit den 50er Jahren diskutier-
ten und im März 1982 endgültig vollzogenen
Schließung des FIAT-Werkes LINGOTTO
verlieren nicht nur 9.000 Arbeiter endgültig
ihre Stelle, sondern gleichzeitig.wird der Plan
zur Makulatur, erweist sich sein Begrün-
dungszusammenhang als Apologie einer irreal
gewordenen Wachstumshoffnung. Einmal
mehr steuer FIAT die Stadtentwicklungs-
planung.
Mit der Aufgabe von FIAT-Lingotto wird
die Krise einer Industriekultur offensichtlich,
die von den rationalistischen Architekten an-
gebetet worden ist: die Kultur der Verherrli-
chung der Maschine, der Bewegung, der Ge-
schwindigkeit oder konkretisiert: der Kult des
Automobils. Die von Giacomo Matte Trucco
seit 1916 geplante und 1923 eingeweihte Anla-
ge von Lingotto (Länge 507 m, Breite 80 m,
Höhe 27 m, 5 Stockwerke, 153.000 m? Nutz-
fläche), eine vertikale, stockwerksweise
Schichtung des gesamten Automobilproduk-
tionsprozesses ist, so die Einschätzung von
Anhängern des Rationalismus, der „göttliche“
architektonische Ausdruck dieser Kultur - oh-
ne falsche Ästhetik, sogar ohne ästhetischen
Anspruch, eine Kultur in „nacktem Stahlbe-
ton“. Für Giovanni Agnelli senior, so wird
überliefert, „war die Anlage einzig und allein
ein Behälter der Produktion, daher mußte sie
wie eine Maschine organisiert sein ... ’Keine
ästhetischen Flausen’, so seine Worte, ’im Be-
reich der Industrie”. Bewundert wurden von
den Architekten vor allem die Autoversuchs-
piste (Länge: über 1 km, Breite: 24 m, mögli-
che konzipierte Höchstgeschwindigkeit: 90
km) auf dem Dach des Fabrikgebäudes als
„Monument einer sich bewegenden Zivilisa-
tion“ und die gewendelten Rampen in For-
men, ‘die später von Pier Luigi Nervi weiter-
entwickelt wurden. Le Corbusier (in „Vers une
architecture“), Ludwig Hilbersheimer (in
„Großstadtarchitektur“) u.a. begründeten den
Ruhm von Lingotto gerade mit ihren Hinwei-
sen auf das Dach. „Der eigentliche Bruch mit
der Tradition“, so auch der Autor der Mono-
graphie über Lingotto, Pozzetto, liegt im Ge-
brauch des Daches“. Und was st, wie Pozzetto
weiter meint, schon die Turbinenhalle von
Peter Behrens gegen die Anlage von Matte








Lingotto: Halle des fünften Stockwerks des Fabrikgebäudes mit
einer Länge von 506,5 m, 1934 (aus: Pozzetto 1975)
Werk des Futurismus in Italien“ (Michel
Ragon in „Historie mondiale de V’architecture
et de l’urbanisme modernes“) wurde auch vom
italienischen Faschismus propagandistisch
vereinnahmt. „In Italien“, so Marinetti, „wird
der faschistische Stil u.a. von FIAT-Lingotto
repräsentiert“.
Aber Lingotto ist nicht nur gepriesener
Tempel der modernen Architektur, „einer der
bedeutendsten Industriebauten unseres Jahr-
hunderts“ und der „größte Beitrag, den Italien
zur modernen Architektur geleistet hat“ (so
Pozzetto), sondern auch präziser Ausdruck
historischer kapitalistischer Produktionsver-
hältnisse. Die vertikale Stapelung der Pro-
duktionsabschnitte war als Herausforderung
an die amerikanische Automobilindustrie
konzipiert, die innere Organisation - eine An-
wendung des Taylor-Systems auf Italien - ist
als Versuch der Erhöhung der Produktivität
und der Disziplinierung der Arbeiter zu inter-
pretieren. Auch die Lage entsprach voll den
Erfordernissen der Produktion: Das Werk lag
außerhalb der nicht rational organisierten
historischen Stadt, aber direkt an der Quelle
der modernen Produktion von Raum: an der
Eisenbahn.
Das Turin der Gründungsjahre von Lingot-
to war auch das Turin des modernen
Industrieproletariats, der Fabrikrätebewe-
gung, der Aktivitäten Antonio Gramscis. Ins-
besondere der politische Generalstreik im
Jahre 1920 erschütterte das politisch-soziale
Gleichgewicht der Stadt. Das Angebot.des aus
der innerstädtischen Konkurrenz als Sieger
hervorgegangenen FIAT-Werkes (Turin wur-
de erst in diesen Jahren zur FIAT-Stadt) an
die protestierenden Arbeiter war Lingotto: die
Verheißung der grenzenlosen Ausdehnung der
Produktion, die von einem ständig steigen-
den Wohlstand der Massen begleitet wurde.
Baulich wurde dieses Wachstumsversprechen
am klarsten im ersten Entwurf für Lingotto
organisiert, in dem Matte Trucco drei beliebig
wiederhol- und erweiterbare Gebäudeeinhei-
ten vorsah. Das Werk von Matte Trucco, so
Tafuri/Dal Co in „Architektur der Gegen-
wart“ (1977), schien daher auch „die Ankündi-
gung der vom Faschismus geschaffenen
’neuen Industrieordnung’ zu sein“.
Die kapitalistische Weltmarktkonkurrenz
war nicht nur der Geburtshelfer, sondern auch
der Totengräber von Lingotto. Nach der
Überzeugung der FIAT-Führung konnte die
vertikale Organisiation der Produktion den
neuen amerikanischen Methoden nicht mehr
Paroli bieten. Die Konsequenz: die Vorberei-
tung des Baus von FIAT-Mirafiori etwas
weiter westlich von Lingotto. Der Bau von
Mirafiori wurde bereits 1926 erwogen und
nach einer Detroit-Reise von Agnelli (1934)
im Jahre 1938 begonnen. Der neue, von
Vittorio Bonade-Bottino projektierte Kom-
plex in Flachbauweise organisierte den Pro-
duktionsprozeß auf horizontaler Ebene, die
Autoversuchsstrecke wurde neben den Hallen
angelegt. Mirafiori ist heute mit nominal
45.000 Beschäftigten das Stammwerk von
FIAT und eine der größten Automobilpro-
duktionsstätten der Welt überhaupt. Vor al-
lem Mirafiori förderte die Expansion der
Stadt nach Süden, wodurch Lingotto wie
Mirafiori zu innerstädtischen Industrieflä-
chen wurden. Lingotto selbst sollte schon in
den 30er Jahren abgestoßen werden. Entspre-
chende Verhandlungen mit der Stadt Turin,
Militärbehörden, dem Polytechnikum und
der Staatsbahn scheiterten allerdings. Lingot-
to blieb eine - allerdings zweitrangige - Pro-
duktionsstätte. Die (1980 rund 10.000) Be-
schäftigten dieses Nebenwerkes konnten nur
noch die Karosserien für bestimmte kleinere
Autoserien zusammensetzen, die schweren
Maschinen für weitergehende Produktions-
vorgänge hat die Etagebauweise nicht mehr
tragen können.
Während die produktionstechnische Rück-
ständigkeit von Lingotto für das FIAT-Mana-
gement schon seit langem Anlaß war, über
eine Aufgabe des Werkes zu diskutieren, d.h.
die „Idee“ der Maschine der maschinellen
Realität anzupassen, entwickelte sich der
Standort von Lingotto immer mehr zu einem
städtebaulichen „Filetstück“. Zusammen mit
dem zum nicht ausgelasteten Turiner Haupt-
bahnhof Porta Nuova führenden Eisenbahn-
gelände und den ebenfalls unmittelbar an-
grenzenden riesigen Flächen für die Zollgüter-
abfertigung sowie die Lager und Markthallen
(Mercati generali) bietet die Aufgabe der
300.000 Quadratmeter umfassenden bisheri-
gen Produktionsfläche von Lingotto die
Chance einer städtebaulichen Neustruktu-
rierung eines Areals von 2 Millionen Quadrat-
meter, d.h. der gesamten, bis ins Zentrum
hineinreichenden Südstadt. Bedenkt man, daß
FIAT-Lingotto bei weitem nicht die einzige
große industrielle Produktionsanlage Turins
ist, die aufgelassen wird - Firmen wie Nebiolo,
die CEAT und die Venchi Unica werden eben-
falls geschlossen - dann stehen also gleichzei-
tig mit der Vorlage eines Flächennutzungspla-
nes, der von der These der Unmöglichkeit wei-
terer baulicher Veränderungen innerhalb des
Gesamtansicht der Dachpiste, 1923 (aus: Pozzetto 1975)
Stadtgebietes ausgeht, 25% der Stadtfläche er-
neut zur Disposition: genug Raum sicherlich,
um die Verlagerung von Wohnungen und In-
dustriebetrieben nach draußen zumindest
noch einmal zu überdenken.
Doch das setzt voraus, daß die zukünftige
Nutzung dieser disponibel gewordenen Flä-
chen und Industriegebäude geklärt wird. Tu-
rin ist mit der Entscheidung FIAT’s auf eine
industrielle Produktion im Werk Lingotto zu
verzichten, endgültig vor die Problematik ge-
stellt, über eine Transformation der Arbeiter-
und Industriestadt nachzudenken. Weil der
urbanistische Apparat der Stadtverwaltung
mit seinen administrativ-technischen Pro-
blemlösungsstrategien jedoch den Mytholo-
gien der Turiner Industriekultur zu stark ver-
haftet ist, und einen gesellschaftlichen Dis-
kussionsprozeß mit dem Ziel einer Veudefini-
tion sozialer Zielsetzungen für die Stadt nicht
erlaubt, verordnet die Kommunalregierung
den nächsten „geordneten urbanistischen
Rückzug“: Sie bereitet einen großangelegten
städtebaulichen Wettbewerb vor für die ge-
samte Fläche von 2 Millionen Quadratme-
tern, die vom Turiner Hauptbahnhof bis zur
Via Ventimiglia im Süden reicht.
An den Konditionen dieses Wettbewerbs
arbeitet zur Zeit eine vom Bürgermeister ein-
gesetzte Kommission. Daß man über deren
Arbeitsweise bislang kaum etwas erfahren
kann, liegt nicht nur an der städteplanerischen
Ratlosigkeit der Kommune, sondern auch an
FIAT und dem Versuch des Automobilkon-
zerns über ein Gutachterverfahren, in dem ge-
ladene Architekten Hypothesen für eine zu-
künftige Nutzung des Lingotto-Gebäudes er-
arbeiten sollen, den „Wert“ - der sich dann ba-
nalerweise im von der Kommune an FIAT zu
entrichtenden Verkaufspreis niederschlagen
wird - neu (höher!) zu bestimmen. Die Liste
der von FIAT-Chef Agnelli eingeladenen Ar-
chitekten ist ebenso international wie illuster:
Aulenti, Böhm, Fehling und Gogel, Gabetti,
Gregotti, Halprin, Hollein, Johansen, Las-
dun, R. Meier, Pellegrin, Pelli, G. Pesce, R.
Piano, Roche, A.L. Rossi, Sartogo, Schein,
Sottsass und Stirling.
FIAT stellt den Gutachtern keine konkre-
ten Bedingungen. Klar ist nur, daß die Archi-
tekten sich einerseits mit der noch aus der
Spätzeit des italienischen Faschismus stam-
menden Idee einer Verlagerung des Bahnhofs
nach Süden - z.B. auf das Lingottogebäu-
de (?) - auseinandersetzen werden und daß sie
andererseits über die Nutzung der ehemaligen
Fabrik als Ort der Kultur, des Theaters und
Lingotto: südliche gewendelte Rampe 1982 (Foto: Stimmann)
der Museen nachdenken werden. Eugenio
Battisti, Präsident der italienischen Vereini-
gung für Industriearchäologie, hat bereits vor-
geschlagen, das Gebäude unmittelbar nach
dem Verlassen durch den letzten Arbeiter ab-
zuschließen und es erst in 20 Jahren wieder zu
öffnen: Aus dem Dornröschenschlaf würde
dann die „sixtinische Kapelle der Industriege-
sellschaft“ zum Leben erweckt. Leider wurde
die Maschinenausrüstung des Werkes mittler-
weile bereits entfernt.
Mit etwas mehr Realismus verbunden
scheint die FIAT-Hypothese, im Werk von
Lingotto ein „Technologielaboratoium“ ein-
zurichten. FIAT befindet sich mit dieser Hy-
pothese in Übereinstimmung mit dem „Mo-
dernisierungsflügel“ der PCI und ihrem so-
zialistischen Koalitionspartner in der Stadtre-
gierung. Ziel der verstärkten technologischen
Anstrengungen soll die Überwindung der
Krise der tradierten Großindustriestrukturen
sein: Die „elektronische Modernisierung der
Volkswirtschaft“ soll dem Abbau der in-
dustriellen Arbeitsplätze entgegensteuern.
Der Dienstleistungssektor soll sich stärker
produktionsbezogen entwickeln, die neuen
Kommunikationstechnologien werden für
fähig gehalten, das stillstehende Wirtschafts-
wachstum wieder anzukurbeln. Das früheste
italienische Symbol eines industriellen Ar-
beitsprozesses soll durch seine neue Nutzung
zum Symbol des Übergangs in den Post-In-
dustrialismus werden. Dieser ganz unkritische
und gutgläubige Übergang von der industriel-
len zur elektronischen Fortschrittsgläubig-
keit hat auf der Ebene der regionalplaneri-
schen Innovation seinen Ausdruck bereits im
Projekt „MI-TO“ erhalten. Milano und Tori-
no sollen über großangelegte Verkehrs- und
Kommunikationsachsen stärker als bisher
verbunden werden, um so in einer gemeinsa-
men Kraftanstrengung und einer besseren
EG der jeweiligen Ressourcen dieKrise der Ökonomie zu überwinden. MiTo
steht auch für ein italienisches Wortspiel: Das
Verbundprojekt Mi-To ist ein „Mythos“ (ital.:
mito).
Diese offensichtliche Flucht vor einer wirk-
lichen Auseinandersetzung mit der sozialen
Realität Stadt ist nur eine Seite der Schwierig-
keiten der Turiner Stadtplaner im Umgang
mit der Krise der Industrie. Die planungsme-
thodische Defensive der Stadtverwaltung und
insbesondere des Stadtbaurates bildet die
andere.
Dabei war die neugewählte Linksregierung
Mitte der 70er Jahre mit ihren ersten städte-
Lingotto heute, links neben dem Hauptgebäude mit der Dachpiste das Verwaltungsgebäude (1919-21 erbaut)
(aus : Casabella 1982)
baulichen Reformschritten durchaus auf
einem erfolgreichen Weg. Im Zentrum der
Auseinandersetzung stand auch damals be-
reits FIAT. Der immer noch gültige Flächen-
nutzungsplan von 1958 hatte den Bau einesriesigen neuen „Direktionszentrums“:fürManagement und produktionsbezogeneDienstleistungseinrichtungen am Rande derInnenstadt vorgesehen. FIAT wollte seinezentralen Leitungseinrichtungen vom CorsoMarconi ursprünglich dorthin verlagern,plante dann aber ab 1970 die Konzernspitze in
das Gebiet der Turiner Vorortgemeinde
Candiolo umzusiedeln. Die neue Linksre-
gierung hat nun erfolgreich versucht, diese
Standortwahl FIATSs zu revidieren; eine der-
artige Ausweitung des Agglomerationsraum
sollte nicht zugelassen werden. FIAT ist des-
halb eine Vereinbarung mit der Stadt einge-
gangen, derzufolge die Konzernleitung künf-
tig an drei Standorten dezentralisiert wird:
Der alte Hauptsitz am Corso Marconi wird
beibehalten, zusätzlich entstehen in halbperi-
pherer Lage zwei weitere FIAT-Standorte in
Borgo San- Paolo sowie am Flughafen in der
Gemeinde Colegno. FIAT bezahlt die „Urba-
nisierungskosten“ für diese Gebiete und stellt
der Kommune Turin Bodenflächen für die
Einrichtung von sozialen Dienstleistungen zur
Verfügung. Dieses Verhandlungsergebnis ist
in der Geschichte der Beziehung zwischen
Stadt und Konzern einmalig.
Die Kommune konnte dies erreichen, weil
sie zum einen sehr genau wußte, was ihr Ziel
war, zum anderen konnte FIAT diese Dezen-
tralisierung mit einer Reorganisation der in-
nerbetrieblichen Kommunikation in Einklang
bringen. Das Verhandlungsergebnis sicherte
die Kommune in entsprechenden Bebauungs-
plänen ab. Für die zukünftige Nutzung des
Lingotto-Geländes ist eine derartige präzise
Zielvorstellung jedoch nicht vorhanden. Der
den geänderten sozio-ökonomischen Rah-
menbedingungen völlig unangemessene Vor-
schlag für einen neuen Flächennutzungsplan
hat darüber hinaus die Schwächen des vor-
handenen Planungsinstrumentarismus einmal
mehr deutlich werden lassen. Es genügt nicht,
wie es im Planvorschlag heißt, den Plan als
„ein System von Beziehungen“, als ein System
von „Verhaltensregeln“ zu bezeichnen und ihn
gleichzeitig am „grünen Tisch“ entstehen zu
lassen.
Die Problematik, den sozialen Auseinan-
dersetzungsprozeß als Teil des Planungspro-
jektes zu verstehen, bei dem alle Interessen
miteinbezogen werden müssen, versucht die
Kommune nun über den „städtebaulichen
Wettbewerb“ zu lösen. Sie will damit die Ge-
fahr entgehen, Planung nur noch als Voll-
streckung eines zwischen den mächtigen In-
teressensvertretern ausgehandeltes Ergebnis-
ses zu praktizieren.
Der Wettbewerb erscheint so als verzwei-
felter Versuch, gegenüber den Pressionen der
eigentlichen Herren der Stadt (wie FIAT) die
Planungskompetenz der öffentlichen Hand
aufrechtzuerhalten. Die Idee der öffentlichen
Bestimmung der Entwicklung der Stadt - einer
der Grundsätze der „modernen“ Planung - ist
allerdings in der italienischen Planungskultur
längst nicht mehr unumstritten. Im Dezem-
ber-Heft 1982 von Casabella wird gefordert,
sich „ein für allemal“ von den sicher unzuläng-
lichen aktiven urbanistischen Eingriffsmög-
lichkeiten „zu befreien“ und auf „neue Instru-
mente“ wie die Verhandlungen mit den Herren
der Stadt zu setzen. Das „Planungs-Projekt“
wird damit auf ein „wichtiges Element einer
formalen Kontrolle. bereits anderswo abge-
sicherter ökonomischer und prozeduraler
Vorgänge“ reduziert. Mit einem solchen Ver-
fahren, so die postmoderne Planungslogik,
kann die Entwicklung zur postindustriellen
Stadt entchaotisiert werden. Noch ist diese fa-
tale Alternative nicht Realität. Ob den Turi-
ner Kommunisten die Idee eines „Städtebau-
lichen Wettbewerbs“, der die Diskussion über
den Sinn und Weg einer Transformation der
Arbeiterstadt nicht explizit mit einschließt,
wirklich hilft, die unzureichenden Planungs-
instrumente gegen die spitzen und pseudo-
pragmatischen Pfeile der postmodernen In-
krementalisten (man betrachte die Liste der
von FIAT eingeladenen Architekten) zu ver-
teidigen und zu verbessern, muß einstweilen
abgewartet werden.
Die in diesem Beitrag vermittelten Informationen und Einschät-
zungen sind u.a. Frucht einer Exkursion, die Mitarbeiter des In
stituts für Stadt- und Regionalplanung der Technischen Universi:
tät Berlin im Oktober 1982 nach Bologna, Turin und Neapel un-
ternommen haben. Ohne die Hinweise und Mitteilungen des
Turiner Architekten Stefano Hutter hätte der Artikel nicht ge-
schrieben werden können. Wir danken ihm dafür.
Folgende Literatur wurde für den Beitrag herangezogen:
Casabella dicembre 1982
Comune di Torino. Piano Regolatore Generale, Progetto
preliminare, März 1982
Le Corbusier, Ausblick auf eine Architektur (1922), Güters-
loh 1969
Pozzetto, Marco, La Fiat-Lingotto, Un’architettura torinese
d’avanguardia. Turin 1975
Radicioni, R. Riuso e riorganizzazione dell’assetto metropoli-
tano: Vlesperienza torinese. In: Celada u.a. Riuso urbano?
Programmi, Progetti, Interventi Pubblici. Mailand 1982
Ragon, Michel. Histoire mondiale de l’architecture et de
l’urbanisme modernes. Tournai 1972
Sica, Paolo. Storia dell’ urbanistica. III,2. 11 Novecento,
Bari 1978













1. Anlaß zum Nachdenken
Räumliche Stadtentwicklungsplanung im
Ruhrgebiet ist spätestens seit Mitte der 70er
Jahre erneut vor den vorauseilenden Schat-
ten struktureller und langanhaltender rezes-
siver Arbeitslosigkeit diskutiert worden. Mir
stellte sich in meinem Arbeitsfeld, dem mon-
tanindustriellen Ballungskerngebiet Duis-
burg, in den 70er Jahren folgende Frage:
Ist es angesichts der allgemeinen histori-
schen Tendenz stagnierender Expansions-
kraft der traditionellen Großindustrie in den
klassischen industriellen Ballungszentren der
westlichen Welt und wachsender Flächenan-
sprüche für Wohn- und Freizeitbedürfnisse
noch sinnvoll, Wohngebiete zugungsten
expansiver industrieller Standortsicherung
und vorgeblicher Arbeitsplatzsicherung zu
dezimieren und verschwinden zu lassen?
Weder waren die von den einzelnen Indu-
strien (Stahlindustrie, Kohleverwertung,
petrochemie, Raffinerien, KEnergiewirt-
schaft) geltend gemachten Expansions- und
Sicherungsansprüche für die Region in der
Summe verträglich — auch nach geltendem
Recht nicht — noch war die sich damals deut-
lich abzeichnende Gigantomanie der Stahlin-
dustrie und des Petrobereichs an der Duis-
burger Rheinschiene vorstellbar ohne ent-
sprechende imperiale Strategien und Siege
auf den EG- und Weltmärkten.
Klar war: eine neue weltweite Arbeitstei-
lung zugunsten der technologisch höchstent-
wickelten, mehr vom avancierten human
capital als von Rohstoffen abhängigen Indu-
strien und zuungunsten der Rohstoffum-
wandlung und -verformung in der 1. Welt
würde das Ruhrgebiet und diesen Teilbe-
reich besonders hart treffen. Andererseits
war gerade deswegen eine rationalisierungs-
orientierte räumliche Konzentration an der
Rheinschiene nicht allein für die Stahlindu-
strie ökonomisch sinnvoll. Steigende Pro-
duktionsmengen an Roheisen wie Rohstahl
schienen zu signalisieren, daß die Region
trotz ihrer Monostruktur wirtschaftlich kern-
gesund sei, man müsse nur den Ballungskern
als Hauptkonfliktzone konkurrierender Flä-
chenansprüche vom Überschuß an Arbeits-
kräften und folglich Wohnbevölkerung
befreien. Dies war keine aussprechbare aber
desto schlagkräftigere Handlungsstrategie.
Sie realisierte sich im Selbstlauf industrieller
Daseinsvorsorge und planerischen Flanken-
schutzes: die Grundstoffindustrie im Bal-
lungskern, insbesondere die Stahlindustrie,
mußte sich „übersteigerte” Ansprüche an
Umweltschutzmaßnahmen vom Halse schaf-
fen, mit der Reduzierung der Arbeitskräfte




Das Kalkül hatte schon in den 70er Jahren
einige Schönheitsfehler: Wohnungsneubau
an der Peripherie und im Umland ging auf-
grund von steigenden Neubaumieten, stei-
genden Benzinpreisen und stagnierenden
Löhnen zurück. Wer die Wohnverhältnisse
im traditionellen industriellen Ballungskern-
gebiet kennt, konnte dennoch der Frage
nicht ausweichen, ob sich nicht technischer
Fortschritt hier radikal zugunsten des Baus
neuer Wohn- und Lebensbereiche an der
Peripherie und der Konzentration der Indu-
strien im klassischen Ballungskern anwenden
ließe. Meine Position des Grundrechts auf
Bestandssicherung und Entwicklung der vor-
handenen Wohnsiedlungsbereiche gegen-
über den damaligen industriellen Expan-
sionsansprüchen war vor allem aus der Ein-
sicht in die bevorstehende ökonomische und
soziale Entwicklung abgeleitet. Mir blieb
trotzdem vorstellbar, daß die Bewohner
einer Stadt sich zu ihren Bedürfnissen nach
Verbesserung des Lebens bei materiell abge-
sicherter Freiwilligkeit dynamisch verhalten
können, wie es die Abwanderung der Besser-
verdienenden ins Umland zeigt.
Aber Veränderung unter welchen Bedin-
gungen auch immer ist ein Durchsetzungsakt
mit Protagonisten, die ihre Projektionen/
Leitbilder der besseren Welt aus der gelebten
Erfahrung formulieren. Unter restriktiven
Lebensverhältnissen verbindet sich mit
Behausung der grundsätzliche Anspruch an
Sicherheit. In der Krise heute nimmt dieses
Grundrecht deutlicher Gestalt an:
Eine Wohnbevölkerung gewinnt — selbst
wenn sie von der Großindustrie in expansi-
ven Aufschwungphasen mit der aussicht auf
Arbeitsplätze und Existenzsicherung gerufen
wurden — durch ihr vor Ort gelebtes Leben
ihr existenzielles Selbstverständnis. Sie exi-
stiert mit ihren Lebenszusammenhängen
fort, wo der Sinnzusammenhang bisheriger
Arbeitsstrukturen über Nacht verloren geht.
Wo neueste und unter hohem Kapitaleinsatz
erstellte Produktionsanlagen entwertet und
in der Folge vernichtet werden, bleibt der
Gebrauchswert der Wohnungen bestehen.
Der Argumentationszusammenhang dreht
sich um: wo vor kurzem noch richtig
erschien, Wohngebiete zur Sicherung von
Arbeitsplätzen zu beseitigen, erweist sich
nun die Vernichtung von Arbeitsplätzen als
völlig unabhängig von dieser Vorleistung,
erweisen sich Menschen und ihre Behausun-
gen als längerlebig. Und von ihnen her for-
muliert sich die Nachfrage nach Arbeit —
nicht umgekehrt *
2. Eine Hand voll Beispiele
In der expansiven Phase, als die bundesdeut-
sche Stahlindustrie den europäischen Markt
bereits in ihrer Tasche glaubte, wurden hier
und da an den beengten Standorten des mon-
tanindustriellen Ballungskerngebiets die stil-
len Reserveflächen industrieller Expansion
mobilisiert. Eine Reihe klassischer Werks-
siedlungen unmittelbar vor den Toren der
Produktionsstätten gelegen, wurde nur noch
notdürftig instandgehalten und mit Auslän-
dern belegt. Die Einebnung dieser Siedlun-
gen erschien gegenüber einer teilweise mög-
lichen Einebnung veralteter und nicht mehr
genutzter Produktionsanlagen innerhalb der
Werksgelände als der entschiedenere Schritt
in die gewünschte Zukunft abgeschirmter
großflächiger Produktionsareale.
Dortmund — Hoerde
Im Interesse der Hoesch Stahl AG wurde
Ende der 70er Jahre die alte Werkssiedlung
Felicitas des früheren Hoerder Hüttenver-
eins von einem Immissionsschutzwall begra-
ben. Hier wie anderswo war die Maßnahme
politisch durchsetzbar, weil sich die der
Hütte verbundenen Bewohner überzeugen
ließen, daß letztenendes nur eine expandie-
rende Industrie zukunftsorientierte Arbeits-
plätze garantiere.
Wenige Jahre später, als sich die Eurostra-
tegie der Stahlindustrie als Fehlspekulation
erwiesen hatte und Hoesch als erstes Opfer
des Kapazitätsabbaus feststand, war die
Hoerder Hütte als erste Streichung unstrit-
tig. Der Immissionsschutzwall wird allein als
Mahnmal zurückbleiben.
Duisburger Kupferhütte der Rio Zinc Corp.
1970: 4 300 Arbeitsplätze, 1982: 1 600 Arbeitsplätze. 1983
sollenknapp 300 übrig bleiben. Kein Interesse mehr am recyc-
ling industrieller Produktionsabfälle. Die Ausbeutung der Roh-
stoffvorkommen der 3. Welt ist billiger
Zum ersten Mal seit Jahrzehnten ergreift umfassende allge-
meine Unruhe die Stadt: am 10.Dezember 1982 ziehen rund
15 000 Arbeitnehmer zum Rathaus, wo Landesregierung, Stadt
und IG Metall keine Antworten haben.
So sicher schien der Industriestandort Duisburg als Zentrum
der westdeutschenStahlproduktion.
Wie weit sich die Schichten durch Rationalisierung ausdünnen
lassen, wie stark die Auslastung der Anlagen auch in Duisburg





Als 1982 das westliche Hochfeld — noch vor
einigen Jahren gut 5000 Einwohner stark —
zugunsten der di des Standorts derangrenzenden Großindustrie und ihrer
Arbeitsplätze unbewohnbar gemacht ist,
wird der eine veranlassende Großbetrieb, die
Duisburger Kupferhütte für eine Deutsche
Mark zum Kauf feilgeboten, ist der andere —
die Hütte Thyssen Niederrhein — im Ver-
gleich von früherem Glanz und heutigen
Zukunftsperspektiven zur Bedeutungslosig-
keit geschrumpft.
Während eine der größten Flächensanie-
rungen der BRD zur umfassenden Konzep-
tion reift und nach förmlicher Festlegung,
vorbereitender Untersuchung und Sozialplan
schließlich die abbröckelnde Zahl der Ein-
wohner durch die jeweils noch nicht abgeris-
senen Mietskasernenstümpfe geschoben
wird, rutscht die Zahl der Arbeitsplätze bei
der Kupferhütte von 4300 (1970) auf 1600
(1982), geht die Arbeitsplatzzahl bei Thyssen
Niederrhein von 2600 (1972) auf 1500 (1982)
zurück. Inzwischen haben die 1600 Arbeit-
nehmer der Kupferhütte ihre Kündigungs-
schreiben. Für knapp 300 von ihnen wurde
anschließend eine vage Chance auf wahr-
scheinlich befristete Weiterbeschäftigung in
Aussicht gestellt.
Noch ist der Immissionsschutzwall, der
Umgehungsstraße und angrenzende Indu-
strie ahschirmen soll, nicht zuende aufge-
kippt.
Duisburg — Meiderich — Berg
Auch hier bestand das gleiche Konzept:
Abriß der inzwischen dicht mit Türken
belegten Werkswohnungen zugunsten werks-
interner Parkplätze und eines Immissions-
schutzwalls für das Hüttenwerk Ruhrort der
Thyssen AG. Es waren zunächst die wach-
sende Finanznot der öffentlichen Hand und
die Wohnraumverknappung, die die Durch-
führung verzögerten. Jetzt stellt sich die
Frage, ob die benachbarte Hütte nicht dem
Strukturwandel ganz zum Opfer fällt.
Ausgereifte Planungsverfahren für ähnli-
che Absichten wurden für Duisburg — Hüt-
tenheim, Duisburg — Bruckhausen und Duis-
burg Hamborner ’Juppkolonie’ jetzt zurück-
Hüttenwerk Rheinhausen der Krupp Stahl AG
1979: 10 000 Arbeitsplätze. 1982: 7 500 Arbeitsplätze. 1983
sollen 3300 davon übrigbleiben. Die Hütte wird amputiert auf
Kopf und Rumpf: zwei neuere Hochhöfen und ein Oxygen-
stahlwerk. Und vielleicht nicht einmal das, wenn. Thyssen mit
Krupp zusammengeht. Man kann die Hütte in Rheinhausen
ganz dicht machen — bisher war noch an jedem Gerücht was
dran — sie sind der übliche Informationskanal — niemand kann




Räumliche Dimensionen industrieller Standortkonzentra-
tion
Der Hallenkomplex des zur Schließung vorgesehenen Walz-
werks der Hüttenwerke Rheinhausen spiegelbildlich auf
das benachbarte „Musikerviertel”, 4-geschossiger Werks-
wohnungsbau aus den 50er Jahren, geklappt. Der Umriß
bedeckt etwa 800 Wohneinheiten einschließlich ausge-
dehnter Grünanlagen. Man beachte auch das Größenver-
hältnis von öffentlichen Gebäuden (schraffiert) zum Hal-
lenkomplex
3. Vom schwierigen Aufbruch zu neuen
Ufern
Die Frage nach der Zukunftsprojektion ist
nicht zu trennen von der Frage nach dem
handelnden Subjekt.
Unsere Blicke gehen heute auf die in kleinen
Gruppen gesuchte konkrete Utopie — eine
Projektion, die angesichts der nicht aufhalt-
baren Massenarbeitslosigkeit so notwendig
wie möglich erscheint.
Doch macht es uns nachdenklich
daß die Projektion so stark am „Bewah-
ren, Nichtverändern, Blickzurück” hängt,
daß sie in einer Zeit sich zuspitzender
Widersprüche als die Hoffnung der allum-
fassenden WIR erscheint, an die WIR
UNS klammern angesichts einer nicht
mehr denkbaren Zukunft nach dem denk-
baren Holocaust.
Das WIR in kleinen Gruppen, die sich aus
den herrschenden Verhältnissen autark und
autonom herauszuhalten suchen, ist vom
„Nirgendwo-Land” zum hier und da konkre-
ten Ort geworden. An ihnen formuliert sich
— durch das Nichtentlassensein der Kleinver-
suche aus dem größeren gesellschaftlichen
Zusammenhang hindurch — das „Nir-
gendwo-Land” neu und deutlicher zum
„Nochnichtirgendwo-Land”- Noch ist für die
Versuche nicht entschieden, ob sie systembil-
dende Qualität im Sinne des friedlichen
Übergangs zum Nochnichtirgendwo haben,
ob „Selbermachen” als Bewußtseinsverände-
rung eine kompromißlose politische Kraftist
oder ob es der bewußtseinsverändernde
Übergang in die politische Abstinenz ist.
Unter welchen Bedingungen ist es das eine,
unter welchen das andere?
Uns interessiert daher die Frage, ob diese
Versuche, de Projektionen des „Nochnicht-
irgendwo-Land” an der Ruhr sein können,
die Projektionen der Aneignung von Indu-
striekolossen durch diese von den industriel-
len Produktionsstrukturen geprägten Men-
schen, mit ihrer Erfahrung, ihren Talenten,
ihren Zukunftshoffnungen.
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Nun gibt es kaum noch Anlaß zur vollkontinuierlichen Pro-
duktion in den großen Konvertern; diese irrsinnige Produk -
tionsverdichtung bei Fahrweise rund um die Uhr, die immer
seltener durch Störungen unterbrochen wird, muß durch
Kurzarbeit ausgeglichen werden.
Natürlich kann ich mir eine Gesellschaft vor-
stellen,
® in der alles alternativ funktioniert,
® in der alles alternativ funktioniert,
® in der alles alternativ funktioniert.
Natürlich kann ich mir vorstellen,
® daß die gesellschaftlich notwendige
Arbeit weiter dem Umfang nach enorm
abnimmt,
® daß die gewonnene Disposition über Zeit
in der Gesellschaft die Lust zum Experi-
mentieren freisetzt.
aber ich kann mir auch vorstellen,
9 daß die historische Konditionierung des
Einzelnen durch Industriearbeit auch der
gewonnenen Freizeit den Stempel von
Leistungssuche aufdrückt,
daß die sirkende Profitrate dem Indivi-
duum den Zeitgewinn wieder abjagt, um
ihm einen Teil der Existenzsicherung als
individuelles Geschäft aufzubürden.
cd
Es war noch weit zur Forderung der 35-Stunden-Woche,
als Lafargue 1883 schrieb:
„Vertiert (verdummt) durch ihre Laster (ihre Arbeitslust)
konnten sich die Arbeiter nicht zu der Erkenntnis der Tat-
sche erheben, daß man, um Arbeit für alle zu haben, die
Arbeit rationieren muß wie das Wasser auf einem Schiff in
Seenot.”
(zit. nach Benz, E., Lafargue-Studien, in der Bernstein-
schen Übersetzung nicht enthalten)
Aber ich muß mir vorstellen,
® daß die organisierte Systemgewalt heute
(nenne sie Polizeistaat, Atomstaat,
Rüstungsstaat, überwachte, formierte,
kontrollierte Gesellschaft) diese Chance
des anderen Lebens nicht läßt,
daß sie sich in die Bedürfnisse nach
Erhalten, Besitzstandwahren, Versi-
chertsein hineindrängt, um an der Ruhe-
und Ordnungskette zu halten,
» daß sie mit neuen Verführungen nach der
desorganisierenden Existenzangst spürt.
Ich frag mich also, was passiert, wenn
® wenn ein noch größerer ganz erheblicher
Teil vor allem Jugendlicher in alternati-
ven Projekten lebt, umworben von einem
Staat, der die freie Initiative favorisiert,
um sich zu entlsten, getragen von solchen
Jugendlichen, die heil und ganz genug
sind. selber zu machen, aufzubauen:
Die Arbeiter der Hüttenwerke Rheinhausen und der Kupfer-
hütte vereinen sich in Hochfeld, fast 10 000, Frauen und
Kinder sind dabei. So habensie sich selbst noch nie gesehen: in
solcher Zahl, gemeinsam auf der Straße.
® wenn in der ersten Ökonomie im Sektor
der organisierten Arbeit, Auslese- und
Leistungsprinzip, intensivierte und ver-
feinerte Ausbeutung im Widerstreit mit
neuen Fähigkeiten zur Beherrschung der
Produktionsprozesse liegen (also Kondi-
tionierung contra AAO Sin der sich weiterentwickelnden Indu-
striearbeit);
wenn ganze Teile der Gesellschaft mit
ihren Händen, Köpfen, ihren Fähigkei-
ten in diesem Sektor nicht gefragt sind;
wenn in der ersten Ökonomie, im Sektor
der organisierten Arbeit, ein Teil davon
für schlechteste, dümmste Resttätigkei-
ten und mieseste Bezahlung aufgesaugt
werden kann, weil der Staat kein Netz
mehr hinhält; N
wenn die Nichtgefragten, die Ubrigblei-
benden, die nicht die Fähigkeiten, Mög-
lichkeiten haben, anders zu leben, keinen
Weg mehr sehen?
»
Mir scheint: die friedliche Idylle ist nicht nur
vom UÜberbau her, sondern auch von unten,
von der Basis her bedroht.
Und ich frag mich dann (bei soviel denk-
möglicher Apokalypse muß ich nach dem
möglichen Ausweg suchen), ob denn wirk-
lich nur noch diese kleinen autonomen Grup-
pen die notwendige Bewegung/Veränderung
der Gesellschaft bewirken, die die Katastro-
phe aufhalten kann.
Und dann frag ich mich, was denn die Men-
schen des zweiten Sektors, die Träger der
organisierten Arbeit, die die Wirklichkeit
des Ruhrgebiets ausmachen, historisch noch
zu vermelden und beizutragen haben.
Ganz sicher ist die heroische Rolle, die
ihnen als sich mit der Entwicklung der Groß-
industrie kompromißlos —formierender
Gegenkraft zuerkannt wurde, historisch
abgetan, überrollt von der arbeitsteiligen
Zersplitterung des Wissens, der Substitution
menschlicher Arbeit durch die Maschine, der
Konditionierung durch (inzwischen verinner-
lichtes) Leistungsbewußtsein. Sie waren
Realisten stattdessen: aus gelebter Erfah-
rung ihrer Lohnarbeiterexistenz in den lan-
gen Jahren des wirtschaftlichen Aufschwungs
der Bundesrepublik die beständigsten Ver-
teidiger des Systems und zugleich ungebro-
chenes Widerstandspotential.
Viele der Rheinhausener gehen zum ersten Mal durch‘ den be-
nachbarten Stadtteil Hochfeld — das haben sie nicht gewußt-
Vor kurzem hätten sie vielleicht noch geurteilt: gut daß das
wegkommt, ist doch kein Lebensstandart — jetzt friert es sie.
Ich denke, die Sehnsucht, ganzer Mensch zu
sein, entsteht bei ihnen um so mehr, als sie
im Umgang mit der materiellen Aneignung
der Welt den starken Widerspruch zwischen
Lohnarbeiter- und Produzentensein erfah-
ren. Aber die Bedingungen der Konditionie-
rung lassen es ohne gewaltige Erschütterung
und Anstöße von außen, die die eigenen
Defizite überbrücken helfen, nicht zu, zu
sich selbst zu kommen
„Die Grausamkeit, mit der die Vergesellschaftung der
Individuen stattgefunden hat und noch stattfindet — ...
erzwingt gerdezu das folgenschwere Mißverständnis, in
diesem Prozeß der 2. Menschwerdung nichts weiter als die
Opferung des Individuums an ihm äußere Mächte zu
sehen, führt zur rückwärtsgewandten Utopie der gesell-
schaftsfernen Individualarbeit, anstelle der gewaltsamen
Produktion des gesellschaftlichen Menschen. Für die Ana-
lyse der Arbeit hängt aber alles davon ab, in der Vergesell-
schaftung der Individuen die innewohnende Perspektive
der „Individualisierung” der Gesellschaft zu erkennen.
Hauptfrage muß sein, inwieweit die Individuen zu aktiven,
selbstbewußten Trägern der gesellschaftlichen Entwick-
lung werden müssen, und welche Probleme sich dabei erge-
ben; inwieweit die Automatisierung der Entfaltung der
Individuen zu einem Erfordernis der gesellschaftlichen
Weiterentwicklung macht.”
Projektgruppe Automation
n: Argumenthefte/Sonderband 19 S.189/190
Die Selbstbefreiung durch konkrete, sinnli-
che Arbeit, die der Angelhaken der Alterna-
tiven zur Sinnerfahrung im Leben, ganzheit-
lichen Fähigkeiten und darüber die Substanz
von Widerstand gegenüber historisch über-
holten Fesseln ist, bleibt also auch bei organi-
sierter Industriearbeit zu sehen. .
Veränderung der Industriearbeit (bei
automationsorientierter kontinuierlicher
Produktion) / Veränderung des Menschen:
Produktion rund um die Uhr, Verwertung
immer teuerer Anlagen in immer kürzerer
Zeit, Kontiwechselschicht, Diktat der indu-
strialisierten Zeit über den Menschen, Funk-
tionalisierung des Menschen ehne Rücksicht
auf biologische und soziale Bedürfnisse,
Anpaßbarkeit unterstellt. Aber mit jeder zeit-
umstellung wiederkehrendes Unwohlsein,
vorzeitiger Gesundheitsverschleiß. Kompen-
sation durch Geld und arbeitsfreie Zeit. Für
die einen: inhaltsarme, einseitig belastende
Resttätigkeiten, Enteignung von Fähigkei-
ten.
Für die anderen: mehr Kompetenz und
Eigenverantwortlichkeit bei der Arbeit.
Aber unter wachsendem psychischem Streß:
Arbeiten ohne konkretes Tun. reduziert auf
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Spuren sinnloser und gewaltsamer Vernichtung billigen Wohn-
raums: Der 10.12. ist auch der Tag nach den neuen wohnungs-
politischen Beschlüssen in Bonn: Staffelmiete auch im Altbau,
Zeitmietverträge, mehr Profit im Wohnungsbau
ständiges Wachsamsein, auch gegen die bio-
logische Uhr, Verantwortungsbewußtsein
gegenüber dem Prozeßablauf, um dem Stör-
fall durch manuelles Eingreifen zuvorzukom-
men. Und Überantwortung des eigenen Wis-
sens an die Maschine, Einbringen des eige-
nen Erfahrungswissens für einen störungs-
freien Ablauf, aber ohne Einfluß auf die
Gestaltung der Arbeitsbedingungen.
„Wie mein Vater stets Anspruch erhoben hatte auf den
Zugang zu den kulturellen Gütern, so hatte er drauf
beharrt, daß ihm gehöre, was ihn an seinem Arbeitsplatz
umgab... In der Fabrik konnten Kollegen ihn zuweilen ver-
spotten, ihn sogar Streber nennen, wenn sie ihn bei über-
mäßiger Pflege der Maschine fanden, wenn er nachdachte
über technische Verbeßrungen. ...Auch als er seine Anstel-
lung als Vorarbeiter verlor, und nur aushilfsweise Verwen-
dung fand, ließ er nicht davon ab, jede Aufgabe im
Bewußtsein seiner ganzen Verantwortung auszuführen.
Nie würden wir imstande sein, sagte er, unsre Lage zu ver-
ändern, so lange wir gefangen blieben in unsrer Halbheit
und Entfremdung.”
(Peter Weiß, Ästhetik des Widerstands, Ffm 1976 S. 350)
„...da hat der Dr. ... gesagt, wir haben das ausgerechnet,
wir haben pro — ich weiß jetzt nicht pro Kopf oder pro Tag
— nur so und so viel Prozent Störung und dafür reichen 1
oder 2 Mann aus so. Und da haben wir uns natürlich fürch-
terlich gegen mokiert, weil es ist ja so, wir sind ja im Endef-
fekt nicht dafür da, Störungen zu beseitigen, dat heißt
dafür sind wir auch da, wenn sie auftreten, am Endeffekt
sind wir dafür da, um Störungen erst gar nicht aufkommen
zu lassen ja. Was wir vorher schon machen können oder
während des Betriebes machen können ohne die Anlage
still zu stellen, also praktisch der Störung schon vorgreifen,
das sieht man da oben nicht.
Ich sag, Mensch, warum reißen wir uns eigentlich den
Arsch auf, laß doch stehn, die Scheiße, dann sehen die
wenigstens man oben wofür wir da sind, nech, aber dat läßt
der Ehrgeiz wiederum nicht zu. Dat ist der Ehrgeiz, wenn
wir tatsächlich merken, manchmal ist es ja zu merken, dat
nen Motor irgend wie klapprig wird oder ... Lager und so
weiter und so weiter, so dann wird der Neue schon ran
geholt, dann steht der schon bei Fuß ja und sobald die
Anlage mal irgend wie über ne andere Sache steht, wegen
Gasmangel, wegen Strommangel, ... in der Zeit wechseln
wir den Motor jetzt, daß der nicht in Störung geht, ist die
Störung für uns auch schon wieder pleite. Wir brauchen sie
nicht zu schreiben, man sieht se nicht, man hört sie nicht
und ihr habt gar keine gehabt...”
(ein Betriebselektriker aus dem Hochofenbereich)
Wie nah und wie weit ist dies von der „inne-
wohnenden Perspektive der ’Individualisie-
rung’ der Gesellschaft”?
Immerhin umfaßt es der Möglichkeit nach
die Hoffnung, daß die strukturellen Umbrü-
che in der Gesellschaft in Verbindung mit
bewußter Erfahrung Ansätze zur Emanzipa-
tion und Autonomie im Bereich organisierter
Industriearbeit vorwärtstreiben
“Der einzige Sinn, den ich seh, wenn wir dann arbeitslos sind,
können wir uns die Schabracken nehmen, 20 Mark Miete und
selbstausbauen, haben ja Zeit genug.”
Spuren sinnloser und gewaltsamer Vernichtung auch an den
Menschen — aber auch eine Hoffnung: aufgebrochen einen
Weg zu suchen.
Was hat dies mit der Frage nach dem
Zusammenhang von Arbeitslosigkeit und
räumlicher Strukturveränderung im Ruhrge-
biet zu tun? So viel, als daß es um den Schritt
vom Hinnehmen der Vernichtung von
Arbeitsplätzen und von Wohn- und Lebens-
raum hin zu ihrer bewußten Aneignung geht.
Der Umbauvorschlag von Stahlarbeitern für
ein konventionelles Miethaus des Belegwoh-
nungsbestandes der Stahlindustrie aus den
50er Jahren ist sicher Ausdruck vom Sichein-
richten auf das hier von jeher übliche Über-
wintern in der Krise und von der Resignation
hinsichtlich des Zustandekommens kollekti-
ven Widerstands — sicher aber auch die Idee
vom Bruch mit den alten Abhängigkeiten.
Sykele
















7 SE m z Wohnung
Umnutzungsvorschlag von Stahlarbeitern für ein konventionelles Miethaus des werkeigenen Wohnungsbestandes der Stah-
lindustrie aus den 50er Jahren. Abb. 2
Entscheidungen:
1. Sich in der 58 qm - Wohnung arrangieren
2. Für alle Fälle (wiederkehrender Arbeit) Lärmschutz für Schlafraum des Schichtarbeiters
3 Selbstversorgung als Überlebensstrategie (Aneignung der von den heimgekehrten türkischen Kollegen hinterlassenen zur
Zeit leerstehenden Wohnungen für Selbstversorgungszwecke)
Zur Vertiefung der hier angerissenen
Thematik hat Jürgen Wolf für Herbst
des Jahres (vorraussichtlich Nr. 71)
das Schwerpunktthema ”Rezession
und Repression: Ausblicke auf
1984” (Arbeitstitel) vorgeschlagen.
Die vorbereitende Redaktion haben
W.Durth, F.Geschwind,G.Hamacher
und J.Wolf übernommen. Weitere
Autoren werden gesucht.
Hat die aktive Stadtenwicklung noch eine
Chance oder versinken die Städte in
Lethargie?
Die Dauerrezession ist nur die volkswirt-
schaftliche Erscheinungsform einer tiefgrei-
fenden Strukturkrise der Wachstumsgesell-
schaft. Sie ist verbunden mit pol. und kulturel-
len Umbrüche mit der Suchm nach neuer
Identität der Individuen, einer Polarisierung
der Lebensverhältnisse und -auffassungen, die
insgesamt das Stadtleben nachhaltig verän-
dern.
Von der wirtschaftlichen Rezession als
Dauerzustand ist vermutlich auszugehen. Die
Trendwende beginnt mit den 80er Jahren. Seit
1980 steigt die Arbeitslosigkeit in einem seit
der unmittelbaren Nachkriegszeit nicht mehr
gekanntem Ausmaß, zugleich nimmt auch die
Kurzarbeit bedrohlich zu und die offenen
Stellen schmelzen zusammen (vgl. Abb.1).
Das Bruttosozialprodukt reagiert mit entspre-
chender zeitlicher Verzögerung (1980 + 1,8%,
1981 - 0,2% und 1982 - 1,2%). Auch für 1983
prognostizieren die wirtschaftswissenschaftli-
chen Institute eine weiterhin schrumpfende
Volkswirtschaft, denn der erwartete Einbruch
im 1. Quartal 1983 erfordert schon rein rech-
nerisch im 2. bis 4. Quartal Zuwachsraten von
vier und mehr Prozent, wenn sich aufs ganze
Jahr gesehen das Sozialprodukt in etwa aus-
gleichen soll.
Der damit verbundene Steuerausfall in den
kommunalen Haushalten bei andererseits er-
höhten Ausgaben im sozialen Bereich auf-
grund der allgemeinen Verarmung zwingt die
Gemeinden bei Festhalten an ihrer bisherigen,
den neuen Anforderungen insofern nicht
länger angemessenen Haushaltspolitik, die so-
zialen Leistungen zu beschneiden, von denen
nicht wenige in der Stadt leben. Aber nicht nur
die sozialen Aufgaben der Gemeinden nehmen
bei gleichzeitig schrumpfender Leistungs-
fähigkeit zu. Was schwerer wiegt, ist, daß viele
Gemeinden zu wenig politische Phantasie ent-
wickeln und mit Einsparungen in der planen-
den Verwaltung die Quelle austrocknen, von
der die notwendigen strukturellen Ände-
rungen in der Nachwachstumsphase nach ent-
sprechende wissenschaftlicher Grundlegung
und politischer Zielvorgabe auszugehen ha-
ben. Denn jede Intensivierung der Bewirt-
schaftung der auch in der Dauerrezession in
der Gemeinde gleichwohl noch reichlich vor-
handenen Ressourcen an Flächen, suboptimal
genutzten Gebäudebeständen und privaten
Kapitals, ganz abgesehen von menschlicher
Arbeitskraft, erfordert zuerst eine Intensivie-
rung der Planung. Nur sie kann die nunmehr
unumgängliche Rationalisierung der bisher
mehr oder weniger organisch gewachsenen




chen im Interesse aller leisten. Indem aber nun
gerade bei der Planung der Rotstift angesetzt
wird, verbauen sich die Gemeinden ihre Zu-
kunft. No future? Reduziert sich die Kommu-
nalpolitik in der Rezession auf die Verwal-
tung der Not und versinken die Städte, zu-
erst in den industriellen Ballungsgebieten, in
die Lethargie eines Manchester oder Liver-
pool?
.. Vor der Frage aber, welche strukturellen
Änderungen der Kommunalpolitik notwendig
sind, steht die Frage, worauf werden alle jene
in der Stadt lebenden oder dorthin künftig zu-
ziehenden Menschen angewiesen sein, deren
Einkommen absolut oder relativ sinkt, oder
die ganz durchs soziale Netz fallen?
Nachteilen. Der Umzug in die große moderne
Wohnung muß auf unabsehbare Zeit zurück-
gestellt werden. Die Angewiesenheit auf die
kleine, billige, heizkostengünstige Wohnung
mit nicht ständig steigenden Mieten und Be-
lastungen in einem Stadtteil, in dem man auch
notfalls ohne Auto (soweit überhaupt vorhan-
den) den Arbeitsplatz, die Schule, den Kinder-
garten, das Einkaufszentrum mit den Sonder-
angeboten und hin und wieder auch die freie
Natur erreichen kann, wächst. Noch besser
freilich, wenn in der Nähe ein Kleingarten vor-
handen ist, von und in dem es sich ein bißchen
besser leben läßt. Man wird auch wieder mehr
auf die alltäglichen nachbarschaftlichen Hil-
fen angewiesen sein und die bescheideneren
Möglichkeiten der Erholung und Entspan-
nung vor der Haustür oder am Stadtrand dem
Fernurlaub vorziehen müssen. Die Einrich-
tungen der Naherholung, kleine Parks im
Stadtteil, eben auch der Kleingarten, die
Landschaft und der Wald am Stadtrand, die
relativ ruhige Wohnstraße, Sport- und Ver-
einsamlagen gewinnen somit an Bedeutung
und werden im Falle ihrer Gefährdung wohl
noch hartnäckiger verteidigt werden als bisher
schon.
Statistisch macht sich die neue Angewiesen-
heit seit Beginn der Dauerrezession im Winter
’80/’81, als erstmals wieder mehr als eine
Million Arbeitslose registriert wurden, als
Trendwende in der Nah- und Fernwanderung
bemerkbar: Es gewinnen nicht nur die Städte
mit relativ günstiger Arbeitsmarktsituation
Einwohner aus anderen Regionen, sondern re-
lativ unabhängig davon ist aufgrund der auch
im Umland stagnierenden Bautätigkeit und
der für immer mehr Haushalte kaum noch
tragbaren Fahrkosten eine Tendenzwende
von der Stadtrandwanderung zur Stadtwan-
derung erkennbar (vgl. Abb.3).
Zunehmende Diskrepanzen der Wohn-
raumversorgung und Polarisierung der
Bevölkerungsstruktur im Altbaubestand
infolge von Wanderungsgewinnen
Insofern die Wanderungsmotive hie wie da
ökonomischer Natur sind, bevorzugen die ent-
sprechenden Zuwanderer in der Stadt Stadt-
teile mit preiswertem Altbauwohnungsbe-
stand. Dort konkurrieren sie aber mit der
Nachfrage der Haushaltsneugründer, derjeni-
gen, die aus anderen Gründen innerhalb der
Stadt umzuziehen gezwungen sind, und der
Nachfrage oberer Einkommensgruppen, die
aus dem Umland zuziehend das Stadtleben in-
zwischen wieder mehr präferieren. Die Ge-
samtnachfrage akkumuliert in diesen Stadt-
teilen zu absolut zunehmenden Einwohner-
zahlen, ohne daß dort zusätzlich Wohnungen
errichtet würden, so daß sich die Wohnversor-
gung pro Haushalt oder Person im statisti-
schen Durchschnitt absolut verringert
(Abb. 4).
Die Verbesserung der Wohnversorgung der
einkommensstarken Haushalte wird hier
Arbeitsmarktbedingte Zuflucht in Städte
mit relativ niedriger Arbeitslosigkeit und
Seßhaftigkeit
In der Bundesrepublik erhoffen sich viele von
der Rezession Betroffene am ehesten noch
eine relativ gute Lebenschance in den kom-
merzialisierten süddeutschen Großstädten
und wandern vermehrt dorthin. Den wenigen,
die auf diese Weise ihren Wohnort wechseln,
weil sie noch einen Arbeitsplatz gefunden ha-
ben, stehen die vielen gegenüber, denen eine
Berufskarriere durch Arbeitsplatzwechsel und
damit verbundenem Umzug in andere Städte
nicht mehr möglich ist, oder die als Dauerar-
beitslose diese Chance schon lange nicht mehr
haben und an ihren Wohnort gebunden
bleiben. Aus sozialer Mobilität folgt Wan-
derung, aus sozialer Immobilität Seßhaftig-
keit. Verstärkte Zuwanderung in Regionen
mit 'relativ günstiger Arbeitsmarktsituation
korreliert so mit allgemein rückläufiger Ge-
samtmobilität (vgl. Abb.2).
Die ökonomisch erzwungene neue Seßhaf-
tigkeit verändert notgedrungen auch die Ein-
stellung zur unmittelbaren Umgebung, zur
Nachbarschaft, zum Stadtteil und zur Stadt,
in der man nunmehr für längere Zeit mit wenig
Hoffnung auf eine grundlegende Verbes-
serung der Einkommensverhältnisse zu leben
hat. Es ist der gegebene soziale Raum, nicht
die Berufskarriere in fremden Städten, auf den
sich die Lebenserwartung zunehmend richtet
und mit dem sie sich bescheiden muß. Was die
Menschen dort erwartet, ist auch davon ab-
hängig, wieweit sich die Bewohner der gege-
benen Nachbarschaft politisch, kulturell und
sozial betätigen. Erwächst hieraus die politi-
sche Kraft, auf welcher jene notwendigen
Strukturänderungen gründen? Welche Hand-
lungs- und Konfliktpotentiale zieht das nach
sich?
Vermehrte Angewiesenheit auf eine
Stadt, in der es sich auch bei bescheide-
nem Einkommen leben läßt
Zunächst äußerst sich die neue Seßhaftigkeit
als eine vermehrte Angewiesenheit auf die vor-
handene Wohnung mit all ihren Vor- und
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durch eine-überproportionale absolute Ver-
schlechterung der Wohnversorgung aller übri-
gen Haushalte im Stadtteil aufgewogen. Beide
Entwicklungen vollziehen sich im wesentli-
chen gebäudeweise: Dem Ein- und Zweiperso-
nenhaushalt in der umgewandelten Altbauei-
gentumswohnung steht die Wohngemein-
schaft oder der Ausländerhaushalt mit bis zu
zehn Personen auf gleicher Wohnfläche ge-
genüber. Die Ausländer, Armen, Alten, Ar-
beitslosen und Auszubildenden sind bei ihrer
Wohnungssuche mehr und mehr auf jene
Restbestände noch nicht renovierter Gebäu-
de beiderseits der Hauptverkehrsstraßen,
neben dem Industriewerk, hinter und zwi-
schen den Bahngleisen und im Sperrbezirk an-
gewiesen, die die gehobene Nachfrage noch
ausläßt. Eine Tendenz zur Gettoisierung in der
Binnendifferenzierung der innerstädtischen
Wohngebiete nach diesen Gebäude- oder La-
gemerkmalen ist erkennbar. Die Heterogeni-
tät der Wohnungs-, Gebäude- und Umwelt-
qualität innerhalb eines Stadtteils, ja oft einer
Straße bis ins Gebäude zwischen den benach-
teiligten dunklen Erdgeschoßwohnungen und
der modern ausgebauten sonnigen Dachwoh-
nung ist die materielle Basis für eine kleinteili-
ge Polarisierung der Bevölkerungsstruktur
und die fortlaufende Übervölkerung ihre trei-
bende Kraft - mit Ausnahme der flächig be-
nachteiligten Stadtlagen, wo die Unterprivile-
gierten nach wie vor (noch) unter sich sind. In-
sofern in den sonstigen Altbaugebieten sich
breit gestreut inzwischen besser gestellte
Haushalte mit gehobenen Wohn- und Wohn-
umfeldansprüchen niedergelassen haben, fin-
det die Wohnumfeldverbesserung überall Un-
terstützung. Die in großer Mehrheit immer
noch dort wohnenden kleine Leute erkennen
dagegen noch selten, daß ihnen als Nachfrage-
gruppe mit der Verbesserung der Wohnum-
welt der letzte preisgünstige Wohnungsbe-
stand verloren geht, auf den sie so angewiesen
sind. Denn betroffen sind ja nicht sie selbst,
sondern ihre potentiellen minderbemittelten
Wohnungsnachfolger, die bei Gelegenheit des
nächsten Mieterwechsels gegenüber potente-
ren Nachfragern nicht zum Zuge kommen.
Die Verdrängung vollzieht sich somit in der
Regel ohne offenen Konflikt über die normale
Wohnungsfluktuation. Solch lautlose Verän-
derung in Verbindung mit großen Interessen-
gegensätzen der Bewohner bis ins Gebäude
scheint ein schlechter Nährboden für eine
kommunalpolitisch relevante Basisbewegung
im Stadtteil.
Da die Wohnungsfluktuation mit der
Gesamtmobilität aber rückläufig ist, weil die
Haushalte wie gesagt auf ihre bestehenden
Wohnverhältnisse angewiesen sind und länger
daran festhalten, als sie das sonst tun würden,
erreicht die Verdrängung noch nicht das Aus-
maß der entsprechenden einkommensstarken
Nachfrage im Stadtteil.
Das Einfallstor der gehobenen Nachfrage
ist der Eigentümerwechsel bei Mietwohnge-
bäuden. Denn die Grundstückspreise richten
sich nach der Zahlungsfähigkeit eben dieser
Nachfrage. Das sind die auf dem Gebraucht-
wohnungsmarkt für Eigentumswohnungen
erzielbaren Preise von, je nach Region und
Wohnungsnachfrage, 1.000 bis 2.500,- DM
pro qm Wohnfläche der nicht renovierten
Wohnung, ein Preis, der den Ertragswert, zu
erzielen aus den gegebenen Mieten, in der Re-
gel um das Mehrfache übersteigt.
Im allgemeinen haben die Gemeinden die
Trendwende in der Stadt- und Stadtteilent-
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erkannt und nur sehr vereinzelt reagieren sie
darauf schon angemessen.
Die an der Erhaltung der gegebenen Wohn-
verhältnisse orientierte Lenkung solcher
Grundstückstransaktionen durch die Gemein-
de mittels Vorkaufsrechten, zweitens die Ent-
lastung des Wohnungsbestands von gehobe-
ner Nachfrage durch forcierten Wohnungs-
neubau gerade auch für diese Gruppen und
drittens die behutsame sozialorientierte, wenn
nicht bis in Zeiten eines wieder einigermaßen
ausgeglichener Wohnungsmarkts aufgescho-
ben, Wohnumfeldverbesserung wären dem-
nach die angemessenen Maßnahmen des
Wohnungsbestandschutzes und zugleich der
Verbesserung der Wohnversorgung insge-
samt.
So aber reagieren die Gemeinden auf die
neue Angewiesenheit noch nicht. Neues Han-
deln setzt zunächst einmal Kenntnis der neuen
Entwicklung voraus. Bis neue Entwicklungen
ins Bewußtsein dringen, vergehen oft Jahre,
zumal bei negativen Trends. So sind denn die
städtebaulichen Handlungskonzepte der
Kommunen noch nahezu durchweg darauf
abgestellt, die sog. Stadtflucht, d.h. nach
diesem Verständnis die Abwanderung der ein-
kommensstarken Aktivbürger aus der Kern-
stadt zu verhindern - wenn es diese so selektiv
je gegeben hat.
Aus gesicherten Untersuchungsergebnissen
wissen wir inzwischen, daß in die am Stadt-
rand und im Umland in den 70er Jahren er-
richteten neuen Wohngebiete vorwiegend un-
tere und mittlere Schichten aus den inner-
städtischen Wohngebieten gezogen sind, wie
im einzelnen in den entsprechenden Abhand-
lungen noch zu zeigen sein wird,
In Gemeinden, wo die neue Angewiesen-
heit und ihre städtebaulichen Folgetrends zu-
mindest erkannt wird, fällt die Umstellung auf
die angemessenen Maßnahmen einr neuen
Städtebau- und Wohnungspolitik aber
schwer. Im allgemeinen wird noch so
gefördert und geplant wie in der Wachstums-
phase, wird von weiter expandierenden Ge-
werbebetrieben, möglichen Neuansiedlungen,
wachsenden Behörden, zunehmenden Wohn-
flächenverbrauch, steigendem Wohnbedarf
nach Wohnungsausstattung und -größe, stei-
gendem Einkommen, zunehmendem Energie-
verbrauch, zunehmender Motorisierung, stei-
genden Grundstückspreisen und Mieten und
sich verringernden Haushaltsgrößen ausge-
gangen. Die staatliche Wohnungsbau-, Woh-
nungsmodernisierungs- und Sanierungsför-
derungspolitik in der überkommenen Form
überansprucht die öffentlichen Haushalte und
produziert doch nur relativ wenige, teure
Wohnungen, meist an ungünstigem Standort
und mit vorprogrammierter Mieterhöhung
bei ohnehin schon hoher Ausgangsmiete oder
Belastung. Sie ist in nahezu allen ihren Aus-
wirkungen prozyklisch und geht am för-
derungswürdigen Bedarf vorbei. Sie blockiert
auf kommunaler Ebene finanziell und perso-
nell die den neuen Anforderungen angemesse-
ne Planung.
Neue Konzepte entwickeln andere Maß-
nahmen ergreifen
Die planende Verwaltung wird infolge der
Rotstiftpolitik nicht nur reduziert, sondern
die verbleibende Kraft auch noch weitgehend
auf falsche Inhalte konzentriert. Dabei käme
es zunächst darauf an, in Ideen zu investie-
ren, Planungskapazitäten aufzubauen und
wirksame Konzepte für einen sparsamen Um-
gang mit den begrenzten Ressourcen entwik-
keln, d.h.:
1) das vorhandene Baulandpotential im Stadt-
bereich nutzen, statt weiterer Landschaftszer-
störung durch Neuerschließung im Außenbe-
reich und entsprechender Beanspruchung der
kommunalen Haushalte für die notwendigen
infrastrukturellen Vorleistungen. Gerade der
innerstädtische Wohnungsbau ermöglicht mit
seinen günstigen Erreichbarkeiten die notwen-
digen Einsparungen bei den privaten Haus-
halten.
2) den noch vorhandenen preiswerten Altbau-
wohnungsbestand sichern, statt ihn durch
Umwandlung in Eigentumswohnungen und
Wohnungsmodernisierung sowie -zusammen-
legung noch weiter abzubauen;
3) die Heizkosten durch Außendämmung und
Modernisierung der Heizanlagen in den
Wohngebäuden minimieren, statt die Mieten
durch Verbesserung des Wohnungsstandards
und Einbaus energieaufwendiger sanitärer
Anlagen zu steigern;
4) die Möglichkeiten, ohne PKW in der Stadt
zu leben, durch Ausbau des ÖPNV und der
‘A
Fahrradwege verbessern, statt einem natur-
wüchsigen Verkehrsaufkommen mit Straßen-
bauinvestitionen hinterherzulaufen;
5) überzogene Ausweisungen von Gewerbege-
bieten in Wohn- und Grün- sowie Kleingar-
tenflächen umplanen und
6) die in der Flächennutzungsplanung vorge-
haltenen Expansionsflächen am Stadtrand,
für die bei städtebaulicher Nachverdichtung
kein Bedarf mehr besteht, in land- und forst-
wirtschaftliche Flächen für die Naherholung
zurücknehmen.
Schon der Abschied von überhöhten
Kalkulationsweisen wird zum Politikum
Unangemessen an der Wohnungsneubau- und
Modernisierungsförderung sind vor allen
Dingen die Kalkulationsweisen; Bei den ge-
gebenen Umständen wird man es sich nicht
länger leisten können, Kosten, die, wenn über-
haupt, dann erst in ferner Zukunft entstehen,
sich schon jetzt über den Ansatz der Gebäude-
abschreibung und z.T. auch der Instandset-
zungsrücklage finanzieren zu lassen. Das gilt
auch für die in den Grundstückspreisen vor-
weggenommenen langfristigen Erträge, deren
Wahrscheinlichkeit ebenso fraglich ist, wie der
in der Gebäudeabschreibung vorweggenom-
mene Substanzverlust. Denn niemand geht
davon aus, daß die gerade erst renovierten
Gründerzeitviertel in wenigen Jahrzehnten,
weil sie dann ihre kalkulatorische Altersgren-
ze erreicht haben, abgerissen werden, oder da-
von, daß der gesamte Wohnungsbestand in
diesen Gebieten in Eigentumswohnungen um-
gewandelt wird, denn nur dann wäre das heu-
tige Grundstückspreisniveau dort gerecht-
fertigt und die entsprechenden Erwerbspreise
zu kapitalisieren.
Die öffentliche Förderung muß vielmehr
von der Deckung der nur wirklichen Verluste
nach dem Liquiditätsprinzipi ausgehen und
als Grundstückspreis ist nur das finanzierbar,
was in absehbarer Zeit im Rahmender zulässi-
gen Nutzung, das ist in der Regel die Vermie-
tung zur Vergleichsmiete, auch wirklich aus
dem Grundstück erwirtschaftet werden kann.
Zusammengenommen sind nur dem verän-
derten Bedarf angemessenen Konzepte, Kal-
kulationsweisen und —KGrundstücksbewer-
tungsmethoden (auch ohne weiteren Land-
schaftsverbrauch) geeignet, Flächen für alle
Nutzungen in der Stadt entsprechend der zah-
lungsfähigen Nachfrage verfügbar zu halten,
preiswerte Wohnungen zu erhalten, kurz: eine
Stadt zu entwickeln, in der die vielen ohne
großen Verlust an Lebensqualität, bei aller-
dings veränderten Lebensgewohnheiten, auch
in der Dauerrezession ihr Auskommen finden.
Eine Stadt, die aber gleichwohl allen Bewoh-
nern mehr bietet als die bloße Existenzgrund-
lage.
Nur - dieses Konzeptionen, Kalkulations-
weisen und diese Grundstückspolitik sind zu-
gleich Programme der Umverteilung von Ein-
kommen, Vermögen und Macht, denn jede
echte Einsparung rührt an jemandes Privi-
legien. Die Gewinner der bisherigen Woh-
nungs- und Sanierungspolitik sind bekannt
und damit auch die Gegner,der neuen, gegen
die es nicht nur politische Mehrheiten zu bil-
den, sondern in deren Vorfeld auch jene nur
scheinbar technischen Planungs-, Kalkula-
tions- und Bewertungsmethoden durchzuset-
zen gilt, von denen die Umverteilung ja aus-
geht. Insofern aber das geltende Recht im all-
gemeinen einer entsprechenden Uminterpre-
tation der gängigen Planungsverfahren und
-methoden nicht entgegensteht, ja, wie das
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BBauG, sogar begünstigt, werden diese Kon-
flikte eher kommunalpolitisch auszutragen
sein als durch Bundesgesetzgebung.
Sind der überlieferte juristische Eigen-
tumsbegriff und das darauf gründende
Planungsverständnis die Hinderungs-
gründe aktiver Stadtentwicklungspolitik?
Die Hinderungsgründe für den notwendigen
Strukturwandel in der Nachwachstumsphase
sind auch auf kommunaler Ebene breit ge-
fächert und liegen weit tiefer als vermutet. Sie
stoßen im Kern auf einen tradierten, am Ei-
gentümerbelieben des BGB orientierten Ei-
gentumsbegriffs, auf den in weiten Teilen noch
heute die Rechtsprechung der ordentlichen
Gerichte zu Entschädigungsfragen und infolge
dessen auch das Planungsverständnis gründet.
Dieses stellt sich dem grundgesetzlichen Ei-
gentumsbegriff und dem daraus abzuleitenden
Planungsverständnis entgegen und versperrt
so den Weg zu deduktiver Planung! als dem
Kernstück aktiver Stadtentwicklungsplanung
und -politik.
Nach dem tradierten Eigentumsbegriff, wie
er der früheren Rechtsprechung des BGH ent-
spricht, wird in nahezu jeder Begrenzung ge-
gebener Eigentümerbefugnisse schon ein ent-
eignender Eingriff erkannt. Das Bundesver-
fassungsgericht hat zuletzt in seiner Entschei-
dung vom 15. Juli 1981 diese Auffassung im
grundsätzlichen korrigiert und somit aktiver
Stadtentwicklungspolitik den notwendigen
Handlungsspielraum verschafft, denn mehr
Begrenzungen der Eigentümerbefugnisse als
nach der bisherigen Anpassungsplanung in
der Wachstumsphase üblich waren, sind im
allgemeinen Interesse in Zukunft notwendig.
Eine solche Begrenzung in Gestalt eines
Verwaltungsaktes kann aber schon mit Rück-
sicht auf das Übermaßverbot nicht willkürlich
erfolgen. Vielmehr hat deduktive Planung
nachzuweisen, auf welche Weise sie einem in
Form von Zielen konkretisierten allgemeinen
Bedürfnis dient, bzw. besser dient als andere
Planungsmaßnahmen. Eine solche Deduktion
des Verwaltungshandelns aus allgemeinen Be-
dürfnissen als den politischen Zielen zu lei-
sten, gehört noch lange nicht zum täglichen
Planerhandwerk. In der Planungspraxis do-
miniert noch allzu sehr pragmatistische Pla-
nung und ein dementsprechend privatrecht-
lich-kaufmännischer Umgangsstil mit den In-
vestoren. Beides hatte seine Berechtigung, als
es im wesentlichen darum ging, einen allge-
meinen Investitionsdruck auf reichlich vor-
handener Fläche und mit reichlich fließenden
öffentlichen Haushaltsmitteln in städtebau-
lich einigermaßen geordnete Bahnen zu
lenken.
Mit den Investoren, der Fläche und den
Haushaltsmitteln ist der pragmatischen An-
passungsplanung aber ihr Gegenstand abhan-
den gekommen. So vorteilhaft ein „gesunder
Pragmatismus“ auf dem Hintergrund eines
schlüssigen, und daher auch Rechtskraft ver-
leihenden Handlungskonzepts ist, so wenig
vermag pragmatistische Planung ohne dieses
Konzept zu bewirken, denn ihr fehlt mit dem
Ziel stets auch die rechtliche Begründung, ge-
genüber dem einzelnen im ja nicht erwiesenen
Allgemeininteresse etwas anderes durchzu-
setzen, als dieser ohnehin zu tun gewillt ist.
Weil pragmatischer Planung also mit dem
Konzept auch das Rückgrat fehlt, dem allge-
meinen Interesse in hoheitlicher Funktion
Geltung zu verschaffen, versucht sie nach wie
vor, ihr Ziel der Stärke des Verhandlungspart-
ners angemessen entweder autorität oder an-
biederisch durch kaufmännisch-privatrechtli-
chen Verhandlungsstil zu erreichen. Die Ver-
fassungswirklichkeit bringt sie damit dem
Verfassungsideal kein Stück näher. Das ist
aber, wie jeden staatlichen Handelns, ihr Auf-
trag. Aktive Stadtentwicklungspolitik im
Sinne der neuen Aufgabenstellung scheitert
daher vermutlich in nicht geringem Umfang
am tradierten Planungsverständnis, seiner
Methodik und dem daraus entspringenden
Umgang mit dem Bürger.
Die Handlungskonzepte solcher Planung,
ihre einzelnen Umsetzungsschritte und damit
auch irgendwo die Denkweise der entspre-
chenden Akteure als Planer werden, verfolgt
vom Rotstift, immer bescheidener, um nicht
zu sagen immer kleinkarierter, wo doch nur
komplexe, ’systematische und bis ins Detail
nonkonformistische Planungsansätze Bes-
serung zu versprechen hoffen.
Anmerkung:
1) Deduktive Planung ist die planerische Ableitung und
Begründung eines Verwaltungsaktes aus allgemeinen
Bedürfnissen als den Planungszielen.
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Vor zehn Jahren etwa tauchte das Phänomen
unvermittelt in einzelnen Ortsteilen des Ruhr-
gebiets auf: Die Stimmung südländischen
Männermüßiggangs ... in jenem Ladenlokal,
beispielsweise, das in Selbsthilfe von mehreren
Türken, die in Wohnheimen untergebracht
waren, angemietet worden war ... die Stim-
mung des „Türkischen Cafes“, Für Gelegen-
heit zum Kaffee- und Teekochen war gesorgt;
aus dem Sperrmüll der Wohnkolonie waren
die Sitzgelegenheiten organisiert. In scheinbar
endlose Gespräche verwickelt saßen nun die
türkischen Arbeiter, bis tief in die Nacht
oder tagsüber, je nach Schicht im Betrieb. Der
davor liegende Bürgersteig wurde automa-
tisch zum Orientierungs- und Treffpunkt für
die flanierenden Türken des gesamten Orts-
teils. Bei gutem Wetter wurden die Stühle
hinausgestellt. Die vorfahrenden Autos
herangewinkt und mit laufendem Motor die
türkischen Besitzer in ausschweifende Palaver
verwickelt.
Diese Männer-Selbstorganisation wirkte zu-
nächst auf uns wie eine bloße Reaktion auf die
Lebensbedingungen der ersten türkischen
Einwanderwelle. Aber nicht nur aus der iso-
lierten Situation heraus, so zeigt sich heute,
war die Entwicklung dieser reinen Männer-
treffs bedingt: Vielmehr entspricht es Elemen-
ten der türkisch-islamischen Kultur und deren
nach einer primären Geschlechtertrennung
konzipierten und tradierten Sozialorganisa-
tion. Die Armseligkeit dieser exotischen Män-
nertreffpunkte innerhalb der dadurch befrem-
deten und damit berührungslos verharren-
den Ruhrkultur war zwar ein durch den ersten
Emigrantenschub bedingte Qualität, nicht
aber die Inhalte dieser Selbstfindungsversu-
che. Diese resultierten vielmehr aus der Tradi-
tion der türkischen Männercafes, die in den
Wohngebieten des Ursprungslandes am Ein-
gang zu den nach dem Prinzip geschützter
Sackgassensysteme organisierten Wohngebie-
te liegen, und von denen aus sich die abge-




Frauengemeinschaften reguliert. Auch der be-
schriebene Männertreff im Ruhrgebiet war in
diesem Sinne eine Repräsentationszone, in
dem der Status der zugehörigen Familien fest-
gelegt wurde, die feine Aufmachung der Män-
ner, die gepflegte Präsentation der Autos spie-
gelten den neuen Reichtum ... nur daß das
Hinterland, auf die es sich bezog, einige tau-
send Kilometer entfernt lag. Und in dem
Maße, wie die soziale Sinnhaftigkeit, also die
Illusion der Nähe zu den türkischen Her-
kunftfamilien, zerbrach, ergaben sich die
Spannungen und Verwahrlosungssymptome.
Das Auseinanderreißen der Erwerbstätigen
von ihren türkischen Familien hatte nach kur-
zer Zeit Entwurzelungserscheinungen zufolge,
wogegen auch großzügige infrastrukturelle
Maßnahmen und türkenfreundliche Propa-
ganda keine Wirkung zeigten. Sowohl in
Deutschland wie in der Türkei drohten die
daraus resultierenden sozialen Krisen den
volkswirtschaftlichen Nutzen des türkisch-
deutschen Arbeiteraustausches infrage zu stel-
len. In bilateralen Staatsverträgen wurde die
Weiche zur Familienzusammenführung ge-
stellt. Nach und nach bestimmten nicht mehr
die Männerzusammenrottungen das Bild vom
türkischen Arbeiter im Ruhrgebiet, sondern
die bunten, kinderreichen,im „Gänsemarsch“
dem Ortsrand entlangziehenden vereinzelten
Türkenfamilien: Vorab der Vater, dahinter
seine Frau, einen Säugling auf dem Arm und
das Zweitjüngste an der Hand, dann die äl-
testen Söhne, aber erst in gehörigem Abstand
die Töchter, oft mit der Großmutter dabei und
als munteres Häuflein die Kleinkinder,
Harken, Bretter und Drähte als sichtbare Last
auf die Älteren verteilt. Sie waren unterwegs
zum türkischen Kleingarten.
In den Vororten der türkischen Großstädte
sind die alltäglichen Lebensressourcen für die
verarmten Neuansiedler aus dem landwirt-
schaftlich geprägten Hinterland nicht voror-
ganisiert. Die spontan angelegten Gemüsegär-
ten und die der Selbstversorgung dienende
Tierhaltung ohne privaten Weidegrund sind
dann Bestandteil der familiären Ernährungs-
grundlage. Diese „Slum-Gärten“ werden auch
deshalb mit minimalen ökonomischem Auf-
wand betrieben, weil ihr Standort ständig
durch andere (etablierte und administrativ
sanktionierte) Nutzungen bedroht ist. Also
werden alte Zäune und Bretterverschläge zur
Grenzziehung verwendet und wird der Boden
so intensiv wie nur möglich ausgebeutet; an
Investition und Regeneration ist nicht zu
denken, wenn mit Gewißheit in ein paar Mo-
naten mit der Planierraupe zu rechnen ist.
Und bis ins Ruhrgebiet hinein setzt sich
diese Gartenkultur fort, welche ermöglicht, in
kompakter Anbauweise, eine Vielzahl von Le-
bensmitteln in einem möglichst kurzen Zeit-
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raum ernten zu können. Auf Bewässerung und
ähnlichen Komfort wird in diesen Gartenan-
Jagen gar nicht erst spekuliert. Und daß die
bollwerkähnliche Umzäunung aus Sperrmüll
und anderen Gratisangeboten besorgt wird, ist
angesichts der erfahrenen juristischen Unge-
sichertheit wohl selbstverständlich. Argerlich
auch für die Förster, die aus jener Tradition
der Armut herausentwickelte Untugend, die
Bohnenstangen ungefragt aus den Wäldern
und Straßenböschungen herauszuschlagen
(welches unregelmäßige Holzgewirr anderer-
seits die Gartenanlagen aufs pittoreskeste
prägt).
Die türkischen Großfamilien wollen nicht
recht in die Landschaft der Ruhrgebietsnorm-
wohnungen hineinpassen: sie werden in Sa-
nierungsgebiete und überkommene Wohnko-
lonien vermittelt. Das hatte sein Gutes: Die äl-
teren (amortisierten) Wohngegenden trans-
portieren die komplexe Ruhrgeschichte, und
diese Vielfalt schafft Nischen und reduziert die
soziale Kontrolle. In Einübung der hiesigen
Wohnkultur konnten durch die Türken
Häuser verwohnt werden, türkische Lebens-
spuren wurden nicht unmittelbar mit deut-
schen Regreßforderungen überzogen. An-
dererseits folgten Nachteile: die einzelnen Tür-
kenfamilien vereinsamten in der unüberseh-
bar offenen urbanen Struktur der Sanierungs-
zonen. Die enge private türkische Wohnkultur
fand im öffentlichen Raum keinerlei Entspre-
chungen; im Gegensatz zum erwerbstätigen
Familienvater und zu den Schulkindern wur-
den die Frauen zu Gefangenen von Wohnzel-
len im Labyrinth der Fremde.
Hinterhöfe und Hausgärten wurden, soweit
vorhanden, zum zentralen kommunikativen
Lebensraum. Improvisierte Wäscheleinensys-
teme legten sich wie Spinnennetze über den
Hof zwischen den alten Stallungen und dem
Hauseingang. Es wurde den Deutschen unge-
mütlich. Das Gerücht verbreitete sich, die
Türkenkinder hätten ins Wasserfaß im ver-
wucherten Hintergarten geschissen. Die ein-
heimischen Rentner zogen sich endgültig aus
dem Wohnumfeld zurück. Einzelne Woh-
nungen wurden von den Türken nebenamtlich
als Koranschulen mitgenutzt; in Scharen
strömten spätnachmittags die bekopftuchten
Mädchen hinein. Die Anwohner meinten, die
Verschwörung zum Zweck der Vertürkung
des Ruhrgebiets mitanzusehen ... Flächensa-
nierungen haben schon ihren Sinn! Und da-
zu noch die oft auffällige Ästhetik der Türken-
gärten, welche der ohnehin schlechten Adres-
se dieser Quartiere endgültig den Stempel der
Armut aufdrückte.
Auch für den türkischen Familienvater ist
es in der Regel die bedeutsamste persönliche
Ehre, für seine Familienangehörigen ökono-
misch und moralisch Sicherheit und Schutz zu
garantieren. Diese Ehre ist verletzt, wenn er
die Achtung der Familienangehörigen verliert
oder er den Respekt als verantwortlicher Han-
delnder nach außen nicht aufbringt. Daraus
ergibt sich in der traditionellen türkisch-isla-
mischen Familie eine rigidere Geschlechter-
trennung, als es bei uns üblich ist. Alle öffent-
lichen, religiösen und privaten Institutionen
sind in männliche und weibliche Räume auf-
geteilt. Im gesamten Alltag setzt sich die fami-
liäre Hierarchie mit durch. Im türkischen
Dorf beispielsweise, in dem der Hausgarten
wie bei uns auch oft als „Frauenraum“ ange-
sehen wird, sind also die Umzäunungen auch
deshalb so hoch, damit familienfremde Män-
ner keinen Einblick haben. (Bei strenger Wah-
rung lokal-islamischer Normen großer türki-
scher Regionen kann bereits ein Blickkontakt
fremder Männer zur Ehefrau die Ehre der Fa-
milie gefährden). Ist aber die Familie, im
kontrollierbaren Feld des Familienvaters, so
hat sie mehr Autonomie und Spielraum, als es
bei uns üblich ist. In den - vor Fremdeinflüs-
sen freigehaltenen - Nachbarschaften, Wasch-
hausgemeinschaften und innerhalb der abge-
grenzten Gartenkolonien und den in der türki-
schen Stadt üblichen Sackgassen haben die
Frauen und Kinder mehr Lebensraum, als dies
hier üblich ist. Sie sind dort der Repräsenta-
tionspflicht enthoben (und lächeln entspre-
chend über den Putztick der deutschen Frau-
en); sind persönlicher in ihren Meinungen
(und verbitten sich statusbedingte Normen,
welche den Kontakt mit den Nachbarsfrauen
einschränkt); solange der Mann an den tradi-
tionellen Werten festhält - was in der Fremde
oft der einzige Schutz vor einem völligen Iden-
titätsverfall darstellt - entspricht es dem In-
teresse der Frauen, den Schutz der behüteten
Frauennachbarschaften nicht zu verlassen.
Da aber die Ruhrkultur nicht den Regeln
der strikten Geschlechtertrennung entgegen
kam, mußten sich primitive Formen be-
schützter türkischer Nachbarschaften hier neu
entwickeln; eine soziale Regression (kulturelle
Rückentwicklung) setztz ein. So das verblüf-
fende Phänomen, daß sich bei sonnigem
Sommerwetter ein Treffpunkt von Türken-
frauen und Kleinkindern auf einer Verkehrs-
insel am Ende einer dicht befahrenen Auto-
bahn herausbildete. Unvorstellbar, wie die
überhaupt auf das Rondell gelangen konn-
ten. Inmitten der Abgasschwaden stachen sie
Löwenzahn und andere nützliche Kräuter aus
dem Rasen, stillten ihre Kleinkinder, saßen
einfach im Kreis auf dem Boden; die etwas
größeren Kinder balgten sich unbeschwert
hinter ihren Rücken.
Offenbar, weil es im Kreisel kein Anhalten
gab für die Verkehrsteilnehmer, und weil die
vier Fahrspuren, welche die Rondelle vom
Stadtalltag trennte, gab dieser skurille und un-
Komfortable Aufenthaltsort den Frauen die
Sicherheit, dort eine „defended neighbor-
hood“ ihres kulturellen Anspruchniveaus ge-
funden zu haben. Ungewohnter, demonstrativ
fremdartiger, konnte sich die türkische
Frauenkultur nicht einführen: Bald standen
Schilder in türkisch, die das Betreten der Ver-
kehrsinsel verboten.
Der Versuch der Verkehrskreiselfrauen-
gruppe, aufs Grün am Außenrand des Kreisels
auszuweichen und dort Raum in Beschlag zu
nehmen, scheiterte daran, daß zum einen
gleichzeitig (respektive in zwiespältiger Ant-
wort darauf) das Gartenamt eine spießige Ver-
schönerungsaktion genau an der Stelle einlei-
tete, zum anderen, weil durch die türkische
Präsenz auf diese Nutzungsmöglichkeit erst
aufmerksam gemacht, Motorfreaks ’Rider-
treffs’ genau an der Stelle zu verabreden
begannen.
Es wirkte wie ein Exodus, wie die Frauen-
gruppen mit ihren Kindern nun an der Park-
seite, wiederum unmittelbar an der lästigen
Durchfahrtsstraße, auftauchen: auf baumlo-
sen Wiesenflächen, möglichst weit ab der Fuß-
und Radwege, offenbar nur den Schutz vor
Eindringlingen in ihr geschlossenes Nachbar-
schaftsgefüge in der maximalen Offenheit und
Unwirklichkeit suchend. Da aber auch dort
die Parkwächter und andere einheimische
Pfleger der Grünnutzung einschritten, zielten
die Bewegungen der bunten Cliquen nun hin-
ter den alten Bahndamm ins brachliegende
Industrieerweiterungsgelände, womit sie sich
dem Faustrecht der diffusen Nutzungsan-
sprüche am Rand der kultivierten Stadtzonen
auslieferten: Die auslaufenden Rassehunde
der streunenden Besitzer _Sschnupperten
schlappend an den Säuglingen; die Jugendli-
chen legten ihr Steppenfeuer so, daß man im-
mer wieder den Picknickstandort wechseln
mußte; der nervös werdende Betriebsschutz
veranlaßte täglich neue Instandsetzungsar-
beiten in der seit Jahrzehnten vernachlässig-
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ten, in großen Teilen weggerosteten Um-
zäunung.
Durch den mittlerweile massiven Zustrom
türkischer Familienangehöriger entschärft
sich nun die Schwierigkeit zur Bildung von
Frauennachbarschaften insofern, als sich an
einzelnen Wohnstandorten der Ausländeran-
teil derart verdichten, daß sich in einzelnen
Straßenzügen im unmittelbaren Umfeld ghet-
toähnliche türkische Verhältnisse zu etablie-
ren vermochten. Allerdings zu dem Preis, daß
eine aktive Auseinandersetzung mit der Ruhr-
gebietskultur dort einseitig und unkonstruk-
tiv allein mit den deutschen Ordnungsbehör-
den stattfindet
Aspekte des türkischen Alltags
Minderheiten, die für einen längeren Zeitraum
in einer ihnen fremden Kultur leben, unterlie-
gen einem sozialen Zuordnungsprozeß: Um in
dem ihnen fremden Umfeld leben und arbeiten
zu können, sind sie gezwungen, einen Teil der
dort vorherrschenden Normen, Werte und
Verhaltensweisen zu erlernen und zu prakti-
zieren. Die Auswahl der Kulturelemente, die
übernommen werden, die kulturelle „Sie-
bung“ erfolgt im Falle der ausländischen Ar-
beitskräfte nicht wahlfrei, sondern ist durch
ein Machtgefälle zwischen der deutschen
Mehrheitskultur und den jeweiligen Minder-
heitskulturen gekennzeichnet. Auch das Phä-
nomen der Türkengärten im Ruhrgebiet kann
nur im Zusammenhang mit dem (in sich not-
wendig widersprüchlichen) Akkulturations-
und Siebungsprozeß sinnvoll ‚interpretiert
werden. Um die Bedeutung und Funktion die-
ser Gärten einschätzen zu können, werden im
folgenden einige soziale Regeln der Raumauf-
teilung und -nutzung im türkischen Dorf und
in der Stadt skizziert:
Grundsätzliches Merkmal der räumlichen
Gliederung im türkischen Dorf ist die Tatsa-
che!, daß zwischen ihr und der sozialen Orga-
nisation eine sehr enge Beziehung besteht.
Während die Raumaufteilung im mitteleuro-
päischen Kulturkreis wesentlich entlang des
Gegensatzpaares „öffentlich-privat“ struktu-
riert werden kann, werden im türkischen Dorf
die Regeln des sozialen Umgangs (die wieder-
um Elemente der wirtschaftlich bedingten Ar-
beitsteilung reflektieren) meist sehr streng auf
räumliche Kontexte bezogen, „innen“ und
„außen“?, Während das „innen“ im wesentli-
chen das Haus sowie die direkt angrenzenden
Stallungen und, sofern vorhanden, den Haus-
garten umfaßt, kann der gesamte außerhäusli-
che Raum ohne zusätzliche Differenzierungen
als „außen“ angesehen werden. Das Haus ist
für die Frauen Zentrum ihrer Tätigkeit. Für
die Männer, deren Aufgaben in der Feldar-
beit liegen, ist es wesentlich Ort der Ruhe und
des Konsums. Der Platz vor dem Haus und
der Hausgarten sind weiblichen Tätigkeiten
zugeordnet. Im Garten werden Gemüse und
Kräuter für die tägliche Küche gezogen, vor
dem Haus versammeln sich Gruppen von
Frauen aus der engeren Nachbarschaft, .um
Hausarbeit zu erledigen und gleichzeitig so-
ziale Kontakte zu pflegen. Der Wohnung
komm in den ländlichen Gebieten der Türkei
bei weitem nicht diese zentrale Bedeutung als
Lebensraum zu, wie dies in den türkischen
Städten und nocht stärker in der BRD der Fall
ist
„So gehört in der ländlichen Türkei zu jedem Haus
zumeist ein großer Garten, in dem sich ein wesentlicher Teil
des täglichen Lebens abspielt. Auch die Arbeitsleistungen,
die in den Aufgabenbereich der Frauen fallen, also Kochen,
Waschen, Brot backen etc. werden in den ländlichen Gebie-
ten der Türkei nicht im Haus sondern normalerweise in Ge-
meinsamkeit mit anderen Frauen im Freien verrichtet“?
Die Überlagerung von wirtschaftlichen Tätig-
keiten und sozialen Kontakten ist Kennzei-
chen auch für alle „Frauen-Orte“ im Außen-
bereich, wie Brunnen und Backhaus. Wäh-
rend das Backhaus als reiner Frauen-Raum
gelten kann, wird eine Vermischung der Ge-
schlechter am Brunnen, der ja auch von Män-
nern benutzt werden kann, durch zeitliche Ab-
grenzung vermieden. Die Dorföffentlichkeit
ist, wie auch alle Räume außerhalb des
Hauses, die nicht direkt Frauen-Tätigkeiten
zugeordnet sind, sozial wie auch räumlich
Männern zugeordnet. Sie konstituiert sich im
Cafehaus und mit gewissen Einschränkungen
auch in der Moschee. Während das Cafehaus
reiner Männer-Ort ist, kann wie beim Brun-
nen, zeitliche Abgrenzungen die Vermischung
der Geschlechter verhindern. Felder und Wei-
den sind im Grundsatz Männerzonen, wobei
hier, insbesondere während der Arbeitsspit-
zen, etwa in der Erntezeit, auch Frauen zur
Mithilfe herangezogen werden, auf Distanz
gehalten.
Grundsätzlich ist auch die Raumaufteilung
in der Stadt nach den dargestellten sozial-
räumlichen Bereichen strukturiert. Allerdings
sind hier, bedingt durch die erweiterte Arbeits-
teilung und die dementsprechende funktionale
Abhängigkeit der Haushalte, die Grenzen zwi-
schen „innen“ und „außen“ und die strenge ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung nicht mit
der Schärfe aufrechtzuhalten, die für das Dorf
charakteristisch ist. Intern gliedert sich die
(größere) Stadt in homogene subkulturelle
Wohngebiete, in denen sich Bewohner nach
Prinzipien wie etwa der regionalen bzw. ethni-
schen Herkunft oder einer gleichen religiös-
politischen Anschauung ansiedeln*. Diese in-
terne Segregation nach relativ homogenen
Nachbarschaften ist im gesamten islamischen
Kulturraum charakteristisches Element der
sozial-räumlichen Organisation der Stadt).
Diese Wohngebiete sind mit gewissen Ein-
schränkungen als städtische Variante der
Netze von persönlichen Beziehungen (zwi-
schen Männern) anzusehen, wie sie auch für
das Dorf charakteristisch sind. Die einzelnen
Wohnviertel gruppieren sich in der Regel um
sackgassenähnliche Erschließungssysteme,
die nach außen hin einen stark geschlossenen,
„privaten“ Charakter annehmen. Diese Sied-
lungsweise entwickelte sich aus einer additi-
ven Bauweise, bei der das Haus einer Familie
auf einem ursprünglich großen Grundstück
durch Bauten für Familienangehörige und
nahe Verwandte ergänzt wird®. Die Grenzen
zwischen den einzelnen Nachbarschaften
werden oft durch Obst- und Gemüsegärten,
die einzelnen Familien bzw. Häusern zugeord-
net sind, markiert’.
Es ist also auch in der türkischen Stadt eine
deutliche Zuordnung von Räumen nach der
Logik der Geschlechtertrennung festzustel-
len. Die nach dem Sackgassenprinzip konstru-
jerten Nachbarschaften und die Seitenstraßen,
die nicht durch Geschäfts- und Durchgangs-
funktionen gekennzeichnet sind, können als
„städtische Frauen-Räume“ angesehen wer-
den, die von Fremden möglichst nicht aufge-
sucht werden bzw. in denen sie deutlicher so-
zialer Kontrolle unterworfen sind. In Anleh-
nung an Magnarella können diese Räume
„verteidigte Nachbarschaften“ (defended
neighbourhoods) genannt werden:
„Geht man vom Charakter der traditionellen türkischen
Gesellschaft aus und ihrem Bestehen auf der Unantastbar-
keit des häuslichen Raumes sowie der Frauen und Kinder,
und berücksichtigt man zusätzlich, daß (in den Städten,
d.A.) formelle soziale Kontrollen diese nicht garantieren
können, so werden informelle Arrangements nötig, um Be-
wegungen im (städtischen, d.A.) Raum kontrollieren zu
können sowie um unterschiedliche Kategorien von Indivi-
duen zu trennen, die sonst in Konflikte miteinander kom-
men könnten. Eine „verteidigte Nachbarschaft“ ist haupt-
sächlich eine Reaktion auf diese Angst vor dem Eindringen
von außen. (...) Fremde, die eine derartige verteidigte Nach-
barschaft betreten, müssen damit rechnen, daß sie von
Männern angehalten und nach dem Zweck ihres Aufenthal-
tes gefragt werden“8
Somit ist in türkischen Städten das eigentliche
engere Wohnviertel der „verteidigte“ und
sozial kontrollierte Raum zwischen den Häu-
sern und den Gärten den Frauen zugeordnet.
Für den Aufenthalt in den übrigen, den Män-
nern. und ihren Tätigkeiten zugeordneten
Teilen der Stadt stehen meist eigene Frauen-
Räume (z.B. auf Bus-Bahnhöfen oder in eini-
gen Lokalen, die eigene „Familien-Räume“
haben) zur Verfügung. Damit ist, so paradox
dies zunächst klingen mag, die strenge soziale
Kontrolle gleichzeitig Voraussetzung für die
relative Freizügigkeit von Frauen.
Eine Landnahme im Ruhrgebiet
Sie wurde im Ortsteil als Sensation erlebt, die
Anwohner reagierten verängstigt und die we-
niger Betroffenen touristisch: Eine ungeseztli-
che kollektive Landnahme nach türkischem
Muster direkt unterhalb des Schlackebergs.
Vorne, zur Straße hin, außerhalb der Einzäu-
nung, ein wilder Parkplatz, gleichzeitig Repa-
raturwerkstatt und Standplatz für Schrottwa-
gen. Dort fanden später alle Auseinanderset-
zungen mit den Anwohnern und dann dem
Werkschutz und den Vertretern des Betriebs-
rates statt. Und zwischen Vorplatz und Gar-
tenkolonie ein besonderer Einzelgarten, domi-
niert von einer massiven Bude mit überdach-
ter Veranda. Dieser war auffallend anders,
allein schon wegen der zusammengewürfelten
Gartenmöbel und ausrangierten Polster-
gruppen.
Natürlich war der Ausgangspunkt zu dieser
Gartensiedlung von den deutschen Besitzern
anders gedacht. Nämlich nach Ruhrnormen:
Auf dem offenen Werksgelände gibts seit 1946
einen Haufen „wilder Gärten“, vom Betrieb
toleriert. Ursprünglich informell über den
guten Draht zum Werkschutz, der die Siedler
als noch tätige oder ehemalige Betriebsange-
hörige kannte, mittlerweile fast gewohnheits-
rechtlich abgesichert. Diese Gärten werden so-
gar informell gehandelt und zu guten Preisen
weitervermittelt, wenn ein Bewirtschafter aus-
fällt. So gelangten auch einige Türken an ei-
nen Garten. Solche Türken, die sich im Be-
trieb besonders beliebt gemacht hatten, oder
sich gut mit den deutschen Nachbarn verstan-
den oder mit Geld die Gunst der dortigen
Gärtner gewonnen hatten und also nun dort
ihre türkische Intensivwirtschaft betrieben.
Doch da die „Wilden Gärten“ nur einen klei-
nen Teil des Brachlandes, das links und rechts
versteppte, beanspruchten, drängten unabge-
sprochen einzelne Türken hinzu, räumten in
Eigeninitiative die überwucherten Trümmer-
grundstücke und erweiterten so die alte Anla-
ge. Die Ansässigen fühlten sich dadurch offen-
bar bedroht. Der Ruf stand auf dem Spiel.
Und in direkter Absprache mit dem Betriebs-
rat des Werkes, zu dem der Boden gehörte,
entschloß man sich, zu symbolischen Preisen
Grabelandverträge abzuschließen, um dem
chaotisch wirkenden Wildwuchs einen Riegel
vorzuschieben. Aber das pure Gegenteil
wurde damit bewirkt.
Zwischen Köln und Duisburg erzählt frei-
tagsabends im Intercity ein übernächtigter Ju-
gendlicher, türkischer Schichtarbeiter, daß er
alle drei Wochen (jeweils sein großes Wochen-
ende) zu seinem Vater fahre. Sein jüngerer
Bruder, der in Amsterdam arbeite, komme
dann immer für ein/zwei Tage dazu. Aber
nicht nur die Verwandten aus einem riesigen
Umkreis, auch Einzelne aus ihrem ehemaligen
Dorf würden sich regelmäßig dort treffen, zu-
sammen mit Nachbarn aus dem letzten
Istanbuler Vorortdomizil vor der Auswan-
derung. An den Wochenenden würden Kinder
und Frauen bei den Nachbarn (eine Etage
tiefer) wohnen, da noch mehr Männer der
„ganzen Sippe“ in die Gärten kommen würden
und wo schlafen müßten. Der Parkplatz der
Gartenkolonie unter dem Schlackenberg
bewies es auf seine Weise: Die Autoschilder
zeigten, daß sich die Besucher und Benutzer
aus dem gesamten Ruhrgebiet und weit darü-
ber hinaus rekrutierten, wobei die Männer zu
ihren Vätern und Freunden ziehen, die Frauen
bestenfalls mitgehen: Man nennt das patrizen-
trale Beziehungsstruktur.
Nun aber wie es dazu kommen konnte mit-
ten in der Stadt: Ein türkischer Betriebsange-
höriger, mit großem Aufwand an einen der
Nutzungsverträge gekommen, obwohl er einer
der „Neuen Wilden“ der Kleingartenland-
schaft war, mißverstand das fremdartig Fest-
gelegte, verstand das Signal für sich und infor-
mierte Verwandte und gut bekannte Familien.
Über das weite Areal jenseits der Straße ver-
streut arbeiteten nun viele kleine Gruppen,
trugen die verstreuten Steine zu Haufen zu-
sammen und begannen scheinbar ungeplant
an verschiedensten Stellen die Erde aufzuhak-
ken. Die Männer ließen Eisenbahnschwellen
und andere schwere Kanthölzer, die sie preis-
wert organisiert hatten, tief in den Boden ein
und spannten einen zwei Meter hohen Ma-
schendraht um das riesige Areal. Gleichzeitig
fuhren sie mit ihren PKW’s, auf Dachgepäck-
trägern und aus den Fenstern und Kofferräu-
men überquellend, Latten und Baumaterial
heran. Eine mächtige Betriebsamkeit, ein bun-
tes Bild, eine Landnahme, Pionierarbeit. Be-
sonders die Größenordnung und der gewaltige
Einsatz imponierte.
Die alamierten Vertreter des Betriebsrates
trafen in dem Trubel ihren Ansprechpartner
nicht mehr. Der Verständigungsgraben tat
sich auf: die Frauen wandten sich ab, blieben
stumm, die Männer mißverstanden die ener-
gischen Einhaltsgebote beredt. Immerhin ei-
nigte man sich offenbar darauf, das besetzte
Gelände auf gut die Hälfte der umzäunten
Fläche zu reduzieren. Auf deutscher Seite war
die Verunsicherung total. Völlige Ratlosig-
keit, wie man dem illegalen Vorgehen begeg-
nen sollte. Zwar wollte man einzelnen türki-
schen Kollegen des Betriebs entgegenkom-
men; zudem waren diese doch durch die an-
stehende Stillegung großer Betriebsanlagen
besonders hart getroffen. Aber nicht so wie
hier! Sie.sollten sich auf jeden Fall mit Diszi-
plin an die Strukturvorgaben der bestehenden
Gärten halten und eben keinesfalls mit ihren
Gärten über die Straße hinweg auf die große
Fläche zum Schlackenberg hin auswuchern.
Aber die Straße war eine Sackgasse, und
zwischen dieser Zufahrt, dem riesigen dicht
bewaldeten Schlackenberg und der Bahntras-
se war eine ideal geschützte Zone für eine Tür-
kenkolonie: Scheinbar unbeirrt, die Rücken
gegen die Passanten gedreht, wurde trotz aller
Anfechtungen weitergerodet, angepflanzt und
aufgebaut. Es blieb auch keine andere Wahl,
denn man hatte schon zu viel konkrete Hoff-
nungen in das Unternehmen investiert. In Ver-
schnaufspausen erkletterten einige der Män-
ner den größeren der zwei Hügel (alte Bom-
benunterstände) inmitten ihrer Anlage und
entschieden von dort aus Realisierungsdetails.
Eine komplexe und doch einheitliche Struktur
vermochte sich innerhalb weniger Tage zu ent-
wickeln.
Vorn, vielleicht 30 Meter von der Straße,
den Rücken zu den größeren der zwei kleinen
Schutthügel, leicht vom alten Trampelpfad
zum Schlackenberg abgesetzt (Teil des
späteren Park- und Autoreparaturstelenplat-
zes) entstand die große, stabile Baracke, zum
Teil hochgemauert, den Rest als Holzkon-
struktion mit Blech verkleidet. Links dieser
„Eingangshütte‘“ (die schon jetzt Stützpunkt
der patrizentralen Organisation war) befand
sich der Eingang zur eigentlichen Gartenanla-
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ge: Eng an den Hügeln vorbei (für die Kinder
auch über die Hügel hinweg) führte schlauch-
artig der Zugang zu einem feinteiligen Wege-
system, von dem aus (also alle innerhalb der
geschützten Sackgasse) die einzelnen Parzel-
len erschlossen wurden. Die erwachsenen
Männer machten den Grund urbar und kon-
struierten die Hecken (Werkzeugschuppen
gab es nicht, die Hacken und Beile wurden täg-
lich von den vielköpfigen Familiengruppen
hin und her getragen); die Jugendlichen hatten
die Bohnenstangen vom mühsam aufgeforste-
ten Schlackenberg geholt, der dementspre-
chend danach an einigen Stellen arg mitge-
nommen wirkte. Die Frauen hingegen hark-
ten, bepflanzten und pflegten die Grundstük-
ke, währenddem die Kleinkinder, von den
etwas älteren überwacht, im schmalen inneren
Wegesystem sich überlassen schienen. Die
Schulkinder, soweit sie nicht in den Aufbau
eingespannt waren, hielten sich am Rand au-
Berhalb der Kolonieumzäunung auf und
hatten dort auch die Gelegenheit, deutsche
Freunde mit ins Spiel zu bringen.
Mittlerweile wurden den Vertretern des Be-
triebs klar, daß ihnen die Entwicklung außer
Kontrolle geraten war. Es gab Sabotageakte,
Drohungen, Ansammlungen von jugendli-
chen Banden, die die türkischen Störenfriede
angreifen wollten. Im Betriebsrat wurde der
Beschluß gefaßt, daß die neu besetzte Fläche
wieder geräumt werden müßte. Aber die Aus-
saat hatte mittlerweile längst stattgefunden.
Fakten waren geschaffen. Es gab leise Andeu-
tungen, daß sich zur Rettung der Türkengar-
tenkolonie eine Bürgerinitiative bilden könn-
te. Der Betrieb verzichtete also zunächst auf
den Vollzug des Beschlusses.
Die wilde Landnahme verwirklichte sich als
üppige Gartenlandschaft, wobei allein schon
ihre kollossale Dimensionierung klar machte,
daß hier eine „soziale Bewegung“ ins Ruhrge-
biet hinein gemeint war. Es ging nicht um
„Kleingärten“, sondern um kollektive Land-
wirtschaft im Nebenerwerb; nicht um fami-
liale Reproduktion, sondern um Selbstver-
wirklichung eines zur urbanen Handlungsein-
heit verschmolzenen Verbundes eines guten
Dutzend türkischer Großfamilien. Da, wo im
Ruhrgebiet eine Zone sozial wie ökologisch
brach lag, war exemplarisch neues fruchtba-
res Leben eingebracht worden. Ungewohnt
eben. Wir könnten davon lernen.
Mittlerweile war es beschlossene Sache, daß
die neue Gartenanlage zum nächstmöglichen
Zeitpunkt wieder weg müßte. Der Betriebsrat
hatte festgestellt, daß nur einzelne Mitarbei-
ter an der Landnahme beteiligt waren („da
kommen Türken aus dem ganzen Ruhrgebiet
auf unser Gelände“), womit er sich von der
Fürsorgepflicht gegenüber den türkischen
Kollegen entbunden fühlte. Mittels Dolmet-
schern und riesiger einbetonierter Eisentafeln
wurde bekannt gemacht, daß, wenn die Neu-
siedler das Gelände nicht selbst räumten, es
der Werkschutz auf deren Kosten veranlassen
würde (wegen polizeilicher Bagatelle-Eingriffe
waren die Personalien einiger Gärtner akten-
kundig). Allein die offensichtliche landwirt-
schaftliche Leistung und die impulsive Hem-
mung, die in ihrer Fruchtbarkeit strotzenden
Felder niederzuwalzen, ließ den Zeitpunkt der
Räumung in den Frühherbst, der Zeit nach
der Ernte, legen.
Es gab keinen Widerstand. Nicht einmal
Widerspruch. Die Raupe leistete eine folgen-
lose, gespenstische Arbeit. Kein Türke nahm
an dem Schaupiel teil. Wir standen verloren
am Rand, den Fotoapparat wieder in der
Hand, da wir damit keine beschützte Nach-
barschaft mehr verletzen konnten ...... Und
heute ist es wieder die alte Steppe „Eltern
haften für ihre Kinder“
Folgerungen
Die Planungsperspektiven innerhalb der eta-
blierten Ausländerpolitik stellen sich heute in
der Regel einseitig integrativ dar: die soziale
Konditionierung, der Behaviorismus, Skinner
spinnert mit unseren Köpfen sein lerntheoreti-
sches Eingliederungsnetz auch über die Ruhr-
region. Aber es gibt Rest, Freiräume, In-
dustrie- und Siedlungsbrachen, ausgelaugte
und industriell mißbrauchte landschaftliche
Unwerte, welche nur durch den Input fremder
kultureller Erfahrungen neu qualifiziert wer-
den können. In diesen Ecken zeigen beispiels-
weise die türkischen Landnahmen jenseits des
Elends von Regierungsverordnugen das Po-
tential zum sozialen Wandel der Ruhrregion
auf: Die Innovationen der Türken in unserer
proletarischen Provinz können sich ähnlich
prägend auswirken wie die früheren der ange-
heuerten Polen oder der hineingepferchten
Zwangsarbeiter, welche weitgehend die spe-
zielle Siedlungsstruktur des Ruhrgebiets aus-
formten. Die ausgeführten Gedankenskizzen
zu einer türkischen Landnahme im Ruhrge-
biet ist dementsprechend als Beitrag zur Me-
thodendiskussion innerhalb unser ethnozen-
trischen und kapitalgebundenen Planungswis-
senschaft zu verstehen. Diese Beschreibung
falsifiziert nach unserer Auffassung das ’Inte-
grationsmodell’, weil dies planerische Zuord-
nungen nur durch die Liquidation neuer kul-
tureller Ansprüche (und die sie repräsentieren-
den Persönlichkeiten) schafft; es widerlegt
aber auch den ’konflikttheoretischen’ Ansatz,
weil darin davon ausgegangen wird, daß das
kulturell Neue unvermittelt die Kraft zu ent-
wickeln vermöchte mit der etablierten Macht
zu kommunizieren. Demgegenüber propagie-
ren wir - nicht nur für den Anwendungsbe-
reich der ausländerorientierten Planung - eine
Planungskonzeption, welche aus der ”Theorie
der Akkulturation’ resultiert und also die
aktuellen planerischen Anforderungen als Be-
standteil einer sozialen Bewegung zu ver-
stehen und zu qualifizieren vermag.
Anmerkungen:
1) Diese Ausführungen stützen sich im wesentlichen äuf:
Bumke, P.: Raumaufteilung bei anatolischen Bauern;
Nissen, N.: Vertrautheit, Respekt und Meidung, zum
Verhältnis von sozialen Beziehungen und Raum; Pe-
tersen, A.: Der Brunnen und das Backhaus; sämtlich in:
ARCH-+ 1979, Nr. 46, S. 32ff.
2) Schiffbauer, W.: Fallstudien zur Jugendkriminalität
von Türken, Berlin 1980, Masch. Man., S. 91
3) Mertens, G., Alkpinar, Ü.: Türkische Emigrantenfa-
milien, Bonn 1981, S. 59
4} Vgl. hierzu: Jänisch, W., Köcher, W., Nural, C.:
Squatting in Istanbul, Diplomarbeit OE 06, Kassel 0.J.,
S. 27ff sowie Arin, Y.: Analyse der Wohnverhältnisse
ausländischer Arbeitnehmer in der BRD, Diss.
Berlin 1979.
Vgl. hierzu Bianca, Stefano: Architektur und Lebens-
form im islamischen Stadtwesen, Zürich, 1975.
6) Jänisch et. al., a.a.O., S. 27
7) Jänisch, a.a.O., sowie Bianca, a.a.O., S. 84
8) Magnarella, P.J., Tradition und change in a turkishtown, Cambridge, 1974, S. 43, eigeneNÜbersetzung9) Die folgende Skizze der demographischen Prozessestützt sich wesentlich auf Keles, R.: Urbanisation in
turkey, report to thed ford foundation, 0.O.o.J. zit
nach Arin, Y., a.a.O. S.
10) Städte = Orte mit 10.000 oder mehr Einwohnern, Groß-
städte: 100.000 und mehr EW.
11) Roth, J., Taylau, K.: Die Türkei, Bornheim 1981, S. 58
12) Jäntsch, a.a.O., S. 176
13) Mertens, G., Alkpinar, Ü.: Türkische Emigrantenfa-
milien, a.a.O., S. 60_
14) Zum Vergleich: Eine dichte bebaute eingeschossige
Atrium-Besiedlung erreicht bei einer GFZ von 0,4 - 0,5
Dichten zwischen 80 und 100 EW/ha Bruttobauland.
15) Jäntsch, a.a.O., S. 147
16) Jäntsch, a.a.O., S. 158
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Auswege - Holzwege?
1. Wertwandel — Einstieg in den Aus-
stieg aus der Arbeitsgesellschaft?
Daß der westliche Kapitalismus in eine län-
gere Stagnationsphase, ja Depression, gera-
ten ist, wird inzwischen von kaum noch
jemandem bestritten. Auch da dabei Sätti-
gungstendenzen auf bestimmten. Konsumgü-
termärkten eine Rolle spielen, wird direkt
oder indirekt von fast allen Seiten zugege-
ben.
Der Sachverständigenrat glaubt in der sin-
kenden Konsum- und steigenden Sparnei-
gung eine „größere Vorliebe für Zukunftsgü-
ter” bei den Verbrauchern erkennen zu kön-
nen. Nicht also Konsumverzicht, sondern
Konsumaufschub sei des Verbrauchers
Wunsch. Im Namen der Konsumentensou-
veränität wird der Transformierung von
Konsumgüternachfrage in Investitionsgüter-
nachfrage das Word geredet. Daß die priva-
ten Ersparnisse via klassischem Zinsmecha-
nismus nicht hinreichend als Investitionskre-
dit beansprucht werden, erklärt sich die neo-
liberale Orthodoxie mit dem Anspruchsver-
halten mit dem Anspruchsverhalten des
Staates, das durch „Crowding out” die vom
Konsumenten „gewünschten” Zukunftsinve-
stitionen behindere. Jedenfalls ist von Aus-
stieg aus der Arbeitsgesellschaft nicht die
Rede; im Gegenteil, die Verschiebung in den
Verbraucherpräferenzen führe dazu, daß
nun für die Zukunft statt für die Gegenwart
gearbeitet werden soll.
Im Ilinksliberalen und ökosozialistischen
Lager der Wirtschaftswissenschaften inter-
pretiert man die sinkende Konsumneigung in
einem viel umfassenderen Kontext — als
Wende einer Ara. Quantitatives Wachstum
sei — selbst wenn möglich, was man bezwei-
felt — nicht einmal wünschbar, weil nicht län-
ger verträglich mit der natürlichen und psy-
cho-sozialen Umwelt des ökonomischen Sub-
systems (vgl. beispielsweise Berger 1981).
Ein entsprechender Wertewandel bahne
sich längst an — von den aquisitiven zu den
kommunikativen, von den besitzindividuali-
stischen zu den kollektiven Orientierungen
(vgl. Klages u.a. 1979). An diese Entwick-
lung, die als Ausstieg aus der Expansions-,
Leistungs- und Arbeitsgesellschaft interpre-
tiert wird, werden weitreichende geschichts-
philosophische Bemühungen geknüpft: die
der „nach-industriellen Gesellschaft” (Bell),
der „Meliorationsgesellschaft” (Dahren-
dorf), „Dualwirtschaft” (Gorz, Adler-Karl-
son), des Ökosozialismus.
Während die soziale Phantasie dieser
Theoretiker von der Allgegenwärtigkeit der
sog. neuen sozialen Bewegungen inspiriert
wird, drohen die Differenzen zu den „alten”
sozialen Bewegungen und ihren Program-
men zu einem unüberwindbaren Graben zu
werden. Verständlicherweise eingeschworen
auf Vollbeschäftigung und wohlfahrtsstaat-
lich vermittelte Sicherheit, drängt das
gewerkschaftliche Lager auf eine staatliche
Kompensation der privaten nachfragelücke.
Je gefährdeter die Beschäftigung, desto grö-
ßer die Bereitschaft, Fragen des Inhalts der
Produktion zu opfern. Dieses selbstverord-
nete Desinteresse an den Inhalten der pro-
duktion besiegelt die Spaltung des Reformla-
gers in einen traditionalistischen Teil, der
sich tendenziell dem „Wachstumskartell”
industrieller, bürokratischer und fiskalischer
Interessen (Jänicke 1979) anschließt, und
jenem anti-industriellen und anti-etatisti-
Klaus Novy
Vom Dilemma einer ökoso-
zialistischen wirtschaftspoliti-
schen Position
schen Teil, der im organisierten „Schrumpf-
kapitalismus” (Bergerd) einen historischen
Ausweg sucht.
dratieff beschäftigt haben, bietet sich gera-
dezu an. Anders als noch vor einigen Jahren,
als man noch die Existenz solcher langen
Phasen/Wellen vehement bestritt ‘, scheinen
die Erfahrungen mit der gegenwärtigen Sta-
gnation und ihren Folgen bis in die Persön-
lichkeitsstrukturen einer ganzen Generation
(Null-Bock/No-Future-Generation) erheb-
lich sensibilisiert zu haben. Dabei bleiben die
Fragen der theoretischen Begründung langer
Phasen/Wellen zu recht umstritten. Aber
Strukturparallelen sind offensichtlich. Das
gilt vor allem für das bild einer kapitalgesät-
tigten, „mature economy”, wie es sich bei
zahlreichen angelsächsischen Ökonomen als
Spätreaktion und in falscher Generalisierung
der Stagnation nach 1929 herausgebildet hat
(vgl. zum Topos der „mature economy”
Novv 19791.
2. Wertewandel — selbst im Zyklus?
Der skizzierte Wertewandel ist zweifellos in
bestimmten sozialen Gruppen empirisch zu
belegen. Doch ist er ursache oder Folge, und
wovon: von der Stagnation oder der vorange-
gangenen Prosperitätsphase? Ist er wirklich,
wie oft behauptet, Indiz einer historischen
Wende? Zu Recht weist Gershuny (1981, 22)
darauf hin, daß die Frage nach dem Sinn der
Produktion, nach dem Zweck der Arbeit so
alt ist wie die Okonomie selbst. „Meliora-
tionstheoretiker” — wie er sehr unschön die
Vorläufer der heutigen Theoretiker des qua-
litativen oder Nullwachstums nennt — war
schon Aristoteles. Und daher seien von vorn-
herein zweifel anzumelden, ob wirklich
schon von einer historischen Wende, einem
„neuen politischen Thema der Geschichte”
(Dahrendorf) gesprochen ‚werden könne (S.
29). Doch beläßt Gershuny in typisch dog-
mengeschichtlicher Manier seine an sich
berechtigte historische Relativierung bei
dem unfruchtbaren und motivationstötenden
Verweis: „Das hat es alles schon einmal
gegeben”.
Schade, denn eine historische Relativie-
rung durch Bezugnahme auf die langen Pro-
speritäts- und Depressionsphasen, die Kon-
1) Beispielsweise auf dem IV. Wuppertaler Wirtschafts-
wissenschaftlichen Kolloquium; vgl. Biervert 1979
Es lassen sich lange Phasen/Wellen in folgen-
den Teilbereichen nachweisen:





— Aus- und Einwanderung
— Kapitalexport
(vgl. hierzu Rosenberg 1967, 9)
Auch in den Krisenlösungsstrategien gibt es
weitgehende Parallelen:
— Kostensenkungsstrategien, vor allem












Auch der als historische Wende diagnosti-
zierte Wertewandel ist in fast allen seinen
Elementen Ausdruck längerer Grundphasen
der wirtschaftlichen Entwicklung. Dabei
scheint mir jener Aspekt, der als Sinnkrise
der Arbeit bezeichnet werden kann und der
eher oben in der Einkommens- und Bil-
dungspyramide nachweisbar ist (vgl. Umfra-
geergebnisse in Technologie und Politik 15,
S. 29ff), eher Reaktion auf eine Prosperitäts-
phase denn auf eine Krise zu sein. Erst die
jahrelange Selbstverständlichkeit der Arbeit
in ihrer arbeitsteiligen, hierarchisierten, rou-
tinisierten Form dürfte wohl einen solchen
Abgrenzungsprozeß möglich machen. Er
fällt dann oft — wie heute — schon in die
nächste Phase, die der Stagnation, die nun
gleichsam objektiv die subjektiv gewonnene
sicht zu bestätigen scheint: so kann es nicht
weiter gehen.
Bezeichnenderweise taucht in großer
Regelmäßigkeit als Gegenstück zum Arbeits-
begriff ein emphatischer Begriff von
„Leben” auf. „Leben. Einfach leben, anders
leben” sind Schlüsselworte der sog. Alterna-
tivbewegung (vgl. z.B. mehrwert 19 (1979)).
Die „Lebensreformbewegung” ist gerade
noch als Begriff bekannt, aus der Zeit der
Jahrhundertwende, geboren aus der Span-
nung zwischen rapide sich modernisierender
und prosperierender Wirtschaft und spätfeu-
dal verkrusteten politischen und sozialen
Strukturen. Die Zwischenkriegszeit ist unty-
pisch, ist wesentlich geprägt durch die
Kriegsfolgen und den nicht gelungenen Ver-
such, einen Weltmarkt aufzubauen. Doch
selbst der kein halbes Jahrzehnt lange Pro-
speritätstaumel — schnell als „prosperity
forever” hochgejubelt — bringt in Verbin-
dung mit dem Schock des Zusammenbruchs
1929 Bedürfnisäöußerungen und Orientie-
rungen hervor, die — mit Ausnahme einer
entscheidenden Differenz (Okologie) — bis
in die Formulierungen heute zentralen Pro-
blemsichtweisen entsprechen. In der schnel-
len Folge von Prosperität und Krise verallge-
meinern sich diese Positionen nicht zu einem
signifikanten Wertewandel. Doch die
Inhalte, wenngleich nicht repräsentativ, sind
auf ihre Weise typisch. Offensichtlich drängt
die Realität zum Begriff. Hier also die wich-
tigsten Thesen aus einem kaum bekannten
Text des Jahres 1932 von Walther von Hol-
lander, der den vielsagenden Titel hat: Enf-
thronung der Produktion:
- „ganz neue Lage”, neuer _Krisentypus,
historische Wende” (166)
Ankurbelung der Produktion sinnlos,
denn „jede Ankurbelung muß den
Warenraum der Welt wieder verengen ...
zum wirtschaftserstickungstod führen”
(168) En
Mit dem (Kapital-)Uberfluß endet der
Klassenkampf, „nur noch Nachhall,
Echo, Schattenkampf” (169), (vgl. heute
bei Gorz: „Abschied vom Proletariat”)
„Einheitsfront von Kapital und Arbeit”
(heute: Wachstumskartell, Korporatis-
mus, Modell Deutschland) ..Es handelt
sich nicht mehr um den Kampf, um den
Anteil am Produkt, sondern es könnte
sich lediglich noch um eine Einheitsfront
von Kapital und Arbeit zur Aufrechter-
haltung der Herrschaft der Produktion
handeln ... Es ist der einzige Versuch, der
noch die Entthronung der Produktion
aufhalten könnte” (170).
Gleichsetzung von Kapitalismus und Mar-
xismus/Sozialismus in Bezug auf folgen-
den Punkt: beide sind „gleichermaßen der
Tyrannei der Produktion unterworfen”
(171), (gilt heute für viele „Grüne”).
Planwirtschaft ist nicht das Ziel, denn in
dem Wort steckt „noch ein Stückchen
Produktionsherrschaft” Eher „Konsumen-
tenherrschaft..., besser Konsumenten-
dienst, und das würde voraussetzen, daß
man endlich feststellt, was der Mensch
denn wirklich braucht” (170), (vgl. heute
Adler-Karlson).
Leben lernen: „Begriffen werden muß,
daß Arbeit zu Produktionszwecken eine
notwendige, aber untergeordnete Sache
im Leben ist und das Leben etwas anderes
meint und erzielen will als Arbeit. Das
alles muß umdacht und umgedacht wer-
den, und es muß in einigen wenigen
Gestalten bereits vorgelebt werden, ehe
die Menge sich trauen wird, diese neuen
Gedanken der ganz neuen Weltlage anzu-
nehmen ... Marxismus und Kapitalismus
sei versichert, daß sie gleichzeitig der Ver-
gangenheit angehören und daß die neue
Lehre, eine umfassende Lebenslehre,
unaufhaltsam vorwärts marschiert und
sich bereits in den Besitz wichtiger Posi-
tionen gesetzt hat” (171).
Irrtum. Diese Position war nicht im Vor-
marsch. Weder in Deutschland, wo sich
schon ein halbes Jahr später eine neue Pro-
duktionsherrschaft, eine wirkliche Tyrannei,
durchsetzte, noch in jenen Ländern, die noch
10 Jahre lang bis zum Ausbruch des Krieges
in tiefster Stagnation stecken blieben. Ein
Grund für die Durchsetzungsschwierigkeiten
dieser postindustriellen Lebens ision liegt
m.E. in der phasenverschobenen Ungleich-
zeitigkeit von realwirtschaftlichem Zyklus
und Wertwandel. erst die lang erfahrene
Selbstverständlichkeit des materiellen Wohl-
standes sensibilisiert für die wirklichen
Inhalte des „guten Lebens”. In diesem Sinne
unterhöhlt die Prosperitätserfahrung ihre
eigenen motivationalen Grundlagen; erst die
folgende Krise und elementare Verunsiche-
rung, die zunächst scheinbar die besten Vor-
aussetzungen für eine reale Ablösung de
Produktionsherrschaft und Arbeitsgesell-
schaft bieten, bewirken in Wahrheit mittel-
fristig das Gegenteil. Vom „guten Leben” ist
bald nicht mehr die Rede, Arbeit zum UÜber-
leben ist das Hauptziel. Die Krise hat nicht
nur wirtschaftliche Reinigungsfunktion, sie
sorgt auch für die Wiedererstehung von
Arbeitsdisziplin und Leistungswillen. Es ist
ja auch gerade diese Funktion der Krise, die
von Unternehmern besonders geschätzt
wird.
Noch bitterer ist eine weitere Regelmäßig;
keit. Einige Themen einer nicht-produktivi-
stischen Lebenskultur wie Eigenarbeit statt
Lohnarbeit, Subsidiaritätsprinzip und Selbs-
thilfe aus Stärke, geringere Arbeitszeit, Inte-
gration von Freizeit und Arbeitszeit, Spar-
samkeit werden nun von oben verordnet — in
pervertierter Form: Die knappe Arbeit wird
rationiert; autoritärer Arbeitseinsatz‘ und
Arbeitsdienst; Selbsthilfe wird erzwungen
zur Entlastung staatlicher Sozialausgaben;
die nicht mehr in den Produktionsprozeß
integrierbaren Arbeitslosen werden in
Selbstversorgungswirtschaften auf Minimal-
niveau immobilisiert (Erwerbslosensiedlun-
en).f Einige letzte Anmerkungen zu den histori-
schen Parallelen. Deutlich sichtbar wird die
Neigung, jede Tendenzwende gleich als
historisch einmalig zu verallgemeinern.
Quantitative Veränderungen werden zu qua-
litativen Sprüngen hochstilisiertd. Erst „pro-
sperity forever”, dann „stagnation and
mature economy” als säkulare Visionen, und
immer so weiter. Ich sehe zwar historische
Besonderheiten und Verschiebungen — etwa
in der ökologischen und militänischen Bedro-
hung der Menschheit — aber ich sehe keine
Krise ganz neuen Typs.
3. Sozialisierungstendenzen der
Nachfrage
Die Idee, daß mit dem Wertewandel ein Ein-
stieg in die nachindustrielle Gesellschaft
gewonnen sei, ist idealistisch wie die neoklas-
sische theorie in ihrem systematischen
Umgang mit den Bedürfnissen. Beide sugge-
rieren, daß die gesellschaftliche Reproduk-
tion sich gemäß der als autonom gedachten
Bedürfnisse vollzieht. wie eben gezeigt,
unterliegen die Bedürfnisse, Motive und
Leitbilder selbst langen kollektiven Entste-
hungsprozessen, die nicht unabhängig von
den wirtschaftlichen Wechsellagen sind.
Hinzu kommt — und das dürfte gravierende
sein —, daß in kapitalistischen Systemen die
Dynamik auf der Angebotsseite institutiona-
lisiert ist. Die beständige Revolutionierung
der Lebensbedingungen hat eben hier ihren
Ursprung. Während die Organisations- und
Mobilisierungsformen der Angebotsseite
immer schon im Zentrum wirtschaftswissen-
schaftlichen Interesses standen, sind die
komplementären Tendenzen auf der nach-
frageseite unter diesem gesichtspunkt kaum
ins Blickfeld gerückt. Den objektiven Verge-
sellschaftungsformen auf Seite des Angebots
— Konzentration, Verbände, Kartelle,
trusts, Universalbanken — kann die Organi-
sation der nachfrageseite nicht gleichgültig
sein. Auch hier hat die Indienstnahme der
Nachfrage durch einzelwirtschaftliche und
gesamtwirtschaftliche produktionspolitische
Imperative Folgen gehabt. Vom Marketing
bis zum staatlichen Nachfragemanagement,
längst ist der Prozeß der „Sozialisierung der
Nachfrage” im Gange. Ich habe an anderer
Stelle ausgeführt (1980), daß die ausgeprägte
Modernisierungsdynamik der deutschen
Wirtschaft unter anderem in ihrer starken
Abkoppelung vom Einzelverbraucher und in
ihrer Orientierung an der sozialisierten
Nachfrage des Staates gründet. Hier ist die
Industrieeutopie einer „kundenfreien Wirt-
schaft” (Bonn) entstanden, deren technische
Orgien durch staatlich vermittelte Nachfrage
alimentiert wurde. Dabei ist der Grundge-
danke für jede hochindustrialisierte Anlage
und Wirtschaft von größter Bedeutung —
und wurde auch zum Leitgedanken sozialisti-
scher Wirtschaftsreformen. „Es ist ein alter
Grundsatz, daß eine gemeinwirtschaftliche
Produzentenorganisation den organisierten
Konsum voraussetzt (Wagner 1928, S. 37).
Die Organisation der Nachfrage, ihre Erfas-
sung, Ballung und vielleicht Ausrichtung,
wird erst dann wirklich zum Problem, wenn
diese sich unter produktionspolitischen
Zwängen vollzieht. Es ist daher auch außer-
ordentlich KO von Keynes gewesen,die von ihm empfohlene staatliche Nachfra-
gesozialisierung in Höhe des privaten nach-
fragedefizits durch eine öffentliche Kontrolle
der Investitionen zu ergänzen, ein Zusam-
menhang, der gerne übersehen wird.
Es blieb bekanntlich bei einem halbierten
keynesianischen Reformkonzept, in dem sich
das Wachstumskartell unter Ausblendung
aller entwicklungsalternativen bestens ein-
richten konnte. Ein konsumfeindlicher Wer-
tewandel konnte aus dieser Optik immer nur
als Gefahr erscheinen, zudem sich die glei-
chen Gruppen auch gegen eine kompensato-
rische staatliche Ersatznachfrage wehrten.
Während sich der keynesianisch inspirierte
Zugriff auf Nachfrageteile hauptsächlich im
Medium des Geldes vollzieht, gab es immer
schon eine weitere Variante der Indienst-
nahme des Verbrauchs in seiner Höhe und
Zusammensetzung im Medium des Rechtes
oder rechtsähnlicher Normen. Während die
kompensatorische Budgetpolitik mit Lei-
stungen und Anreizen die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage beeinflußt, versucht. es die
„regulative Politik” mit den Instrumenten
der Gebote, Verbote, Auflagen, Zutrittsbe-
schräönkungen, _Genehmigungspflichten,
Normen usw. ... Mit diesen Instrumenten
wird erheblicher Einfluß auf die Struktur und
Höhe des Verbrauchs ausgeübt, ohne daß
dieser auch immer sofort auffällt. Geschieht
dies, so möchte ich von „administriertem
Zwangskonsum” sprechen (vgl. Novy 1980).
theoretisch kann man mit diesen Mitteln eine
sinkende Konsumneigung rückgängig
machen sowie die Struktur der Konsumaus-
gaben so verschieben, daß eine größere
Nachfrage beispielsweise in die Wachstums-
branchen fließt. Ich habe an anderer Stelle zu
zeigen versucht, daß es in Deutschland eine
lange Tradition der Regulierungspolitik als
Wachstums- und Modernisierungspolitik gab
— wobei alle Trägervarianten vorkommen:
industrielle Selbstverwaltung, korporative
Institutionen, Staat. meine These wäre
sodann, daß sich sowohl historisch wie auch
heute — und gerade in Krisen — erzwungene
Verschiebungen der Verbrauchsstrukturen
nachweisen lassen, die den Wachstumsbran-
chen zu Gute kommen und die zum anderen
die mit dem Wertewandel verbundenen Ten-
denzen unterlaufen. Direkt erfolgt letzteres,
indem die frei verfügbaren Einkommen-
steile, die als Nachfrage oder Unterstüt-
zungsbeiträge in die „alternative Okonomie”
fließen, zu Gunsten ‚der lebensnotwendigen
beschnitten werden. Schon jetzt sind die
Umsätze und Unterstützungshilfen für alter-
native Medien, Gaststätten, Projekte viel-
fach rückläufig. Indirekt wird der Wertwan-
del im Sinne konsum-, besitz- und leistungs-
kritischer Einstellungen allmählich rückgän-
gig gemacht. Materiell verunsichert fällt man
leicht auf besitzstandsicherndes Verhalten
zurück.
Der entscheidende Beitrag zur Struktur-
veränderung der Ausgaben der privaten
Haushalte ging von der Verteuerung der
Energie und einiger Rohstoffe aus; und
deren Folgen (auch vermittels regulativer
Politik) wie Lagerhaltungspflicht, Doppel-
fenster, Energiesparmaßnahmen usw. sind
noch lange nicht ausgestanden. Das histori-
sche Äquivalent während der Weltwirt-
schaftskrise waren die durch die Umstellung
auf Autarkie geschaffenen neuen Märkte für
Ersatzstoffe, die ebenfalls erheblich zur Ver-
teuerung der Reproduktionen beitrugen.
Jedenfalls frustrierten diese massiven Umge-
wichtungen in der Bedürfnishierarchie all die
Hoffnung, die man mit dem Wertewandel
verband. Er ist vermutlich nur temporärer
Ausdruck einer bestimmten Phase der kapi-
talistischen Entwicklungsdynamik, eng an sie
gebunden und keinesfalls schon Einstieg in
den freiwilligen Ausstieg aus der Arbeitsge-
sellschaft.
4. Die schwierigen Alternativen
Eine Automatik des Übergangs war zwar
beliebte Idee vieler Reformbewegungen,
gleichwohl hat es nie gestimmt. Die Hoff-
nungen, die viele an die Tertiärisierung der
Wirtschaft und des Konsums kKnüpften,
haben sich — wie Gershuny deutlich zeigen
konnte — als aus der Luft gegriffen erwiesen.
Die hochtechnologisierte und industrieab-
hängige Selbstbedienungswirtschaft des
kommenden privaten Haushaltes mit hohem
Eigenarbeitsanteil ist sicherlich nicht das,
was sich viele unter informellem Sektor vor-
gestellt haben. Auch scheint mir sehr zwei-
felhaft, ob selbst eine massive Verschlechte-
rung der Umweltbedingungen und damit der
Lebensbedingungen wirklich die Reaktion
hervorrufen werden, auf die viele Oko-
Sozialisten setzen. Was spricht dafür, daß
der von schlechtem Wasser Geplagte jene
kurzfristigen Symptombekämpfungsstrate-
gien — etwa teure Wasseraufbereitungsanla-
gen, getrennte Kreisläufe in allen Häusern
—, die angeboten werden, ablehnen wird.
Solche für den Verbraucher teuren Problem-
märkte legitimieren sich fast von selbst:
dahinter steht die große Koalition der Wach-
stumsinteressen: Industrie, Gewerkschaften,
Bürokratie und Politik.
Schließlich ist die Grundfigur der ökoso-
zialistischen Alternative noch zu unklar:
„Zurückdrängung des formellen Sektors der
Ökonomie bei Ausdehnung von Eigenaktivi-
täten”. Dadurch sollen einerseits die im for-
mellen Sektor nicht mehr unterzubringenden
Arbeitslosen absorbiert werden, zum ande-
ren die positive Verwirklichung von Lebens-
und Arbeitsvorstellungen möglich werden.
Ob wirklich von einer „Expansion des infor-
mellen Sektors” als einer der „auffälligsten
entwicklungen der letzten Zeit” aewerden kann, scheint mir mehr als fragwür-
dig. die bloße wissenschaftliche Entdeckung
bislang ungesehener ÖOkonomieformen
(Eigen-, Schwarz-, Schattenarbeit usw.),
macht noch keine wirkliche Reform aus (als
Bezugspunkt für den ganzen Abschnitt: Ber-
ger 1982).
Mir scheint die Scheidung formeller und
informeller Sektor reformpraktisch nicht
plausibel. Lassen sich nicht Teile des formel-
len Sektors aus der Rendite- und Konkur-
renzdynamik herausnehmen? Dann würden
Eigen- und Versorgungswirtschaften entste-
hen, die gleichwohl Teil des steuer- und lohn-
zahlenden, sozialprodukterwirtschaftenden
und kalkulierenden formellen Sektors blie-
ben. Im Grundsatz sind das heute schon viele
Familienbetriebe, die kleineren Baugenos-
senschaften. Aber auch größere Produk-
tionseinheiten ließen sich bedarswirtschaft-
lich führen und könnten auch so ein Teil
einer ökologisch bewußten Produktionspoli-
tik sein. Voraussetzung wäre immer die Neu-
tralisierung des Kapitals und die Herauslö-
sung aus der Konkurrenzdynamik. Aber
dazu bedarf es wieder staatlicher Abschir-
mungsmaßnahmen (vgl. hierzu Novy 1979:
für die Wohnungswirtschaft Novv 1982).
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Der Titel verspricht mehr, als ich in dem kur-
zen Beitrag zu halten vermag; es wäre sicher-
lich nicht abwegig, vom Autor eine Eröterung
über die wirtschaftspolitischen Vorausset-
zungen ökologischen Bauens und Wohnens
etwa zu verlangen, daß er nach einer Skiz-
zierung der wesentlichen Elemente einer öko-
logischen Wirtschaftspolitik daranginge, die
wirtschaftspolitischen Instrumente und Maß-
nahmen im einzelnen zu begründen und ihre
Auswirkungen auf den Bausektor und Wohn-
formen im einzelnen zu erörtern. Ich will es je-
doch dem Leser überlassen, die Verbindungs-
linien zwischen ökologischer Wirtschaftspoli-
tik und ökoligischem Bauen und Wohnen im
großen und ganzen selbst zu ziehen und mich
darauf beschränken, die wesentlichen Elemen-
te einer ökologischen Wirtschaftspolitik zu
skizzieren. Diese Skizze ist ein erster, unab-
dingbarer Schritt für eine umfassendere Er-
Öörterung des Themas, nicht mehr und nicht
weniger. So sehr beide Themengebiete jeweils
für sich genommen sich größter Aufmerksam-
keit erfreuen, so fehlen doch gründlichere
Analysen der Interdependenzen zwischen
ökologischer Wirtschaftspolitik einerseits,
ökologischem Bauen und Wohnen anderer-
seits. Es ist ja nicht einmal hinreichend klar,
durch welche Merkmale Bauen, Wohnen und
Wirtschaften sich eindeutig als ökologisch
auszeichnen. In beiden Fällen, so scheint es,
rückt die ökologische Idee nur zu oft in die
Rolle eines Wundermittels, das die Befreiung
von den Fehlern der Vergangenheit und einen
Ausweg aus all den Problemen, in welche die
bisherige Bau-, Wohnungs- und Wirtschafts-
politik geführt hat, verspricht. Wenn ich im
folgenden versuche, die Grundpositionen
einer ökologischen Alternative in der Wirt-
schaftspolitik (genauer: der Arbeitsmarktpo-
litik) aufzuzeigen, dann weiß ich sehr wohl,
daß schon die Wortverbindung: „ökologische
Alternative“ eher eine sprachliche Verlegen-
heit zum Ausdruck bringt, denn eine präzise
Bezeichnung für eine „neue“ Ausrichung der
Wirtschaftspolitik. Aus der Natur lassen sich
keine Richtlinien für die Politik gewinnen und
Naturerhaltung ist in mehr als einer gesell-
schaftlichen Form möglich. Die Erhaltung der
Vielfalt der Arten ist eine kulturelle Norm und
oft gehörte Vorstellung wie „Kreislaufwirt-
schaft“, „natürliches Gleichgewicht“ sind teils
sehr problematisch, teils sagen sie nichts
Gehaltvolles über die konkrete Organisation
des Wirtschaftslebens aus.
Ich werde mich der so eingegrenzten
Aufgabe, die Grundpositionen einer ökolo-
gischen Alternative der Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktpolitik anzugeben, in vier Schrit-
ten entledigen:
Erstens möchte ich klarlegen, wozu die ökolo-
gische Alternative eine Alternative ist; zwei-
tens möchte ich verdeutlichen, worin die we-
sentlichen wirtschaftspolitischen Elemente
einer ökologischen Alternative bestehen; drit-
tens möchte ich präzisieren, worin die ökolo-
gische Alternative ökologisch ist; und viertens
schließlich möchte ich in ein paar Worten
deutlich machen, durch welche programmati-
schen Grundzüge die geschilderte Alternative
alternativ ist.
Zunächst einmal beanspruchen ökologische
Positionen, eine Antwort auf die Wachstums-
krise der industriell-kapitalistischen Gesell-
schaften zu geben. Bezogen auf die Arbeits-
und Berufswelt enthält diese Krise drei Aspek-
te: einen Mangel an Arbeitsgelegenheiten, das
Scheitern der Vollbeschäftigungspolitik und






Der Mangel an Arbeitsgelegenheiten betrifft
das ökonomische System der Gesellschaft, das
Scheitern politischer Anstrengungen, Vollbe-schäftigung herzustellen,‘|daspolitischeSystem und die Bedrohung des Sinns der Ar-beit durch ein Angebot vo  Arbeitsplätzen,auf denen entweder die Ausübung beruflichenKönnens verunmöglicht wird oder die in Pro-duktionszweigen lokalisiert sind, deren ge-sellschaftlicher Sinn umstritten ist, betrifft das
kulturelle System der Gesellschaft. In einer
Formel zusammengefaßt: Arbeitsgelegenhei-
ten werden zunehmend knapper, Wachstums-
politiken vermögen diese Knappheit nicht
mehr aufzufangen (sie steigern sie eventuell
nur noch) und fortdauernde Rationalisierung
sowie die Abtrennung der Arbeitenden von
einer Einflußnahme auf das Produkt ihrer
Arbeit stellt den Sinn dieser Arbeit (Selbstver-
wirklichung im Beruf) auf den verbleibenden
Arbeitsplätzen in Frage.
Anhaltende und noch weiter ansteigende
Massenarbeitslosigkeit, Stagnation und in
einem Wandel der Arbeitswerte sich ausdrük-
kende Zweifel am Sinn der Arbeit bezeugen,
daß die Grundlagen der Wachstumsgesell-
schaften der Nachkriegszeit sich in einer tie-
fen Krise befinden, welche die konjunkturelle
Dynamik aneinander ablösender Auf-
schwungsphasen übersteigt. Krisen, verstan-
den als Herausforderung und Infragestellung
der institutionellen Struktur einer Gesell-
schaftsordnung, sind Phasen beschleunigten
und verdichteten sozialen Wandels. Die west-
lichen Industriegesellschaften befinden sich
heute in einer solchen Phase krisenhaften
sozialen Wandels, die entweder auf ein neues
Stadium der kapitalistischen Entwicklung
hindeutet, dessen tragendes Muster noch un-
gewiß ist, oder sogar auf einen säkularen
Bruch, bei dem mehr auf dem Spiel steht als
die Ablösung eines alten und die Einleitung
eines neuen Stadiums der kapitalistischen
Entwicklung. Gleich ob die gegenwärtige
Krise in einen säkularen Rahmen gestellt oder
im Rahmen einer Theorie der Stadien der
kapitalistischen Entwicklung analysiert wird,
auf politischer Ebene zeichnen sich heute vier
Antworten auf die Herausforderung durch die
ökonomische, politische und kulturelle Krise
ab: eine marktwirtschaftliche, eine etatisti-
sche, eine korporativistische und ökologische.
Welche Richtung oder welcher Mix von Rich-
tungen des Umbaus der institutionellen
Struktur sich durchsetzt, läßt sich heute nicht
mit Sicherheit sagen. Am wahrscheinlichsten
erscheint mir eine Spielart des korporativisti-
schen Umbaus der Gesellschaft, mit Abstand
am unwahrscheinlichsten die ökologische
Restrukturierung, Ich gebe im folgenden nurknappe, nur die  Okonemie betreffende Stich-
worte zu den einzelnen Restrukturierungs-
richtungen, um zu verdeutlichen, mit welchen
politischen Strategien eine ökologische Alter-
native konkurriert.
a) Die marktwirtschaftliche Lösung: die kri-
senanalytischen Stichworte lauten: Ressour-
cenüberlastung durch Auseinanderklaffen
von Anspruchsmentalität und wirtschaftli-
chen Möglichkeiten, Kostenüberlastung der
privaten Wirtschaft, Einschnürung privater
Entscheidungsmöglichkeiten. Der Ausweg
soll liegen in Kostenentlastung und dadurch
herbeigeführter Verbesserung der Ertragslage
der Unternehmen, De-Regulierung der Öko-
nomie, „vertrauensbildende Maßnahmen“ im
Rahmen einer „angebotsorientierten“ Politik,
insgesamt also einer Befreiung des Marktes
vom Alpdruck aus Gewerkschaftsmacht und
staatlicher Einmischung („die Wirtschaft muß
wieder durchatmen können“).
b) Die sozialdemokratisch-etatistische Lö-
sung der Krise .durch mehr Verstaatlichung.
Da die Ursache der wirtschaftlichen Krise im
Marktversagen liegt und nicht bei der Ein-
schränkung der Marktwirtschaft durch staat-
liche Regulierung, kann ihre Überwindung
auch nicht in einer gesteigerten Privatisierung,
sondern nur umgekehrt in der Richtung der
Verstaatlichung gesucht werden. Investitions-
lenkung, Verstaatlichung von Schlüsselin-
dustrien, Wirtschaftsplanung etc. lauten hier
die die Richtung der Restrukturierung anzei-
genden Stichworte. Vertreten wird ein solches
Programm von „traditionssozialistischen“
Kräften in der SPD und den Gewerkschaften,
der Memorandumsgruppe, orthodoxen Kom-
munisten etc.
c) Die neo-korporativistische Lösung. Weder
durch mehr Markt noch durch mehr Staat
allein, sondern durch die Beteiligung „inter-
mediärer“ Organisationen wie der großen Ver-
bände des Arbeitsmarktes kann der durch den
Ölpreisschock, Verwerfungen der internatio-
nalen Weltwirtschaft etc. bedingte Struktur-
wandel der Wirtschaft bewältigt werden. Die
fetten Jahre sind vorüber. Im „Modell
Deutschland“ sollen die kommenden mageren
Jahre durch eine politisch in Kauf genomme-
ne und kontrollierte Spaltung durchstanden
werden. Der Kern der Wirtschaftspolitik be-
steht darin, die Weltmarktposition des west-
deutschen Kapitals zu stärken. Aber nicht alle
Teile der Volkswirtschaft können sich in der
harten Weltmarktkonkurrenz behaupten. Der
möglicherweise aufkeimende Protest der
herausgedrängten Arbeitnehmergruppen soll
einerseits durch sozialstaatliche Leistungen
abgefangen werden oder durch das Angebot
von Alternativrollen in Familie und Haushalt,
erweiterten Bildungsphasen, vorgezogenen
Altersruhephasen etc. unschädlich gemacht
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werden. Französische Autoren haben diesem
Krisenlösungsmuster den Namen „sektoraler
Dualismus“ gegeben.
d) Im scharfen Kontrast zum sektoralen
Dualismus strebt die ökologische Alternative
einen /emporalen Dualismus an. Die Krisen-
analyse rechnet für die nächste Zukunft mit
einer Wachstumsgesellschaft ohne Wachstum
als zentralem Tatbestand. Und auch wenn
Wachstum wieder möglich wäre, so wäre es
noch lange nicht wünschbar. Dagegen spre-
chen die heute erst in vollem Ausmaß sichtbar
werdenden katastophalen Umweltschäden,
die die Wachstumsperiode hinterlässen hat.
Dementsprechend wird die Lösung von
Arbeitsmarktproblemen nicht in der Expan-
sion des Gütermarktes durch Erweiterungsin-
vestitionen gesucht; dagegen spricht schon,
daß für die nächsten Jahre mit Rationalisie-
rungsinvestitionen, die die Rate des techni-
schen Fortschritts steigern, als vorherrschen-
dem Investitionstyp zu rechnen ist („dritte
industrielle Revolution“). Der Verdrängungs-
prozeß des Menschen durch die Maschine hat
zum Resultat, daß die Arbeit ihre zentrale
Rolle in der Produktion verliert. Angesichts
dieser Entwicklung heißt temporaler Dualis-
mus: Egalisierung des Zugangs für alle arbeits-
willigen Männer und Frauen zu insgesamt ver-
minderten Arbeitsgelegenheiten. Diese Egali-
sierung kann erreicht werden durch entweder
allgemeine Arbeitszeitverkürzung oder durch
individuelle, auf Freiwilligkeit basierende Ar-
beitszeitverkürzung (Teilzeitarbeit, job-sha-
ring etc.).
Die Diskussion über Effizienz, Widerstände
und Folgen (z.B. versicherungsrechtlicher
Art) solcher Maßnahmen ist in Gang. Wo die
menschliche Arbeit ihre zentrale Rolle in der
Produktion verliert, entsteht die Möglichkeit
und zugleich der Zwang zum Aufbau eines
zweiten Lebensschwerpunktes außerhalb der
verfaßten Arbeit („informelle Aktivitäten“).
Arbeitszeitverkürzung und egalitärer Zutritt
zum formellen Sektor der Ökonomie besitzen
somit Bedeutung weit über den Umkreis der
Arbeitsmarktpolitik hinaus. Sie zeigen das
Entstehen einer neuen Ökologischen In-
dustriekultur und einer neuen politischen
Kultur an.
Damit bin ich schon mitten im zweiten
Abschnitt meiner Aufgabe: worin besteht die
auf die Lösung von Arbeitsmarktproblemen
bezogene ökologische Alternative der Wirt-
schaftspolitik? Ihren Kern bildet die Verkop-
pelung von Arbeitszeitverkürzungsmaßnah-
men, Sicherung eines egalitären Zutritts zu
insgesamt knapperen Arbeitsgelegenheiten
und einer Verschiebung ökonomischer Aktivi-
täten von „formellen“ zu „informellen“. Der
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amerikanische Ökonom Feige hat zwischen
„observed“ und „unobserved“, beobachteten,
(staatlich registrierten) und hicht beobachte-
ten wirtschaftlichen Aktivitäten unterschie-
den. Die letzteren zerfallen wiederum in zwei
Untergruppen, „monetary“ und „nonmone-
tary“, je nachdem, ob sie (Geld) einkommens-
wirksam sind (wie Schwarzarbeit, aber auch
Steuerhinterziehung, Diebstahl), oder ob sie
dieses wie Selbstversorgung und Hauswirt-
schaft nicht sind. Ein etwas geändertes Bild
ergibt sich, wenn man von der Lohnarbeit als
zentralem Tatbestand ausgeht und unter in-
formellen Aktivitäten alle die Arbeiten zu-
sammenfaßt, die nicht gegen Lohn erbracht
werden und das heißt: nicht dadurch in Gang
kommen, daß sich der Arbeitnehmer dem
Kommando eines Arbeitsgebers, sei dieser
nun ein Privater oder eine staatliche Behörde,
unterwirft. Selbständigkeit und Haushaltlich-
keit sind dann die großen historischen Alter-
nativen zur Lohnarbeit und der Grad ihrer Al-
ternativität wird dadurch geprägt, inwieweit
es gelingt, neue Formen der Haushaltlichkeit
und der Selbständigkeit (z.B. Genossenschaf-
ten, alternative Ökonomie etc.) zu etablieren.
Welche Aktivitäten im einzelnen auch immer
zu den informellen gezählt werden, in jedem
Fall besteht der Kern der skizzierten ökologi-
schen Alternative nicht darin, neben der
etablierten, formellen Ökonomie eine zweite
informelle Ökonomie aufzubauen, die dann
zwangsläufig eine Armutsökonomie wäre,
einem Schattendasein neben der dominanten
ersten Ökonomie fristete und am Ende so öko-
logsich im Sinne von umweltfreundlich gar
nicht sein müßte (man denke z.B. nur an die
Altölbeseitigung in der beobachteten formel-
len Ökonomie einerseits und auf den Hinter-
höfen der zweiten informellen Ökonomie
andererseits). Vielmehr besteht der wichtigste
Grundzug der ökologischen Alternative in der
Idee einer Verzahnung und Rekombination
wirtschaftlicher Tätigkeiten in der einen
Ökonomie.
Worin diese „Verzahnung“ und Rekombi-
nation“ besteht, möchte ich kurz erläutern:
Weder ist die bezahlte berufliche Arbeit die
einzige Form der Bewältigung gesellschaft-
licher Aufgaben, noch ist es ausgemacht, daß
der überlegene Modus der Bewältigung
gesellschaftlicher Aufgaben jedweder Art eine
Ausdehnung der bezahlten, beruflichen Ar-
beit ist. Vielmehr, das ist jedenfalls /llichs
Vermutung, ist eine solche Ausdehnung auf
einem bestimmten Punkte kontraproduktiv;
sie neigt dazu, mehr Probleme zu schaffen, als
sie zu lösen in der Lage ist. Z.B. werden
gesundheitliche Beschwerden und Krank-
heiten nicht nur professionell, sei es durch
selbständig praktizierende. oder in Kran-
kenhäusern angestellte Ärzte behandelt, son-
dern auch informell in einem Laiensystem und
außerhalb des offiziellen medizinischen Ver-
sorgungssystems. Schätzungen geben den
Anteil der im Laiensystem der Familie,
Nachbarschaft und Selbsthilfe kurierten
Krankheiten und Beschwerden mit zwei
Dritteln an. Die Kritik an der Allzuständigkeit
und Kompetenz des Arztes in Fragen der
Gesundheit ist heute weit verbreitet. Die
praktische Einlösung dieser Kritik bedeutet
jedoch nicht die Abschaffung des ärztlichen
Berufsstandes, sondern die Rekombination
professionell ärztlicher Berufsausübung mit
Laienaktivitäten zur Bewältigung von Krank-
heitsrisiken. Diese so einleuchtende gesund-
heitspolitische Idee (Zurückdrängung formel-
ler, Verknüpfung informeller mit formellen
Aktivitäten, Förderung des Laienpotentials)
läßt sich auf das gesamte Feld personenbezo-
gener Dienste ausdehnen. Weitere Anwen-
dungsfelder desselben Grundgedankens sind
Handwerk und Landwirtschaft, Hausbau und
Reparatur, also Gebiete, die nicht zufällig
vom alten „Mittelstand“ besetzt sind. Anders
als in der öffentlichen arbeitsmarktpolitischen
Debatte, die beherrscht ist von dem Zusam-
menbruch bekannter Konzerne (Agfa, Arbed,
AEG) könnte die angedeutete arbeitsmarkt-
politische Alternative dazu beitragen, die Auf-
merksamkeit verstärkt auf kleine Betriebe als
arbeitsmarktpolitische und reformpolitisch
relevante Gruppierung zu lenken.
Worin ist nun drittens die ökologische
Alternative ökologisch? Von den im vorigen
Abschnitt skizzierten ersten drei Antworten
auf die krisenhafte Herausforderung des be-
stehenden Institutionsystems zeichnet sie sich
durch eine radikalisierte Kritik des Wachs-
tums aus. Zwar rechnen alle vorgestellten
wirtschaftspolitischen Strategien heute, wenn
nicht schon mit gänzlich ausbleibendem
Wachstum, so doch jedenfalls mit im histori-
schen Vergleich drastisch gefallenen Wachs-
tumsraten (die historisch gesehen ja nur die
Rückkehr zur Normalität nach dem Ausnah-
mezustand der Nachkriegszeit darstellen) und
beurteilen die für die nahe Zukunft machba-
ren Wachstumsraten eher zurückhaltend. Re-
levante Unterschiede bestehen dennoch in
Bezug auf die Wünschbarkeit des Wachstums
und den Glauben an die Problemlösungskapa-
zität dieses „Mittels“.
In der Nachkriegszeit fungierte Wachstum
als der Mopp, mit dem die Arbeitslosigkeits-
pfütze simpel und scheinbar preiswert aufge-
wischt werden konnte. Wachstum, also die
globale Ausdehnung des Produktionsvolu-
mens, sicherte nicht nur Beschäftigungsmög-
lichkeiten, sondern gleichzeitig die Steigerung
der Reallöhne (ohne an der relativen Einkom-
mensposition unterschiedlicher sozialer
Schichten viel zu ändern). Erst heute haben
wir einen genaueres Wissen von den Kosten
dieses Mittels und von den sozialen, ökologi-
schen und ökonomischen Grenzen seiner
weiteren Verfügbarkeit. Dennoch ist dieses
Lösungsmuster im soziologischen Sinne insti-
tutionalisiert: es prägt das Denken und die
Verhaltensweisen so, daß Alternativen zu ihm
die gesellschaftliche Anerkennung fehlen. Das
Ausmaß, in dem dies der Fall ist, zeigt sich z.B.
auf der Linken in der Weigerung, von generel-
len Einkommenssteigerungspolitiken wegen
ihrer Ineffizienz, der Neutralisierung des Ver-
teilungsaspekts und ihrer schädlichen ökolo-
gischen Folgen Abstand zu nehmen und dafür
die Idee der Umverteilung vorhandener Ein-
kommen (auf dem Wege eines Abtauschs von
Lohneinkommen gegen freie Zeit) stärker zu
betonen. Vollends als Utopie behandelt wird
die Vorstellung, solche Reformen im Kon-
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sum - und Reproduktionsbereich durchzufüh-
ren, die auf eine Minderung des Zwangs
hinauslaufen, die Reproduktion durch Lohn-
forderungen zu sichern(z.B.anstelle des Ein-
kaufs teurer Energie auf dem Markt Einspa-
rung von Energie und Produktion von Ener-
gien „im Hause“). Die ökologische Alternati-
ve läßt sich in der Tat der großen Gruppe von
Reformbestrebungen zurechnen, die eine Ab-
kopplung von industriell - marktwirtschaftli-
chen Systemen durch eine Senkung der Re-
produktionskosten anstreben. Wiederum
kann ein Blick auf die Struktur der Energieer-
zeugung und des Energieverbrauchs lehren,
daß Verbrauchsenkung nicht zwangsläufig
Wohlfahrtsminderung bedeuten muß („den
Gürtel enger schnallen“).
Die skizzierte Position ist ferner darin öko-
logisch, daß sie eine andere Technikentwick-
lung anstrebt. Mit der Technik gerät eine
zweite Achse sozialen Wandels neben der Ver-
teilungsachse in den Blick. Sanfte versus harte
Technologien, niedriger anstelle hohen Ener-
gieverbrauchs lauten die die angestrebte Neu-
erung andeutenden Stichworte. Nicht die
Technik an sich ist ja naturzerstörerisch und
entfremdend, indem sie die Arbeit zerstückelt
und den Arbeiter seiner Qualifikationen be-
raubt (aber auch nicht erst, wie das die Dis-
kussion Ende der 60er Jahre nahelegte, ihre
Anwendung durch kapitalistische Unterneh-
mungen). Vielmehr verfällt eine bestimmte,
kapitalistisch geprägte Gestalt der industriel-
len Technik der ökologischen Kritik: jener
Techniktypus, der sich durchgesetzt hat, ist
eine beschränkte und überholte Gestalt der
Technik wegen der in sie eingebauten Rück-
sichtslosigkeit gegen die natürliche Umwelt
und wegen der Verkümmerung der in der Ar-
beitskraft enthaltenen kreativen Potenzen.
Die ökologische Technikkritik wendet sich
nicht gegen moderne Maschinen, sondern
faßt, wie dies in der Antikernkraftbewegung
sichtbar wird, einen neuartigen Typus der Mo-
dernisierung ins Auge. Sie predigt kein „Lang-
samer“, oder schlicht nur ein „Rückwärts“, sie
will auch nicht nur „bewahren“ anstatt zu „be-
wirken“, sondern will vielmehr modernste wis-
senschaftliche Erkenntnisse zur Durchsetzung
einer mit der Natur pflegerisch umgehenden
Technik benutzen. Am Beispiel der Mikro-
elektronik und der neuen Medien wäre zu zei-
gen, daß die Technikgeschichte nicht einfach
als linear fortschreitende Entfremdung inter-
pretiert werden kann und daß eine Politik der
bloßen Blockade der neuen Kommunikations-
techniken zur Wirkungslosigkeit verdammt
sein wird. Auf diese Weise würde z.B. das zur
Lösung anstehende Problem ja nur verscho-
ben, wie die neuen Medien im Rahmen einer
Ökologischen Industriekultur sich progressiv
nutzen lassen.
Es ist gewiß nicht unmittelbar einzusehen,
warum viertens eine Politik der Arbeitszeit-
verkürzung eine Alternative der Wirtschafts-
und Arbeitsmarktpolitik darstellen soll. For-
derungen nach Arbeitszeitverkürzung werden
als _arbeitsmarktpolitische Maßnahme
schließlich quer durch die Parteien und Ver-
bände erhoben und kaum ein Beitrag zur Ar-
beitsmarktpolitik vergißt, sie als strategisches
Element zur Lösung der Beschäftigungskrise
zu erwähnen. Eine ökologisch motivierte Ar-
beitszeitverkürzung erhält jedoch ihre spezifi-
sche Gestalt erst durch das Ausmaß (z.B. soll
man Halt machen bei der Forderung nach der
35-Stundenwoche?), die Randbedingungen
(z.B. die Frage eines Lohnausgleichs propor-
tional zur Arbeitszeitverkürzung) und die
Intention solcher Maßnahmen.
ToMH.
Hier nur ein paar Stichworte zu den Inten-
tionen: die Implikationen einer generellen Ar-
beitszeitverkürzung reichen weit über die Wie-
derherstellung eines Arbeitsmarktgleichge-
wichts hinaus. Der eigentliche Sinn der Maß-
nahme liegt ja gar nicht in der Effizienzstei-
gerung des Arbeitsmarktes, sondern in dem
Einstieg in eine neue Entwicklungslogik der
industriellen Gesellschaften des Westens. Al-
lerdings: diese neue Entwicklungslogik darf
nicht mit einem Exodus aus der Industriege-
sellschaft verwechselt werden. Dem System
soll vielmehr der expansionistische Stachel ge-
zogen werden, die Arbeitskräfte durch Aus-
dehnung des Gütervolumens in die Produk-
tion zu integrieren. Lief die Nachkriegsent-
wicklung im großen und ganzen darauf
hinaus, die Warenproduktion dadurch zu ver-
allgemeinern, daß absolut und relativ immer
größere Teile der Bevölkerung sich ihre
Existenz durch Verkauf der Arbeitskraft auf
Arbeitsmärkten und Kauf der zur Existenzsi-
cherung nötigen Mittel auf Gütermärkten si-
cherte, so würde die Durchsetzung der geschil-
derten Verknüpfung von verkürzten Arbeits-
zeiten mit informellen Aktivitäten einen
Bruch mit dieser Entwicklungsrichtung und
eine Abkoppelung des vollzeitbeschäftigten
Arbeitnehmers vom Markt bedeuten. Sie
würde in einer Revitalisierung von Arbeitsfor-
men bestehen, die durch die Ausweitung der
Lohnarbeit gerade verkümmert sind.
Der angedeutete Sachverhalt kann leicht
mißverstanden werden. Es wird nicht das Bild
einer in zwei Sektoren gespaltenen Ökonomie
entworfen, sondern das einer Ökonomie, in
der sich formelle und informelle Aktivitäten
mischen und verzahnen. Die herrschende, auf
eine sektorale Trennung herauslaufende Ver-
teilung solcher Aktivitäten, ihre unterschied-
liche gesellschaftliche Anerkennung und poli-
tische Förderung ist es ja gerade, was zur Kri-
tik herausfordert. Wenn von der Vorstellung
Abschied genommen wird, Beschäftigung
über Wachstum herzustellen, warum soll dann
für 7 - 10% der Arbeitsuchenden die Arbeits-
zeit im formellen Sektor um 100% gekürzt
werden, während der Rest Vollzeitarbeits-
plätze sehr unterschiedlicher Attraktivität
innehat? Und warum soll der Zugang zum
System der staatlichen Sozialleistungen an
den Besitz einer Lohnsteuerkarte gebunden
bleiben? Durch Rekombination informeller
und formeller Aktivitäten der Ökonomie, die
die Optionen von jedermann und jeder Frau
auf beide Tätigkeitsbereiche steigert, könnte
die bestehende Abschottung zwischen for-
mellem und informellem Sektor, zwischen den
in den Wirtschaftskreislauf Eingeschlossenen
und den Ausgeschlossenen, eingerissen wer-
den.
Die wichtigste Voraussetzung für eine sol-
che, auf Arbeitszeitverkürzung aufbauende
Rekombination liegt aber in geänderten Kon-
sumstrukturen als Komplement zu Än-
derungen der Arbeit selbst in den Dimen-
sionen der Organisation der Arbeit („Huma-
nisierung“), der Output- Struktur und der
Produktionstechnik. Von einer neuen Ent-
wicklungslogik nur in Begriffen der Produk-
tionslogik zu denken und den Konsum- und
Reproduktionsbereich zu übersehen, er-
scheint mir reformpolitisch harmlos. Dererste
Schritt, diese reformpolitische Blindheit zu
überwinden, besteht in der Ablösung des
Konsumbegriffs von dem Konsum materiel-
ler Güter, seiner Ausdehnung auf den Konsum
vornehmlich sozialer Dienste und die Ent-
deckung der geänderten aktiven Konsumen-
tenrolle in diesem Konsumtionsprozeß (vgl.
Gartner / Riessmann). Am Beispiel des auf
dem Individualverkehr beruhenden Verkehrs-
wesen und des Wohnungswesens mit dem Ein-
familienhaus als seiner Säule ließe sich zeigen,
wie eine Vermischung informeller und formel-
ler Aktivitäten eine Anderung von Konsum-
strukturen in Richtung auf Entkommerziali-
sierung und Entindividualisierung (was nicht
heißt: Entliberalisierung und Zwangskollekti-
vierung) begünstigt, die ohne Verarmungsef-
fekte den Zwang zur Erwerbsarbeit lockert,
das Verhältnis von Produzenten und Kon-
sumenten neu ordnet und insgesamt humane-
re Arbeits- und Lebensformen als die be-
stehenden verspricht. In verschiedenen Auf-
sätzen z.B. von ARCH+ 45 u. 62 sind Ansätze
hierzu auf dem Feld der Wohnungspolitik
vorgestellt worden, z.B. die am Halb/Halb-
arbeiter im Gegensatz zum Vollzeitbeschäftig-
ten ausgerichteten‘ reformpolitischen Ideen
von Martin Wagner und aus den 20er Jahren
(Uhlig), als Idee eines „Wohnungsbaus für




ist das reformpolitische Kernstück für den
Einstieg in eine neue Entwicklungslogik der
Gesellschaft; b) bei reduzierter Arbeitszeit ver-
mischen sich in der einen Ökonomie informel-
le und formelle Aktivitäten zu einem neuen
Gleichgewicht; c) die Egalisierung des Zutritts
zu verschiedenen Sphären wirtschaftlicher Tä-
tigkeiten impliziert geänderte Konsumstruk-
turen und darin eingeschlossen, eine neue ak-
tive Konsumentenrolle, z.B. in den Bereichen
sozialer Sicherheit, Verkehr und Wohnen; d)
die Eingrenzung der formellen Arbeitszeit pro
Individuum durch _Arbeitszeitverkürzung
wird ergänzt durch eine Änderung der Ar-
beitsorganisation, der Arbeitsprodukte und
der Arbeitstechnik.
Abschließend: ich habe eine arbeitsmarkt-
politische, wirtschaftspolitische und gesell-
schaftspolitische Programmatik vorgestellt;
insofern handelt es sich im Vorstehenden um
einen in gar nicht abschätzigen Sinne „ideolo-
gischen“ Diskurs, d.h. eine auf Ideen bezogene
Erörterung. In der Kürze der Zeit habe ich
darauf verzichtet, auf Folgen und Funktio-
nen, Ressourcen und Restriktionen einer öko-
logischen Alternativstrategie im einzelnen ein-
zugehen. Ohne hier den Nachweis antreten zu
können, bin ich doch davon überzeugt, daß
die Krise des Arbeitsmarkts und mit ihm die
Krise der Arbeitsgesellschaft in der skizzier-
ten Form lösbar ist. Eine ganz andere Frage
ist, ob diese Lösung die wahrscheinlichste für
die nächste Zukunft darstellt. Betrachte ich
die politischen Widerstände, die Machtver-
teilung, aber auch die Aversion und Diskus-
sionsverweigerung in der Linken, die der sich
abzeichnenden Spaltung der Gesellschaft ohn-
mächtig überkommene Sozialismusvorstel-
lungen oder auf der Wachstumsgesellschaft
aufbauende Sozialstaatsillusionen entgegen-
hält, dann bin ich überaus skeptisch. Gleich-
wohl: die Art und Weise, wie die Krise des Ar-
beitsmarkts gelöst wird, entscheidet über die
Richtung, in der der Umbau des Institutions-
systems des wohlfahrtsstaatlichen Kapitalis-
mus vorgenommen wird. Dies allein ist Moti-
vation genug, in Auseinandersetzung mit den
Einwänden, die Konsistenz, Machbarkeit und
Durchsetzbarkeit dieses Programms bestrei-
ten, zu zeigen, daß es keine Vision ist, sondern
eine anschlußfähige Alternative zu dem
Zustand, auf den die Gesellschaft der Bun-
desrepublik sich hin bewegt.
Konzepte und Modelle
Aus Platzgründen mußte der erste Teil dieses Bei-
trages und damit eine Kritik am wohnungspoliti-




Kommunaler Wohnungsbau heißt, daß die
Gemeinde die Kosten ihrer Wohnunsbauvor-
haben im Zuge des Baufortschritts direkt aus
öffentlichen Mitteln finanziert. Diese Art der
kommunalen Direktfinanzierung bietet ge-
genüber der bisher üblichen Subventionierung
privater Investoren wesentliche Möglichkei-
ten der Einsparung bei den Gesamtkosten der
Bauvorhaben. Sämtliche Kosten der Kapital-
beschaffung und Zwischenfinanzierung, die
während der Bauzeit anfallen, gehen nach II.
BV, 8 5 (4) bisher in die Gesamtkosten ein. Bei
kommunaler Direktfinanzierung fallen sie erst
gar nicht an. An Baunebenkosten können fer-
ner Verwaltungskosten des Bauherrn und be-
hördliche Prüfungs- und Genehmigungsge-
bühren eingespart werden: Die Verwaltungs-
tätigkeit der Gemeinde, die sie als Bauherr des
kommunalen Wohnungsbaus durchführt, ge-
hört in den Rahmen sozialpolitischer Aufga-
ben der ’Hoheitsverwaltung”, und ist daher ge-
bührenfrei zu leisten (so läßt z.B. auch die
Schulverwaltung ihre Kosten nicht von den
Schülern eintreiben). Ebenso können auf
Grundlage der sozialpolitischen Ausnahmere-
gelungen des ’Gesetzes über Gebühren und
Beiträge’ die behördlichen Prüfungs- und Ge-
nehmigungsgebühren erlassen werden. Da-
rüber hinaus kann die Beteiligung der Bewoh-
ner an der Verwaltung eines kommunalen
Wohnungsbaus zur Einsparung von Verwal-
tungskosten beitragen, zumindest in dem Sin-
ne, daß sich die Bewohnerkontrolle auch ge-
gen Erscheinungen eines bürokratischen Leer-
laufs richten wird.
Beim Beispiel der Südlichen Friedrichstadt
gehen wir ferner davon aus, daß die Baumaß-
nahmen auf städtischen Grundstücken erfol-
gen. Es gibt keinen ökonomisch zwingenden
Grund, bei diesen Grundstücken, deren Er-
werb bereits vor Jahren aus Haushaltsmitteln
finanziert wurde, eine Grundstücks-Verwer-
tung zu realisieren (entweder eine sog. ’Verzin-
sung’ des Bodenwertes im Rahmen der geläu-
figen Kostenmiete, oder einen Erbpachtzins),
da die betreffenden Grundstücke im Falle des
Kommunalen Wohnungsbaus nicht an ir-
gendein selbständiges Wirtschaftsunterneh-
men übertragen werden, sondern von der Ver-
waltung selbst für eine kommunale Infra-
struktureinrichtung verwendet werden, ge-
nauso wie bei Schulbauten, Sozialeinrich-
tungen usw.. Grundstücke für Kommunalen
Wohnungsbau werden im Zuge ihrer Nutzung
weder verbraucht’ noch ’abgenutzt’ und blei-
ben Bestandteil des öffentlichen Vermögens.
Sie erhalten dabei zwar längerfristige Wert-
steigerungen, diese können jedoch nicht mo-
netär realisiert werden. Es gibt bereits etliche
praktische Beispiele aus der Bundesrepublik,
wo die Kommune zugunsten eines sozialen
Wohnungsbau auf die finanzielle Verwertung
ihrer Grundstücke verzichtet (z.B. Grund-
stücksvergabe im Erbbaurecht zu einem stark
reduzierten, quasi ’symbolischen’ Erbpacht-
zins), von den Grundstücksgeschenken an Pri-
vatunternehmer zum Zwecke der Gewerbean-
siedlung ganz abgesehen. Auch außerhalb der
Südlichen Friedrichstadt gibt es Grundstücke
der öffentlichen Hand, der in gleicher Weise
Sergij Goryanoff, Stefan Krätke, Fritz Schmoll
Konzept für einen Kommuna-
len Wohnungsbau...
‚entwickelt für die südliche Friedrichstadt, Berlin.
für kommunalen Wohnungsbau genutzt wer-
den kann: landeseigene Grundstücke, die für
andere Infrastrukturmaßnahmen angekauft
wurden, deren Planung aber aufgegeben
wurde; Grundstücke im Besitz des Bundes
oder von Bundesbetrieben; Grundstücke im
Besitz von Sanierungsträgern, die im Rah-
men der Stadterneuerung zu 70% oder - bei
nicht gemeinnützigen Trägern - zu 100% aus
Sanierungsförderungsmitteln des, Landes be-
zahlt worden sind; Grundstücke im Besitz lan-
deseigener Wohnungsunternehmen und an-
derer landeseigener Betriebe; darüber hinaus
gibt es einen jährlichen Etat beim Finanzsena-
tor für weiteren Grunderwerb durch das Land
Berlin (125 Mio DM für 1983). Bisher stehen
keine Sachzwänge, sondern bestimmte politi-
sche Entscheidungen und Einstellungen der
Nutzung eines Teils dieses Öffentlichen
Grundbesitzes für kommunalen Wohnungs-
bau entgegen. Wir beziehen uns also durchaus
nicht auf einen Sonderfall „Südliche Fried-
richstadt“, wenn wir beim kommunalen Woh-
nungsbau weder Grunderwerbskosten noch
einen Erbpachtzins ansetzen.
Außer bei Bauneben- und bei Grundstücks-
kosten lassen sich auch noch bei den Kosten
des Bauwerks relevante Einsparungen erzie-
len. Geht man von einer kostengünstigen Bau-
weise aus - z.B. dreigeschossig; ohne Fahr-
stühle und Tiefgaragen - so sind gegenüber
einer fünf bis sechsgeschossigen Bauweise Ein-
sparungen von ca. 10% zu erzielen. (WBK-Be-
richt 1981). Wir gehen davon aus, daß im Un-
terschied zum gegenwärtigen Förderungs-
system, bei dem die privaten Bauträger über-
haupt nicht zur Kostenreduzierung angehal-
ten sind, beim kommunalen Wohnungsbau
eine kostengünstige Bauweise eingehalten
wird, und setzen die gegenwärtig schon ohne
weiteres mögliche Einsparung von 10% der
Kosten des Bauwerks an.
Eine weitere Einsparungsmöglichkeit liegt
im Bereich des bauwirtschaftlichen Unter-
nehmergewinnes. Wird der kommunale Woh-
nungsbau von privaten Baubetrieben erstellt,
enthalten die Kosten des Bauwerks auch den
Gewinn des Bauunternehmens. Dessen Grö-
ßenordnungen dürften zwar von Fall zu Fall
unterschiedlich ausfallen, aber es gilt als zu-
lässig, daß in den Angebotspreisen der Baube-
triebe von vornherein bis zu 6% ’Gewinnauf-
schlag’ einkalkuliert werden. Wenn kommu-
nale Wohnbauten durch nicht profitorientier-
te genossenschaftliche oder kommunale Bau-
höfe zu Kostenpreisen erstellt würden, könnte
zumindest eine Einsparung von durchschnitt-
lich 6% der Kosten des Bauwerks erzielt wer-
den. Eine Chance zur Baukostensenkung liegt
generell in der Möglichkeit, die bisher kartell-
artig zustandegekommenen Baupreise auf
dem Berliner Baumarkt mit Hilfe genossen-
schaftlicher oder kommunaler Bauhöfe zu un-
terbieten. Dies geht allein aus der Tendenz
hervor, daß die Baupreisbildung auf dem Ber-
liner Baumarkt stark durch Absprachen, ge-
genseitige Stützung bei Anbieterwettbewer-
ben und des Festsetzungsprinzipi der Kosten-
miete bestimmt ist. Ein kommunaler Bauhof
hätte hier die Möglichkeit, unterhalb der z.Zt.
auf dem Berliner Baumarkt überhöht gelten-
den Preise zu agieren und gleichzeitig einen
Kostensenkungsdruck auf diesen Markt her-
beizuführen. Bei überschaubarer und gesi-
cherter Auftragsvergabe würde dies zudem die
Sicherheit von Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen in der Bauindustrie garantieren und eine
qualifizierte Aus- und Weiterbildung gewähr-
leisten. Mögliche Baukostensenkungen durch
Einrichtung genossenschaftlicher oder kom-
munaler Bauhöfe werden in der folgenden
Beispielrechnung nicht einbezogen. Im Ver-
gleich zum bisherigen Finanzierungs- und
Subventionierungssystem ergeben sich für die
Gesamtkosten pro m? Wohnfläche folgende
Relationen:
Tabelle 1: Gesamtkosten beim gegenwärtigen Finan-










Kosten des Bauwerks 2511,29
Außenanlagen 162,33
Baunebenkosten









zierungskosten 403,14273760,2427457= 100% = 73%
Y
* Angaben aus: Institut für Stadtforschung Berlin (1fS):
Realisierung, Kosten und Finanzierung der Wohnungsban-
vorhaben in den Ausstellungsbereichen der Bauausstellung
GmbH. Gutachten. Berlin. 20.7.1982.
Mietpreisfestsetzung im kommunalen
Wohnungsbau
Eine ’tragbare Sozialmiete’ läßt sich heute
auch ohne laufende (Ertrags-) Subventionen
erzielen, so bald man davon ausgeht, Sozial-
wohnungen.als Kapitalanlage zu behandeln,
deren Miete eine Kapitalverzinsung ein-
bringen muß. Die ökonomisch sinnvolle Al-
ternative zur Mietpreisfestsetzung im So-
zialen Wohnungsbau heißt, daß bei kommu-
nalen Sozialwohnungen nur die Betriebs-, In-
standhaltungs- und Verwaltungskosten sowie
Abschreibung als Miete zu veranschlagen
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sind. Fremdkapitalzinsen werden beim kom-
munalen Wohnungsbau durch die Direktfi-
nanzierung aus öffentlichen Haushaltsmitteln
eingespart. Beim kommunalen Wohnungsbau
muß aber auch keine Eigenkapitalverzinsung
veranschlagt werden - im Unterschied zu ge-
meinnützigen oder steuerpflichtigen Woh-
nungsunternehmen. Das wäre ökonomisch
ohnehin unsinnig, da die Bewohner selbst eine
Minimalverzinsung nicht aufbringen könnten
(4% von den Gesamtkosten = 9,12 DM/m?
monatlich), zu der die Bewirtschaftungsko-
sten noch hinzu kämen. Zudem würden dabei
an einer Stelle der öffentlichen Wirtschaft
Zinsen als rein kalkulatorische Kosten veran-
schlagt, die von einer anderen Stelle der öf-
fentlichen Wirtschaft über eine ’Aufwen-
dungshilfe’ wieder abgedeckt werden müßten.
Ein solches Hin- und Herschieben von ’kalku-
latorischen’ Kosten und entsprechenden Dek-
kungsbeträgen innerhalb der öffentlichen
Wirtschaft erzeugt nur hohe Verwaltungsko-
sten und ideologische Rechtfertigungen für
Mietsteigerungen. Bei der Festsetzung einer
„Bewirtschattungskostenmiete“ im kommu-
nalen Wohnungsbau, die nur die Betriebs-,
Instandhaltungs-, Verwaltungskosten und
Abschreibung enthält, werden alle bei der lau-
fenden Wohnungsnutzung tatsächtlich anfal-
lenden Ausgaben von den Bewohnern selbst
getragen - einschließlich von Abschreibungs-
beträgen für die langfristige Abnutzung der
Wohnbauten. Der Kommunale Wohnungs-
bau hat somit einen Ausgabendeckungsgrad
von 100%. Es erfolgt keinerlei Verschwen-
dung öffentlicher Mittel - allerdings kann sich
der öffentliche Träger auch keinerlei erwerbs-
wirtschaftliche Einkünfte (Zinsen) aneignen.
Es erfolgt nichts anderes als eine Vorfinan-
zierung von Sozialwohnungen durch die öf-
fentliche Hand, deren Finanzierungsmittel
über die Abschreibungsbeträge langfristig
wieder zurückfließen. Ein Verzicht auf
jegliche Eigenkapitalverzinsung beim Kom-
munalen Wohnungsbau ist im Rahmen von
Regiebetrieben rechtlich durchsetzbar, ob-
gleich man auch hier nicht um die politische
Auseinandersetzung herumkommt.
Tabelle 2: Laufende Aufwendungen und Mieten im
1. Vermietungsjahr in DM/m?
Sozialer Kommunaler
Wohnungs- Wohnungs-










1% der Baukosten 30,42














insgesamt im 1. Jahr 339,66 55.34
Kostenmiete DM/m?
monatlich 28,30




1) Verringert aufgrund geringerer Baukosten, vgl. Tab.1.
2) ohne Fahrstuhl (geschätzt).
3) ohne Fahrstuhl (nach II. BV).
4) für Sozialwohnungen ab Wohnungsbauprogramm 1983
(voraussichtlich).
5) Quelle: Gutachten des IfS, a.a.O.
Bei einer derartigen Mietberechnung („Be-
wirtschaftungskosten-Miete“) entfällt die bei
den anderen Modellen mit Sicherheit erfor-
derliche Nachsubventionierung. Darüber
hinaus können mit einer Bewirtschaftungsko-
sten-Miete von 4,60 DM/m? monatlich ein
Großteil der Wohngeldleistungen eingespart
werden, die beim gegenwärtigen Niveau der
„Sozialmiete“ schon für mindestens 25% der
in neueren Sozialwohnungen lebenden Haus-
halte aufzubringen sind. Außerdem entfällt
beim kommunalen Wohnungsbau die im ge-
gebenen Förderungssystem eingeplante Bin-
dungsfreigabe, durch die später ein neues,
stark verteuertes Förderungsprogramm bloß
zum Ersatz der durch Bindungsfreigabe verlo-
renen Sozialwohnungen notwendig wird. Für
laufende Aufwendungen und Mieten stellt
sich der Vergleich mit dem bisherigen System
des Sozialen Wohnungsbaus folgendermaßen
dar: (Tab. 2)
Die Bewirtschaftungskosten-Miete eines
kommunalen Wohnungsbaus ermöglicht auf
Dauer niedrig gehaltene Sozialmieten. Im Un-
terschied zum gegenwärtigen Förderungs-
system fallen keine Mietsteigerungen aus Sub-
ventionsabbau, sondern nur evtl. Erhöhungen
der Verwaltungs-, Betriebs- und Instandhal-
tungskosten an. Diese möglichen Mehrbela-
stungen werden hier zur Vereinfachung nicht
einbezogen - weder für den kommunalen
Wohnungsbau noch für den gegenwärtigen
Sozialen Wohnungsbau. Bei einem längerfri-
stig fortgesetzten Bauprogramm im kommu-
nalen Wohnungsbau können jedoch die mög-
lichen Wirkungen anhaltender Baukostenstei-
gerungen nicht außer acht gelassen werden,
solange man davon ausgeht, daß diese Woh-
nungen noch nicht von genossenschaftlichen
oder kommunalen Bauhöfen erstellt werden,
sondern von privaten Baubetrieben, bei denen
nicht ohne weiteres eine Begrenzung des Bau-
preisanstiegs durchgesetzt werden kann. Un-
ter diesen Bedingungen würde ein fortge-
setztes kommunales Wohnungsbauprogramm
zunehmend eine ’Mietenverzerrung’ auch im
kommunalen Wohnungsbestand mit sich
bringen, denn jeder neue Baujahrgang müßte
zu erhöhten Baukosten erstellt werden, die
sich über entsprechend erhöhte Abschrei-
bungsbeträge auch in der Bewirtschaftungs-
kosten-Miete niederschlagen würden. Wir
legen im folgenden vereinfachend eine gleich-
bleibende jährliche Baupreissteigerung von
8% zugrunde (d.h., ungefähr die jahresdurch-
schnittliche Baupreissteigerung von 1971 bis
1981; vgl. Statisti. Landesamt Berlin: Preisin-
dex für Bauwerke). Bei einer derartigen Bau-
preisentwicklung würde die Bewirtschaftungs-
Tabelle 3: Mietentwicklung des kommunalen Wohnungsbaus unter dem Einfluß von Baupreissteigerungen und ’Mieten-pooling’
Jahr Abschreibungsanteil Steigerungsbetrag
der Miete in DM/m? in DM/m?
jährl. Steigerung
um 8%
’Verteilungs- Mietsteigerungs- Bewirtschaftungs- Mietsteigerung im
multiplikator’ bei betrag nach pooling kosten-Miete gesamt gegenwärtigen


































































































1) Annahme: jährlich gleicher Zuwachs an neugebauten kommunalen Wohnungen. Bei jährlich schwankendem Bauprogramm ändert sich der Multiplikator.
2) Mietpreisangaben zeigen die Mietentwicklung für alle Wohneinheiten des kommunalen Bestands (d.h. nicht nur für jeweils einzelne Baujahrgänge). Darin enthalten ist ein
jeweils konstant gehaltener Betrag für Betriebs-, Instandhaltungs- und Verwaltungskosten in Höhe von 1.94 DM) m?
kosten-Miete, die zur Zeit 4,60 DM/m?
beträgt, z.B. bei den Wohnungen des in 10
Jahren errichteten Baujahrgangs schon 7,25
DM/m?2, und in 15 Jahren 9,75 DM/m? aus-
machen. Um diese Mietenverzerrung zu
verhindern und die Mieten im kommunalen
Wohnungsbau langfristig niedrig zu halten,
empfiehlt sich ein Mieten-pooling, d.h. die
Bildung einer Durchschnittsmiete für alle
Baujahrgänge des Bestandes kommunaler
Wohnungen. Durch das Mieten-pooling
könnten Mietsteigerungen für erhöhte Bauko-
sten künftiger Baujahrgänge wesentlich redu-
ziert werden, wie folgende Modellrechnung
zeigt: Ausgangspunkt ist eine Bewirtschaf-
tungskosten-Miete des 1. Baujahrgangs in
Höhe von 4,60 DM/m?. Die angenommene
8%ige jährliche Baukostensteigerung würde
eine entsprechende Steigerung des Abschrei-
bungsbetrages innerhalb der Bewirtschaf-
tungskosten-Miete verursachen; der Ab-
schreibungsanteil beträgt im 1. Baujahrgang
2,66 DM/m?. Beim Mieten-pooling wird die
jährliche Erhöhung des Abschreibungsbetra-
ges gleichmäßig auf den vorhandenen kom-
munalen Wohnungsbestand verteilt, kann
also nicht voll auf den einzelnen Baujahrgang
durchschlagen. Bei einem stetigen kommuna-
len Wohnungsbauprogramm gibt es einen
fortlaufenden jährlichen Zuwachs des Woh-
nungsbestandes und damit eine beständige Er-
weiterung der ”Verteilungsgrundlage’ des
pooling. Folglich muß der ’Verteilungsmulti-
plikator’ für den gleichmäßig gesteigerten Ab-
schreibungsbetrag jährlich kleiner werden.
Beispiel: Die 8%ige Erhöhung des Abschrei-
bungsbetrages für die Wohnungen des 10.
Baujahrgangs wird bei einem jährlich gleich-
bleibenden Bauprogramm nur noch zu 1/10
mietwirksam für alle Wohnungen des kom-
munalen Bestandes. Die Bewirtschaftungsko-
sten-Miete erhöht sich bei einem jährlich
gleichbleibenden Bauprogramm trotz Jährlich
8%iger Baukostensteigerung infolge Mieten-
pooling von 4,60 DM/m? (1. Baujahrgang) in
15 Jahren auf nur 5,29 DM/m?. Zudem gilt
dieses - sehr langsam ansteigende - Mietpreis-
niveau nicht nur für den 1. Baujahrgang, son-
dern für alle Wohnungen des kommunalen
Bestands, d.h., es gibt keine ’Mietenverzer-
rung’ zwischen verschiedenen Baujahrgängen.
Auf der Basis einer solchen Mietberechnung
für den Gesamtbestand kommunaler Sozial-
wohnungen sind Auf- und Abschläge nach
Kriterien des Einkommens eines jeden Mieter-
haushalts möglich und sinnvoll. (Tab. 3)
Gesamter fiskalischer Aufwand
Die wesentlich günstigere Miete des kommu-
nalen Wohnungsbaus führt keineswegs zu
einem höheren Aufwand an Öffentlichen
Mitteln. Die Subventionsquote für den her-
kömmlichen Sozialen Wohnungsbau liegt bei
100% der darüber - je nachdem ob es sich um
gemeinnützige oder steuerpflichtige Investo-
ren handelt und abhängig auch davon, mit
welchen Methoden und Annahmen man die
Subventionsquote berechnet. Steuerpflichtige
Investoren erhalten direkte Subventionen und
Steuernachlässe; gemeinnützige erhalten di-
rekte Subventionen, und die Steuervergünsti-
gungen der Darlehensgeber von Darlehen
nach $ 17 Berlin FG müssen auch bei ihnen in
die Überlegungen mit einbezogen werden; fer-
ner zahlen sie keine Umsatz- und Körper-
schaftssteuer, verursachen also auch weitere
Steuermindereinnahmen. Das System der lau-
fenden Aufwendungshilfen, bei dem die Zah-
lungen der öffentlichen Hand über 15 Jahre
Tabelle 4: Vergleich des fiskalischen Aufwands über







nominal 3.800 DM 3.800 DM 2.735 DM
101% 101% 73%





nominal 600 DM 600 DM
22% 22%
bar 600 DM 600 DM
22% 22%








nominal 5.910 DM 4.400 DM 2.735 DM
157% 123% 13%
bar 3.989 DM 2.856 DM 2.735 DM
106% 82% 73%
1) Quelle: Gutachten des IfS, a.a.O.
und mehr verteilt werden, macht es notwen-
dig, bei der Berechnung der Subventionsquote
Annahmen zu treffen über die künftige Ent-
wicklung, ohne diese genau vorhersehen zu
können. Erforderlich werden z.B. Annahmen
darüber, ob nach der Regelförderung von 15
Jahren weitere Subventionen (’Nachsubven-
tion’) zu zahlen sind und ob die als Darlehen
aufsummierten Teile der Aufwandshilfe tat-
sächlich zurückgezahlt oder in Zuschüsse um-
gewandelt werden. Addiert man die jährlichen
Subventionszahlungen auf (z.B. über die 15
Jahre der Regelförderung), so kommt man auf
eine nominale Subventionsquote, also die
Summe der tatsächlich vom Staat zu zahlen-
den Beträge. Zieht man „ersparte Zinsen“ bei
künftigen Zahlungen ab, so kommt man auf
eine niedrigere, „abgezinste“ Subventionsquo-
te, auf den Barwert der Subvention. Auch
hierbei ist eine Annahme zu treffen: wie hoch
wird der Abzinsungssatz gewählt? Bei hohem
Zinsfuß kommt man zu einem niedrigeren
Barwert und umgekehrt. Beim direktfinan-
zierten kommunalen Wohnungsbau ist der
Aufwand für die öffentliche Hand auf einen
Blick zu übersehen: er beträgt genau 100% der
Gesamtkosten. Einsparungen ergeben sich,
sofern sie bereits bei den Gesamtkosten er-
zielbar sind (vgl. Tab. 1). Der folgende Ver-
gleich bezieht sich auf die Subventionsquoten,
die pro m? neugebauter Wohnfläche beim
herkömmlichen Sozialen Wohnungsbau an-
fallen, sofern nicht länger als über die Regel-
dauer von 15 Jahren gefördert wird, und wenn
mit einem Zinssatz von 7,5% abgezinst wird.
Bezugswert sind immer die Gesamtkosten
beim herkömmlichen Sozialen Wohnungsbau
(3.760 DM/m? = 100%). (Tab. 4)
Jährliche Haushaltsbelastung
Obgleich der kommunale Wohnungsbau
gegenüber dem bisherigen Förderungssystem
sowohl nominal als auch dem Barwert nach
insgesamt eine geringere Belastung der
öffentlichen Haushalte hervorruft und ge-
ringere Mieten erfordert, also volkswirtschaft-
lich weitaus sinnvoller ist, entsteht dennoch
bei einer Umstellung vom jetzigen Förde-
rungssystem auf kommunalen Wohnungsbau
das Problem, daß beim kommunalen Woh-
nungsbau sämtliche Herstellungskosten in
voller Höhe sofort als haushaltsmäßige Bela-
stung im Jahr des Baus (bzw. in Auszahlungs-
raten entsprechend dem Baufortschritt) anfal-
jen. Da zugleich Haushaltsverpflichtungen
aus der bisherigen Förderung bestehen, er-
gibt sich eine zusätzliche Ausgabenbelastung,
die im Jahr der Umstellung auf kommunalen
Wohnungsbau am höchsten ist und danach
jährlich abnimmt, erstens durch die Degres-
sion und das schließliche Auslaufen der bishe-
rigen Förderung, zweitens durch Rückflüsse
aus den dann jährlich erbauten und vermiete-
ten Kommunalwohnungen (1% - Abschrei-
bung als Anteil in der Miete). Nach und nach
wird es so möglich sein, einen revolvierenden
Fonds zur Finanzierung des kommunalen
Wohnungsbaus aufzubauen. Bei einem Ab-
schreibungssatz von 1% (und mehr kann man
den Mietern nicht zumuten) wird sich dieser
Fonds allerdings sehr langsam auffüllen, so
daß auch mittelfristig Haushaltsmittel einge-
setzt werden müssen. Auch das Auslaufen der
bisherigen Förderung geschieht langsam:
wenn 1983 mit der bisherigen Förderung
Schluß wäre, ist mit Verpflichtungen (einschl.
Nachsubvention) bis mindestens zum Jahre
2006 zu rechnen. Ob demgegenüber aus der
bisherigen Förderung tatsächlich Rückflüsse
zu erwarten sind, oder ob die als Darlehen aus-
gewiesenen Teile der Annuitäts- und Aufwen-
dungshilfen der Jahre seit 1972 nicht schließ-
lich in verlorene Zuschüsse umgewandelt wer-
den müssen, um unbezahlbare Mietsprünge
bei diesen Wohnungen zu vermeiden, ist völlig
offen.
Neben dem globalen Vergleich der Bela-
stung der öffentlichen Haushalte ist daher ein
Vergleich dieser Belastung im Zeitablauf an-
zustellen. Hierzu werden im folgenden mo-
dellhaft die direkten Ausgaben und die Min-
dereinnahmen infolge von Steuervergünsti-
gungen beim Sozialen Wohnungsbau nach
bisherigem Förderungssystem mit den Aus-
gaben für einen direktfinanzierten kommu-
nalen Wohnungsbau über einen Zeitraum von
16 Jahren verglichen (1 Jahr Bauzeit, 15 Jahre
Förderung).
Für den Sozialen Wohnungsbau nach bis-
herigem Förderungssystem wird dabei zu-
nächst die direkte Förderung berücksichtigt.
Die Förderbeträge werden (entsprechend der
in Tab. 2 ausgewiesenen Höhe) künftig um
jährlich 0,17 DM/m? im Monat reduziert. Es
wird ferner angenommen, daß auch künftig
jährlich um 8% zunehmen, entsprechend der
durchschnittlichen jährlichen Preissteige-
rungsrate für Bauleitungen der letzten 10
Jahre (vgl. Preisindex für Bauwerke in Berlin
W.; Statist. Landesamt Berlin). Ferner neh-
men wir an, daß auch die Aufwandsförderung
entsprechend zunimmt. Die jährlich aus sol-
chen Programmen anfallenden Subventions-
zahlungen ergeben sich also als Summe der
fälligen Subventionsraten für die einzelnen
Programmjahre. Da die erste Subventionsrate
erst nach Fertigstellung gezahlt wird, ist sie in
der Vergleichsrechnung im zweiten Jahr des
jeweiligen Wohnungsbauprogramms ange-
setzt. Vom dritten Jahr an ist sie Jährlich um
den Degressionssprung von 12 x 0,17 DM
reduziert. So ergibt sich die direkte Haushalts-
belastung (Tab. 5, Zeile 2) z.B. im vierten Jahr
als Summe aus der Rate für das erste
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Tabelle 5: Vergleich der jährlichen Haushaltsbelastung (DM/m? Wohnfläche)
1. Jahr 1 Z AB 6 8 9 10

















» 268 555 863 1.194 1.550 1.933 2.344 2.789 3.268 23.785 4.342 4.943 5.584 6.294 7.052
600 648 700 756 816 882 952 1.028 1.111 1.199 1.295 1.399 1511 1.632 1.762 (2
302 628 694 764 829 899 985 1.079 1.180 1.288 1.406 1.553 1.655 1.787 1.929 (1.152)










2.735 2.953 3.190 3.445. 3.720 24.018 4.340 4.687 5.062 5.467 5.904 6.376 6.886 7.437 8.032 (2
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Wohnungsbau +1.833 +1.382 +1.185 +973 +758 +528 +269 = -308 631 -979 -1.353 -1.742 -2.154 -2.616 (-7.461)
1) Zu 50% entspr. d. Anteil steuerpflichtiger Investoren
2) ohne Neubauprogramm im 16. Jahr
Programmjahr (reduziert um zwei Degres-
sionssprünge), plus der Rate für das zweite
Programmjahr (reduziert um einen Degres-
sionssprung) plus der Rate für das dritte
Programmjahr (in voller Höhe).
Betrachtet man die haushaltsmäßigen Aus-
wirkungen der indirekten (steuerlichen) Sub-
vention, so sind die Unterschiede zwischen ge-
meinnützigen und steuerpflichtigen Woh-
nungsunternehmen zu berücksichtigen.
Steuermindereinnahmen infolge $ 17 BerlFG
(Berlindarlehen) fallen bei allen Investoren
während der Bauzeit an. Sie sind - wiederum
mit 8% Steigerungsrate - in Zeile 3 der Tabel-
le 5 eingesetzt. Werbungskosten und erhöhte
AfA werden dagegen nur von steuerpflichti-
gen Investoren geltend gemacht. Ihr Anteil am
Investitionsvolumen im 1. Förderungsweg hat
in den letzten Jahren laufend zugenommen
und lag 1979 bei ca. 50%. Um im Vergleich
„auf der sicheren Seite“ zu bleiben, nehmen
wir an, daß sich dieser Anteil nicht noch weiter
erhöht. Wir setzen AfA und Werbungskosten
dementsprechend mit 50% des Wertes aus
Tab. 4 an. Nach Modellrechnungen der
Gesamtbudgetanalyse! fallen auch diese Min-
dereinnahmen überwiegend in den ersten Jah-
ren an, und zwar - etwas vereinfachend - zu je
40% in den ersten beiden Jahren und zu je 2%
in den darauffolgenden 10 Jahren. Für jeden
Baujahrgang erhöhen wir den Betrag für Wer-
bungskosten und AfA wiederum um 8%. Tab.
5, Zeile 4, enthält die aufsummierenden Be-
träge dieser Mindereinnahmen aus 15 Pro-
grammjahren.
Für den kommunalen Wohnungsbau ist
alles viel einfacher: es wird die Investitions-
summe (Gesamtkosten) für 1 m? Wohnfläche
aus Tab. 1 im ersten Programmjahr einge-
setzt. Für jedes weitere Jahr wird diese Summe
ebenfalls um eine Preissteigerungsrate von 8%
erhöht (Tab. 5, Zeile 7). In der Vermietungs-
phase gibt es Rückflüsse durch den Abschrei-
bungsanteil in der Miete in Höhe von 1% der
Investitionssumme. Die —aufsummierten
Rückflüsse aus den Mieten für die einzelnen
Baujahrgänge sind in Zeile 8 dargestellt. Der
fiskalische Aufwand (Zeile 9) ist die um diese
Rückflüsse verminderte Investitionssumme.
Der Vergleich zwischen dem fiskalischen
Aufwand für den sozialen Wohnungsbau, wie
er derzeit finanziert und gefördert wird, und
dem fiskalischen Aufwand für einen direktfi-
nanzierten kommunalen Wohnungsbau ist in
Zeile 10 (Tab. 5) als Mehr-(+) bzw. Minder-
ausgaben (-) für die öffentliche Hand darge-
stellt.
Der Vergleich zeigt beim kommunalen
Wohnungsbau wie erwartet Mehrausgaben,
die in den ersten Jahren nach Umstellung noch
beträchtlich sind, bis zum 7. Jahr aber abneh-
men; schon vom 8. Jahr an ist der kommunale
Wohnungsbau für die Öffentliche Hand
günstiger. Die Einsparungen werden umso
größer, je länger der Zeitraum ist, auf den sich
der Vergleich bezieht. (Tab. 5)
Finanzierungsquellen für die Anlauf-
phase eines kommunalen Wohnungsbaus
Der bisherige Vergleich basiert auf der An-
nahme, statt der bisherigen Subvention im 1.
Förderungsweg würden kommunale Sozial-
wohnungen in gleichem Umfang aus Haus-
haltsmitteln direkt finanziert. Anfängliche
Mehrbelastung einerseits, mittel- und lang-
fristige Haushaltsentlastung andererseits, sind
also in Relation zu den sonst für den 1.Förderungsweg erforderlichen öffentlichenMitteln dargestellt. Die „Starthilfe“, die einkommunales Wohnungsbauprogramm inForm zusätzlicher Haushaltsmittel benötigt,ist im 1. Jahr am höchsten. Sie beträgt für1.000 WE (ca. 78.500 m? Wohnfläche) jähr-
lich - ein Programm, mit dem im IBA-Neu-
baugebiet zwischen 1984 und 1987 sämtliche
Mietwohnungen erstellt werden könnten - ca.
144 Mio DM im „kritischen“ ersten Jahr, ab-
nehmend auf ca. 76 Mio DM im vierten Jahr.
Derartige Beträge erscheinen auf den ersten
Blick als unvereinbar mit der Forderung nach
Haushaltskonsolidierung. Bei näherer Be-
trachtung zeigt sich jedoch, daß die Beträge,
die der Senat den Berliner Investoren und
Hauseigentümern neben der Förderung des
sozialen Mietwohnungsbaus aus Steuergel-
dern zuschanzt, viel höher sind. Neben der
Subvention des Sozialen Mietwohnungsbaus
(und neben der Modernisierungs- und In-
standsetzungsförderung, die hier nicht zur
Diskussion steht) subventioniert der Senat
noch den Mietwohnungsbau im 2. För-
derungsweg und den Bau von Eigenheimen
und Eigentumswohnungen in drei verschiede-
nen Programmen. Die Mietwohnungen mit
ca. 12,- DM/m? Anfangsmiete und die Eigen-
heime mit einer im allgemeinen noch höheren
Wohnkostenbelastung sind jedoch keinesfalls
mehr dem Bereich einer sozialen Wohnversor-
gung zuzurechnen. Nach derzeitigen Verhält-
nissen fließt mehr als ein Viertel der Neubau-
förderung in diesen Bereich. Darüber hinaus
gibt es Erträge aus früheren Wohnungsbau-
investitionen des Landes Berlin, die für einen
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kommunalen Wohnungsbau nutzbar gemacht
werden könnten. Im einzelnen kommen
hierfür folgende Mittel in Frage:
a) einmalige Zusatzmittel
WBK- Rücklagen
Die Wohnungsbau-Kreditanstalt Berlin hat über die gesetz-
liche Verpflichtung hinaus bis zum Jahre 1981 Rücklagen
gebildet, bei deren Auflösung an das Land Berlin Mittel
fließen würden in Höhe von ca. 62 Mio DM
Wohnungen für Führungskräfte
In den Bau dieser teuren Wohnungen, die nahezu unver-
mietbar sind, wurden in den letzten Jahren Darlehen in der
Höhe von 98 Mio DM gesteckt. Wenn diese Wohnungen in
Eigentumswohnungen umgewandelt und die Darlehen ab-
gelösten werden, stehen zur Verfügung ca. 98 Mio DM
b) jährlich gleichbleibende Zusatzmittel
Landeseigene Wohnungsunternehmen
Aus den landeseigenen gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen zieht das Land Berlin jährlich Erträge
in Höhe von ca. 15 Mio DM
WBK-Erträge
Die Wohnungsbau-Kreditanstalt führt jährlich an das
Land Erträge ab in Höhe von ca. 4 Mio DM
Einsparung von Sonderförderungsmitteln
Die Zusatzförderung bestimmter Maßnahmen (Eigentum
in der Innenstadt, familiengerechte Mietwohnungen) kann
entfallen, wenn im Wohnungsspiegel und in der Mietgestal-
tung eines kommunalen Wohnungsbaus der entsprechende
Bedarf berücksichtigt wird; z.Zt. betragen diese
Sonderfördermittel ca. 28 Mio DM
Darlehensrückflüsse
Die Baudarlehen, die für die Wohnungsbauprogramme
1952 - 1968 gewährt worden sind, werden mit jährlich 1%
der Darlehenssumme getilgt, daraus ergeben sich Dar-
lehensrückflüsse in Höhe von ca. 35 Mio DM
c) variable Zusatzmittel
Mietwohnungsbau 2. Förderungsweg
Wenn die Förderung des steuerbegünstigten Wohnungs-
baus eingestellt würde, ergeben sich Einsparungen (nur aus
direkten Zahlungen), die vom 2. Jahr der Umstellung an
wirksam werden, und zwar im 2.4. Jahr
in Höhe von jährlich ca. 32 Mio DM
und im 5.-7. Jahr
in Höhe von jährlich ca. 29 Mio DM
Eigentumsförderung
Wie bei der Förderung des Mietwohnungsbaus kann auch
die Umwidmung von Eigentumsförderungsmitteln erst
vom 2. Jahr an wirksam werden.
Eigentumsprogramm A
im 2.4. Jahr jährlich
im 5.-7. Jahr jährlich
Eigentumsprogramm B
im 2.-4. Jahr jährlich
im 5.-7. Jahr jährlich
Eigentumsprogramm *
im 2.4. Jahr jährlich
im 5.-7. Jahr jährlich
Degression der Aufwandsförderung
Aus der Degression der Aufwandshilfen der Wohnungs-
bauprogramme 1972 - 1982 ergeben sich jährliche Minder-
ausgaben, die jährlich zunehmen; sie betragen
im 1. Jahr ca. 10 Mio DM
im 2. Jahr ca. 21 Mio DM
im 3. Jahr ca. 32 Mio DM
im 4. Jahr ca. 42 Mio DM
im 5. Jahr ca. 53 Mio DM
im 6. Jahr ca. 63 Mio DM
im 7. Jahr ca. 71 Mio DM
Die hier aufgeführten Zusatzmittel? fallen in
der Anlaufphase somit in folgender Verteilung
an:
1 2 3 4 5 6 7
Mio DM 253 180 191 201 206 216 198
Daraus ergibt sich, daß ein kommunales Woh-
nungsbauprogramm mit jeweils ca. 1.750 WE
in den ersten beiden Jahren beginnen kann
und vom 3. Jahr an jährlich um 500 bis 700
WE gesteigert werden kann. Wenn zur Aus-
lastung vorhandener Bauproduktions-Kapa-
zitäten das anfängliche Neubauvolumen zu
gering erscheint, kann ein höheres Bauvolu-
men. durch beschäftigungspolitisch begründe-




Die Forderung nach einem kommunalen
Wohnungsbau muß sich damit auseinander-
setzen, daß die Gemeinden als Teil des Staats-
apparates weithin diskreditiert sind. Es
herrscht vielfach die Meinung vor, daß eine
Zuweisung zusätzlicher Aufgaben an staatli-
che Organe nur der Bürokratisierung Vor-
schub leiste. Allerdings werden Wohnungs-
neubau, Altbauerneuerung und Stadtsanie-
rung auch jetzt staatlich und von den „Orga-
nen der staatlichen Wohnungspolitik“ verwal-
tet. Während Kommunalbetriebe mindestens
durch das Gemeindeparlament kontrolliert
werden, sind verselbständigte Wohnungsun-
ternehmen, ist eine Neue Heimat oder eine
GSW überhaupt nicht öffentlich und demo-
kratisch kontrollierbar, von einer „Kontrolle“
der Anlagegesellschaften ganz zu schweigen.
Allerdings ist es unzureichend, lediglich auf
die Kontrolle durch Parlamente zu vertrauen.
Ein kommunaler Wohnungsbetrieb muß der
Bewohnerkontrolle direkt zugänglich sein.
Während die laufende Verwaltung eines
kommunalen Wohnungsbestands dezentrali-
siert und direkt von den Bewohnern kontrol-
liert werden sollte, ist für die Bau-/Investi-
tionsphase ein zentraler Wohnungsbetrieb
notwendig. Auch dieser muß durch Bewohner
und Bewohnerorganisationen kontrollierbar
sein.
Der zentrale (bezirkliche) Wohnungsbe-
trieb kann keinesfalls die Form einer verselb-
ständigten Kapitalgesellschaft (wie bei den
vorhandenen städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften) haben. Vielmehr ist ein „kommu-
naler Regiebetrieb“ erforderlich, eine Träger-
form, die Wohnungsbau nicht als Kapitalan-
lage, sondern als Aufgabe der kommunalen
Haushaltswirtschaft betreiben kann. Es gibt
hauptsächlich zwei Arten eines kommunalen
Regiebetriebes:
1) den ’reinen Regiebetrieb’ (häufig auch als
’Gebührenhaushalt’ bezeichnet), der voll-
ständig in die Kommunalverwaltung inte-
griert ist,
den Eigenbetrieb als ansatzweise ’verselb-
ständigten Regiebetrieb’ (häufig auch als
’Sondervermögen mit Sonderrechnung’
bezeichnet).
Beides sind Betriebe, die von den kommuna-
len Entscheidungsträgern nicht verselbstän-
digt sind (wie die städt. Kapitalgesellschaf-
ten) und keine eigene Rechtsperönlichkeit ha-
ben. Beide Betriebs- und Trägerformen sind
also politisch-parlamentarisch kontrollierbar.
Die wichtigsten Unterschiede sind folgende:
a) Der reine Regiebetrieb’ unterliegt (als
eine Abteilung der Verwaltung) keiner Ver-
pflichtungen, einen ’Ertrag’ zu erwirtschaften,
wird allerdings angehalten, sog. kalkulatori-
sche Kosten (z.B. Eigenkapitalverzinsung) zu
berechnen, was nicht heißen muß, daß diese
im Rahmen der Gebühren von den Nutzern
(Mietern) faktisch einkassiert werden. Der
’Eigenbetrieb’ dagegen wird „prinzipiell“ ver-
pflichtet, einen ’Ertrag’ für die Gemeinde ab-
zuwerfen und soll wenigstens ’kostendeckend’
wirtschaften, wobei bezüglich der faktisch an-
zusetzenden Kosten durchaus Spielräume
gegeben sind. Bei beiden Trägerformen wer-
den die Tarife/Gebühren (bei Kommunalen
Wohnungsbau: Mieten) politisch festgesetzt -
von der Gemeindevertretung (d.h. bei einem
bezirklichen Wohnungsbetrieb durch die Be-
zirksverordnetenversammlung). Bei der Ge-
bührenfestsetzung ist jedoch das Berliner ’Ge-
setz über Gebühren und Beiträge’ zugrundezu-
legen. Danach sollen die Gebühren (bei
Kommunalem Wohnungsbau: Mieten) die
Verwaltungs- und Unterhaltungskosten dek-
ken, wie die ’Kosten für techn. und wirt-
schaftl. Fortentwicklung’ (dies könnte dem
Abschreibungsbetrag zur Finanzierung von
Neubauten entsprechen) und die Kapitalko-
sten. Da direkt aus kommunalen Haushalts-
mitteln oder entsprechenden staatlichen Zu-
schüssen finanziert wird, entfallen Fremdka-
pitalkosten. Wir fassen die zum Kommunalen
Wohnungsbau eingesetzten öffentlichen Mit-
tel nicht als Kapitalanlage auf und veran-
schlagen dafür in den Mieten keine ’Eigenka-
pitalverzinsung”. In der politischen Auseinan-
dersetzung um die Mietpreisfestsetzung eines
Kommunalen Wohnungsbaus kann man sich
auf folgende Gesetzesaussagen stützen: „...
handelt es sich um Einrichtungen, die vorzugs-
weise den Bedürfnissen der wirtschaftlich
schwächeren Bevölkerung dienen, so ist unter
Berücksichtigung des öffentlichen Interesses
und der dem Einzelnen gewährten besonderen
Vorteile eine entsprechende Ermäßigung der
Gebührensätze oder ein Verzicht auf die Erhe-
bung der Gebühren in der Gebührenordnung
zulässig“. (Ges. über Gebühren und Beiträge $
8 (4). Eine Mietpreisfestsetzung, bei der alle
laufenden Bewirtschaftungskosten abgegolten
sind, erscheint in beiden Arten von Regiebe-
trieben machbar.
Bei der Trägerform eines Regiebetriebs ist
im Hinblick auf die Finanzierung eines Kom-
munalen Wohnungsbaus zu beachten, daß
solche Betriebe von ihrer Rechtskonstruktion
her gar nicht in der Lage sind, ihre Investitio-
nen mit Kapitalmarktmitteln zu finanzieren.
Nicht zuletzt deshalb werden solche Betriebs-
formen der Öffentlichen Wirtschaft von
Marktwirtschafts-Anhängern abgelehnt.
Beim Kommunalen Wohnungsbau bedeutet
die angegebene Restriktion der Kreditaufnah-
me für Regiebetriebe, daß die Neubauten im
Prinzip nur aus Eigenmitteln des Kommuna-
len Wohnungsbetriebs (das sind wiederum
kommunale Haushaltsmittel bzw. Haushalts-
mittel des Landes) oder aus staatlichen Bau-
zuschüssen (in Form zweckgebundener Zu-
weisungen o.ä. - das sind wiederum staatliche
Haushaltsmittel) finanziert werden dürfen.
Gerade diese Finanzierungsquellen machen es
aber möglich, den Kommunalen Wohnungs-
bau nicht als Kapitalanlage, sondern als ’so-
ziale Infrastruktureinrichtung’ zu betreiben.
Das Standard-Gegenargument, auch der
Staat (bzw. die Kommune) müsse sich ihre In-
vestitionsmittel letztlich am Kapitalmarkt
leihen, ist sachlich unzutreffend: erstens ’ver-
gißt’ man dabei das finanzwirtschaftliche
Prinzip, nur ’ertragbringende’ öffentliche In-
vestitionen mit Krediten zu finanzieren (aber
keine sozialen Infrastruktureinrichtungen);
zweitens hat die Netto-Kreditaufnahme nur
einen geringen Anteil am jährlichen Haus-
haltsvolumen (meist unter 10%), so daß bei ei-
ner korrekten öffentlichen Finanzierungsmit-
tel basieren könnte - und bezüglich dieses rein
kalkulatorischen Anteils sind z.B. mit Hilfe
der Bundesbank Möglichkeiten einer staatli-
chen Verschuldung ohne marktübliche Zins-
kosten gegeben (vgl. Memorandum 1981).
b) Die Wirtschaftsrechnung (Rechnungsle-
gung, Veranschlagung von Einnahmen und
Ausgaben) ist beim reinen Regiebetrieb’voll-
ständig in den Gesamthaushalt integriert, so
daß Einnahmen und Ausgaben beim Kommu-
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nalen Wohnungsbau ohne Verbindung unter
verschiedensten Haushaltsposten erscheinen
würden. Die Folge ist eine geminderte Kon-
trollierbarkeit der Einnahmeverwendung für
den betreffenden Aufgabenbereich. Diese
Problematik steht u.a. hinter dem Konflikt
um die Verwahrlosung landeseigener Miet-
häuser: weil deren Mieteinnahmen und Be-
wirtschaftungsausgaben in ganz verschiedene
unverbundene Haushaltsposten eingehen, ist
nicht gewährleistet, daß wenigstens die Miet-
einnahmen zur Instandhaltung der betreffen-
den Häuser verwendet werden. Sachlich falsch
ist in jedem Falle die Behauptung bestimmter
Politiker, daß für die Instandhaltung landes-
eigener Häuser aufgrund dieser Art der Haus-
haltsführung keine ausreichenden Mittel ver-
fügbar wären. Im Klartext heißt das nur: es be-
steht politisch keine Bereitschaft, von den vor-
handenen Haushaltsmitteln einen ausreichen-
den Teil für die Instandhaltung der landesei-
genen Häuser aufzuwenden. Diese Probleme
stellen sich nicht beim ’Eigenbetrieb’: als
’Sondervermögen’ der Kommune hat er eine
Sonderrechnung, in welche alle die zu seiner
Tätigkeit (also z.B. Kommunaler Wohnungs-
bau) gehörenden Einnahmen und Ausgaben
eingehen. Der Eigenbetrieb stellt einen Wirt-
schaftsplan bezüglich seiner Ausgaben und
Einnahmen auf, der von der Gemeindevertre-
tung genehmigt werden muß. Im Gemeinde-
haushalt selbst wird nur das Nettoergebnis des
Eigenbetriebs veranschlagt (sog. ’Nettoetati-
sierung”), also ein Überschuß oder Defizit - das
durch Mittel des kommunalen Gesamthaus-
halts abgedeckt würde. Im Rahmen einer der-
artigen Sonderrechnung wäre z.B. bei einem
Kommunalen Wohnungsbetrieb (Eigenbe-
trieb) besser kontrollierbar, ob die Mietein-
nahmen auch tatsächlich für die Instandhal-
tung usw. ausgegeben werden.
c) Beim ’reinen Regiebetrieb’ handelt es sich
um eine Einrichtung innerhalb der Kommu-
nalverwaltung, die von anderen Abteilungen
nur wenig abgegrenzt ist. Ein ’reiner Regiebe-
trieb’ kann zwar von der politischen Gemein-
devertretung ausreichend gelenkt werden, ist
aber nur schwer ’von außen’ kontrollierbar
(z.B. von Mieterorganisationen und Bewoh-
nern). Bessere Kontrollierbarkeit ’von außen’
ermöglicht u.U. ein ’Eigenbetrieb’. Dieser er-
hält normalerweise einen sog. Werkausschuß
mit Kontrollfunktionen. In diesem Gremium
z.B. wäre im Falle eines Kommunalen Woh-
nungsbetriebes die öffentliche Kontrolle
durch Mieterorganisationen (z.B. Mieterver-
ein oder bei einem auf Bezirksebene dezentra-
lisierten Betrieb eine bezirkliche Mieterorga-
nisation) zu institutionalisieren. Eigenbetrie-
be sind darüber hinaus berechtigt, sich eine
°Betriebssatzung’ zu geben - hier wäre der An-
satzpunkt gegeben, um bei einem Kommuna-
len Wohnungsbetrieb die Übertragung von
Zuständigkeiten, Kontroll- und Entschei-
dungsrechten zur Wohnungsbewirtschaftung
an die Bewohner (oder von diesen gebildete
Verwaltungsgenossenschaften) festzulegen.
Ein Kommunaler Regiebetrieb bietet somit
die Möglichkeiten, eine Kontrolle durch die
’Öffentlichkeit’ und die Bewohner selbst zu in-
stallieren, und eine sozial orientierte Miet-
preisfestsetzung für Neubauwohnungen ein-
zuführen. Dabei sprechen eine Reihe von Ar-
gumenten für einen Regiebetrieb in Form des
Eigenbetriebs
Im Gegensatz zu den zentralen Funktionen,
die ein kommunaler Wohnungsbetrieb (evtl.
bereits dezentralisiert auf Bezirksebene) wahr-
nehmen sollte, kann die laufende Verwaltung
und Bewirtschaftung der erstellten Woh-
nungen weitergehend dezentralisiert werden.
Der Bestand des kommunalen bzw. bezirkli-
chen Wohnungsbetriebs kann in kleine, über-
schaubare Einheiten aufgeteilt werden, die
von den Bewohnern selbst verwaltet werden
oder deren Verwaltung zumindest direkter Be-
wohnerkontrolle untersteht. Dabei ist es nicht
notwendig, daß sämtliche Verwaltungseinhei-
ten nach der gleicheen Struktur arbeiten. Man
kann sich vielmehr durchaus vorstellen, daß
die Selbstverwaltung von Bewohnern der
einen Einheit mehrheitlich gewünscht und von
diesen auch geleistet wird, während Bewoh-
ner einer anderen Einheit nicht willens oder
auch nicht in der Lage sind, die Mühe der
Selbstverwaltung zu übernehmen. Eine aus-
reichende Kontrolle durch Bewohnervertre-
ter in diesem Fall wäre aber immer noch bes-
ser, als es die Verwaltung von Wohnungen
durch die schwer zugängliche und kaum kon-
trollierbare Bürokratie großer Wohnungsun-
ternehmen ist. Die Selbstverwaltung von
Wohnungen soll aber keinesfalls an die Not-
wendigkeit gekoppelt sein, Eigentum oder
Teileigentum an den Wohnungen zu erwer-
ben. In der Wohnungsverwaltung sollen die
demokratischen Prinzipien, die in der Genos-
senschaftsbewegung entwickelt worden sind,
möglichst weitgehend verwirklicht werden,
nicht aber das Prinzip der Eigentümergenos-
senschaft. Es gibt eine Reihe von Möglichkei-
ten zur Ausgestaltung von Bewohnerkontrolle
und -mitbestimmung, die keine eigentums-
ähnliche Übertragung von Wohnungen nötig
machen. Entscheidend und ausreichend wäre
eine klare Übertragung von Zuständigkeiten
zur Wohnungsbewirtschaftung an Verwal-
tungsgenossenschaften der Bewohner (ähn-
lich den ’management co-operatives’ im briti-
schen Kommunalen Wohnungsbau); oder
eine Übertragung von Kontrollrechten und
Entscheidungskompetenzen zur Wohnungs-
bewirtschaftung an eine von den betreffenden
Bewohnern gebildete Mieterorganisation. Bei
der Übertragung von Zuständigkeiten zur
Wohnungsbewirtschaftung an Bewohner wä-
re darauf zu achten, daß diese Übertragung




Ein kommunaler Wohnungsbau - sozial orien-
tiert, bewohnerkontrolliert und dezentral ver-
waltet - wird immer nur einen Teil des Woh-
nungsbedarfs decken können. Wenn in
anderen Teilen des Bestands Entwicklungen
eintreten, die dem Prinzip einer sozialen
Wohnungsversorgung zuwiderlaufen, können
dadurch die Ziele des kommunalen Woh-
nungsbaus konterkariert werden. Daher sind
zur Absicherung eines kommunalen Woh-
nungsbaus Maßnahmen notwendig, die den
übrigen Wohnungsbestand sichern und in den
Dienst einer sozialen Wohnungsversorgung
nehmen:
Restriktive Mietenpolitik: Im bestehenden
privaten und gemeinnützigen Wohnungsbe-
stand muß eine Mietpreisbindung bestehen
bleiben, damit es überhaupt gelingt, einen Be-
stand an preiswerten Wohnungen zu erhalten.
Die Mietpreisbindung in Berlin, die in ihrer
jetzigen, stark verwässerten Form eine erheb-
liche Anhebung der Altbaumieten ermöglicht,
reicht dazu vielleicht schon nicht mehr aus.
Auf jeden Fall sind weitere Lockerungen und
insbesondere Mietanhebungen im Sozialwoh-
nungsbestand zu vermeiden. Denn allgemein
steigende Mieten werden einen Ansturm auf
günstige Kommunalwohnungen auslösen, der
dort zu erheblichen Problemen führen könnte.
Instandhaltungskontrolle: Konsequente An-
wendung aller verfügbaren Rechtsinstrumen-
te und Gebotsregelungen, um die Besitzer pri-
vater Mietwohnungen zur Erfüllung ihre
Pflicht zur Instandsetzung und Instandhal-
tung der Wohnungen zu zwingen. Dies ist not-
wendig, um den weiteren Verfall von Woh-
nungen aufzuhalten und den Altbauwoh-
nungsbestand als Reservoir für eine soziale
Wohnungsversorgung zu erhalten.
Schutzmaßnahmen gegen Wohnungsspekula-
tion: Alle Maßnahmen privater Eigentümer,
preiswerte Mietwohnungen durch Zweckent-
fremdung, Luxusmodernisierung und insbe-
sondere durch Umwwandlung in Eigentums-
wohnungen dem Bestand preiswerter Woh-
nungen zu entziehen, müssen unter Anwen-
dung bereits verfügbarer Rechtsinstrumente
verhindert werden. Wenn die Spekulation die
Segmentierung und Polarisierung des Woh-
nungsbestands weiter vorantreibt, werden
steigende Mieten und Bodenpreise auf der
einen Seite und beschleunigter Verfall auf der
anderen Seite einen Neubaubedarf nur zum
Ersatz von nicht mehr nutzbaren Wohnungen
produzieren, der weder in der bisherigen
Weise von den Kommunen direkt finanzierbar
sein wird.
Städtische Bodenvorratspolitik: Um kommu-
nalen Wohnungsbau zu betreiben und um den
Bodenpreisanstieg speziell in innenstadtnahen
Lagen zu bremsen ist es notwendig, daß die
Gemeinden möglichst extensiv innerstädti-
sche Grundstücke erwerben.
Anmerkungen:
1) T. Birlem, U. Klingmüller u.a., a.a.0.
2) mögliche fiskalishe Entlastung durch Wegfall von





Die Berechnung der Mieten im Sozialen
Wohnungsbau
Zur Problematik der Gewinne in der Kosten-
miete
Reihe BAUÖK-Papiere 35 (ergänzte Neuauflage 1980), 54
S. und Anhang, DM 6,- + Porto und Verpackung
Wohnungsfrage - Wohnungsnot
Vorträge zum 10jährigen Bestehen des Insti-
tuts für Bauökonomie
Reihe BAUÖK-Papiere 39, August 1982, 107 S., 16 Abb.
Jubiläumspreis 10,- DM + Porto und Verpackung
Christian Gruson g
Kosten von Hochbauten. DIn 276 (April
1981)
Kostengliederung nach DIN 276, Teil 2 + Erweiterung der
Kostengliederung nach Architektenkammer Baden-Würt-
temberg - Gliederung in Funktionale Elementgruppen
Definitionen und Meßvorschriften : Beispiele Kosten-
planung.
Reihe BAUÖK-Papiere 40 (völlige Überarbeitung von
BAUÖK-Papier 38). 95 Blatt. DM 11,- (Studenten DM














Die zukünftigen Mieter von Neubauwoh-
nungen (Sozialer Wohnungsbau, steuerbe-
günstigter oder freifinanzierter Wohnungs-
bau) werden in aller Regel weder bei den För-
derungsrichtlinien, noch bei der Planung,
noch bei der Bautätigkeit berücksichtigt. Es
findet eine Produktion ohne Marktforschung
statt. Ermöglicht wird dies u.a. durch die Ob-
jektfinanzierung und die bisher sichere Ver-
mietung im Neubau.
Im Zeichen der Dauerkrise der Wohnungs-
baufinanzierung, dem Leerstand von Neubau-
wohnungen in Berlin und nicht zuletzt auf-
grund der nachweisbaren sozialen Schäden
von Mietern in anonymen Neubaugebieten
(Isolation von Alleinstehenden, Vandalismus
bei Jugendlichen) besteht die Notwendigkeit
einer umfassenden Beteiligung der Bewohner
an der Wohnungsplanung und Durchführung.
Gleichzeitig liegen - bedingt durch steigende
Arbeitslosigkeit einerseits und immer geringe-
re Arbeitszeiten in der Arbeitswelt anderer-
seits - große Potentiale an schöpferischem Ar-
beitswillen brach, die erschlossen werden
sollten.
Im Bereich der Altbaumodernisierung sind
bereits viele erfolgreiche Beispiele bekannt.
Zahlreiche Erfahrungen im Bereich des
Selbstbaus bei Eigentumsmaßnahmen sind
ebenfalls für unser Thema wichtig. Im mehr-
geschossigen Mietwohnungsbau gibt es bisher
nur eine geringe Zahl von versuchten Mitpla-
nungsmodellen. Eine Folge von administrati-
ven Hindernissen und Desinteresse von Bau-
trägern, die es zu überwinden gilt.
2. Personenkreis
Nach Befragungen der letzten Zeit suchen ca.
10% aller Berliner Wohnungssuchenden eine
Eigentumswohnung, aber 90% wollen zur
Miete wohnen. Von diesen 90% bevorzugen
die Hälfte, also etwa 45% eine (auch moderni-
sierte) Altbauwohnung, die restlichen 45%
wünschen Neubau, die überwältigende Mehr-
heit der Nachfragenden ist auf niedrige Mie-
ten angewiesen. Der Berliner Markt ist geteilt:
teure Wohnungen gibt es genug, und die
Vorliebe für Altbau beruht nur zum Teil auf
der hohen Nutzungsqualität der durchweg
größeren Räume und der meist innerstädti-
schen Lage. Kreuzberg und der Wedding
platzen aus den Nähten, weil die Bewohner
woanders die Miete nicht zahlen können!
3. Ort
Das Thema der IBA - die Innenstadt als
Wohnort - ist direkt durch die dargestellte
Problematik angesprochen, das vorgeschlage-
ne Projekt ’Selbsthilfe im Mietwohnungsneu-
bau’ will auch als Beitrag zur IBA-Diskussion
verstanden werden. Denkbar ist ein erster
Standort in den Neubaugebieten der südlichen
Friedrichstadt und in Kreuzberg SO 36.
Ausgenommen sind Bereiche, wo sich die be-
sondere Problemstellung des Mieterselbst-
baus und die Entwicklung der Blockkonzepte
wie in dem durch Wettbewerbe definierten
Planungsgebiet an der Wilhelmstraße eher im
Wege stehen könnte.
4. Organisationsstruktur
Die klassische Organisationsform für Selbst-
hilfe im Wohnbereich ist die Genossenschaft.
Die Wohnungsbaugenossenschaften haben
als Förderzweck die Beschaffung von Wohn-
raum für ihre Genossen. Dieser Förderzweck
kann auf unterschiedliche Weise erreicht wer-
den, die jeweiligen Förderziele kommen in den
Genossenschaftsstatuten zum Ausdruck.
Als Denkmodelle ergeben sich für die Neu-
baugenossenschaft (als Bauherr, Baugesell-
schaft und Verwaltungseinheit) folgende
Möglichkeiten:
a) Die Bewohner/Selbsthelfer gründen eine
Hausgenossenschaft (die dann nicht ge-
meinnützig werden kann) zum Zwecke der
Organisation und Durchführung der Ausbau-
tätigkeit in Selbsthilfe und der Verwaltung der
Hausgemeinschaft.
Die Gründung einer Hausgenossenschaft er-
fordert einen hohen Konsens der betroffenen
Mieter/Selbsthelfer. Es stellt sich die Frage,
ob die Mieter in der Anfangsphase damit nicht
überfordert sind. Die Gebäude und der Boden
bleiben ungeteilt im Eigentum der Genossen-
schaft, wenn das Bauland als Erbbaurecht
vergeben wird - dann bezieht sich das
Eigentum der Genossenschaft nur auf die er-
richteten Gebäude, die Genossenschaft ist
Erbbaunehmer des Grundstücks.
b) Als Alternative böte sich die Kooperation
mit einer Berliner Baugenossenschaft oder
einer Sanierungsgenossenschaft an, die über
das nötige Know-how in der Bauphase ver-
fügt, gleichzeitig aber der Hausgemeinschaft
ihre nötige Autonomie läßt. (Erste Gespräche
in Richtung einer Kooperation mit einer be-
stehenden Genossenschaft finden zur Zeit
statt).
Selbstbauterrassen, Isometrie
Der geringe finanzielle Spielraum der Mieter/
Genossenschaftler und der Zwang zum spar-
samen Umgang mit den Fördermitteln erfor-
dern ein klares und ausgereiftes Organisa-
tions- und Finanzierungsprogramm der Ge-





® Fragebogenaktion in der Südlichen
Friedrichstadt
® Zeitungsanzeigen
* Listen des Landesamtes für Wohnungs-
wesen (LAW)
Wartelisten von unversorgten Mitgliedern
der betreuenden Genossenschaft
2. Phase Vorphase
® Darstellung der Konzeption
® Diskussion mit den späteren Nutzern,
Aufzeigen von Alternativen
® verbindliche Zusage der Mieter durch
Eintritt in die Genossenschaft
3. Phase Planungsphase
® Diskussion mit den Betroffenen, den Ar-
chitekten, der betreuenden Genossenschaft
und den Behörden
4. Phase Durchführung
Die Mieter-Genossen übernehmen also eine
teilfertige Wohnung, wofür sie - nach ca. 6
Monaten Ausbau-„Kernzeit“ - nach der vor-
liegenden Kalkulation ca. 70% der Bewilli-
gungsmiete des sozialen Wohnungsbaus zah-
len. .
Es kommt auf den Willen der Mitglieder ei-
ner Genossenschaft an, wie sie das Förder-
ziel - die Wirtschaft der Genossenschaftler zu
fördern - erreichen wollen.
Bei dem vorgeschlagenen Projekt ’Selbsthilfe
im Mietwohnungsbau’ muß auf der einen
Seite eine gewisse Flexibilität in der Struk-
tur möglich sein - dies ist bei jedem baulichen
und sozialen Modellvorhaben notwendig -
hier werden z.B. die Wohnungen ständig ver-
ändert und zu unterschiedlichen Zeitpunkten
fertig. Diese Möglichkeit kann zu innovativen
Prozessen führen.
Auf der anderen Seite muß eine Kontinuität
für den Ablauf des Projekts gesichert sein.
Das Genossenschaftsgesetz hat sich gerade
wegen dieser Elastizität als Rahmen für die
unterschiedlichsten genossenschaftlichen Er-
scheinungsformen bewährt, die jeweils not-
wendigen Bestimmungen werden durch die
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je Haus 8 - 10 WE, 4 G + 1 Maisonette
Rauminhalt 3.707,42 cbm
Wohnfläche zwischen 60 + 110 qm
Die Kalkulation sagt aus, daß ein erweiterter Rohbau,
also die fertige Hülle mit der Hausver- und entsorgung
und ca. 30 qm Terrassenfläche je Wohnung ca. DM
1.590,-/qm WF brutto kostet.
Von der WBK werden DM 2.200,-/qm WF finanziert
(als theoretischer Rahmen). Also kämen höchstens
DM 600,- Eigenleistung hinzu je qm Wohnfläche. Ver-
hältnis Grundbau = 70% der Baukosten entspricht
dann einer Kaltmiete von DM 3,85/qm WF.
Der Luxus besteht hier in der Terrassenfläche, 25-
30 qm/WE, die ich als notwendig ansehe, um Defizite
im Bereich Lauben, Hinterhöfe etc. zu kompensieren
für Kleintierhaltung, Tomaten, Gewächshäuser etc.
Läßt man die Terrassen weg, verbilligt sich der erwei-
terte Rohbau auf genau 2/3 zu 1/3 Ausbauförderung.
Das bedeutet eine Miete von DM 3,60 kalt gegen rund
DM 5.50 + 2.00 bisher warm.
Die Schwierigkeiten für die bauaufsichtliche
Abnahme:
Technische Teilgenehmigungen müssen im Verlauf
der Ausbaumaß nahmen (z.B. innerhalb von 2 Jahren)
wiederholt vorgenommen werden, also ein verwal-
tungstechnischer Mehraufwand. Nur technisch ein-
wandfreie Einbauten dürfen von der WBK bezuschußt
werden und sind auf den Nachmieter abwälzbar.
a aa
Ermittlung des Preises aufgrund einer unternehmerischen Kalkulation für eine erweiterte Rohbaukonstruktion mit
Dach, Terrassen, Fassade, schwimmenden Estrich, inst. Schächten incl. Rohinstallation, Lüftung und Kaminen (1
Zug je WE)
Selbstbauterrassen, Schnitt / Isometrie
Kosten des Ausbaus, ersetzt durch
Eigenleistungen
Kalkulatorischer Anteil je WE (ca. 85 qm WF)













322,0 qm 200,-/qm 64.400,-
(0)
Fassaden / Fenster ca. 40%
der Fassadenfläche von 602,60 qm 250,0 am 350,-/am AA)Ey 4500.-
schwimmender Estrich zum
Verlegen von allen Bädern
WF- X 50)grnn 20.-/ar1] er..000,-




Regenentw. für 10 WE 50.000,-
1.197.829,-
Baukosten für erweiterten Rohbau incl. 13% MWSt 1.353.547,















WBK-Miete z.Zt. DM 5,50/qm WF kalt
Erweiterter Rohbau/Ausbau = 70% / 30%






























durch ist eine größere Verbindlichkeit herge-
stellt, größer als z.B. beim ’nichtwirtschaftli-
chen Verein’ nach 8 21 BGB, bei dem die Mit-
gliedschaft in der Regel leicht aufgekündigt
werden kann.
Für das vorgeschlagene Projekt müssen
klare Regelungen geschaffen werden z.B. für
die Möglichkeiten des Aufzugs von Mietern,
die Abrechnung der Eigenleistungen der Mie-
ter, die unterschiedlichen Standards beim
Selbstausbau und die Übernahme von Ge-
schäftsanteilen.
Die Mieter müssen die Möglichkeit haben -
ohne materielle Verluste - wieder aus dem Pro-
jekt auszusteigen. Die Kündigung muß aber
der Genossenschaft mindestens 1/2 Jahr vor-
her mitgeteilt werden. Der neue Mieter über-
nimmt dann die alte Grundmiete, die kapita-
lisierten Selbsthilfeguthaben verrechnet der
Ausziehende entweder direkt mit dem Nach-
mieter oder er bekommt es nach einer Frist
von 1-2 Jahren von der Genossenschaft
zurück. Die Frist richtet sich nach der Liquidi-
tät der Genossenschaft. Alles was der Mieter
eingebaut hat und über dem hausspezifischen
Standard liegt, muß er wieder mitnehmen.
Unterschiedliche Standards beim Ausbau
(Fliesen, Sanitärinstallationen) werden zuge-
lassen, es erfolgt aber keine Vergütung dafür,
um einen Anreiz für einfache Standards zu
schaffen.
Die Selbsthilfe wird vergütet, die Bewer-
tung soll unter den vergleichbaren Handwer-
kerlöhnen liegen, um tatsächlich Kosten zusenken. DieNObernahm®vonPflichtanteilender Genossenschaft ist vorgesehen, die Be-zahlung kann ratenweise je nach der finanziel-len Situation des Mieters erfolgen.Wenn durch den Rohbau nur die Rahmen-
bedingungen vorgegeben werden, besteht in-
nerhalb der Genossenschaft eine weitgehende
Autonomie, die Platz läßt für innovative
Prozesse bei der Selbstverwaltung der Häu-
ser, dem Einkauf von Baumaterialien und den
Finanzierungsmöglichkeiten (wenn keine
Ausnahmegenehmigungen gemacht werden,
allerdings nur im Rahmen der Förderbestim-
mungen des Sozialen Wohnungsbaus).
Wichtig ist, daß der Mieter zusätzlich für
den Materialeinkauf von der WBK subven-
tioniert wird aus einem Fond, der in bestimm-
ter Höhe je Wohnung bereitzuhalten ist. Je
nach Inanspruchnahme der Gelder steigt die
Miete, so daß es in der Hand des Mieters liegt,
innerhalb einer bestimmten Marge Ausbau-
standard und Miethöhe selbst zu bestimmen.
Das Verfügungsrecht wird erteilt nach einer
„erweiterten Rohbauabnahme“‘, in der das fer-
tige Dach, Fassade, Wohnungstrennwände,
Decken mit schwimmendem Estrich nach den
Kriterien des Schall- und Wärmeschutzes ge-
prüft werden.
Das Projekt unterscheidet sich betont von
anderen Vorhaben, in denen die Mieter frei fi-
nanziert werden müssen, was auf eine neue
Variante spekulativen Wohnungsbaus hinaus-
läuft.
Die Baustruktur kann in ihrem Angebot
varlieren zwischen einem Mieterausbau, der
sich im Rahmen der WBK-Flächenstandards
bewegt (also bekanntermaßen alternative
Grundrißentscheidungen kaum zuläßt) und
einer Variabilität, die durch mehr Fläche er-
reicht wird. Im vorgesehenen Projekt sind
- bereits durchkalkuliert - je Wohnung 25 bis
30 qm zusätzliche Terrassenflächen einge-
plant, die alternativ als Dachgarten, Loggia,
Wintergarten bis zum erweiterten Wohnraum
ausgebaut werden können.
Einem unter Architekten verbreiteten Argu-
ment, jegliche Mitwirkung von Nichtfachleu-
ten an der Planung führe zu „plebiszitärem
Mittelmaß“ und zu ästhetisch minderwertiger
neutraler „Containerarchitektur“, wird hier
widersprochen. Es soll der Beweis angetreten
werden, daß ein Gebäude, dazu konzipiert,
Operationen der Benutzer bedeutsam zu
machen, ästhetisch bereits hoch determiniert
sein muß. Andererseits machen variable Ent-
würfe, in denen alles möglich ist, von vorn-
herein jeden denkbaren Eingriff bedeutungs-
los und leer. D.h., Architektur, die in der Lage
ist, Kreativität der Nutzer zu provozieren, be-
darf einer gegliederten Komplexität, die Frei-
räume für Selbstbau definiert und sich ver-
steht im Wechsel von eigener Aussage und













v. Beulwitz, Planungsverlaufsschema, Selbstbauterrassen







































































Gründung der Mietergemeinschaft (neue Genossen-
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Modernisierun-z7emeinschaft Viktoriastraße vor Baubeginn
DIE VORGESCHICHTE 1. TEIL:
Erfahrungen mit der herrschenden
Sanierungspraxis
Die Stadterneuerungspraxis in Hannover ist
im Prinzip genauso verlaufen wie die in Ham-
burg, Berlin oder anderen Großstädten in der
Bundesrepublik. Sie unterliegt - von lokalen
Besonderheiten einmal abgesehen - den glei-
chen polit-ökonomischen Rahmenbe-
dingungen - dem gleichen Instrumentenein-
satz.
Gemeint ist das zur Verfügung stehende
staatliche Förderungsinstrumentarium, daß
sich immer deutlicher als untaugliches In-
strument zur Linderung von Wohnungsnöten
und Finanzierungsengpässen im Wohnungs-
neubau darstellt. Auch die auf den Bestand
ausgerichteten Stadterneuerungsinstrumente
bilden dort keine Ausnahme, sie können allen-
falls als das ’kleinere Übel’ angesehen werden.
Die Vielzahl der vorhandenen Förderungs-
angebote sind in ihrer Handhabung und Aus-
wirkungen unterschiedlich zu bewerten, für
alle gemeinsam gilt jedoch, daß fast aus-
nahmslos nur der Eigentümer Nutznießer der
staatlichen Förderungsprogramme ist und die
Mieter (die Bewohner) letztendlich diejenigen
sind, die die Erneuerungskosten zu bezahlen
haben. Sie tun dies in mehrfacher Hinsicht,
zum einen aus ihrem Steueranteil an der öf-
fentlichen Förderung und vor allem natürlich
über ihre Mietzahlungen.
Lediglich die direkten Förderungswege
schlagen - für einen begrenzten Zeitraum, und
dann auch nur teilweise - auf die Miete durch.
Der finanziell am stärksten ausgestattete För-
derungsweg über Steuervergünstigungen hat
hingegen keinerlei mietwirksamen Einfluß.
Damit kommt dieser Förderungsweg aus-
schließlich dem Eigentümer zugute und zwar
nach dem Prinzip - je höher die Einkommen
um so höher die Steuergeschenke.
Insgesamt känn festgestellt werden, daß
auch die staatlich geförderte Stadter-
neuerungspolitik als Verteilungspolitik
zugunsten der schon Besitzenden wirkt.
DIE VORGESCHICHTE 2. TEIL:
Erste Schritte zu einer „altenativen“
Sanierung
Ausgehend von der Analyse der Stadter-
neuerung in Hannover geht es uns um die Ent-
wicklung von Strategien zur Verbesserung der
Wohnverhältnisse zu tragbaren Belastungen
und um die Erweiterung der Verfügungsmög-
lichkeiten für die Bewohner.
Die Zielsetzungen - formuliert in ständiger
Diskussion mit Bewohnern und Initiativen in
Hannovers Erneuerungsgebieten - lassen sich
folgendermaßen beschreiben:
® Erhalt von preiswertem Wohnraum zu
tragbaren Belastungen
® Verbesserung der Wohnverhältnisse für die
Betroffenen in den Erneuerungsgebieten,
insbesondere für Einkommensschwache
® Erweiterung der Verfügungsmöglichkeiten
für die Bewohner unter Ausschluß von
Spekulation
® Planung und Gestaltung mit den
Betroffenen
Die herrschende Wohnungspolitik, insbeson-
dere die Förderungspolitik zeigt, daß diese
Ziele nur realisiert werden können über eine
Anderung der Verfügungsverhältnisse. D.h.
indem die Bewohner das uneingeschränkte
Selbstbestimmungsrecht in sozialer Verant-
wortung über ihren Wohn- und Lebensraum
erhalten.
Anhand von Projekten wie „Ahrbergstr.“
und Viktoriastraße“! ist versucht worden,
diese Ziele umzusetzen.
Beides waren Konzepte zur Verbesserung
der Wohnverhältnisse zu tragbaren Bela-
stungen unter den genannten Zielen.
Nach der Durchsetzung des FErhaltes
wurden die Gebäude vor der Modernisierung
an die zukünftigen Bewohner auf der Basis des
Erbbaurechtes vergeben. Das Erbbaurecht
räumt den Bewohnern ein weitgehendes Ver-
fügungsrecht, jedoch unter Ausschluß von
Spekulationsmöglichkeiten, ein. Die Vergabe
vor Modernisierung ermöglichte eine Pla-
nung und Gestaltung mit den Bewohnern.
Durch einen politisch kontrollierten Ver-
gabeprozeß und intensive Öffentlichkeitsar-
beit, insbesondere beim Projekt Viktoria-
straße, wurde sichergestellt, daß die Woh-
nungen bzw. Häuser an Sanierungsbetroffene,
insbesondere Einkommensschwache, verge-
ben wurden.
Die Erneuerung der Gebäude wurde mit
Mitteln aus StBauFG finanziert. Der notwen-
dige Eigenanteil (10 bzw. 15% der





Die Erfahrungen mit den bereits genannten
Modedellprojekten in den hannoverschen Sa-
nierungsgebieten haben gezeigt, daß es durch-
aus möglich ist, vollmodernisierten Wohn-
raum für einkommensschwache Bevölke-
rungsgruppen zu tragbaren Belastungen zur
Verfügung zu stellen. Insbesondere bei dem
Modell ’Viktoriastr.”’ war es möglich, kinder-
reiche, einkommensschwache Familien und
auch ausländische Familien zu beteiligen, zu
Belastungen, die nicht höher liegen als die bis-
herigen Mietbelastungen.
Viele Bewohner in den hannoverschen Sa-
nierungsgebieten haben durch diese Modell-
projekte erkannt, daß es realisierbare Alter-
nativen zu den hekömmlichen Modernisie-
rungspraktiken privater oder halböffentlicher
Baugesellschaften gibt. Der Erfolg der ge-
nannten Modelle führte zu einer Diskussion
über Nachfolgeprojekte mit der weitergehen-
den Zielsetzung die nach wie vor bestehende
private Verfügung in Richtung auf eine ge-
meinschaftsorientierte Verfügung zu verän-
dern.
Da im Verlauf des Sanierungsgeschehens in
zunehmenden Maße private Baugesellschaf-
ten ins Lindener Sanierungsgeschäft dräng-
ten, versuchte eine Arbeitsgruppe aus Fach-
leuten und Mitgliedern von Stadtteilgrup-
pen, eine alternative Trägerorganisation zu
gründen, die unter Einbeziehung der Ergeb-
nisse aus dem Modell ’Viktoriastr.” folgende
Ziele entwickelte:
® die öffentlichen Zuschüsse (Städtebauför-
derungsmittel) sollen direkt den Bewoh-
nern zugute kommen;
® die Belastungen sollen langfristig stabil
bleiben und nach Abschluß der Mietbin-
dungsfrist nicht steigen;
® die Bewohner sollen weitestgehende Ver-
fügungsrechte bei Planung und Nutzung
erhalten;
® eine gemeinschaftsorientierte Verfügung
soll das Vorteilsstreben Einzelner, z.B.
Spekulation verhindern.
Parallel zu den Diskussionen der Arbeitsgrup-
pe wurden von der Stadt zwei unmodernisierte
Häuser zur Reprivatisierung (in Erbpacht) öf-
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Die ersten Selbsthilfemaßnahmen
Familie Öztürk in den bisherigen Wohnverhältnissen in einer
Schlichtwohnung.
fentlich ausgeschrieben. Hauptadressaten
dieser Ausschreibung sollten private Bauge-
sellschaften sein. Damit wären die späteren
Bewohner an der Modernisierung nicht be-
teiligt, die Bauträger könnten zu günstigen
Konditionen ihren Besitz erweitern und wür-
den die öffentlichen Zuschüsse erhalten, die
sie sogar nach einer vorübergehenden Miet-
bindungsfrist kapitalisieren könnten.
Die Ziele, die von der Arbeitsgruppe ent-
wickelt wurden, wird kein privater Bauträger,
der gewinnorientiert wirtschaftet, verwirk-
lichen können. Daher mußte eine Trägerorga-
nisation gefunden werden, in der die Bewoh-
ner selbst über ihre Belange bestimmen kön-
nen, und die gleichzeitig auch als Bauträger
von der Stadt anerkannt werden würde.
Nach langer Diskussion entschied sich die
Arbeitsgruppe für die Form der Genossen-
schaft als alternativen Träger, da nur durch sie
eine demokratische Organisation ermöglicht
und die Spekulation Einzelner mit den Woh-
nungen ausgeschlossen wird. Eine glaubwür-
dige politisch abgesicherte Trägerkonzeption
sollte die Hauptvoraussetzung bilden, wenn-
gleich dies zu organisatorischen und steuerli-
chen Nachteilen führt. Um jedoch auch lang-
fristig gesehen eine demokratisch kontrollier-
bare Trägerorganisation zu erhalten, sollten
diese Nachteile bewußt in Kauf genommen
werden.
Ziele und Konzepte zur neuen Genossenschaft
Neugegründete Genossenschaften werden im-
mer unterkapitalisierte Träger sein, d.h. sie
benötigen Starthilfen, bzw. werden auf staat-
liche Subventionen angewiesen sein. Die öf-
fentlichen Zuschüsse, die in den Sanierungsge-
bieten in Form von Städtebauförderungsmit-teln gewährt werden, bildeten bei derNÜberle-gung zur Genossenschaftsgründung die Vor-
aussetzung für ein realisierbares Konzept.
Aufgabe der Genossenschaft wird es sein, den
notwendigen Eigenkapitalanteil von 15% der
Modernisierungskosten zu tragen. Hauptziel
der Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe Lin-
den ist es, Grundstücke bzw. Gebäude vorwie-
gend in den Sanierungsgebieten zu überneh-
men, um sie für ihre Mitglieder zu bebauen,
instand-zusetzen, ggf. zu modernisieren, zu
verwalten und durch ihre Mitglieder zu
bewohnen.
Viktoriastraße (gartenseite) Fest nach der Modernisierung und nach Einzug der Bewohner 1982
Bei der Genossenschaft haben alle Mitglie-
der die gleichen Rechte, insbesondere gleiches
Stimmrecht unabhängig von der Höhe ihrer
Einlage. Die gemeinschaftsorientierte Verfü-
gung aller Bewohner eines Hauses soll lang-
fristig durch die Übernahme in Selbstverwal-
tung geschehen. Die wesentliche Funktion der
Genossenschaft ist die eines Zwischenträgers.
Sie finanziert den Eigenkapitalanteil von 15%
der Modernisierungskosten der Bewohner
vor, soweit diese ihn nicht selbst durch Geld
oder Selbsthilfe aufbringen können. Da es für
die Bewohner langfristig möglich ist, durch
ihre Miete das notwendige Eigenkapital voll-
ständig selbst aufzubringen, bleibt die Genos-
senschaft für weitere Projekte handlungs-
fähig.
haben ein Vorschlagsrecht bei Auszug eines
Bewohners für seinen Nachfolger.
Finanzierung der Projekte
Die wichtigsten Kriterien der Finanzierung sind:
® die Vergabe der Häuser erfolgt in Erbpacht, damit ent-
fällt der Kaufpreis für das Grundstück und den Gebäu-
derestwert. Der Erbbauzins beträgt zur Zeit 4% jähr-
lich.
die Modernisierungskosten werden zu 85% durch Zu-
schüsse aus Städtebauförderungsmitteln bzw. zu einem
geringen Teil über Kapitalmarktmittel finanziert. 15%
der Modernisierungskosten müssen von der Genossen-
schaft übernommen werden.
der Eigenanteil von 15% soll sowohl durch Eigenkapi-
tal als auch durch Selbsthilfe der Bewohner wie der
übrigen Genossen aufgebracht werden.
Grundsätzlich wird von den Genossen, die eine Woh-
nung beziehen wollen, erwartet, daß sie Eigenleistung
(Eigenkapital und/oder Arbeitsleistung) in dem Um-
fang erbringen, der ihnen möglich ist. D.h. nach Mög-
lichkeit soll der Wohnungsnutzer 15% der Modernisie-
rungskosten als Genossenschaftsanteil erwerben.
Wenn dies in begründeten Fällen nicht möglich ist, weil
zum Zeitpunkt des Bauens Eigenleistung im erforderli-
chen Umfang nicht erbracht werden kann, tritt die Ge-
nossenschaft für den Rest der erforderlichen Eigenlei-
stung ein. In diesem Fall kann der Bewohnergenosse die
Differenz während der Wohnphase erbringen.
Dies ist möglich z.B. durch das Ansparen eines Bau-
sparvertrages mit dem die eingeflossenen Genossen-
schaftsanteile abgelöst werden können. Durch das Nut-
zen der Bausparförderung und zusätzlicher vermögens-
wirksamer Leistungen entstehen für den Bewohner nur
geringfügige Mehrbelastungen. Bei Übernahme von In-
standhaltungsarbeiten und Selbstverwaltung muß der
Bewohner nicht mehr als die normale Miete auf-
bringen.
Organisation der Genossenschaft
Die Organe der Genossenschaft sind Mitglie-
derversammlung, Vorstand und Aufsichtsrat.
Alle wichtigen Entscheidungen werden von
der Mitgliederversammlung getroffen über
® Kontrolle von Vorstand und Aufsichtsrat
+' Finanzen
® Ausschluß von Mitgliedern
® Satzung
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Der Vorstand nimmt die Organisation und
Verwaltung wahr. Diese Organisationsstruk-
tur ist nach dem Genossenschaftsgesetz bin-
dend. Um einen bürokratischen Wasserkopf
bei der Genossenschaft zu vermeiden, neh-
men diese Organe nur bei Beginn neuer Pro-
jekte alle Organisationsaufgaben wahr und
übertragen sie später an die Bewohnerräte der
einzelnen Häuser. In ihnen entscheiden die Be-
wohner selbständig über alle Belange ihres
Hauses, insbesondere über
® Modernisierungsstandard
® Organisation der Selbst- und Nachbar-
schaftshilfe zusammen mit Architekten
® Instandhaltung und Verwaltung des Hau-
ses nach einer Einarbeitungszeit, in der sie




Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Ge-
nossenschaftsanteile wie Einzahlungen auf
a ig zu behandeln. Auf Anteileann also die Bausparprämie beantragt wer-
den. Sie beträgt 14% für Alleinstehende auf
800 DM jährlich, für Verheiratete 14% + 2% je
Kind auf 1.600 DM jährlich.
Mit diesem Prinzip der ’Refinanzierung’
bietet die Genossenschaft dem Einzelnen mit
einer „Zwischenfinanzierung“ Hilfe zur
Selbsthilfe und erhält sich auf Dauer ihre
Handlungsfähigkeit.
Belastungen für die Bewohner der Genossen-
schaftswohnungen
Die Verfügung der Bewohner beinhaltet nicht
die Möglichkeit des Verkaufs einzelner Woh-
nungen. Die Häuser bleiben im Besitz der
Genossenschaft als Ganzes. Die Bewohner
Die Miete/ Belastung für die Bewohner wird bei den ge-nannten Häusern entsprechend den Städtebauförderungs.
richtlinien mit der Stadt politisch abgestimmt. Die Be-
lastung wird je nach Modernisierungsstandard voraussicht-
lich zwischen 4,50 DM und 5,50 DM/qm Wohnfläche be-
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tragen. Diese Belastung ist die „Kaltmiete“ und enthält
sämtliche Kosten für Erbpacht, Kapitalmarktdarlehen, Ei-
genkapitalverzinsung, Betrieb und Instandhaltung.
Die Belastung bleibt langfristig stabil und kann sich nur
durch eine Erhöhung der Betriebs- und Instandhaltungsko-
sten geringfügig verändern. Eine Verringerung der Miete
für die Bewohner ist möglich durch die eingebrachten Ge-
nossenschaftsanteile, die mit 4% verzinst werden, durch die
Übernahme von Instandhaltungsarbeiten und durch
Selbstverwaltung.
Finanzierungsübersicht (Beispiel)
Kostenarten Belastung in DM/qm Wohnfl./ Monat
Kosten für Grundstück und Gebäuderestwert ... 300 DM/
qm Wohnfläche (geschätzt) finanziert über Erbpacht
zu 4% Zinsen 1,00 DM/qm Wfl.
Instandsetzungs- und Modernisierungskosten (geschätzt)
2.000 DM/qm Wohnfläche finanziert über:
® Genossenschaftsanteile
300 DM/qm Wfl. zu 4% Zinsen 1,00 DM/qm Wfl.
1,5% Abschreibung 0,37 DM/qm Wfl.
Kapitalmarktdarlehen
143 DM/qm Wfl. zu 8% Zinsen
1,5% Abschreibung 1,13 DM/qm Wfl.
® Zuschuß aus StBauF
1.557 DM/qm Wfl.
laufende Kosten:
® Betriebskosten (Versicherung Steuer ...) als
Pauschale 0,70 DM/qm Wfl.
® Instandhaltungskosten
Pauschale 0,80 DM/qm Wfl.
BRUTTOBELASTUNG insgesamt 5,00 DM/qm
Bruttobelastung insgesamt 5,00 DM/qm Wfl.
Abzüglich:
® Verzinsung der Genossenschaftsanteile bei Anteilen in
Höhe von 15% der Mod.kosten 1,00 DM/qm Wfl.
3 Instandhaltungskostenanteil und Verwaltungskosten-
anteil bei Selbstverwaltung (Arbeitswert
ohne Material) 0,50 DM/qm Wfl.
® Wohngeld nach Einkommen
NETTOBELASTUNG 3,50 DM/qm Wfl.
Finanzierungsbeispiel / Eigenleistung nur
7,5% der Modernisierungskosten
Im folgenden wird untersucht, welche Belastung ein Be-
wohner zu tragen hat, der bis Bezug der Wohnung nur 50%
der notwendigen Eigenleistung erbringen konnte.
Es wird angenommen, daß eine Familie mit zwei Kin-
dern eine modernisierte Wohnung mit 100 qm Wfl. bezieht.
Bis zum Einzug hat sie durch Eigenkapital und Arbeitslei-
stung einen Genossenschaftsanteil von 15.000 DM erwor-
ben. Die Genossenschaft trägt den Rest der notwendigen
Eigenleistungen in Höhe von noch einmal 15.000 DM.
Die Bewohner übernehmen Instandhaltungsarbeiten und
die Verwaltung selbst. Dafür stehen 0,50 DM/qm Wfl.
Mon. zur Verfügung. Mit der Verzinsung ihrer Genossen-
schaftsanteile stehen insgesamt 1,00 DM/qm d.h. 100 DM
monatlich für das‘ Ansparen eines Bausparvertrages zur
Verfügung. | ;
Der Bausparvertrag in Höhe von 15.000 DM ist in der er-
forderlichen Höhe (40%) in knapp vier Jahren angespart.
Mit dem Bausparvertrag werden die „fremden“ Genossen-
schaftsanteile abgelöst. Bei Kombination der Bausparför-
derung und vermögenswirksamer Leistungen wird eine
Auslösung noch schneller möglich.
Die Belastung sieht für den Bewohner dann folgender-
maßen aus:
1.4. Jahr 5DM/qm Wfl. (4 DM + 1 DM) für Anspar-
raten)
4.-6. Jahr 4,35 DM/qm Wfl. Ablösung der Genossen-
schaftsanteile d. Bausparzwischenfinanz. 8% Zinsen =
1 DM/gqm Es entfallen: Ansparraten, die Verzinsung der
fremden Genossenschaftsanteile, hinzu kommt die Ver-
zinsung des Bausparguthabens
6.-18. Jahr 14,40 DM Das Bauspardarlehen ist zugeteilt
und wird getilgt
ab 18. Jahr 3,50 DM/qm Wfl. Das Bauspardarlehen ist
getilgt.
Die Mitglieder der Genossenschaft
Mitglied der Genossenschaft wird man durch
Zeichnung von Genossenschaftsanteilen, 1
Pflichtanteil beträgt 1.000 DM. Es soll mög-
„ktoriastraßea. Selbsthilfe
modernisertes Haus . Straßenseite
lich sein, diesen Anteil in Raten zu zahlen bzw.
den Anteil durch Selbsthilfe bei der Moderni-
sierung zu erbringen.
Genossenschaftsanteile werden zu 4% jähr-
lich verzinst und sind unter Kündigungsfri-
sten kündbar. Die Verzinsung der Anteile
(ähnlich einer Sparbuchanlage) soll jedem In-
teressenten die Möglichkeit bzw. den Anreiz
bieten, sich zu beteiligen.
Unter den Mitgliedern der Genossenschaft
kann man unterscheiden zwischen den Genos-
sen, die als Nutzer Genossenschaftswoh-
nungen bewohnen und den Genossen, die sich
aus politischen Interesse finanziell ohne kurz-
fristiges Wohninteresse an der Genossenschaft
beteiligen wollen. Diese Genossen sollten z.T.
auch aus Stadtteilgruppen, Parteien, Kirchen
usw. kommen, um eine wirksame Öffentlich-
keitsarbeit zu gewährleisten.
Die späteren Bewohner müßten bei den er-
sten Häusern in Linden die städt. Sanierungs-
kriterien erfüllen; sie sollten aus Linden, sa-
nierungsbetroffen und B-Schein-berechtigt
nach $ 25 II.WoBauG sein.
Da ein wichtiges Kriterium der Finan-
zierung das Aufbringen des Eigenanteils
durch Selbsthilfe ist, wäre die Möglichkeit
und die Bereitschaft der Übernahme von
Selbsthilfearbeiten wichtig, aber nicht Be-
dingung. Die erbrachten Selbsthilfeleistungen
entsprechen gezeichneten Genossenschaftsan-
teilen und werden ebenso verzinst bzw.
würden für die Bewohner die Mietbelastung
reduzieren. Außerdem werden durch Selbst-
hilfe die notwendigen Genossenschaftsan-
teile als Eigenkapitalersatz verringert und die
Genossenschaft für neue Projekte wieder
handlungsfähig.
Ein weiteres wichtiges Kriterium für die Be-
wohnergenossen wäre die Bereitschaft, im
Rahmen funktionierender Hausgemeinschaf-
ten die Organisation, Verwaltung und In-
standhaltung der Häuser zu übernehmen.
Dies würde sowohl der Idee - Genossenschaft
nur als Zwischenträger - entsprechen als auch
langfristig zur Senkung der Mietbelastung
führen.
Die Realisierung / Stand der
Genossenschaft heute (1.2.82)
Nach der Ausarbeitung des Konzeptes und
verstärkter Öffentlichkeitsarbeit im Stadt-
teil wurde die Genossenschaft am 13.9.82 von
20 Interessierten aus dem Stadtteil gegründet.
Die Gründungsmitglieder haben zum über-
wiegenden Teil kein eigenes Wohninteresse,
sondern wollen aufgrund ihrer Erfahrungen
mit der herrschenden Stadterneuerung die Ge-
nossenschaftsidee unterstützen.
Die Genossenschaft ist mittlerweile (1.2.83)
auf ca. 60 Mitglieder angewachsen.
Direkt nach der Gründungsversammlung
wurde das Anerkennungsverfahren der Ge-
nossenschaft eingeleitet.
Zur Anerkennung als eingetragene Genos-
senschaft mußte ein Prüfungsverfahren auf
zwei Ebenen. durchlaufen werden.
1) Die Prüfung der wirtschaftlichen und per-
sönlichen Verhältnisse der Genossen-
schaft.
Die Prüfung wurde vorgenommen vom
Verband Niedersächsisch-Bremischer
Wohnungsunternehmen e.V.
Das Prüfungsergebnis lag Anfang Januar
83 vor und ist positiv ausgefallen. Ent-
scheidend für das positive Ergebnis war der
Nachweis eines detaillierten Konzeptes ins-
besondere beim Punkt Finanzierung.
Die Prüfung der Satzung.
Für diese Prüfung ist das Amtsgericht zu-
ständig.
Die ersten Gespräche über die Satzung er-
gaben weniger Widerstände gegen unseren
basis-demokratischen Ansatz (alle wichti-
gen Entscheidungen trifft die Mitglieder-
versammlung) als erwartet. Die starke Stel-
lung der Mitgliederversammlung wurde
zwar als „unüblich“, jedoch als „rechtlich
möglich“ angesehen.
Schwierigkeiten gab es mit der direkten
Anerkennung der Selbsthilfe als Genos-
senschaftsanteile. Nach Meinung des Ge-
richtes dürfen Genossenschaftsanteile nur
gegen Barzahlung erworben werden.ber Lösungsmöglichkeiten wird im Mo-
ment nachgedacht.
Die Überlegungen gehen dabei bis zur Bil-
dung eigener Baubetriebe.
Nach dem bisherigen Verlauf des Verfahrens
gehen wir davon aus, daß die Genossen-
schaft ca. im März dieses Jahres eingetragen
wird,
Parallel zum Anerkennungsverfahren hat
sich die Genossenschaft bei der Stadt
Hannover um zwei unmodernisierte Häuser
im Sanierungsgebiet beworben, die von der
Stadt zur Reprivatisierung vorgesehen wird.
Anmerkung:
® „Modell Ahrbergstraße - Verbesserung der Wohnver-
hältnisse zu tragbaren Belastungen“ Dokumentation
1978 Herausgeber: AGSTA Elisenstr. 38, 3 Hannover
® „Modell Viktoriastraße - Erhaltende Erneuerung in der
Viktoriastr.“ Dokumentation Teil 1 1982 Herausgeber:
Landeshauptstadt Hannover
Dokumentation Teil 2 in Vorbereitung
Weitere Informationen zu den Projekten und der Genos-
senschaft:
® Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe Linden, Stär-
kestr. 15, 3 Hannover 91
® AGSTA - Arbeitsgemeinschaft für Stadt- und Altbau-
erneuerung Elisenstr. 38, 3 Hannover 91
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In allen Schulferien 1982 ist in Gruppen von
jeweils 30 Jugendlichen und ehrenamtlichen
Mitarbeitern (insgesamt waren ca. 100 Perso-
nen beteiligt) der Evangelischen Schülerar-
beit in Westfalen ein Werkbereich in Selbst-
hilfe gebaut worden.
Der Verein Evangelische Schülerarbeit
führt Tagungen und Freizeiten im Rahmen
der außerschulischen Jugendarbeit durch und
ist Eigentümer der Jugendbildungsstätte
Berchum (bei Hagen). Der Werkbereich von
225 m?2, in dem ein Theater- und Versamm-
lungsraum, ein Töpfer-, Holz-, Metall- und
Druckwerkstatt geschaffen wurden, ist ge-
baut worden, da es im Bereich der Jugendbil-
dungsstätte keine ausreichenden Möglichkei-
ten gab, technisch-kreativ zu arbeiten.
1. Auftraggeber, Ziel des Projektes und seine
Geschichte
Die Idee, einen Werkbereich zu erstellen, hat
ihre Geschichte in dem 1978 gefaßten Be-
schluß des Vereins, die Jugendbildungsstätte
um einen Anbau mit dringend benötigten
Werk- und Funktionsräumen zu erweitern.
Zusammen mit dem beauftragten Architekten
Stefan Goerner (Köln) wurden auf Tagungen
die Wünsche, Ideen und Vorstellungen der
verschiedenen Benutzergruppen erarbeitet.
Das daraufhin geplante Bauvorhaben
konnte wegen fehlender Zuschüsse dann nicht
durchgeführt werden. Der Raummangel be-
stand jedoch weiter. Deshalb überlegte man,
den Werkbereich aus Kostengründen in Ei-
genarbeit zu erstellen. Dem Konzept des
Selbstbauens entsprach eine Praxis von
Jugendarbeit, die seit längerem in ihrer Semi-
nararbeit Hand- und Kopfarbeit zu verbin-
den sucht.
Stefan Goerner plante den Werkbereich un-
ter Berücksichtigung des Selbsthilfeaspektes
um. Bei der konkreten Konzipierung des Pro-
jektes war der Optimismus gedämpft, da un-
klar war, ob genug Jugendliche und ehrenamt-
liche Mitarbeiter Zeit hätten und bereit wären
mitzuarbeiten. Aber der Versuch wurde ge-
macht und das Büro Goerner beauftragte den
Architekten Thomas Grabski (Köln) für die
weitere Planung und Bauleitung.
2. Vier Bauabschnitte
Osterferien: Ausschachten von Entwässe-
rungsgräben und 54 Löchern für die Beton-
punktfundamente, Montage der Holzunter-
konstruktion als aufgeständerte Bodenplatte.
1. Hälfte Sommerferien: Verzimmern und
Aufrichten der Holzskelettkonstruktion.
2. Hälfte Sommerferien: Aussteifen des
Skeletts, Montage der Außenverschalung
(Brettschalung)
Handwerkerleistung: Montage der Trapez-
bleche als Kaltdacheindeckung und Horizon-
talaussteifung.
Herbstferien: Isolierung des Rohbaues und
Montage von Spanplatten als Innenverklei-
dung und zur Aussteifung des Fachwerkes,
Einsetzen von Fenstern und Türen, Errich-
tung von Trennwänden.
Stefan Goerner
Jugendliche bauen Werkstätten selbst.
Stellvertretend für alle Beteiligten: Jochen Damke, Susanne Schriegel, Birgitt Julius,
Dörthe Domke, Günter Dannheim.
An Wochenenden wurde der Innenausbau
(Elektro- und Sanitärinstallation, Anstrich
und Fußboden) zuende geführt. Drei arbeits-
lose Jugendliche arbeiten seit dem Herbst wei-
ter und wohnen z.Zt. in der Bildungsstätte.
gement, Geduld, handwerklichen Kenntnis-
sen, Einfühlungsvermögen und seiner ganzen
Person in die Arbeit und die Gruppenprozesse
einzubringen, war eine ganz wesentliche Vor-
aussetzung für das Gelingen des Projekts.
Die Teamer arbeiteten in den Gruppen mit,
leiteten sie an, erklärten und motivierten die
Teilnehmer. Sie hatten des weiteren pädagogi-
sche und organisatorische Aufgaben und ha-
ben die Bedingungen für ein lustvolles Zu-
sammenleben, -lernen und -arbeiten ge-
schaffen.
Die Gruppe der Jugendlichen bestand
hauptsächlich aus 14- bis 18jährigen Schülern,
Auszubildenden und arbeitslosen Jugendli-
chen. 60% der Teilnehmer waren Mädchen.
Neben den personelle Voraussetzungen war
die unbürokratische Verfügbarkeit über den
Etat eine wesentliche Voraussetzung.
3. Der Bauleiter, die pädagogischen Mitar-
beiter (Teamer) und die Teilnehmer
Die Erfahrungen während des Osterlagers, bei
dem zwar genug Jugendliche und Teamer mit-
arbeiteten, aber nur sehr wenige über hand-
werkliche Kenntnisse verfügten, veränderten
die traditionelle Rolle des Bauleiters. Er
mußte über die Funktion des Planers, und
Bauleiters hinaus permanent auf der Baustel-
le anwesend sein, den Materialeinkauf organi-
sieren, selbst handwerklich mitarbeiten und
alle Arbeitsschritte anleiten. Daß er zu unse-






4. Kooperative Selbsthilfe als Möglichkeit
Justvollen und selbstbestimmten Lernen und
Arbeitens
Für die Mitarbeiter war es ein erhofftes, aber
nicht erwartetes Phänomen, daß immer mehr
Jugendliche nicht nur bereit waren, sondern
darauf brannten, mitzuarbeiten, - in vielen
Phasen nicht die geplanten 6 Std. sondern z. T.
bis zu 12 Std. am Tag. Das ist um so erstaunli-
cher, wenn man bedenkt, daß die gesamte
außerschulische Jugendarbeit sich den Kopf
darüber zerbricht, mit welchen Konzepten
und Methoden der verbreiteten Motivations-
losigkeit Jugendlicher begegnet werden kann.
Mit diesem Projekt machten wir die Erfah-
rung, daß der cooperative Selbstbau immense
Chancen für die verschiedenartigsten Erfah-
rungs- und Lernprozesse bietet - wobei demo-
kratische Arbeits- und Gruppenstrukturen
selbstbestimmtes Arbeiten erst ermöglichen.
Motivierend für alle war neben der Außer-
gewöhnlichkeit ein Haus zu bauen auch der
Vertrauensvorschuß, diese schwierige Aufga-
be Jugendlichen zuzutrauen.
Darüber hinaus haftete den Arbeiten am
Haus der Charakter des Ernsthaften und
Wichtigen an, der das Gefühl sinnvoller Tätig-
keit unterstützte.
Alle anfallenden Arbeitsschritte konnten
durch Erklärung und Begründung in ihrer Be-
deutung für den Gesamtzusammenhang er-
kannt werden. Je mehr das Endprodukt sicht-
bar wurde, umso mehr war die Möglichkeit
der Identifikation damit gegeben. Es wurde
unser Haus.
Über diesen Arbeitszzusammenhang lernten
sich Gymnasiasten, Hauptschüler, Lehrlinge
und Arbeitslose weit besser kennen, als es
sonst im Freizeitbereich möglich ist. Dies be-
trifft auch das Verhältnis der Mitarbeiter un-
tereinander und zu den Jugendlichen.
Es konnte theoretisches und praktisches
Lernen miteinander verbunden werden - ent-
gegen der Praxis der Zerstückelung des
Wissens in der Schule sowie unter entfrem-
deten Arbeitsbedingungen.
Der Mythos, des für Laien „unerreichba-
ren handwerklichen Könnens“ wurde gemin-
dert; weil Fertigkeiten gelernt wurden, die sich
viele vorher nicht zugetraut hätten.
Unser Verständnis von Selbsthilfe hat dazu
geführt, daß sich bestimmte Arbeitsprinzi-
pien herausbildeten:
® jeder konnte den Zeitpunkt selbst be-
stimmen, wann er sich an für ihn schwierige
Arbeiten heranwagen wollte.
® Jede Arbeitsgruppe bestimmte ihr eigenes
Arbeitstempo, jeder Arbeitsschritt mußte
jedoch mit den anderen Gruppen koordi-
niert werden.
Es gab kein System von Vorarbeitern und
Handlangern und keine subtile Einteilung
in Leute für einfache und Leute für quali-
fiziertere Arbeiten.
® Jede Arbeit war gleich wichtig für die Fer-
tigstellung des Baues.
® Gute Arbeit hatte Vorrang vor schneller
Arbeit.
® Jedem wurde gute Arbeit zugetraut, bei
Fehlern erfolgten keine Sanktionen.
Das Zusammenleben in der Jugendbildungs-
stätte in unmittelbarer Nähe des Baus und die
Freizeitaktivitäten bildeten den positiven
Rahmen für die Arbeit. Die Erfahrungen, die
die Jugendlichen beim Arbeiten miteinan-
der machten, beeinflußten wiederum ihre Be-
ziehungen.
Gesamteinschätzung:
Dieses Projekt hat an vielen Punkten das Ver-
hältnis der Jugendlichen zur Arbeit verän-
dert, weil sie erfahren konnten, daß nicht
Arbeit an sich unbefriedigend ist, sondern die
Bedingungen unter denen sie abläuft ent-
scheidend sind. Arbeit wurde hier zum inte-
grierten Bestandteil des Zusammenlebens.
Die Selbsthilfe hat sich unter allen Aspek-
ten gelohnt, pädagogisch, finanziell und quali-
tativ. Fachleute bestätigten uns, daß die Bau-
arbeiten so gut ausgeführt sind, wie sie es oft
von Firmen nicht gewohnt sind. Die Ausfüh-
rungsqualität der wenigen durch Firmen ge-
leisteten Arbeiten war deutlich geringer.
Unser Bau wurde zu ca. 90% in Selbsthilfe
erstellt. Dies erforderte Zeit, Geduld und
Improvisationstalent aller Beteiligten. Wir
wissen nun, daß verschiedene Arbeiten besser
an Firmen vergeben worden wären, da die Zeit
- und Finanzersparnis zu gering war - von
lustvoll ganz abgesehen - denn wem macht es
schon Spaß, Fundamentlöcher und Gräben zu
schachten.
Wir wissen um die Notwendigkeit einer Pla-
nung, die Fremdleistung in Selbsthilfe inte-
griert und nicht umgekehrt.
Wir haben gelernt, daß nur längere Ar-
beitsphasen die genannten positiven Aspekte
unserer Arbeitsweise ermöglichen, denn wer
nur Zeit für ein Arbeitswochenende hat gerät
in Gefahr, Arbeiten unter Zeitdruck fertig-
stellen zu wollen. Wir setzen die gemachten
Erfahrungen bereits um, indem wir das alte
Werkstattgebäude während der Osterferien
1983 von Grund auf in Selbsthilfe instand-
setzen werden.
Viele von uns sind sich sicher, daß dies nicht




























In der mittlerweile krisenerfahrenen bundes-
republikanischen Nachkriegsgesellschaft
kann die Feststellung des unmittelbaren
Durchschlagens der Rezession auch auf Ar-
chitekturbüros kaum jemanden erregen.
Schon die Krisen der Vergangenheit
zwangen überwiegend größere Büros zum
„Abspecken“, viele gar zum Aufgeben.
Auf geringerem personellen und räumli-
chen Ausstattungsniveau mußten Durststrek-
ken überstanden und konnte die damit gleich-
zeitig neu gewonnene Flexibilität als
Konkurrenzvorteil geltend gemacht werden.
Kleineren Büros war eine solche Struktur in
der Regel schon immer zu eigen; zur Not
wurde das Umsatztief als Einkommensmin-
derung vom Büroinhaber aufgefangen.
Derart seit langem an ökonomischen Druck
gewöhnt, sehen sich Architekten in ihren Bü-
ros nun über das generelle Krisenlamento
hinaus mit neuen Anforderungen konfron-
tiert.
® In weiten Aufgabenbereichen, insbesonde-
re in der Stadtplanung und im Wohnungs-
bau, haben sich für Architekten neue An-
spruchs- und Arbeitsfelder entwickelt, wird
Mithalten auch dort gefordert, wo man sich in
traditioneller Architektensicht bisher eher in
Randbereichen bewegte. Kostengünstiges
Bauen, Planungsbeteiligung, neue Organisa-
tionsformen im Wohnungsbau, Selbsthilfe
beim Bauen, Baubiologie und energiesparen-
des Bauen sind nur einige aktuelle Themen,
denen sich heute auch jene Architekten stär-
ker widmen, die bisher auf solche Marktni-
schen wenig angewiesen waren.
® In der derzeitigen Rezession hat sich nicht
nur die Auftragslage nachhaltig und dauer-
haft verschlechtert; gleichzeitig auch kulmi-
nieren Entwicklungen, die unter der brüchigen
Decke der Konjunktur längst erkennbar
waren.
Die sinkende Zahlungsbereitschaft und
-fähigkeit einer breiten Teilklientel für Archi-
tektenleistungen und die formaljuristische
Aushöhlung der Honorarordnung ergeben ei-
nen zusätzlichen ökonomischen Druck; stel-
len manchmal sogar die traditionelle Archi-
tektenrolle insgesamt in Frage.
Und dies zu einem Zeitpunkt, da die unfrei-
willige konjunkturelle Verschnaufpause von
noch kapitalkräftigen Bauunternehmen, Fer-
tighausfirmen und Baugesellschaften genutzt
wird, durch neue Formen der Unternehmens-
organisation, umfassende Rationalisierung
und auch qualitative Aufwertung ihrer Lei-
stungen zusätzliche Konkurrenzschwellen für
Architekten zu legen.
Die sich wandelnden Aufgabenbereiche der
Architekten und auch das langsame Dahin-
schmelzen der ökonomischen Tragfähigkeit
ihrer Arbeit sind für sich gesehen keineswegs
unbekannte Phänomene.
Denn im Vergleich zu anderen Wirtschafts-
bereichen ist ein Strukturwandel auch im Pla-
nungsbereich längst überfällig und kündigt
sich in der derzeitigen Krise deutlicher an.
Neu ist die spezifische Form des Zusam-
menwirkens dieser Entwicklungen, die hieraus
resultierenden besonderen Auswirkungen, die
neue Betroffenheit gerade der unteren Büro-
kategorien und die erzwungenen Reaktions-
formen.
In. den Nischen des Auftragsmarktes fan-
den in den vergangenen Jahren zahlreiche Ar-
chitekten die Chance zum beruflichen Ein-
stieg, konnten langsam mit dem Verfolgen
spezieller Arbeitsinhalte auch die Strukturen
ökonomisch tragfähiger Büros entwickeln;
40
bar erwiesen. In größeren Büros werden auch
EDV-Anlagen für _Verwaltungstätigkeiten
und zur Projektbearbeitung seit Jahren ein-
gesetzt.
Noch verhältnismäßig neu auf dem Markt
sind Anlagen, die wegen der relativ ge-
ringen Kosten und ihrer Leistungsfähigkeit
insbesondere auch ‚von kleinen und mittleren
Büros eingesetzt werden können.
Zu Gestehungspreisen von ca. 20.000,-DM
bis 30.000,- DM und unter Berücksichtigung
entsprechender Einarbeitungs- und Umstel-
lungszeiträumen können auf dieser unteren
Anlagenebene in einem Architekturbüro fol-











bislang oft mit der Aussicht auch dauerhaften
Erfolges. Die höheren Ertragswerte anderer
Aufgabenfelder hielt die Konkurrenz über-
schaubar und fern.
Im Zuge der allgemeinen Rezession jedoch
scheinen diese Handlungsräume zu schwin-
den.
Wesentlich rascher finden die in Marktni-
schen entwickelten inhaltlichen Ansätze und
die damit neu aufgeschlossenen Arbeitsberei-
che auch das Interesse eher konventionell
orientierter Architekturbüros.
Neues Energiekonzepte und baubiologische
Ansätze beispielsweise gelangten aus den
Händen der experimentierenden Vorreiter in
kürzester Zeit, oft inhaltlich entleert, auf den
Markt und wurden zur allgemein verfügbaren
Standardwerte.
Im Bereich des kostengünstigen Bauens und
der Selbsthilfeansätze bedurfte es nur weniger
Veröffentlichungen und Veranstaltungen, um
auf die Marktnische aufmerksam zu machen.
Während die einen noch naiv an der neuen
Berufsrolle des Billigbauers, des Selbsthilfe-
Architekten oder des Baubiologen feilen, ist
der Schulterschluß im Marktgefüge längst
vollzogen.
Selbst überregional tätige Wohnungsbau-
gesellschaften stoßen in diese bislang wenig
angetasteten Experimentierfelder vor und
werden zu unmittelbaren Konkurrenten auch
kleinster Architekturbüros und Projektgrup-
pen. Die Nischen werden enger; der inhaltliche
Ansatz, das unkonventionelle Engagement
allein helfen vielen Architekten nun kaum
noch über die ersten Anfänge hinaus.
Wenig ergiebig und trivial wäre die bloße
Feststellung, daß sich in diesen neuen quan-
titativ und qualitativ verschärften Konkur-
renzverhältnissen ohnehin die ökonomisch
Stärkeren durchsetzen werden.
Nicht unabhängig davon, jedoch interes-
santer und ergiebiger sind Überlegungen im
Hinblick auf die Veränderungen der inter-
nen Organisationsstrukturen von Architek-
turbüros.
In den Bereichen der Personalpolitik, der
Arbeitsorganisation, der technischen Aus-
stattung und insbesondere neuerdings auch
der Möglichkeit des EDV-Einsatzes scheinen
momentan die Weichenstellungen vorbereitet
und vollzogen zu werden, die auf die der
nächsten Jahre führen
In der Personalpolitik sind folgende Ten-
denzen zu beobachten:
Die wegen ihrer Flexibilität schon immer be-
liebten ’Freien Mitarbeiter’-Verhältnisse grei-
fen zunehmend Raum Zzuungusten von
festangestellten Mitarbeitern.
Der fest angestellte Mitarbeiterstamm
schrumpft und wird auf die notwendigen
Funktionen zur Aufrechterhaltung der Büro-
kontinuität reduziert. Arbeitsverträge von an-
gestellten Mitarbeitern enthalten oft schon
von Anfang an die turnusmäßige Kündigung.
Lehrstellen in Architekturbüros können je-
derzeit leicht mit engagierten und leistungs-
fähigen Abiturienten besetzt werden; Haupt-
und Realschüler kommen zunehmend weniger
zum Zuge.
Frauen sind von diesen Entwicklungen
ohnehin verschärft betroffen.
Insgesamt kann die derzeitige Personalpo-
litik in vielen Architekturbüros als Versuch
der Flexibilitätserhöhung gesehen werden, um
sich besser auf rasch wechselnde Auftrags-
situationen einstellen zu können.
Die Organisationsstruktur und der Grad der
technischen Ausstattung eines Architektur-
büros gewinnen zunehmend an Bedeutung für
die Konkurrenz- und Überlebensfähigkeit.
Über die Büro- und Arbeitsorganisation
hinaus hat sich in den letzten Jahren schon die
Ausstattung mit moderner Kopier- und
Vervielfältigungstechnologie als unverzicht-
Die schon hierbei entstehenden Rationalisie-
rungseffekte sind offensichtlich erheblich,
denn es entfallen weitgehend qualifizierte Tä-
tigkeitsbereiche und auch einfache Arbeiten in
großem Umfang: Schreibarbeiten, Kopier-
und Montagearbeiten bei Ausschreibungen,
Aufwand für Kalkulation, Preisermittlung
und Abrechnung.
Die EDV-Anlage kann nach kürzester Einar-
beitungszeit von üblich qualifizierten Mit-
arbeitern bedient werden und verlangt nicht
einen neuen zusätzlichen Spezialisten.
Die Möglichkeit mit doch recht geringen
Mitteln enorme Rationalisierungseffekte auch
innerhalb von kleinen und kleinsten Archi-
tekturbüros erzielen zu können, erbringt ei-
nen Konkurrenzvorteil und führt zwangsläu-
fig zu einer noch zusätzlichen Verschärfung
der ohnehin angespannten Konkurrenzsitua-
tion zwischen Architekten.
Der Sinn der Investitionen in arbeitserset-
zende Technologien ist neben der Reduktion
von Personalkosten auch die Umsatzstei-
gerung; ihr Einsatz gibt die Möglichkeit zu ei-
nem erhöhten Projektdurchsatz und erlaubt
gleichzeitig die Kompensation von größeren
Auftragsschwankungen. Das in dieser Form
organisierte und rationalisierte Architektur-
büro kann und muß deshalb insgesamt auf
dem Markt aggressiver auftreten.
Wenn früher Reißschiene und Dreieck,
Können, Wissen und Erfahrung genügten, um
als Architekt mithalten zu können, so ist
schon heute der Komplex der Büroorganisa-
tion und der technischen Ausstattung zu ei-
ner weiteren Existenzvoraussetzung gewor-
den.
Wie schon seit langen zumindest der Zu-
griff zu modernen Kopier- und Vervielfälti-
gungstechnologien unverzichtbar ist, so wird
insbesondere der EDV-Einsatz in Architek-
turbüros eine weitere Existenz-Schwelle mar-
kieren. Dem frühzeitigen Vorlauf in einem
Teil der Büros könnte hierbei besondere Be-
deutung zukommen.
Wenn diese perspektivischen Überlegungen
sich zumindest in angenäherter Gestalt ver-
wirklichen sollten, sind neue Form der Polari-
sierung auf zwei Ebenen zu befürchten:
® In den Architekturbüros selbst könnte
- wie in anderen Wirtschaftsbereichen
auch - die mit dem Einsatz der neuen Techno-
logien verbundene Art der Arbeitsorganisa-
tion zu einem verschärften Schnitt zwischen
hochqualifizierten und vielfältig einsetzbaren
Mitarbeitern und geringer qualifizierten Hilfs-
kräften führen.
Möglicherweise wären diese sogar ganz ver-
zichtbar und fielen aus dem Arbeitsmarkt
heraus.
® Ein ähnliches Auseinanderbrechen ist auf
der Ebene kleiner und kleinster Architek-
turbüros zu befürchten.
Schon seit einigen Jahren haben sich in die-
sen unteren und verbreitesten Bürokatego-
rien Sphären versteckter Arbeitslosigkeit und
geringsten Einkommens entwickelt, aber auch
noch halten können.
Der zu erwartende Rationalisierungsschub
könnte diese brüchige Grundlage vollends zer-
stören und auf bedrohliche Weise Klarheit
schaffen zwischen denen, die noch mithalten
können und denen, die im ökonomischen
Sinne als Architekten aus dem Markt heraus-
fallen oder lediglich partiell Teilhabe wahren
können.
Beide hier noch sehr unscharf benannten Be-
troffenengruppen sind in ihren Interessen
wohl kaum bewußt und eindeutig vertreten.
® Die Organisation und Vertretung von Mit-
arbeitern in kleinen Architekturbüros ist
ein bekanntes und kaum gelöstes gewerk-
schaftliches Problem. Verbesserungen sind ge-
rade auch unter dem Eindruck der stärkeren
Durchsetzungsfähigkeit von Beschäftigten in
anderen Wirtschaftsbereichen kaum zu er-
warten.
® Die betroffenen selbständigen Architek-
ten, wie ihre standfesteren Kollegen an die
Architektenkammern als Standesorganisa-
tion gebunden, können jedoch ebenfalls kaum
mit adäquater Vertretung und Unterstützung
rechnen.
Die Architektenkammern sind überwiegend
nocn immer die Sachverwalter der eher grö-
Bßeren Architekturbüros; was darunter liegt,
findet nur am Rand Beachtung oder fällt gar
durch das Raster der Interessenvertretung
hindurch.
Aus Gesprächen mit einem
Architekten und einem
Computerfachmann über
den Einsatz von EDV in
Architekturbüros
Meine Vorstellungen und Wünsche gehen
eigentlich schon weiter ...
® In der gegenwärtigen Krise ist die Auf-
tragslage insgesamt natürlich unsicher ge-
worden. Wir können uns nicht mehr darauf
verlassen, daß in bestimmten Auftragsberei-
chen eine Kontinuität gegeben ist.
Es ist notwendig geworden, in möglichst allen
Aufgabenbereichen mitzuhalten, wir müssen
jede Chance, jeden Ansatz nutzen, um un-
seren Auftragsbestand zu sichern.
Im übrigen ist auch die Konkurrenz eine ande-
re geworden; jetzt haben wir es manchmal
schon mit den ganz Großen zu tun, wenn es
um ein paar Reihenhäuser geht.
® Das alles verlangt nach Veränderungen
auch der Büro- und Personalstruktur. Wir
können uns natürlich personell nicht mehr so
stark binden und müssen vor allem auch be-
stimmte Arbeitsbereiche rationalisieren.
® Schon seit langem hatte ich mich für die
Möglichkeit des EDV-Einsatzes im kleine-
ren Architekturbüro interessiert. Ich wollte
mich und mein Büro von Standard-Tätigkei-
ten entlasten, um mehr Zeit in die inhaltliche
Arbeit und die Aquisition investieren zu
können.
® Nach eingehender Information habe ich
dann eine kleine EDV-Anlage für mein
Büro angeschafft; mit soft-ware für rund
20.000,- DM. Damit können alle Verwal-
tungs- und Organisationstätigkeiten, Text-
verarbeitung, der Ausschreibungsbereich,
Projektabrechnung usw. erledigt werden.
Da die Entwicklung vor allem der soft-ware in
diesem Bereich gerade in den Anfängen steht,
hätten sich höhere Investitionen für noch an-
dere Aufgabenbereiche z.B. Zeichnen o.ä.
kaum gelohnt.
® Die Qualität der soft-ware ist im Architek-
turbereich noch ein großes Problem. Viele
kleine Computerproduzenten bieten zwar Ar-
chitektur-Programme an, wirklich praxisge-
recht ist jedoch kaum eines.
Ich habe mich für einen soft-ware-Anbieter
entschieden, den ich am Ort leicht erreichen
kann. Insbesondere in der Einarbeitungsphase
war dies von großem Wert. Außerdem konn-
ten wir gemeinsam noch Programmverbesse-
rungen einbauen.
Auch der Einsatz im Bürom brauchte einige
Zeit und einen nicht unerheblichen Aufwand.
Schließlich müssen ja zunächst einmal die not-
wendigen Dateien erstellt werden.
® Der erwünschte Rationalisierungseffekt
hat sich eigentlich schon bald ergeben, bei-
spielsweise sind nun nicht mehr tagelang Mit-
arbeiter durch das Aufstellen von Leistungs-
verzeichnissen oder das Nachrechnen von An-
geboten blockiert. Auch die Textverarbeitung
ist eine große Arbeitserleichterung.
® Meine Vorstellungen und Wünsche gehen
eigentlich schon weiter. Bei großen und für
unsere Verhältnisse noch zu teuren Anlagen
ist die Verknüpfung von unmittelbarer Plan-
eingabe, Massen- und Flächenermittlung und
Ausschreibung schon möglich, auch die EDV-
gesteuerte Planerstellung ist längst üblich. In
einigen Jahren haben wir das sicher auch.
® Vorbehalte gegen den Einsatz dieser Tech-
nologien im Architekturbereich habe ich
von meinem Berufsbild her eigentlich keine.
Ich sehe vor allem die Entlastung von zeit-
raubenden Routinetätigkeiten und erhoffe
mir Freiräume für die eigentliche Architek-
tenarbeit.
® Die Personalstruktur der Büros wird sich
allerdings mit Sicherheit ändern. Viele bis-
her notwendige qualifizierte Tätigkeiten ent-
fallen. Wenn im größeren Umfang auch in
kleineren Büros EDV-Anlagen eingesetzt
werden, mit denen man bald auch zeichnen
kann und mehr, dann wird es für viele Mit-
arbeiter kritisch.
Dieser Entwicklungsschub steht in Aussicht ...
® Ich werde immer wieder von Architekten
angesprochen, die mich fragen, warum die
enormen Möglichkeiten des EDV-Einsatzes,
die wir z.B. aus der Industrie kennen,
graphische Darstellungen usw. im Architek-
turbereich, der dafür ja eigentlich prädesti-
niert wäre, kaum zur Verfügung stehen.
® Das hängt sehr eng sowohl mit der techni-
schen Entwicklung und den Kosten der
hard-ware, also der Anlagen und mit den er-
forderlichen Entwicklungskosten der soft-
ware zusammen. Für ein großes Industrieun-
ternehmen beispielsweise war es schon vor
Jahren möglich eine Großrechenanlage aufzu-
stellen und auch die soft-ware nach Wunsch
entwickeln zu lassen.
Dies wäre im Architekturbereich theoretisch
auch möglich gewesen; nur gibt der Markt die
hierzu erforderlichen Investitionen kaum her.
® Noch heute kostet eine Rechnungsanlage
mit der elektronischen Planeingabe, gra-
phische Darstellungen, Planzeichen und viel-
fältige Programmverknüpfungen wie z.B. au-
tomatische Massenermittlung und das Auf-
stellen von Leistungsverzeichnissen möglich
sind, kaum unter 250.000,- DM. Zuviel für die
meisten kleinen Architekturbüros, zumal hier-
bei die Kosten noch nicht berücksichtigt sind,
die entstehen durch die Einfügung einer sol-
chen Anlage in die Bürostruktur, Anlegen von
Dateien, Umorganisation etc.
Auch der Stand der soft-ware-Entwicklung
für diese Anlagen ist z.T. noch so wenig
praxisgerecht, daß im Prinzip auch noch die
Kosten für laufende Programmverbesse-
rungen zugeschlagen werden müssen.
® Da im hard-ware-Bereich mittlerweile je-
doch sehr kostengünstige und hochlei-
stungsfähige Kleinanlagen zur Verfügung
stehen, wird sich das Angebot auch im Archi-
tektur-Bereich wohl sehr bald ändern.
® Die entscheidende Schaltstelle ist hierbei
wiederum die soft-ware Entwicklung. Mo-
mentan stehen auf der Basis der neueren
Kleincomputer hard-ware für den Architek-
turbereich, Programme zur Verfügung, die
überwiegend nur Teilbereiche abdecken und
eigentlich als erweiterte Textverarbeitung zu
sehen sind. Differenzierte Programmver-
knüpfungen insbesondere mit elektronischen
Planeingabemöglichkeiten sowie Graphik-
und Zeichenprogramme, gibt es für diese Ge-
rätekategorie z.Z. noch kaum.
® Aber diese Lücke beginnt sich zu schlie-
ßen. Ich weiß, daß bei einigen soft-ware-
Entwicklern an umfassenden Programmauf-
trägern aus der Bauwirtschaft gearbeitet wird,
mit dem Ziel, die im Architekturbereich heute
denkbare Möglichkeiten des EDV-Einsatzes
auf der Basis von Kleinanlagen zu realisieren.
Es wird angestrebt, nach elektronischer Ein-
gabe der Entwurfsskizzen, sämtliche darauf
folgenden Leistungsschritte im Zusammen-
hang, d.h. _Baugenehmigungsunterlagen,
Werkpläne und Detailzeichnungen, Massen-
und Kostenberechnungen, Leistungsverzeich-
nisse, Aufmaß und Abrechnung, mit Hilfe der
EDV zu erstellen.
® Dieser Entwicklungsschub steht in Aus-
sicht, die Pilotprojekte werden in ca. 2-4
Jahren in der Praxis laufen. Wenn die hohen
Entwicklungsinvestitionen im soft-ware-Be-
reich einmal getätigt sind, dann wird diese
komplexe soft-ware-Kombination auch bald
zu günstigen Preisen auf dem Markt erschei-
nen.
® Mit hoher Wahrscheinlichkeit könnte
dann das „elektronische Architekturbüro“
zu Kosten deutlich unter 100.000,- DM mach-
bar sein. Der Einstieg auch für kleinere Ar-
chitekturbüros ist dann zumindest kein finan-
zielles Problem mehr. Und einen gewissen
Zwang zum Mithalten gibt es ja schließlich
auch.
® Momentan ist zu beobachten, daß kleinere
Anwender unter den Architekturbüros zu-
nächst mit einfachen billigen Anlagen, die mit
Teilprogrammen arbeiten, einsteigen.
In 3-4 Jahren sind die abgeschrieben, der Vor-
lauf hat die interne Bürostruktur auf den
EDV-Einsatz vorbereitet und wenn der
Markt dann, wie ich vermute, die kostengün-
stige hard-ware und soft-ware der neuen Ge-
neration anbietet, könnte das wie ein Damm-
bruch wirken.
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Zur Person: Robert Nöll von der Nahmer: 1899 gebo-
ren, Verwaltungs- und Banktätigkeit, Habilitation 1934 in
Breslau, 1935 ao Professor in Breslau, 1940 Ruf an Hoch-
schule für Welthandel in Wien, 1946 - 1964 Lehrstuhl für
Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft an der Uni-
versität Mainz; Mitglied des Parlamentarischen Rates und
des 1. Bundestages für die FDP
Von Krise zu Krise - Vorschläge ohne
Publikum
Der im Mai 1982 geschriebene und hier (erst-
malig) veröffentlichte „Vorschlag“ des inzwi-
schen 84jährigen läßt inhaltlich und kontex-
tuell - in den Reaktionen, die er provoziert -
die Jahre nach Ausbruch der Weltwirtschafts-
krise von 1929 wiedererstehen. Bis in den Stil
haben wir es hier mit einem Arbeitsbeschaf-
fungsprogramm wie zu Zeiten der größten
aller Industriekrisen zu tun; Hauptelement:
die produktive Kreditschöpfung. Eine theore-
tische Begründung dafür hatte Nöll von der
Nahmer 1934 in einer Aufsehen erregenden
Schrift (seiner Habilitation) geliefert (vgl.
Faksimile). Und obwohl die Idee der produk-
tiven Kreditschöpfung zu den fundamentalen
kollektiven Lernprozessen der 30er Jahre
zählt, ist es heute so, als hätte es sie weder als
wissenschaftliches Konzept noch als politische
Option je gegeben. Schlimmer noch: Nöll von
der Nahmer erlebt zum zweiten Mal in sei-
nem Leben, was es heißt, außerhalb der Or-
thodoxie zu denken. Die Reaktionen reichen
von höflichem Ignorieren bis zu Kommenta-
ren wie „altersschwach“ oder „spinnert“.
Keine der politikbestimmten Institutionen
und Medien, keiner der Personen des öffentli-
chen Lebens, denen Nöll von der Nahmer
seinen „Vorschlag“ unterbreitete, hat mehr als
respektvoll abgewinkt. Weder die IG-Bau,
noch die Ministerien Bau, Finanzen und Ar-
beit und Soziales zur Zeit der sozial-liberalen
Koalition, noch der damalige Oppositionsfüh-
rer Kohl, auch keine der großen Zeitungen wie
ZEIT, FAZ und Süddeutsche, die früher ger-
ne die Beiträge Nölls nahmen, haben das ge-
ringste Zeichen von Interesse gezeigt.
Der Immobilismus der Orthodoxien
Es geht Nöll von der Nahmer heute so, wie all
jenen Außenseitern, die nach 1929 begonnen
haben, Konzepte aktiver Konjunkturpolitik
zu entwickeln und in die öffentliche Debatte
zu bringen. Diese Innovatoren, später „Re-
former“ genannt, wurden seitens der verschie-
densten Orthodoxien, einerlei ob links oder
rechts, schwersten persönlichen Angriffen
ausgesetzt. Und immer war es vor allem die
neue Form der Finanzierung, die produktive
Kreditschöpfung, die die größte Empörung
auslöste; sicherlich, die große Inflation war
noch allen in Erinnerung; doch damit allein
war die geradezu hysterische Abwehr des
Neuen auch seitens der damals bekanntesten
Wissenschaftler nicht zu erklären. In Groß-
britannien warf beispielsweise die Labour
Party, die kein _Arbeitsbeschaffungspro-
gramm hatte, ausgerechnet der kleinen
Liberal Party, die unter Lloyd George das
erste moderne vorlegte (von Keynes unter-
stützt: „Can Lloyd George do it?, 1929), in den
Krisenwahlen den Hang zur „Diktatur“ vor;
der bekannte sozialistische Ökonom G.D.H.
Cole sprach von „madcap finance“ (vgl.
Skidesky 1967, S. 67ff; für einen Überblick
Novy 1982 b). In Deutschland blockierten
Hilferding und Naphtali in grandios antikapi-
talistischer Besserwisserei das gewerkschaftli-
che krisenpolitische Sofortprogramm (der
sog. WTB-Plan; vgl. hierzu Schneider 1975).
Klaus Novy; Robert Nöll v.d. Nahmer
Arbeitsbeschaffung im Bausektor
Warum nicht produktive Kreditschöpfung?
Als schließlich der wirtschaftliberale Prä-
sident des statistischen Reichsamtes und Leit-
ter des Instituts für Konjunkturforschung
Prof. E. Wagemann in einem ohnehin eher
späten Lernprozeß 1932, öffentlich der Lok-
kerung der rigiden Gelddeckungsregeln das
Wort redete, brach ein Sturm der Entrüstung,
ja eine Hetze gegen eine solche „Agitation ei-
nes hohen Beamten“ aus (vgl. Grotkopp S.188; Kroll S. 396ff). Vom sozialistischen ko.
nom Landauer über den einflußreichen libera-
len Gustav Stolper bis zu den Industrielobbys,
eine unheilige Allianz der Deflationisten in
Politik, Publizistik und Wissenschaft sorgte
bis weit in das Jahr 1932 hinein für einen tota-
len Immobilismus der großen Parteien. Nur
die Nationalsozialisten als Partei reagierten
auf den herrschenden wirtschaftspolitischen
Irrsinn; mit einem keineswegs spezifisch na-
tional-sozialistischen Arbeitsbeschaffungs-
programm (dem sog. Straßer-Programm) er-
reichten sie im Sommr 1932 ihren größten
Wahlerfolg.
ausschließlich krisenpolitisch bedingten pro-
duktiven Kreditschöpfung nur geschadet. Als
ob es zwischen Ablehnung und Mißbrauch
keine Zwischenstufen gäbe.
Doch das Trauern über die Unfähigkeit, aus
Krisenerfahrungen zu lernen, ist so alt wie die
Krisen selbst (vgl. das Vorwort in Max Wirths
berühmter „Geschichte der Handelskrisen“, 2.
Aufl. Ffm 1874). Doch das nicht wenigstens
die Wissenschaft einen kumulativen Kenntnis-
stand sichert, gleichsam als „kollektives Ge-
dächtnis“ fungierend, macht betroffen.
Das wichtigste Vergessen!
Immerhin kann die notenbankgestützte pro-
duktive Kreditschöpfung durch den Staat als
die „selbstverständliche Schlußfolgerung aus
den Lehren der Jahre 1930/33“ (Grotkopp S.
168) angesehen werden.Auch haben fast alle
Zeugen dieser Entwicklung, gerade dort, wo
sie zunächst Kritiker waren, nachträglich den
„Reformern“ Recht.gegeben (vgl. beispiels-
weise Stolper 1948, S. 121). Und es liegen zwei
hervorragende Analysen der Wirtschaftspoli-
tik während der Weltwirtschaftskrise vor,
beide in der praktischen Absicht geschrieben,
Lehren für die Zukunft zu ziehen (Grotkopp
1954; und Kroll 1958). Die meines Erachtens
wichtigste Arbeit zur Weltwirtschaftskrise, die
Krolls, ein Denkmal für die Fruchtbarkeit
historisch fundierter Wirtschaftstheoriebil-
dung, bietet zudem explizit die Brücke zur
heutigen Krisenproblematik einer Gesell-
schaft, der die Arbeit auszugehen droht. 1958
zeichnet er das „Gespenst einer kommenden
Krise“ am Ende der durch die Elektronik be-
wirkten Rationalisierungswelle“ (722/723).
„Diesmal (wird) man sich mit dem Gedanken
vertraut machen müssen“ - schreibt Kroll
1958“ - daß es kaum möglich sein wird, die
Menschen jemals wieder in die Industrie zu-
rückzuführen, da in einer automatisierten In-
dustrie selbst bei einer Zunahme der privaten
Investitionen, die Voraussetzungen fehlen
werden, um größere Arbeitermassen für die
Dauer zu beschäftigen“. „Im übrigen dürfte
auch eine Halbierung der Arbeitszeit in der
Industrie auf lange Sicht nicht hinreichen, um
den Millionen brotlos werdender Arbeitskräf-
te Beschäftigung zu geben“ (S. 724/725).
Faszinierend ist auch, daß sich Kroll durch
seine historische Strukturanalyse freihält vom
modischen keynesianischen Bewältigungsop-
timismus der 50er und 60er Jahre. Nur für die
„geringfügigen Zwischenkrisen“ sei das key-
nesche Instrumentarium wirksam, für die
kommende große Krise im Gefolge der Ra-
tionalisierung gäbe Keynes keine Antwort.
Doch sind die weitsichtigen Analysen
Krolls, auch seine gerade angesichts aktueller
postindustrieller Visionen wichtiges utopi-
Die Stunde der Außenseiter
Nun - zu spät - begann das Umdenken in Poli-
tik und Wissenschaft; unter Papen und Schlei-
cher begann man mit die Grundelemente einer
krisenpolitischen Soforthilfe durch Formen
der produktiven Kreditschöpfung umzuset-
zen: Arbeitsbeschaffungswechsel, Steuergut-
scheine usw. Die „Verhältnisse“ begannen die
„Reformer“ Lautenbach, Wagemann, Dräger,
Friedländer-Prechtl, Nöll von der Nahmer zu
rehabilitieren. Das Unglück bestand dann
darin, daß die Nationalsozialisten dieses vor-
bestellte Feld ernten konnten.
Das Trauma des kollektiven krisenpoliti-
schen Lernprozesse dieser Jahre zu ver-
drängen. Verschärft wird dieser Hang zu Ver-
drängung - wissenssoziologisch gesehen -
durch eine spezifische Dialektik des „ortho-
doxen Denkens“: abgesehen von dem schon
beschriebenen Phänomen, daß orthodoxes
Denken dort, wo es zugleich hegemonial wie
realitätsfremd wird, innovatives Denken zu-
nächst intern blockiert und ins Außensei-
terisch-Sektierische abdrängt, kann man in
einer zweiten Phase oft ein verblüffend totales
Umkippen ins Gegenteil feststellen. Die ver-
unsicherte Orthodoxie wird Voluntarismus.
So wurden zahlreiche vormalige scharfe Kriti-
ker kreditpolitischer Experimente zu ihren un-
kritischsten Befürwortern in der Zeit nach
1933, am berühmtesten wohl der zweimalige
Reichsbankpräsident H. Schacht. Beides
aber - die vormalig totale Ablehnung wie die
spätere unvorsichtige Verabsolutierung - hat
der - bei den Reformern (beispielsweise Nöll
von der Nahmers) sorgfältig begründeten und
selbstkritisch eingeschränkten - Sache einer
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sches Essay (1957), gänzlich vergessen. Zwar
wurden kürzlich zahlreiche Texte der „Refor-
mer“ dokumentiert - so auch ein Auszug aus
Nöll von der Nahmers Hauptwerk (Bombach
u.g. 1982, S. 116ff) - doch ob dies auf mehr als
museal-akademisches Interesse stößt, bleibt
abzuwarten. Der Gesamttitel der auf 5 Bände
angelegten verdienstvollen Editionsarbeit ist
jedenfalls eher geeignet „dogmenhistorische“
Interessen, denn wirtschaftspolitisch-prakti-
sche zu wecken. Außerdem ist gerade das, was
über Keynes hinaus geht, das was uns heute in-
teressieren müßte. In diesem Sinne verstellt
der Titel „Keynesianismus“ eher den Zugang
zur reichen deutschen krisenpolitischen De-
batte. So paradox es klingt: 1982 erscheinen
also sowohl ein alter wie auch ein neuer Text
Nöll von der Nahmers, beide im gleichen
Geiste. Doch der alte wird „dogmenhisto-
risch“ gewürdigt, der neue schlichtweg igno-
riert. Merkwürdig, sollte die produktive Kre-
ditschöpfung nur in der Retroperspektive in-
teressant, nicht aber prospektiv von Interesse
sein? Wäre das ein Lernen aus begangenen
Fehlern (Bombach 1981, S. IX); oder ist dies
nicht vielmehr die altvertraute ängstliche Bor-
niertheit der neuen, in einer 30jährigen Schön-
wetterperiode geschuldeten Orthodoxie?
Wird das Umdenken wieder zu lange dauern?
Einige Anmerkungen zum Vorschlag
Nöll von der Nahmers
Das Entscheidende zum Verständnis von Ar-
beitsbeschaffungsplänen, wie sie hier Nöll von
der Nahmer vorlegt, ist die Bereitschaft, sich
auf den „neuen“ Problemzusammenhang ein-
zulassen. Es geht nicht mehr wie in den letzten
Jahrzehnten um mehr oder weniger Wachs-
tum, um die Frage der Qualität des
Wachstums, um optimale Allokation der
volkswirtschaftlichen Ressourcen, es geht
überhaupt nicht um langfristige strategische
Weichenstellungen, „Sozialismus oder Libe-
ralismus“, wie Nöll anmerkt. Es handelt sich
hier um krisenpolitische Sofortmaßnahmen,
die ausschließlich eines wollen: die Brechung
der nach unten gerichteten Deflations- bzw.
Depressionsspirale. Nicht optimale Kapital-
leitung, sondern Mobilisierung der brachlie-
genden‘ Ressourcen ist das bescheidene Ziel.
Kaum jemand ist wirklich bereit, sich die
durch staatliche Sparpolitik kumulativ ver-
stärkte Abwärtsbewegung in ihren möglichen
Auswirkungen vorzustellen. Dabei ist Detroit
nicht weit; und was wäre hier so anders, als
daß wir uns sicher fühlen könnten, daß uns
dieses Schicksal nicht ereilt. Jedenfalls wird
der krisenpolitische Problemdruck mit der lei-
der immer vorhandenen Verzögerung ein Um-
denken auch hier erzwingen. Man kann nur
hoffen, daß sich die Einsicht in den Primat der
Soforthilfe diesmal schneller politiknah ver-
breitet als vor 50 Jahren.
Ist Arbeitsbeschaffung sinnvoll? Bedarf?
Nun wird aus ökologischer Sicht eingewandt,
die Krise sei ganz neuen Typs. Selbst wenn Sti-
mulierung möglich wäre, aus Gründen der Si-
cherung der natürlichen und psycho-sozialen
Umwelt sei ein erneutes Wachstum - und dies
würde hier bedeuten: die Wiederbeschäfti-
gung der 170.000 arbeitslosen Bauarbeiter -
nicht wünschenswert. Darauf wäre auf zwei
Ebenen zu antworten:
a) eine „anschlußfähige Strategie“ (Berger)
einer ökologischen Alternative wird sich von
einer Massenarbeitslosigkeit keinen Einstieg
in den Ausstieg aus der Arbeitsgesellschaft er-
warten können, wie sich dies etwa R. Bahro
vorstellt. Im Gegenteil, nichts dürfte mehr als
ökologische Anliegen gefährden als eine Mas-
senarbeitslosigkeit in ihrer jetzigen Form.
Wird die Versorgung elementar in Frage ge-
stellt, so fragt kein Mensch mehr nach dem
„Sinn“ oder der Umweltfreundlichkeit der Ar-
beit. „Erst kommt das Fressen, dann ...“ die
Ökologie. Ein Zynismus reiner Arbeitsplatz-
sicherung, koste es was es wolle, ist geradezu
angelegt: Wertwandel im Wandel, im zykli-
schen Wandel. Auch eine ökologische Alter-
native wird also den Ausstieg aus der Wachs-
tumsgesellschaft nicht auf der Basis drohender
Verelendung, sondern „hohen Niveaus“ (Vo-
bruba) erreichen müssen. Für die Bauwirt-
schaft aber hieße das etwa, daß selbst wenn ein
Schrumpfen langfristig erforderlich sei, die-
ses kontrolliert und stetig unter Minimierung
der sozialen Folgekosten zu geschehen habe.
Dies aber heißt: krisenpolitisches Sofortpro-
gramm für die Bauwirtschaft, die zu versteti-
gen ein altes, volkswirtschaftlich sinnvolles
Anliegen der Wohnungsreformbewegung
war. Auch wenn sich bei Nöll von der Nahmer
keine ausdrückliche Problematisierung hier-
zu findet, so sind seine Techniken der Arbeits-
beschaffung, so schockierend sie im ersten
Moment wirken, von unersetzlicher Bedeu-
tung. Und sein „Vorschlag“ markiert ja erst
den Anfang einer Debatte; statt ihn zu ver-
drängen, wäre eine schnelle Vertiefung der
Debatte um die produktive Kreditschöpfung
von größter Bedeutung.
b) Letztlich kann sich Produktion nur am Be-
darf legitimieren. Arbeitsbeschaffungspro-
gramme lassen sich dann besser durchsetzen,
vielfach auch organisieren, wenn der Bedarf
klar gegeben ist. In elementarer, aber reiner
Form findet sich dies bei den Tausch- bzw.
Verrechnungsgemeinschaften (Ausgleichskas-
sen) der Arbeitslosenselbsthilfeprojekte, bei
denen sich Menschen in ihrer Doppelrolle als
Erzeuger und Verbraucher zu einer arbeitstei-
ligen Notgemeinschaft zusammenschließen
(vgl. Novy 1982b). Nöll von der Nahmer greift
in diesem Vorschlag eine ganze Branche auf
sowie ein von ihr produziertes Gut, die Woh-
nung, der in relative und absolute Knappheit
normalerweise durch Preis und Zins bestimmt
werden. Seit seinem Frühwerk hat Nöll von
der Nahmer die Notwendigkeit und die
Lenkungsfunktion des Zinses in Frage gestellt
(vgl. auch Nöll von der Nahmer 1947; sowie
Grotkopp S. 331f), vor allem in Krisenzeiten.
Bedeutet es wirklich Kapitalfehlleitung und
-verschwenung, wie immer eingewandt, wenn
man den Wohnungsbau von den Zinsschwan-
kungen abkoppelt und verstetigt? Ist der Zins
ein besserer Maßstab für den Wohnungsbe-
darf als die alltägliche Erfahrung des Feh-
lens preiswerten Wohnraumes in Ballungs-
räumen für einen immer größeren Teil der Be-
völkerung. Es geht also Nöll von der Nahmer
bei seinem „Vorschlag“ nicht um eine ord-
nungspolitische Alternative, sondern um die
momentane Lösung des Paradoxons brachlie-
gender Ressourcen bei gleichzeitiger Woh-
nungsnot, Warum sollen die als sinnvoll er-
kannten Investitionen in mehr Wohnraum an
der Zins- und Kreditfrage scheitern?
Ungedecktes Geld?
In der Finanzierungsfrage macht es Nöll von
der Nahmer seinen Lesern nicht leicht. Denn
er popularisiert hier die Ergebnisse einer
längeren kredit- und konjunkturtheoretischen
Debatte (vgl. die Dokumente in Bombach u.a.
1981), ohne daß ihr Verlauf dem Leser be-
kannt sein kann. Es bleibt dem Leser nur der
ungute Eindruck: hier wird die Rettung in der
Beschleunigung der Notenpresse gesehen.
Was also ist die „produktive Kredit-
schöpfung“ seitens des Staates? Jedenfalls
nicht gemeint ist die „normale“ Staatsver-
schuldung auf dem Anleihewege mit all ihren
Folgen: Angewiesenheit auf die Kapitalmärk-
te, hohe Zinsbelastungen, unerwünschte Um-
verteilungseffekte, eventuell Verdrängung pri-
vater Investitionen. Die produktive Kredit-
schöpfung ist eine zusätzliche, nicht aus den
vorhandenen Ersparnissen vollzogene Kredit-
erweiterung. Diese Kredit- und Geld-
schöpfung ist funktional gesehen jedoch kein
Novum. Hören wir dazu einen der „Reformer“
und Zeitgenossen Nöll von der Nahmers,
Heinrich Dräger. In seinr Schrift „Arbeitsbe-
schaffung durch produktive Kredit-
schöpfung“ (1932; hier nach Auszügen in:
Grotkopp 1954. S. 357) heißt es:
„Es herrscht weitgehend in der Wissenschaft Einstimmig-
keit darüber, daß Perioden des Aufschwunges eingeleitet
und gekennzeichnet werden durch die Neuschaffung von
Geld (Giralgeld) seitens der Banken zugunsten der
Schaffung neuer Produktionsmöglichkeiten durch die Pri-
vatwirtschaft. Mit anderen Worten: Der Aufschwung pflegt
eingeleitet zu werden durch ’Erweiterung des Kreditvolu-
mens’, d.h. durch Kreditschöpfung für produktive Zwecke.
Ferner steht unbestritten fest, daß Privatwirtschaft und pri-
vate Banken diese Funktion jetzt nicht übernehmen kön-
nen. Hieraus ergibt sich als Aufgabe und Pflicht des Staa-
tes, die bisher von der Privatwirtschaft ausgeübte Funktion
selbst zu übernehmen ... Solange die Neuschöpfung des
Kredites durch den Staat erfolgt nach dem auch für die
Neuschöpfung des Kredits durch die Privatwirtschaft in
früheren Aufschwungperioden mit Erfolg benutzten Sche-
ma, nämlich: Kreditschöpfung nur unter gleichzeitiger
Schaffung neuer Produktionsmöglichkeiten, aber keine
Kreditschöpfung für reine Verbrauchszwecke, solange wer-
den auch jegliche schädliche inflatorische Nachwirkungen
vermieden werden ... Bei Handhabung in diesem Sinne ist
produktive Wirtschaftspolitik durch Vergrößerung des
Kreditvolumens ohne schädliche inflatorische Nachwir-
kung nicht nur möglich, sondern mehr noch, sogar dringen-
de Pflicht“
Viele zeitgenössische Autoren hatten - in einer
Zeit als die herrschende Orthodoxie noch an
dem prozyklischen Anachronismus der Gold-
deckung - versucht, den Kreditspielraum nicht
monetär, sondern realwirtschaftlich zu be-
stimmen. Neben Friedländer-Prechtl und
Lautenbach gilt dies für NöH von der Nahmer;
Grundthese: der „volkswirtschaftliche Kredit-
fonds“ wird nur durch die brachliegenden
sachlichen Ressourcen sowie durch das Ar-
beitspotential beschränkt. Auch für die Zins-
losigkeit dieser Kreditschöpfung wurden zahl-
reiche real- und geldwirtschaftliche Gründe
genannt (vgl. Zusammenstellung bei Grot-
kopp S. 162ff und 358) - von den ethischen ein-
mal abgesehen.
Für all jene, die in der plötzlichen Vermeh-
rung der Geldmenge ein unerträgliches
Phänomen sehen, seien daran erinnert, daß
viele akzeptierte Prozesse ein analoges Ergeb-
nis zeitigen: etwa plötzliche Veränderungen
der Devisen- oder Goldbestände, (ein alltägli-
ches Phänomen in den frühen 70er Jahren) die
auf Aufnahme einer größeren Auslandsan-
leihe sowie der Marshall-Plan, der - funk-
tional gesehen, auch in der späteren Konstitu-
jerung eines „revolvierenden Fonds“ (bei der
Kreditanstalt für Wiederaufbau) - dem Nöll
von der Nahmerschen Vorschlag sehr nahe
kommt.
Auch das gegen den Keynesianismus immer
ins Feld geführte Argument, daß eine nach-
frageorientierte Konjunkturpolitik an der
Weltmarktintegration verpufft, trifft den
„Vorschlag“ Nölls wenig, da hier die Mittel




Herunf des Wohnungsbaues undzur Überwindung der Arbeits-
losigkeit von 170.000 Bauarbei-
tern.
[. Die volkswirtschaftliche Verschwendung
170.000 arbeitslose Bauarbeiter warten auf Beschäf-
tigung. Alle für den Wohnungsbau erforderlichen
Materialien - Ziegel, Zement, Holz, Material für den
[nnenausbau - stehen zur Verfügung. Trotz dessen
fehlen Wohnungen zu Preisen, die die Masse der
Bevölkerung bezahlen kann.
Die Verbilligung der Wohnungen durch Subven-
tionen von Bund, Ländern und Gemeinden findet
ihre engen Grenzen an den Aufbringungsmöglich-
keiten der Etats. Wie die große Zahl arbeitsloser
Bauarbeiter zeigt, reichen die verschiedenen Sub-
ventionen nicht aus, die vorhandenen Möglichkei-
ten zur Beseitigung des Wohnungsmangels zu trag-
baren Preisen auszuschöpfen. Möglichkeiten zur
Herstellung begehrter Güter nicht auszunutzen, be-
deutet Verschwendung
II. Grenzen des privaten Wohnungsbaues
Diese Verschwendung wird mit der Unmöglichkeit
der Finanzierung von Wohnhäusern mit tragbaren
Mieten entschuldigt. Die Kreditgewährung für
Wohnbauten ist heute gegenüber der Zeit vor 1914
und der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg wesentlich
erweitert worden. Trotz dessen erfordert aber bei
den ständig weiter steigenden Bau- und Grund-
stückspreisen der Bau eines Wohnhauses mit etwa
sechs Wohnungenein so hohes Eigenkapital, daß zu
dessen Aufbringung nur eine sehr kleine Bevöl-
kerungsschicht in der Lage ist. Sie ist aber aus vielen
Gründen nicht bereit, ihr Vermögen in Mietwohn-
häusern anzulegen. Die Lockerung der Vorschriften
über die Mieten oder sinkende Zinssätze für Hypo-
theken werden hieran kaum etwas ändern. Die Er-
wartung, daß durch Privatinitiative die erforderli-
chen Mietwohnhäuser in absehbarer Zeit gebaut
nd die Bauarbeiter wieder Arbeit finden werden, ist
angesichts der entgegenstehenden Tatsachen nicht
gerechtfertigt.
II. Nutzlose Dogmatik
Es geht hier nicht um Fragen: Sozialismus oder Li-
beralismus, freie oder soziale Marktwirtschaft, oder
staatlich gesteuerte Investitionen, sondern allein um
die Frage, wie Wohnungen zu bezahlbaren Preisen
geschaffen und die Verschwendung von Arbeits-
kräften durch Arbeitslosigkeit beseitigt werden
kann. Das kann nur durch den Staat durch Ausnut-
zung seiner Geldschöpfungshoheit geschehen.
IV. Technische Durchführung
Durch Bundesgesetz ist die Bundesregierung zu er-
mächtigen, bis zu 4 Milliarden DM Staatspapier-
geld zur Förderung des Wohnungsbaues aus-
zugeben.
Die hier vorgeschlagene Wohnungsbaufinanzie-
"ung soll neben dem Arbeitsbeschaffungsprogramm
1982 durchgeführt werden. Der Betrag von 4
Milliarden DM entspricht dem für die sonstige In-
vestitionsförderung vorgesehenen Betrag, der an-
ders finanziert wird.
DerBargeldumlaufanNoten und Münzen betrug
Ende März 1982 89,4 Milliarden.
 $14 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank
steht der Ausgabe von Staatspapiergeld nicht ent-
gegen. Der Bund hat keineswegs auf seine Geld-
schöpfungshoheit verzichtet. Lediglich muß beim
Staatspapiergeld auf die Eigenschaft als „gesetzli-
ches Zahlungsmittel“ verzichtet werden, was bedeu-
tungslos ist. Es genügt die Annahmeverpflichtung
aller öffentlichen Kassen. Die Bevölkerung wird
gern die neuen Geldscheine entgegennehmen, hin-
ter denen reale Gegenwerte als „Deckung“ im alten
Sinne stehen.
Die Durchführung der Bauvorhaben wäre den
Ländern zu übertragen. Die Landesbanken rufen je-
weils entsprechende Geldscheine in Höhe ihrer Zah-
lungen an die Baufirmen ab. Die Geldscheine
werden im Rahmen der Bargeldabzüge der Bank-
kunden abgegeben. Die Landesbanken brauchen
weniger auf die Bundesbank zur Auffüllung ihrer
Kassenbestände zurückzugreifen. Eine alsbaldige
Steigerung des Bargeldumlaufes durch das Staats-
papiergeld ist unwahrscheinlich.
V. Keine Gefahr inflatorischer
Geldentwertung
Eine Entwertung des Geldes durch übermäßige
Geldschöpfung tritt nur dann ein, wenn der
wachsende Geldstrom nicht mehr durch ein
wachsendes Warenangebot zur Befriedigung der
Güternachfrage der Bevölkerung gedeckt werden
kann, wie es regelmäßig in Kriegs- und Nachkriegs-
zeiten der Fall ist. Besteht dagegen eine große Ar-
beitslosigkeit und unausgenutzte Produktionsmög-
lichkeiten, wie es gegenwärtig der Fall ist, so kann
eine wachsende Güternachfrage durch wachsendes
Güterangebot gedeckt werden. Das ist der entschei-
dende Punkt, nicht die Tatsache, daß das neu ge-
schaffene Staatspapiergeld durch die Neubauten
‚gedeckt“ wird. |
Der beklagenswerte ständige Verlust an Tausch-
wert unseres Geldes ist nicht durch übermäßige
Geldschöpfung und fehlendes Warenangebot, son-
dern durch die ständigen Kostensteigerungen bei
der Produktion bestimmt. Eine Kostensteigerung
wird durch die Ausgabe von Staatspapiergeld nicht
unmittelbar ausgelöst. Bei jeder Belebung der Kon-
junktur besteht stets die Gefahr neuer Kostenstei-
gerungen infolge erhöhter Lohnforderungen, stei-
gender Abschreibungswünsche, erhöhten Gewinn-
strebens.
VI. Die überragenden Vorteile
1) Die Ausgabe von Staatpapiergeld kostet le-
diglich die Druckkosten für die Geldscheine.
Abgesehen davon und den Provisionen der
Landesbanken werden die Häuser ohne weitere Ko-
sten errichtet. Demgemäß kann die öffentliche
Hand die Mieten nach den sozialen Gegebenheiten:
festsetzen. Endlich können Wohnungen zu Miet-
preisen angeboten werden, die die Masse unseres
Volkes auch bezahlen kann.
2) Der sich nach Abzug der Unterhaltskostender
_ der Häuser ergebende hohe Überschuß kann in
dreifacher Weise verwandt werden: |
a) zur Finanzierung weiterer Wohnbauten;
b) zur Tilgung des Staatspapiergeldes; .
c) zur Entlastung der öffentlichen Haushalte.
3) Die Bundesanstalt für Arbeit und der Bundes--
haushalt werden entlastet durch Fortfall der
Arbeitslosengelder für die wieder beschäftigten
Bauarbeitet. |
1) Durch eventuellen Verkauf der Häuser kann die
= öffentliche Hand Einnahmen gewinnen.
5) Spekulative Erwartungen auf ständig weiteres
Steigen der Preise für Miethäuser werdenge-
bremst, da nötigenfalls ein erhöhtes Angebot mo-
derner Häuser durch die öffentliche Hand erfolgen.
kann,
VII. Die Gefahr
Die Ausgabe von Staatspapiergeld unterliegt immer
die Gefahr des Mißbrauchs durch Parlamente und
Regierungen. Der Geldstrom darf nur insoweit ver-
stärkt werden, soweit die jeweils zusätzlich mit dem
neu geschaffenen Geld von der Bevölkerung be-
gehrten Güter auch bereitgestellt werden können.
Die Vorteile einer eng begrenzten Ausgabe vonStaatspapiergeld zur Überwindung einer anders
nicht zu beseitigenden Notlage lassen die damit ver-
bundene Gefahr als tragbar erscheinen .
ge, Nö v.d.Nat
geld - in den Wohnungsbau fließen. Erst bei
späteren Ausgabenentscheidungen würde die-
se Frage virulent werden.
Einstieg in die wohnungswirtschaftliche
Selbstverwaltung und Selbstfinanzierung
Abschließend sei noch auf eine ordnungspoli-
tische Möglichkeit hingewiesen, die Nöll von
der Nahmer formell zwar vermeiden will,
faktisch aber andeutet. Diese „kostenlose“ Fi-
nanzierung eines Wohnbauprogrammes birgt
die Chance des Einstieges in eine neue Orga-
nisations- und Finanzierungsweise des ge-
meinnütziges Wohnungsbaues, wie ich sie an
anderer Stelle zu skizzieren versucht habe
(Novy 1982a; Novy 1983): dauerhaft gebunde-
ne Bestände, Verwaltung durch kleine Be-
standsgenossenschaften, die ihre Mietüber-
schüsse als Solidarbeiträge an einen „revol-
vierenden Fonds“ bei einer speziellen Bau-
bank abführen, wo sie als zinslose Transfer-
zahlung neuen Projekten zufließen, die
wiederum den gleichen Bedingungen (Ver-
bands- und Revisionspflicht, keine Bau-
pflicht, dafür Abführung eines inflationsindi-
zierten Solidarbeitrages an den Neubaufonds)
unterliegen. Anders als in der jetzigen Ken-
struktion (Kostenmiete, Kapitalmarkt- und
Subventionsabhängigkeit) bietet diese Struk-
tur ein wachsendes Selbstfinanzierungspoten-
tial bei entsprechend geringerem _Subven-
‘ionsbedarf.
In diesem Sinne könnte der ausschließlich
krisenbezogene, d.h. nur temporär einsetzba-
re und auf keinen Fall verallgemeinerungs-
fähige „Vorschlag“ Nöll von der Nahmers
auch einen Beitrag zur praktischen Er-
neuerung der Ideen der Gemeinnützigkeit und
der, genossenschaftlichen Selbstverwaltung
leisten. Seine Gefahren liegen - wie Nöll von
der Nahmer selbst schreibt - im politischen
Prozeß, in der Kontrollierbarkeit des Instru-
mentes. Sie dürfen nicht unterschätzt wer-
den. Gleichwohl liegen die Gefahren eines kri-
senpolitischen Attentismus noch deutlicher
vor Augen; sind sie nicht derart hoch, daß ein
krisenpolitischer „contrat social“ zur produk-
tiven Kreditschöpfung legitimationsfähig wä-
re?
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Unter dem Titel „Verdrängte Alternativen
zum Wiederaufbau“ soll in dieser Zeitschrift
eine Reihe von Stadt-Monographien erschei-
nen, in der an verschiedenen Architektur- und
Planungskonzepten der unmittelbaren Nach-
kriegszeit die Breite und Vielfalt der damals
gedachten und denkbaren Zukunftsvorstel-
lungen zumindest angedeutet werden sollen.
Bevor im Verlauf der 50er Jahre die kontro-
versen Orientierungsversuche einem oft blin-
den Pragmatismus im Bauen und Planen zu
weichen hatten, wurde zwischen den Polen ra-
dikaler Entstädterung und konsequenter Mo-
dernisierung der Städte - sofern man die ver-
bliebenen Trümmerberge überhaupt so zu be-
zeichnen vermochte - ein Spektrum gesell-
schaftlicher Entwicklungsperspektiven deut-
lich, das schon kurze Zeit später eine enge Be-
grenzung erfuhr - nicht zuletzt durch die Vor-
gaben der Besatzungsmächte im raschen Wan-
del der weltpolitischen Konstellation nach
1945. In der dichten Verknüpfung von Archi-
tekturkonzeptionen mit städtebaulichen Leit-
motiven und übergreifenden Fragen nach ge-
sellschaftlichen Zukunftsperspektiven wurde
in Reaktion auf die propagandistische Instru-
mentalisierung der Architektur durch die Na-
tionalsozialisten, nach dem Schock des „Zu-
sammenbruchs“, ein Bemühen um ein sozial
verantwortliches Architekturverständnis
spürbar, das in der Folgezeit einer immer dif-
ferenzierteren Arbeitsteilung - und wohl auch:
Bewußtlosigkeit - zum Opfer fiel; zumal sich
der politische Horizont dieser Visionen im
Zuge des kalten Krieges immer mehr zu
verengen begann.
Ein Blick auf die Debatten von damals und
auf die dahinter aufscheinenden Gesellschafts-
konzeptionen mag uns vielleicht ein wenig da-
zu verhelfen, selbstbewußter nach vorne zu
schauen und nicht in der Kurzatmigkeit der
angestrengt auf der StelJe tretenden Architek-
turdiskussion unserer Tage zu verharren.
Wer sich der Stadt von Osten her mit der Ei-
senbahn nähert, kann schon von weitem die
Bedingungen ihrer Geschichte erahnen: Vom
Podest der Rheinbrücke aus öffnet sich bei
langsamer Annäherung eine weite Ebene, in
der Rhein und Main nun gemeinsam ihr
breites Flußbett finden, das durch die schmal
gestreckten Inseln in der Mitte um so behäbi-
ger wirkt. Dahinter, entfernt, schieben sich
jenseits des rechten Ufers die Vororte Wiesba-
dens den Taununshang hoch. Diesseits gegen-
über liegt das flächige Mainz, von den Ber-
gen im Westen ans Wasser gedrängt, zwischen
seitlich auslaufenden Hügeln. Auf den Bergen
über der Stadt, an strategisch überlegenem
Punkt, hatten die Römer schon ihr Kastell
angelegt, zur militärischen Kontrolle der weit
überschaubaren Landschaft.
Nach dem Rückzug der römischen Truppen
breiteten sich zu Füßen des verfallenden
Lagers, im Tal, zwischen Rhein und west-
lichen Hängen, Siedlungen aus, die, im
Mittelalter mit Mauern befestigt, sich nun von
Mainz im 11.Jahrhundert Mainz im 17.Jahrhundert
Werner Durth
Mainz: Blockierte Moderne
unten nach außen wehrten und im Zuge
entwickelter Kriegstechnologie schließlich
umgaben mit den kantigen Kränzen barocker
Bastionen.
Noch während von fern sich die Eindrücke
ordnen, verschwindet der Zug kurz hinter der
Rheinbrücke in einen Tunnel:
Langer Verhandlungen hatte es bedurft, bis
die Eisenbahnlinie so überhaupt hatte ange-
legt werden können. Erst der Druck der In-
dustrialisierung und die rapide Ausweitung
des Handels hatten den‘ überkommenen
Festungsgürtel gesprengt, in dem sich die
Stadt, in wechselvoller Geschichte zwischen
wechselnden Fronten zu behaupten hatte, mal
gegen den feindlichen Westen, mal gegen den
preußischen Osten.
Mit der großen Stadterweiterung gegen
Ende des 19. Jahrhunderts hatte sich dann die
Eisenbahn in großem Bogen als neuer eiserner
Gurt um die Stadt gelegt, mit dem Bahnhofs-
gebäude als prunkender Schnalle genau dort,
wo Altstadt und Neustadt vom Bogen der
Bahn aneinandergedrängt sich berühren: Mit
wilhelminischer Pracht schiebt sich die Front
der Eingangshalle vor auf einen halbrunden
Platz, von dem aus strahlenförmig breite
Straßen in verschiedene Richtungen weisen.
Bei näherem Hinsehen wirkt schon der
Halbkreis des Bahnhofsplatzes wie eine aufge-
gebene Sammlung ungeliebter Gebäude: herr-
schaftliche Fassaden sind mit großflächigen
Bier-Reklamen beklebt, daneben wurden in
kargem Raster eilige Zweckbauten aufgerich-
tet; die Baulücken dazwischen bleiben wie
Zahnlücken offen und nur unten gefüllt mit
rasch aufgemauerten Kneipen, die noch heute
eine Vorstellung geben von den hastigen
Kompromissen der Nachkriegsjahre, unter
denen das Bild der Stadt schließlich formlos
auszufransen begann. Inzwischen sind die aus
verschiedenen historischen Phasen entstande-
nen Teile der Stadt miteinander verklebt unter
der Kruste eines verfestigten Alltags, verstellt
durch eine dichte Schicht von Lampen,
Schildern, Verkehrssignalen, hinter der erst
aus der Fernsicht die Physiognomie der Stadt
wieder erkennbar wird.
Ein Idealplan gegen das Chaos
der Trümmer
Ablesbar bleibt am landschaftlichen Rah-
men wie am Flickwerk der Stadt ihre Ge-
schichte - nichts aber erinnert heute daran,
daß mit der Vernichtung der Stadt 1945
gerade diese Geschichte einer zwischen
wechselnden Fronten eingeigelten Siedlung
beendet und gänzlich neue Wege eröffnet wer-
den sollten. Nichts erinnert daran, daß für die-
sen Ort die Vision einer ganz anderen Stadt,
eines ganz anderen Lebens entworfen wurde,
die - zum Glück? - an der Macht der Gewohn-
Die Mainzer Altstadt, 1939 nach dem Krieg, 1945
—_ »— !
: \a
—_ 2 - S\
A TR
a?
De ss Y QSz # ww‘ Ayo .










heit und zähen Beharrung zerbrach; die Vision
einer in Frieden befreiten Moderne, die von
allem Ballast der Traditionen gelöst nach
neuestem Stand der Technik und Wissen-
schaft humane Lebensräume gestaltet: Als
Sieg der Vernunft über alle Atavismen
früherer Generationen erhebt sich auf der
tabula rasa des Krieges endlich jene weite
weiße Stadt, von denen die Avantgarde der
Architektur seit fast drei Jahrzehnten schon
träumte: eine Stadt mit offenen, sonnendurch-
fluteten Räumen zwischen hoch auftragenden
Wohngebäuden, die nichts mehr gemein
haben mit der Enge der Mietkasernen einer
steinernen Stadt. Ausgerechnet in Mainz nun
sollte als weltweit sichtbares Signal modern-
ster Städtebau vorgeführt werden - konse-
quent nach der Charta von Athen und orien-
tiert an den Konzeptionen Le Corbusiers.
Planer und Architekt der neuen Stadt war der
Franzose Marcel Lods!, der von der französi-
schen Besatzungsmacht für den Wiederaufbau
von Mainz eingesetzt worden war. Eine letzte
Planung im Dritten Reich versuchte der Stadt
noch die Gestalt eines Wehrdorfs zu geben,
- das rechte und linke Rheinseite wehrhaft ver-
klammernd, mit dem deutschen Strom als
zentraler Achse, als gebautes Symbol der
Wacht am Rhein.
In Geschichte und Gestalt blieb Mainz vor
allem militärisch geprägt - bis zum vernichten-
den Angriff im Februar 1945. Das Bombar-
dement am Nachmittäg des 27. Februar hatte
höchstens 20 Minuten gedauert, danach war
die Bausubstanz der Innenstadt zu 80% zer-
stört, die Zahl der Toten wird auf 1.200 ge-
schätzt; die Überlebenden fanden in den
Randgebieten der Stadt und im Umland not-
dürftig Unterkunft?. Im März rückten die
Amerikaner ein, ihnen folgten die Franzosen,
denen auf der Potsdamer Konferenz eine eige-
ne Besatzungszone in Westdeutschland einge-
räumt worden war. Ihr Hauptquartier lag in
Baden-Baden, Chef der Militärregierung war
dort General König, doch Mainz galt sein be-
sonderes Interesse, das ihn zu einer höchst
ungewöhnlichen Entscheidung veranlaßte: Be-
reits 1946 wurde der damals weltweit bekannte
Marcel Lods eingesetzt, der Mainz zur „Ideal-
stadt der. Zukunft“? machen sollte. Während
die Stadt noch vollständig in Trümmern lag
und erst im Herbst 1946 mit ersten Aufräum-
arbeiten begonnen wurde, machte sich Marcel
Lods mit seinen Mitarbeitern an eine Pla-
nung, die vor dem Hintergrund der damaligen
Verhältnisse geradezu phantastisch wirken
mußte, so weitreichend und neuartig war sie.
Geradezu phantastisch aber wirken vor
diesem Hintergrund auch die Zeichen des Be-
harrungsvermögens und ungebrochener Zu-
kunftserwartung der Bürger von Mainz da-
mals, die sich in ihren Ängsten vor der Auf-
bauplanung äußerten. Schon bald wurde in
Mainz über Pläne gemunkelt, Unruhe breitete
sich aus unter den Bürgern. Noch ohne
konkret Bezug nehmen zu können, aber mit




fang 1946 Ludwig Strecker*, der Inhaber des
Schott’schen Musikverlages, im Neuen Main-
zer Anzeiger seine Gedanken zum Wiederauf-
bau nieder:
„Das erste, was wir brauchen, sind Dächer über dem
Kopf ... Ohne Kenntnis des Beabsichtigten sei eine unab-
dingbare Forderung aufgestellt: Wir wollen die Eigenart
unserer Stadt gewahrt wissen, wir wollen etwas uns
Eigentümliches, nichts, was ebensogut in Merseburg oder
Bochum zu finden sein könnte. Dies ganz unabhängig von
allen noch so fortschrittlichen Gedanken. Wir wollen einen
Mainzer Stil, etwas, was unserem Lebensgefühl, unserem
Klima, unserem von der Umgebung täglich genährten
Schönheitsbedürfnis entspricht, um uns nach Möglichkeit
zinen Ersatz für die verloren gegangenen historischen
Vorbilder zu geben. Daß diese, soweit noch vorhanden, vor
einem gänzlichen Verfall behütet und soweit wie möglich
restauriert werden müssen ist eine Selbstverständlichkeit,
die daher nur am Rande vermerkt sei. Bei der Masse der
Neubauten wird eine gewisse Normung nicht zu umgehen
sein. Deren praktische Vorteile sind aber sehr wohl mit
einem ästhetisch befriedigenden, eigentümlichen Äußeren
zu verbinden “
In diesem Artikel klingen Befürchtungen an,
die sämtlich wie gezielt auf die Person von
Marcel Lods passen könnten: Geboren 1890
in Paris, war er weit über Frankreich hinaus
bekannt geworden als einer der erfolgreichen
Vorkämpfer für die Montagebauweise, für
konsequente Normung und Vorfertigung ein-
zelner Bauteile, und seine späteren Pläne für
Mainz stellen alle Befürchtungen einer
„schachbrettartigen Ordnung“ noch weit in
den Schatten:
„Die Neigung gewisser Städtebauer zu schachbrettartiger
Ordnung müßte, in Mainz getätigt, den Untergang seines
letzten Reizes andeuten. Seine alten, unregelmäßigen Stra-
ßen und Gassen mit ihren überraschenden Winkeln sind das
Entzücken für künstlerische Augen; so sind z.B. auch
niedrige Weinstuben in abgelegenen Ecken noch immer von
den traditionellen Kennern in Mainz prunkvollen Gast-
stätten vorgezogen worden; hier ist Mainz zu Hause, sein
Humor und seine Gemütlichkeit“ *
Während Lods an die Arbeit ging und vermut-
lich allein schon die Gerüchte darüber die
Mainzer Bürger weiter beunruhigten, wurde
die Vorlage der ersten Pläne in der Fachwelt
fast mit.Begeisterung begrüßt. Im ersten Heft
1948 von „Bauen und Wohnen“ heißt es:
„Mit Lods kam ein Fachmann von internationalem Ruf,
dem die städtebaulichen Planungen in Europa und den
USA genau bekannt sind, nach Deutschland. Die
deutschen Behörden stellten die erforderlichen Unterlagen
und örtliche Spezialisten zur Verfügung, so daß das Werk
durch gute Zusammenarbeit gefördert wurde. Bei diesen
Planungen handelt es sich um die bemerkenswertesten und
zugleich mutigsten, die bis jetzt aus dem deutschen Raum
zu unserer Kenntnis gelangt sind ... Besonders in Deutsch-
land ist, bedingt durch seine jahrelange Abgeschlossenheit
und einer bewußt einseitigen Ausrichtung noch sehr viel
Pionier- und Aufklärungsarbeit notwendig, um für die
Grundlagen eines neuzeitlichen Städtebaus allgemeineres
Verständnis zu erzielen. Erfrischend und hoffnungsvoll ist
darum jede Kenntnisnahme von zeitgemäßer und verant-
wortungsbewußter Vorarbeit für den kommenden Städte-
bau“.
Nachdem die Presse berichtet hatte, daß 1947
ausgerechnet „Professor Schmitthenner vor
einem geladenen Kreis von Architekten, Tech-
nikern, Ingenieuren und Kommunalbeamten
über das Bild des künftigen Mainz“ gespro-
chen hatte”, stellte im Januar 1948 auch Lods
seine Planung vor: In einer breit angelegten





Öffentlichkeitsarbeit versuchten Lods und
seine Mitarbeiter, die Mainzer Bevölkerung
für ihre Gedanken zu gewinnen, in deren Zen-
trum die Leitsätze der damals noch weithin
unbekannten Charta von Athen standen. Da
keine deutsche Übersetzung vorlag, ließ Lods
eine deutsche Fassung verbreiten, und in pla-
kativen Skizzen wurden die dunklen Verhält-
nisse der Vergangenheit mit einer lichten Zu-
kunft konfrontiert. Um den Kontrast mög-
lichst deutlich zu zeigen, wurden in einer Bild-
folge auch die historischen Entwicklungspha-
sen der Stadt mit all ihren militärischen und
baulichen Einengungen vorgeführt, der dann
eine offene Raumstruktur mit weit aus-
schwingenden Verkehrsbändern entgegenge-
stellt wird: Zugunsten eines ’störungsfreien
Autoverkehrs’ wird die Stadt von der Ein-
schnürung der Eisenbahn befreit, die auf das
rechte Rheinufer verlegt wird. Neben der
großzügigen Verkehrsplanung wird besonders
das starke Industrieband betont, das sich von
Mainz bis Frankfurt erstreckt. Während die
Probleme des engeren Altstadtbereichs der
Bearbeitung durch die deutschen Kollegen
überlassen bleiben, liegt der Schwerpunkt der
Planung auf dem am Verkehrsknoten zentral
gelegenen Verwaltungsbereich und den an-
schließenden Wohngebieten: Der gründerzeit-
liche Stadtgrundriß mit seiner typischen
Achsen- und Blockstruktur wird ausradiert
und von einem gänzlich anderen Stadtmodell
überformt.
Noch Jahre später wird dieser als „Ideal-
plan“ gefeierte Entwurf von Lods in der Fach-
presse ausführlich gewürdigt® und auch sein
Scheitern wird als Lehrstück zeitgenössischer
Aufbau-Planung vorgeführt:
„Die Lodzsche Mainzer Planungstellt, wie schon gesagt, ei-
nen Idealplan dar, aber nicht im Sinn der Stadtpläne einsti-
ger Architekturtheoretiker, die Stadtpläne ohne geographi-
sche Gegebenheiten um ihrer selbst willen entworfen haben.
Aber doch bedeutet sie so etwas wie einen Idealplan - wie
das der Sinn jedes Generalbebauungsplanes ist -, denn es
wird hier eine ganz bestimmte Auffassung von Stadtorga-
nismus demonstriert, und zwar so kompromißlos, wie es in
einem Idealplan unter Berücksichtigung der tatsächlichen
Gegebenheiten eben noch möglich scheint ...
Eine Erörterung formaler Fragen für die einzelnen archi-
tektonischen Aufgaben ist in diesem Zusammenhang nicht
angebracht, denn die architektonische Form hat als solche
wenig mit dem Stadtplan zu tun. Hier ist wesentlich: Ab-
grenzung der Altstadt auf denjenigen Umfang, der ihrer
neuen Aufgabe zukommt, nunmehr nur noch Stadtteil für
Läden, Geschäftsführer, Kultur- und Unterhaltungsstätten
zu sein. Die mittelalterliche Stadt, die in Einem Geschäfts-
und Wohnstadt war, hat als solche ihre Bedeutung verloren.
So wird die Verwaltung, die in dieser Innenstadtumge-
bung nur stört und gestört wird, in das Viertel direkt west-
lich neben der Altstadt verlegt, wodurch kürzeste Verbin-
dung und konzentrierte Zusammenfassung möglich
werden.
Konsequenterweise gruppieren sich um diesen Kern der
eigentlichen Innenstadt die reinen Wohnviertel; sie sind als
stark aufgelockerte Stadtteile gedacht, die inmitten von
Grünflächen und durch Verkehr nicht belästigt den
Geländeformationen nachgehen und durchaus die Prinzi-
pien der „neuen Wohnstadt“ verwirklichen; eine Wohn-
stadt auf dem Gelände der alten tiefgelegenen Neustadt und
eine Hochstadt oben auf dem Hügelrand. Die Industrie ist









Das Scheitern der Planung
Mit großem persönlichen Einsatz zur Propa-
gierung seiner Pläne veranstaltet Lods Aus-
stellungen, Diskussionen, gibt fortsetzungs-
weise in dichter Folge Zeitungsinterviews? zur
Darstellung der Grundüberlegungen seiner
Planung und zur Charta von Athen. Ehrerbie-
tig werden Lods’ Person und seine Arbeit in
der lokalen Presse gewürdigt, ohne daß sich
Gegenstimmen erheben, bis plötzlich im März
1948 eine kalte Abrechnung folgt!°
Mit vollem Titel vorgestellt, übt der „1945
zum Leiter des Hochbauamtes eingesetzte
Oberbaurat Petzold, der unter Einwirkung
von Lods Anfang 47 durch R. Jörg aus dem
Stadtbauamt Baden-Baden abgelöst wur-
de*“,!! öffentlich Kritik an der Planung unter
der Überschrift „Oberbaurat Petzold zu den
Plänen des Herrn Lods“, wie der eben noch
hochgerühmte nun despektierlich genannt
wird: „Lange bevor diese Charta aus einem
gewissen Rationalismus entstanden ist, galt
unsere Stadt als ein Kunstwerk hohen Grades,
das ihm den Namen ’Goldenes Mainz’ eintrug.
Erbaut nicht aus rationalem Denken nach
einem Schema, sondern gewachsen aus den
Verhältnissen der rheinischen Landschaft,
schicksalsverbunden mit dem ewigen Strom,
gestaltet mit einer unerschöpflichen Phantasie
...Hüten wir uns vor Einseitigkeit und
Überschätzung, vor einer Flucht in die
Zukunft und vor Illusionen als einer vorge-
täuschten Wirklichkeit ... Es geht heute
darum, ob wir die durch die Maschinen und
die Technik heraufbeschworene Organisie-
rung, Mechanisierung, Vermassung und Kol-
lektivierung unseres Lebens hemmungslos
bejahen und darin den Triumph der Technik
feiern, oder ob wir, so notwendig die Technik
für die Versorgung der Menschenmassen ist,
darin auch eine Gefahr für das Menschliche
sehen“. Nach langem Zögern sei nun ein
offenes Wort notwendig, konstatiert der
ehemalige Amtsleiter; bisher hätte man nur im
Flüsterton über diese Pläne gesprochen.
Damit nicht gefolgert werden könne, daß
„Mainz durch sein Stillschweigen zu den
Plänen des Herrn Lods“ seine Zustimmung
ausdrückt, gibt Petzold seine Meinung als
„Mainzer Kritik“ an den Lodz’schen Plänen
aus und spielt dabei ebenso die sentimentale
Erinnerung an die Mainzer Gemütlichkeit wie
den Mainzer Humor gegen den französischen
Rationalismus aus; und nicht zuletzt spricht er
betont die Unterordnung der Stadt unter die
ungeklärten Rechte der Besatzungsmacht an:
„Herr Lods ordnete an, und die Stadtverwal-
tung fügte sich, denn die Selbstverwaltung der
Stadt war in diesem Sektor aufgehoben. Herr
Lods fühlte sich als Vertreter einer modernen
Richtung und ihm war Mainz als Objekt
seiner modernen Pläne sehr gelegen, zumal er,
mit den Vollmachten der Militärregierung
ausgestattet, viel leichter die Schwierigkeiten
zu überwinden glaubte, die den meisten
Städtebauern ihre beste Zeit und größte







Mainz — Idealstadt der z
unter einen Hut zu bringen. Herr Lods
begnügte sich in erster Linie mit propagan-
distischen Vorträgen, die den Eindruck
machten, mehr seinen Ideen als dem Wieder-
aufbau der Stadt Mainz zu gelten“.
In kürzester Zeit gerät so nun eine kaum
aufgebrochene Diskussion wieder ins publi-
zistische Abseits, denn wenige Tage nach die-
sem Frontalangriff wird vom Rat der Stadt die
Planung von Marcel Lods abgelehnt, nach-
dem geklärt worden war, daß es von Seiten der
Besatzungsmacht keinen Anspruch der Fran-
zosen auf eine durchgreifende Stadtplanung
gab. Geschickt wird die Frage der Planung mit
einer Anstellung von Lods bei der Stadt ver-
koppelt, die dieser selbst wohl nie beabsich-
tigt hatte, - und so verschwindet die gesamte
Planung wenige Wochen später von der politi-
schen Tagesordnung. Bitter kommentiert
„Die Neue Stadt“:
„Der Planung Marcel Lodz ist aus den verschiedensten
Gründen kein langes Leben beschieden gewesen, was aus
den verschiedensten Gründen ja auch nur zu erwarten war.
Es war auch zu erwarten, daß es in dieser Sache gar nicht so
sehr um sachliche Gründe ging. So sind wir denn auch um
eine Hoffnung ärmer geworden, wenn wir geglaubt hatten,
daß sich zumindest an die abgeschlossene Planung endlich
einmal Ziffern und Untersuchungen anschließen würden,
die die wirtschaftlichen Vor- oder Nachteile belegen könn-
ten. Gerade bei diesem Plan wäre das besonders erwünscht
gewesen, denn wie ich schon oben sagte: es gibt in Deutsch-
Jand nicht viele - der Öffentlichkeit zugängliche - Pla-
nungen, die so abgeschlossen und abgerundet sind.
Auch hier dürften letzten Endes rein gefühlsmäßige
Gründe gegen die Durchführung des Planes gesprochen ha-
ben. Ganz allgemein gesprochen steht wohl meistens vor al-len anderenNUesrlegungendieScheuvorderMühederDurchführung eines so revolutionären Planes hindernd im
Wege. Der „Ideal“plan tritt in den Hintergrund vor den
„praktischen“ Überlegungen, vor den Forderungen des
Tages, vor der Stimme des Wählers und vor der schwer-
fälligen Maschinerie der Amtsstuben.“!?
In resignativer Rückschau wird so 1953 Ab-
schied genommen von einer Phase des Auf-
bruchs, dessen Ende schon mit der Währungs-
reform vorgezeichnet schien. Neben durchaus
begründeten Hinweisen auf die weitgehend
intakte Versorgungsstruktur unter der Erde
mit den noch brauchbaren Wegenetzen
darüber waren es vor allem die wieder ver-
festigten Besitzverhältnisse, die als Sand im
Getriebe einer Entwicklungsplanung wirksam
wurden, in der die Perspektive einer strahlen-
den Zukunft die materiellen und geistigen Ver-
hältnisse der Zeit als nebensächliche Randbe-
dingungen erscheinen ließ. Doch besonders
die Beharrlichkeit der Gefühle noch im Trau-
Fr
ma des verlorenen Krieges kennzeichnete die
Mainzer Situation: Nach der harschen Ableh-
nung seiner Vorschläge nahm Lods bitter Ab-
schied von Mainz, nicht ohne vorher öffent-
lich deutsche Unbelehrbarkeit zu beklagen.
Bis in die konstruktiven Details einzelner
Bauten waren die Pläne konkretisiert, da kam
das Dementi: „Keine Experimente!“ Die
Apparatur einer gigantischen städtebaulichen
Versuchsanordnung wurde abgeräumt, Lods
nahm seine Pläne mit nach Paris. Was für die
Planer das Scheitern ihrer Hoffnungen
bedeuten mußte, war für viele Bewohner der
Stadt wohl das Ende eines Alptraums. In
Mainz ist fast ein Aufatmen spürbar; endlich
kann an den verbliebenen Resten gewerkelt
und Wieder-Aufbau auch in der gründerzeit-
lichen Neustadt betrieben werden.
Versagt wurde damit die Chance, gleichsam
in einer Beschleunigung der Geschichte den
Prototyp einer neuen Stadt testen und modifi-
zieren zu können, dessen Modellä la CIAM in
späteren Jahren und in verstümmelter Form
zur schleichenden Auflösung so vieler Städte
herhalten mußte: Vielleicht hätten statt stiller
Durchschnittlichkeit die schrillen Töne der
Kontroversen aus Mainz den Fachdiskussio-
nen der 50er Jahre schon früh jene Anstöße
geben können, die als breite Funktionalismus-
Kritik schließlich um Jahrzehnte verspätet zu
bloßen Schlagworten verkamen?
Doch nicht nur in Mainz verschloß man
sich den Provokationen der Avantgarde von
gestern, die im Deutschland nach dem Fa-
schismus zugleich verspätet und dennoch zu
früh wieder zu wirken begann - unzeitgemäß.
Blockiert blieb damit vielleicht auch ein
wechselseitiger Lernprozeß, den in jenen Jah-
ren auch Le Corbusier anzuregen versuchte.
So legte er 1949 in der französischen Archi-
tektur- und Städtebauausstellung zu Köln die
gesamte Entwicklung einer seiner Stadtpla-
nungen dar und vermerkte unter dem Titel
„gefühlsmäßige Reaktionen“ dazu: „Der erste
Plan wurde von den Bürgern“ - die nicht von
einem Hochhaus aus den großen umgebenden
Park genießen, sondern ihr eigenes Grund-
stück am Hause haben wollten -“ abgelehnt.
Es wurden zwei weitere Pläne aufgestellt, die
ebenfall  abgelehnt w rden. D r vierte Plan
wurde endlich angenommen“. Was man hier
als Wandel durch Einsicht deuten könnte
- wofür ja auch die erstaunliche Entwicklung
seiner Architekturkonzeptionen spräche -,
wird von deutschen Besuchern eher bearg-
wöhnt als technokratischer Trick: „Großar-
tig, bemerkt eine Besucherin, wie kühl die
Franzosen so etwas machen. Die deutschen
Städtebauer ärgern sich zu Tode. Corbusier
registriert völlig unberührt ’gefühlsmäßige
Reaktionen’. Und macht einen neuen Plan“!3,
Bereits 1949 scheint der Aufbruch in eine Zu-
kunft jenseits des Faschismus vor allem in Ka-
tegorien des Gewohnten denkbar zu sein -
schlechte Zeiten für Erfahrungen zwischen
Alternativen.
Keine Experimente, die an Tabuzonen
rühren, die vertraute Muster aufbrechen und
zu neuen Synthesen führen könnten! Zeit für
MAYENCE
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Planer, sich Mut zuzusprechen: „Optimismus
ist, wie wir wissen, eine höchst notwendige Ei-
genschaft für den Städtebauer. Haben wir
doch erfahren, daß die sogenannte Chance des
Zusammenbruchs keine gar so großartige
Chance ist. Abgesehen davon, daß Trümmer
und materielle Not nicht eigentlich beflügelnd
wirken, sind die Menschen keineswegs sehr
bereit, mit neuer Konzeption neu zu beginnen.
Sie möchten nicht einmal zur Kenntnis neh-
men, daß Ihre Welt zerschlagen ist. Wieder-
herstellen ist eine zügige Parole“!4,
Mit der planmäßigen Räumung der Trüm-
mer hatte man in Mainz im September 1945
begonnen, doch waren erst 1951 gegen Jahres-
ende alle Straßen und Plätze der Innenstadt
wieder zugänglich. Schritt für Schritt ging der
Wieder-Aufbau voran, auch die Altstadt ge-
wann wieder Form. Ihr wirres Verkehrsnetz
wird „im Bereich des möglichen“ gestrafft und
geordnet, Straßen für Fahrzeuge und Fuß-
gänger werden teilweise getrennt!5. Wie in den
meisten anderen Städten auch wurde die
Improvisation zu einem bestimmenden Mo-
ment des Bauens und schleppte manche der
historisch überkommenen Strukturmängel
der Stadt in die Zukunft mit: Und noch an den
späteren Korrekturversuchen im Zeichen pro-
klamierter ’Verkehrsgerechtigkeit’ bleibt in
Mainz „Das Schicksal einer Stadt“ lesbar als
Kette von Kompromissen, die steinern
Geschichte bewahrten.
Anmerkungen
‘) Marcel Lods (dessen Name in deutschen Berichten
oft auch Lodz geschrieben wird), begann seine Arbeit
im August 1946 in Mainz und war nicht nur mit der
Neuordnung der Stadt, sondern auch mit der Regional-
planung des Distrikts Rheinhessen betraut. Auf sei-
nen Wunsch war die Altstadt bis zur Großen Bleiche
ausgeklammert, da diese von den Mainzer Kollegen
bearbeitet werden sollte. Neben Lods arbeiteten der
französische Planer Gerald Haning und der deutsche
Adolf Bayer, der als städtischer Baurat für die Wirt-
schaftsplanung zuständig war und als örtlicher Spe-
zialist der Militärregierung zur Verfügung gestellt
wurde. Für die Alt- und Innenstadt plante R.Jörg mit
dem Stadtbauamt, für Trümmerräumung und Woh-
nungsbau war Generalbaudirektor Imm eingesetzt.
2)
vgl. E. Dombrowski u.a. (Hg.), Wie es war - Mainzer
Schicksalsjahre 1945-48, Mainz 1965
3) H. Henning, in: Mainz - Das Schicksal einer Stadt. In:
DIE NEUE STADT, Heft 2/1953, S. 50f
4) zitiert in: E. Dombrowski u.a., S. 79
5 a.a.0.
6) Bauen und Wohnen, Heft 1/1948
7) Allgemeine Zeitung vom 17.1.1948. Doch schon zuvor
war die Planung in Grundzügen vorgestellt worden:
„Die erste Konzeption für den Plan de Mayence war
Mitte 1947 in einer Ausstellung im Büro zu sehen.
Zur Besichtigung eingeladen waren die Mainzer
Architekten, die Parteien und interessierte Bürger.
Auch der Bischof kam, nur nicht der Oberbürger-
meister. Die Architekten wurden zur freien Mitarbeit
eingeladen. Einer entwarf ein Palais du Rhine (Rhein-
schiffahrtsverwaltungsgebäude), andere brachten
Varianten zu Wohnungsgrundrissen für das Groß-
projekt Waldstraße. Viele deutsche und ausländische
Architekten und sonstige am Wiederaufbau Interes-
sierte kamen ebenfalls zur Besichtigung der Pläne.“
(Prof. em. Adolf Bayer in einem Brief an den Ver-
fasser.)
Allein der Bericht in DIE NEUE STADT, dem auch
das folgende Zitat und die meisten Abbildungen ent-
nommen sind, umfaßt über 30 Seiten. Vgl. u.a. auch
Baukunst und Werkform, Heft 3/1949
9) 1948 in der Allgemeinen Zeitung
10) Allgemeine Zeitung vom 13.3.1948
11) A. Bayer, a.a.O.
!2) H. Hennig, a.a.O., S. 78.
13) Bericht und Zitate in: Baukunst und Werkform
Heft 1/1949.
'4) a.a.O0.
15) Neben der gescheiterten Planung von Lodz wird von




Meine Damen und Herren,
ich möchte mir heute erlauben, im Zusam-
menhang mit dem Thema Architektur nicht
von Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, Sozio-
logie und Psychologie, von Semiotik und
Linguistik zu sprechen, sondern ich möchte
es tatsächlich versuchen, im Zusammenhang
mit Architektur einmal von Architektur zu
sprechen. Vor zehn Jahren wäre dies sicher
nicht möglich gewesen, weil die Architektur
oder deren Theorie tatsächlich das Bewußt-
sein von dem verloren hatte, was sie, die
Architektur, eigentlich umgibt, sie zum Teil
bedingt und auch hervorbringt. Heute habe
ich manchmal den Eindruck, daß man mit
Nachdruck darauf hinweisen sollte, daß die
Architektur als Medium, als eine durch
nichts ersetzbare Wirklichkeit, auch einen
gewissen Grad an Autonomie besitzt, das
heißt, daß sie eigenen Gesetzen der Entwick-
lung folgt, ihre eigene Geschichte hat, die
mit den anderen ablaufenden Entwicklun-
gen, den gesellschaftlichen Realitäten und
geistigen Phänomenen in einem dialekti-
schen Prozeß steht, die heute manchmal für
die Architektur selbst gehalten werden.
Wir werden gerade bei der Wiener Archi-
tektur der Zwischenkriegszeit erkennen, wie
sehr Architektur abhängig ist von den histo-
rischen Bedingungen, wir werden vielleicht
aber auch gleichzeitig zur Kenntnis nehmen
müssen, daß aus diesen geschichtlichen Rea-
litäten sehr unterschiedliche Konsequenzen
gezogen werden können und ebenso wider-
sprüchliche Ergebnisse entstehen können.
Wenn man den internationalen Entwick-
lungslinien folgt, die von den Strategen der
Geschichtsschreibung und den Protagonisten
der Moderne gezeichnet wurden, so hat das
Wien der Zwischenkriegszeit nicht viel anzu-
bieten: einen verbitterten Adolf Loos, einen
resignierten Josef Hoffmann, einen zyni-
schen Josef Frank oder einen isolierten Ernst
Plischke. Vor dem Hintergrund der politi-
schen Ereignisse in Deutschland und der




Kontinuität, Irritation und Resignation ...
„Schwarze Provinz”, also vor dem Hinter-
grund einer politischen Radikalisierung ent-
stand eine Architektur des Konsenses, der
ästhetischen Kompromisse, ja letzten Endes
der Irritation und Resignation. Der Selbstauf
lösung des Parlaments folgte prompt die
Selbstaufgabe der Architektur.
Verfolgt man die Entwicklungslinien einer
avantgardistischen Moderne etwa beim nörd-
lichen Nachbarn, der Tschechoslowakei, so
kann sich in den dreißiger Jahren die Wiener
Szene mit jener von Brünn nicht mehr mes-
sen. Gar nicht zu reden von der Architektur
der Weimarer Republik, mit den Zentren
Berlin, Frankfurt oder Dessau. Aber auch
der italienische Rationalismus mit seiner für
uns schwer verständlichen Allianz mit dem
Faschismus entwickelte gegenüber Wien
geradezu optimistische Perspektiven.
Trotzdem bekommt heute das Bauschaffen
einer erschütterten Großstadt in einem
geschrumpften und an sich selbst zweifeln-
den Staatsgefüge immer mehr Bedeutung.
Ich meine damit nicht nur die Bauleistungen
der Gemeinde Wien, die heute ein so breites
Feld für Interpretationen abgeben, daß uns
die Auseinandersetzung mit den Deutungen
fast wichtiger erscheint als die mit der Sache
selbst, sondern ich meine damit auch die
architekturtheoretischen Positionen eines
Adolf Loos, eines Josef Frank oder Oskar
Strnad, die vermutlich die einzigen Architek-
ten ihrer Zeit waren, die die heutige Funktio-
nalismuskritik in vielen Aspekten vorwegge-
nommen haben. Loos hat wie kein anderer
auch die semantische Funktion der Architek-
tur erkannt, sein Fehler war vielleicht, daß er
als Sprache nur das Latein des Gebildeten
gelten lassen wollte (also das Vokabular des
Klassizismus) und nicht etwa das Sprachen-
gemisch der Donaumonarchie, gar nicht zu
reden von den Dialekten.
Josef Frank schrieb 1930 das grundlegende
Buch „Architektur als Symbol”, in dem er
einen Architekturbegriff entwickelte (haupt-
sächlich in der Auseinandersetzung mit den
deutschen Tendenzen), der heute in der
sogenannten postmodernen Szene genau so
aktuell ist wie er damals unverständlich sein
mußte.
Bevor wir näher auf die Wiener Situation
eingehen, möchte ich eine kurze Skizze jener
Bedingungen geben, die für die architektoni-
sche Situation der zwanziger und dreißiger
Jahre ausschlaggebend waren.
Die Wiener Architekturschulen
Wenn man heute, vor allem von außen, die
Wiener Architektur der Zwischenkriegszeit
als eine der historischen Kontinuität, als eine
reformerische, evolutionäre Bewegung dar-
stellt, so sind die Gründe für diese richtig
erkannte und unterschiedlich interpretierte
Tatsache in der baulichen und architektoni-
schen Entwicklung der Stadt selbst zu
50
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suchen. Man darf nicht übersehen, daß Wien
im 19. Jahrhundert im Gegensatz zu den
nationalstaatlichen Tendenzen eher eine plu-
ralistische, mehrsprachige Architektur im
Geiste des Historismus entwickelte. Im Wie-
ner Historismus wurde auf relativ kleinem
Raum (etwa im Bereich der Ringstraße)
etwas praktisch vorweggenommen, was erst
viele Jahre später eine theoretische Behand-
lung fand: die Architektur als Symbol und
zwar projiziert auf eine Gesellschaft, der
man diese kulturellen Ansprüche eigentlich
nicht mehr zugestand. Wenn auch die Sym-
bolik in der bewußten Anwendung verschie-
dener Architektursprachen (das „gotische”
Rathaus, das klassizistische Parlament oder
die „Renaissance” der Universität) mit ihrer
leicht und für jeden lesbaren Bedeutung, in
einem gewissen Sinn den Zeitgenosen, vor
allem aber den späteren Kritikern als trivial
erschienen sein mag, so ist damit doch die
Architektur in ein entscheidendes, wenn
man will modernes Stadium eingetreten.
Anton Bammer nennt diesen Prozeß in sei-
nem Buch Architektur als Erinnerung „Ver-
fügung über Architekturen” und „Astheti-
sche Aneignung”:
„Die griechischen Ornamentzitate erfüllen die gleiche Wir-
kung wie das Renommieren mit Zitaten antiker Autoren in
jer Gesellschaft gebildeter Bürger. Wer auch nur einige
lateinische oder griechische Aphorismen im rechten
Augenblick anbringen konnte, hatte denen gegenüber, die
sie nicht verstanden, einen Prestigevorteil. Jenen, die sie
verstanden, gab er sich als Eingeweihter, Dazugehöriger
aus. Das visuelle oder sprachliche Zitat der Antike war das
Losungswort der elitären Bildungsgesellschaft .”
Und an anderer Stelle:
„Während die Revolutionsklassizisten und ihre Epigonen
demokratisches Gedankengut von Gleichheit und Gleich-
wertigkeit in die Architektur einschleusten, refeudalisierte
der späte Historismus die Architektur. Die hierarchische
Differenzierung hatte Bedarf nach unterschiedlichen For-
men, und damit genügte der dorische Stil allein nicht mehr,
der Stilpluralismus mit jonischer und korinthischer Ord-
nung erleichterte die Feudalisierung. Stilpluralismus und
Eklektizismus waren Möglichkeiten der Differenzierung.
Nicht die Betonung der Gleichheit, sondern der Ungleich-
heit war das Ziel der Architektur. Besonders im reifen und
späten Historismus tritt diese „Ordnung in der Ungleich-heit” in Erscheinung. Sie läuft in Gleichelang mit der Ten-
denz der elitären Zirkel, Gesellschaften zur Förderung der
Künste, der Archäologie, der Psychoanalyse. Die Auffä-
cherung der Geschichte im Stilpluralismus, die Darstellung
der gesellschaftlichen Ungleichheit in der Ungleichheit der
Geschichte und deren Stile, dienten der Rechtfertigung der
Gesellschaft ”
Das bedeutet aber nichts anderes, als daß die
Architektur ein neues Bewußtsein von ihren
Mitteln erworben hat, ja eine kalkulierte
Trennung von Form und Inhalt, von Typolo-
gie und Einkleidung, von Sachverhalt und
Dargestelltem, von Wirklichkeit und Schein,
von bewußter Verschleierung und zugelasse-
ner Information vollzieht.
Wenn hier ein größerer Sprung erlaubt ist,
so möchte ich behaupten, daß Wien um die
Jahrhundertwende sowohl die Größe als
auch die gesellschaftliche und kulturelle
Vielfalt besaß, diesen Pluralismus auch in
den Architekturschulen auszudrücken und
zwar in einer, wenn auch nicht gerade
freundlichen, aber doch einer Art pragmati-
scher Koexistenz.
Aus den „Klassikern” und „Gotikern” am
Schillerplatz (also Hansen und Schmidt) ent-
stand der Dualismus von „modern” und
„romantisch” (Wagner und Ohmann), der
selbst wieder eine Art Polarität zum konser-
vativen Karlsplatz (Karl König, Max Ferstel)
darstellte. In Opposition zu beiden Schulen
entwickelte sich die Kunstgewerbeschule am
Stubenring, wobei ihre wichtigsten Lehrer,
Hoffmann, Frank und Strnad (also mit Aus-
Projekt der Mustersiedlung Heuberg. Aufbaulschema (Isometrie)
nahme von Tessenow) von diesen alten Schu-
len kamen. Für die Architektur der Zwi-
schenkriegszeit ist vor allem die Auswirkung
dieser Schulen von Bedeutung, das heißt, sie
zeigt jene Formen der Gegenreaktion der
Schüler, die noch viel zu wenig erforscht und
dargestellt wurde.
Während aus dem avantgardistischen
Treibhaus der Wagner-Schule, mit der eher
positivistisch-rationalistischen Architektur-
doktrin und der bedingungslosen Hingabe an
den vor allem technischen und ästhetischen
Fortschritt eine zwar künstlerisch sensibili-
sierte, aber emotionell, ja romantisch
geprägte Schülerschaft entstand (offenbar in
der uneingestandenen Opposition zur Vater-
figur des Meisters), kamen aus den konserva-
tiven Instituten der Technischen Hochschule
die Doktoren und Intellektuellen der Archi-
tektur wie Josef Frank, Oskar Wlach oder
Oskar Strnad, die einzigen, die über die
zementierte oppositionelle Position von
Adolf Loos hinaus auch die theoretische
Ebene der damaligen Architekturszene
reflektierten. Abgesehen davon, daß die
Wagner-Schüler, soweit sie nicht getragen
vom Aufwind der Emanzipation von Wien in
ihren Heimatländern an neuen Entwicklun-
gen teilhatten (wie etwa im tschechischen
Kubismus) zu den Hauptvertretern eines
nationalistisch-romantischen Regionalismus
wurden, bildeten sie in den zwanziger Jahren
den Kern einer traditionalistisch-bürgerli-
chen Architekturschule, die über die Brücke
der Secession den Stilpluralismus des 19.
Jahrhunderts in einer neuen politisch-wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Situation
auf einer ebenso neuen ästhetischen Ebene
nachvollzogen. Ich möchte die Behauptung
erlauben, daß spätestens ab 1918 die Wiener
Architektur viel mehr als in anderen Län-
dern und Städten sich selbst rezipiert, reflek-
tiert und auch reproduziert. Man mag darin
auch ein Erbe der einstigen Metropole eines
Vielvölkerstaates sehen, das Klima der
gesellschaftlichen Koexistenz unterschied-
lichster Gruppen auf einer sehr starken
kleinbürgerlichen Basis. Aus diesen Grün-
den war es allein den Wiener Architekten,
die ihre Moderne als ästhetische Revolution
schon lange hinter sich hatten, in den zwanzi-
ger Jahren nicht mehr möglich, an den teils
naiven, zumindest jedoch vieles ausschlie-
ßenden und doktrinären Bewegungen, wie
sie das Bauhaus, das Neue Bauen, die Neue
Sachlichkeit oder der Funktionalismus insge-
samt darstellten, bedingungslos und ohne
Vorbehalte zu folgen.
Adolf Loos
Während Josef Hoffmann durch die Verän-
derungen des Ersten Weltkrieges eigentlich
seine gesellschaftliche und damit auch ästhe-
tische Basis seines Schaffens verloren hatte,
kam der vielschichtige Architekturbegriff
von Adolf Loos, wenn auch in vieler Hinsicht
mißverstanden, erst in dieser Zeit zum Tra-
gen. Ich möchte hier nicht auf die großen
Mißverständnisse eingehen, die allein durch
seinen „Kampf gegen das Ornament” ent-
standen sind und die sich bis heute konser-
viert haben, denn es gibt tatsächlich wichti-
gere Fragen. Immerhin hat Loos auch in die-
ser Problematik Zusammenhänge gesehen,
die weit über eine architektonische Formdis-
kussion hinausreichen, wie etwa die Tatsache
in der Warenproduktion und im Warenum-
satz, daß ornamentierte Gegenstände einer
künstlichen, schnelleren Alterung zugeführt
werden, die aus volkswirtschaftlichen Grün-
den eine Verschwendung darstellt. Denn der
Gegenstand würde ohne diese Zeichen eines
bestimmten Zeitpunktes viel langsamer
altern, da seine Gebrauchsfähigkeit eine um
ein Vielfaches längere ist. Wenn sich ‚Loos
auch geirrt haben mag, wenn er die Orna-
mentlosigkeit als das Ziel der kultivierten
Menschheit hinstellte, so wußte er doch um
die geistige Leistung von Reduktion und
Abstraktion. Sein Irrtum bestand vielleicht
eher darin, wie Peter Gorsen in seinem Auf-
satz „Zur Dialektik des Funktionalismus
heute” ausführlich darstellte, daß Loos diese
kulturelle Leistung vom Mittelstand erwar-
tete, ja von ihm bereits realisiert sah.
Ich möchte auch nicht auf die vielschichti-
gen Beziehungen des Ökonomiebegriffes
von Adolf Loos eingehen, einer Art von ethi-
5 1
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scher Ökonomie, verwandt mit jener ästheti-
schen des Klassizismus, die im „Weniger ist
mehr” von Mies van der Rohe kulminierte.
Loos sah auch hier die Probleme in der Pro-
duktion (Vermeidung unnützer Arbeit, der
Verschwendung von Energie des Menschen)
und in der Verteilung (Zugänglichkeit ele-
mentarer Werte, etwa des Wohnens, für alle
Menschen). Was ihn später so verbittert hat,
war, daß die baulichen Ergebnisse seiner für
ihn logischen Gedanken als formale Ergeb-
nisse interpretiert wurden, aber davon noch
später. Ich möchte also, um dieses Thema
abzuschließen, auch nicht vom Begriff und
der Methode des Raumplanes sprechen.
Aber Loos hat einen theoretischen Schritt
vollzogen, der in unserer Betrachtung als
wichtig erscheint und der in eine Richtung
ging, in die ihm niemand gefolgt ist. Ich
meine seine semantische Beschränkung des
Architekturbegriffes auf den Kultbau, auf
das zeichenhaft Lesbare, also kurz auf die
Tradition der Symbole. Dieser dialektische
Trick hat ihm zwar die falsche Etikettierung
eines Funktionalisten oder zumindest die
eines Vorläufers des Funktionalismus einge-
bracht, aber er hatte mit dieser Trennung
von Architektur und Nichtarchitektur (er
spricht nicht wie Hugo Häring vom Bauen,
vermeidet also die andere Bedeutungsebene)
einen für ihn sehr wichtigen Bereich des Bau-
ens aus der Formdiskussion ausgeschlossen
oder zumindest versucht herauszuhalten.
Seine kategorische Feststellung (gegen die
Secessionisten und späteren Werkbündler)
Form darf nur verändert werden, wenn sie
verbessert wird, hat ihm schon vor dem
Ersten Weltkrieg eine im strengen Sinne des
Begriffes „sachliche” Bestimmung des
Wohnbaus erlaubt, so streng, daß seine Ter-
rassenhäuser (wie jenes von Scheu) unter
einem ausschließlich ästhetischen Aspekt
sich tatsächlich als Vorläufer des plakativen
Internationalen Stiles ausweisen. Loos selbst
hat aber diese oberflächliche Verbindung mit
Recht energisch zurückgewiesen.
Dieser theoretische Kunstgriff, das Festna-
geln des ganzen semantischen (und damit
ästhetisch-traditionalistischen) Bereiches auf
den Kultbau, hat Loos auch selbst erlaubt,
sich eine große Freiheit in der Behandlung
neuer Bauprobleme zu sichern. Seine Aus-
einandersetzung mit dem Siedlungsbau aus
den Bedingungen der Notsituation der Zeit,
ist ein eindrucksvolles Beispiel dafür. Es ist
auch interessant zu verfolgen, wie durch die-
sen Filter von Nichtarchitektur und der Ver-
änderung der Form durch Verbesserung,
etwa in seine Reihenhauskonzepte angel-
sächsische Wohnvorstellungen einsickern
und so etwas wie eine Minimaldefinition von
bürgerlicher Wohnkultur entsteht. Diese
Auseinandersetzung von Loos nach dem
Ersten Weltkrieg mit dem Siedlerwesen ist
bis heute aktuell geblieben, ja man könnte
behaupten, sie bekommt im Lichte der alter-
nativen Tendenzen (bis zur Selbstplanung
und zum Selbstbau) eine neue Bewertung.
Man darf auch nicht übersehen, daß das poli-
tisch engagierte Lebenswerk, wie das der
Architektin Margarete Schütte-Lihotzky,
offenbar aus dieser Auseinandersetzung von
Loos große Impulse empfing.
Noch einmal zurück zum Kernthema, der
Architektur als semantisches Phänomen.
Geradezu ein Coup gelang Loos 1922 mit sei-
nem Entwurf für das Verlagshaus der Chi-
cago Tribune, wo er durch die Maßstabsver-
fremdung der bekanntesten Architekturvo-
kabel, der dorischen Säule, also einem Ele-
ment, das schlechthin als Architektursymbol
auf der ganzen Welt Verbreitung gefunden
hatte, die im Wettbewerb geforderte Unver-
wechselbarkeit des Gebäudes erreicht hatte,
die bis heute unverwechselbar geblieben ist.
Man kann, ja man muß also auch Loos in
der reichen Wiener Tradition der bürgerli-
chen Aneignung von Architektursymbolen
sehen. Er hat wie kein anderer die Willkür-
lichkeit dieses Verfahrens gezeigt mit einem
ähnlich moralisierenden Engagement wie
Karl Kraus. Loos hat nicht nur die Methode
der sprachlichen Manipulation mit Virtuosi-
tät angewandt (siehe Loos-Haus), sondern
sie gleichzeitig auch demaskiert und bloßge-
stellt. Damit wurde er für die eindimensiona-
len Funktionalisten der zwanziger Jahre voll-
ends suspekt, denn er hat sich noch dazu die
Freiheit erlaubt, seine Methode nicht nur
darzustellen, sondern auch zu relativieren.
Mit anderen Worten, er war sich seiner histo-
rischen Situation bewußt. Das Haus am
Michaelerplatz deklariert nicht nur seine
Beziehungen zur Wiener Baukultur und zur
großstädtischen Geschäftswelt, sondern ver-
wirklicht gleichzeitig (gewissermaßen in
einer vom Architekten bestimmten Werthie-
rarchie) die Schritte der erlaubten Verbesse-
rung durch eine neue Bautechnologie.
Was sich heute vielleicht, in einer ober-
flächlichen, formalen Betrachtung, als kom-
promißlerisch darstellt, ist in Wirklichkeit
ein Balanceakt in der äußerst xomplexen
historischen Situation einer Großstadtkultur,
der sowohl ihre Tradition als auch die Per-
spektiven in die Zukunft reflektiert.
MIENER WOHNHÖFEmo
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Wenn man über die Architektur der Wiener
Zwischenkriegszeit spricht, so ist natürlich
die Wohnbautätigkeit der Gemeinde Wien
das zentrale Thema. In den letzten Jahren ist
durch Autoren wie Peter Haiko, Gottfried
Pirhofer, Wilhelm Kainrath und vor kurzem
durch den Volkswirtschaftler Klaus Novy
(„Der Wiener Gemeindewohnungsbau:
Sozialisierung von unten”, ARCH+ 45) die-
ses Baugeschehen in einem engeren und wei-
teren Zusammenhang mit dem sozialrefor-
merischen Konzept der Wiener Sozialdemo-
kratie dargestellt worden. Außerdem gibt es,
wie Gerhardt Kapner in seinem Artikel „Der
Wiener kommunale Wohnbau — Urteile der
Zwischen- und Nachkriegszeit” ausführlich
behandelt hat, sowohl von rechts als von
links eine Kritik der Gemeindebauten, die so
alt ist wie die Bautätigkeit selbst. Ernstzu-
nehmen war die Kritik aus den eigenen Rei-
hen, wie sie etwa schon 1926 in Der Aufbau
Josef Frank. am „Volkswohnungspalast”
geübt hat. Trotzdem ist die Frage nach der
architektonischen Asthetik, ihrer Rolle und
Funktion, bis heute nicht beantwortet. Ein
Problem liegt zweifellos auch darin, daß
kaum von einem Autor die Tatsache akzep-
tiert wird, daß die Architektur an sich ein
zumindest ambivalentes, wenn nicht multiva-
ientes Medium ist, das heißt, daß ihre Zwei-
oder Mehrdeutigkeit sowohl im Prozeß der
Herstellung als in ihrer späteren Interpreta-
tion besteht. Eine Ausnahme bilden in die
Hinsicht die Wiener Studien von Missing
Link (Krischanitz und Kapfinger, 1977), die
sich dem Thema nicht nur verbal, sondern
auch über das Mittel der Zeichnung (mit der
Methode des Vergleiches) annäherten:
„Ähnlich ambivalent (wie die angewandte Sozialplanung
A.d.V.) war insgesamt die Stellung der Partei, die gerade
in Wien stark und mächtig und dennoch ständig vom auf-
kommenden Austrofaschismus bedroht war.
Analog dazu steht die betont massive Wirkung vieler
Wohnhausanlagen nach außen hin, ihre starke Isolierung
von der Umgebung, während das Innere der Anlagen, nur
durch wenige, architektonisch akzentuierte Portale
zugänglich, das weitgehend autarke, aufgelockerte Bild
einer „Stadt in der Stadt” bietet. Die für damalige Verhält-
nisse revolutionäre Ausstattung der Höfe und die bauliche
Formulierung gemeinschaftlichen städtischen Lebens
wurde schließlich von Architekten gestaltet, die, in impe-
rialer großzügiger Stadtbaukunst gemäßt dem Erbe Otto
Wagners geschult, das Volkswohnprogramm in Anlehnung
an strenge „bodenbesetzende” Palastbautradition und for-
mal bürgerliche Platzbildung umsetzten.
Der pragmatische Kompromiß — von jeher ein österreichi-
sches Spezifikum — kennzeichnet schließlich die geschicht-
liche Dimension dieser architektonischen Verwirklichung
gesellschaftlichen Willens.”
Karl Mangwies in realistischer Weise in sei-
nem Katalogbeitrag zur Ausstellung „Kom-
munaler Wohnbau in Wien” auf die Tatsache
hin, daß die Architektenschaft, die der
Gemeinde zur Verwirklichung ihrer Pläne
zur Verfügung stand, entsprechend der plu-
ralistischen Struktur, der Stadt und ihrer
Architekturschulen, eben ein sehr heteroge-
nes planerisches Potential darstellte. Trotz-
dem sind die Fragen von Peter Gorsen in dem
schon einmal erwähnten Aufsatz „Zur Dia-
lektik des Funktionalismus heute” (Am Bei-
spiel des kommunalen Wohnungsbaus im
Wien der zwanziger Jahre) nicht beantwor-
Wiener Studien, Missing Lin. / Krischanitz)
tet. Ich zitiere etwas ausführlich die zentrale
Fragestellung:
„Heute stellt sich daher die Frage, ob der allmähliche
soziale Lernprozeß für ein menschlicheres (besseres,
moderneres, demokratischeres) Wohnen nicht richtiger
über eine Architektur zu vermitteln gewesen wäre, die sich
bewußt auf den widersprüchlichen Zusammenhang rück-
ständiger und fortschrittlicher Bedürfnisse einläßt und ihm
ästhetisch zum Ausdruck verhilft. Diese Frage könnte
gerade am Wiener kommunalen Wohnungsbau der 20er
Jahre, der gewöhnlich als Hinterherhinken gegenüber der
avantgardistischen Architekturentwicklung charakterisiert
wird, historisch überprüft werden. Retrospektiv betrachtet
erscheint doch der technisch, funktional und auch ästhe-
tisch weniger fortschrittliche Massenwohnungsbau im
Wien der 20er Jahre, der außerdem einer kleinbürgerlich-
regressiven Anfälligkeit für Dekoration und Idyllik, einer
Ästhetik des Sichabschließens und der Abschirmung nach
außen Rechnung trug, diesen Fehler eines abstrakten Vor-
auseilens gegenüber dem erst erreichten Bedürfnisniveau
nicht gemacht zu haben. Die Gründe für dieses kritische
Zurückbleiben wären in ihrer Gesamtheit allerdings erst zu
eruieren und nicht voreilig als kluge kulturpolitische Strate-
gie der Sozialdemokratie, sondern als zum größten Teil
„nur” ökonomisch erzwungen, nämlich als Kompromiß
zwischen Planung und Finanzierung zu interpretieren.”
Und Gorsen kommt zu folgendem Schluß
und zur Kritik am Funktionalismus:
„Gegenüber der eingetroffenen Krise der Kultur der neuen
Sachlichkeit und gegenüber einem Denken, das sich fort-
schrittliches Wohnen abgelöst von den jeweiligen Produk-
tionsverhältnissen nur als funktionale Architektur und
industriell entwickelte Ästhetik vorstellt, erscheint die ver-
meintlich nur rückschrittlich und vom feudalbürgerlichen
Erbe lebende Architektur des Wiener kommunalen Woh-
nungsbaus der 20er Jahre in einem neuen Licht. Ihre verur-
teilte Kleinbürgerlichkeit erscheint heute realistischer,
bedürfnisorientierter und menschlicher als die gleichzeitige
Architekturentwicklung zu funktionalem Rationalismus
und neusachlichem Zweckstil die Emanzipation von über-
holten vorindustriellen Lebensformen abstrakt vorauszu-
setzen. Hier offenbart der Fortschritt der Avantgarde
gegenüber den erzwungen anachronistisch lebenden Men-
oben: Fritz Judtmann/ Egon Riss, Wohnhaus Diehlgasse, Wien 5
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schen des Alltags sein erbarmungsloses, rigides Gesicht. Er
offenbart sich als Herrschaftsform des industriellen Esta-
blishments. Denn anstatt den technischen und architekto-
nischen Fortschritt zu sozialisieren, nämlich allen verfüg-
bar zu machen, wird von seiner punktuell erreichten exem-
plarischen Höhe die Majorität der in Rückständigkeit und
kleinbürgerlicher Enge Lebenden kritisiert.”
Wenn wir uns auf dem Wiener Boden und im
Zusammenhang mit Architektur vom kate-
gorischen „Entweder-Oder” abwenden und
uns mehr auf ein „Sowohl-Als auch” einlas-
sen, werden wir vielleicht zu einigen Antwor-
ten kommen.
Ich glaube, es wäre falsch, wenn man hin-
ter der verbindlichen, ja zum Teil konser-
vaiv-bürgerlichen Architektur des „Roten
Wien” ein ästhetisch-politisches Programm
vermuten würde, wenn es auch, zugegeben,
heute gut in die Interpretation des Reform-
sozialismus paßte. Daß hier vielleicht unbe-
wußt, ja intuitiv Kongruenzen entstanden
sind, kann man nicht bestreiten. Es scheint
jedoch, daß die Architektur der kommuna-
len Wohnbauten, die man gar nicht als ein
einheitliches ästhetisches System darstellen
und beschreiben kann, zumindest einige
handfeste historische Gründe hat, die leicht
zu beschreiben sind.
Einmal entsprach es dem sozialen Wohl-
fahrtskonzept der Gemeinde, daß fast jeder
Architekt beschäftigt wurde (auch jene aus
dem oppositionellen Lager), Präferenzen
gab es eher nach propagandistischen Überle-
gungen (Hochschulprofessoren, berühmte
Architekten) als nach politischen. Sogar in
den Wettbewerben schien gerade die Archi-
tektur das am wenigsten programmierte Ele-
ment der Beurteilungsfaktoren zu sein.
Klare, verbindliche Vorstellungen gab es nur
von den Wohnungstypen, ihrer Mischung,
den hygienischen, volksbildnerischen und
anderen Programmen und nicht zuletzt in der
Normierung von Elementen, wie Fenster etc.
Wenn man also von wenigen bevorzugten
Architekten absieht, wie die als Sozialdemo-
kraten deklarierten Brüder Geßner, so gab es
eine sehr bunte Palette von Auftragneh-
mern, die alle in der Monarchie ausgebildet
wurden und alle in einer mehr oder weniger
bürgerlichen Tradition standen.
Auf die Dominanz der Wagner-Schule
wird immer wieder hingewiesen. Ihr artisti-
sches Training bildete zweifellos die Grund-
lage, diesen absolut neuen Bauaufgaben mit
teilweise über 1000 Wohneinheiten, auch in
einem städtebaulich künstlerischen Sinne
Herr zu werden. Wenn man es negativ for-
mulieren will, so müßte man sagen, daß
allein die Wagner-Schüler dazu fähig waren,
diese neuen realpolitischen „Ungeheuerlich-
keiten” im Stadtraum baukünstlerisch so zu
kaschieren, als seien sie in der ehemaligen
Kaiserstadt das Selbstverständlichste der
Welt. Hier kam auch zweifellos die wenn
auch unterschiedliche Kontinuität der Wie-
ner Schule, die permanente Reflexion von
Geschichte zum Tragen.
Zu all dem gab es noch einen Faktor, der
ebenfalls in seiner ästhetischen Auswirkung
nicht übersehen werden sollte, dies ist die
Tatsache, daß die Gemeinde mit Absicht, im
Hinblick auf die Arbeitsbeschaffungspro-
bleme und der Beschäftigung der vielen
Arbeitslosen, planmäßig _arbeitsintensiv
baute und technologische Rationalisierungen
(wenn sie nicht gemeinwirtschaftlich moti-
viert waren) ausschloß. Das heißt, Fragen
einer neuen Asthetik, die mit neuen Techno-
logien und industriellen Fertigungsmethoden
verbunden waren, hatten keine Relevanz. Im
Gegenteil, die teilweise Verwendung von
az
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Bauschmuck (auch Baukermik), ja von teils
biedermeierlichen Ornamenten, schuf
zusätzlich für viele Handwerker und Künst-
ler Erwerbsmöglichkeiten. Das ist wohl auch
der Grund, daß sich im Wiener Gemeinde-
bau trotz des großen sozialreformerischen
Konzepts so viele kleinbürgerliche Relikte in
den Details, bei den Toreinfahrten, den
Höfen (in der sogenannten Kleinarchitektur)
etc. erhalten haben, beziehungsweise zum
Teil auf einer neuen Ebene entwickelt wur-
den.
Gerade diese Objekte des UÜberflusses,
diese Spielereien und Anspielungen, sind
aber in einem unprogrammierten Sinne zu
den Objekten der Identifikation der Bewoh-
ner geworden, gerade die Zufälligkeiten der
Planungs- und Herstellungsprozesse sehen
heute aus wie programmierte, reformsoziali-
stische Alltagsästhetik. Wenn auch zweifel-
los die Architektur so gedeutet werden kann,
so scheint mir doch die Vermutung einer pro-
grammierten Asthetik falsch. Natürlich ist es
möglich, daß in der ganzen, zum Teil sicher
auch euphorischen Bewegung von Planung
und Baudurchführung dieser großen Anla-
gen Kräfte frei wurden, die zum Teil intuitiv
die neuen politischen Parolen darstellten. Es
wird berichtet, daß Breitner selbst an Sonn-
tagen fasziniert vom Baugeschehen auf den
Gerüsten herumgeklettert sei. Sicher kann
man auch im Wien dieser Jahre einen relativ
hoch entwickelten Sinn für die semantische
Dimension der Architektur annehmen.
Erlauben Sie mir trotzdem zum Schluß dieses
Teiles einige, vielleicht auch etwas ketzeri-
sche Vermutungen auszusprechen:
1) Der Architektur wurde vielleicht von
politischer Seite doch nicht jene vorran-
gige Bedeutung eingeräumt, wie es die
Architekten gerne sehen möchten. Vielleicht
war den Parteiführern ein gewisses Element
bürgerlicher Tarnung gar nicht so unange-
nehm, denn umso kompromißloser konnte
man die kommunalpolitischen Programme
verwirklichen.
2) Vielleicht hatten die Führer der Sozialde-
mokratie selbst einen durchaus bürgerli-
chen Kulturbegriff. Abgesehen davon paßt
es zum Charakterbild von Revolutionären
(auf welchem Gebiet immer), daß sie auf
anderen Gebieten konventionell, ja reaktio-
när sein können.
3) Die kleinbürgerlichen Wertvorstellungen
waren nicht Feindbilder, sondern eher
realpolitisch erreichbare Ziele.
4) Daraus resultiert vielleicht in Wien eine
lange und ununterbrochene Tradition,
sowohl im Massenwohnungs- als auch im
Siedlungsbau bürgerliche Wohnqualitäten in
Minimaldefinition dem Arbeiter zugänglich
zu machen. Loos und Frank bemühten sich
ein Leben lang, die Elemente des bürgerli-
chen Wohnens im Arbeiterwohnungsbau zu
verwirklichen. Die letzte Konsequenz aus
dieser Entwicklung war die Wiener Werk-
bundsiedlung, die allerdings den Bedingun-
gen ihrer Zeit so weit voraus war, daß sie bis
heute nicht eingeholt wurde. Man muß auch
mit dem Begriff „bürgerlich” etwas differen-
zierter umgehen. Franks Kritik an den
Volkswohnpalästen und ihren Wohntypen
war z.B. die Übernahme und Kopie von fal-
schem bürgerlichen Wohnverhalten, etwa
gekennzeichnet durch die Auflösung der
Wohnküche in Küche und Wohnzimmer,
was gleichbedeutend damit war, daß der
wichtigste Raum (nach kleinbürgerlichen
Gewohnheiten) aus dem tatsächlichen
Wohnvorgang ausgeschlossen und zum Pre-
Ernst E. Lichtblau, Paul-Speiser-Hof, Wien 21, Freytaggasse 1-9, 2-14, Franklinstraße 20, 1929
Rudolf Perco, Wohnhausanlage, Wien 20, Engelsplatz, 1930—33
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stigeobjekt wurde. Auch die sogenannte
„Vorraum-Diskussion” war in dieser Hin-
sicht nicht uninteressant, bekanntlich wurde
diesem Symbol besseren Wohnens in den
beengten Grundrissen große Bedeutung
zugemessen.
Ich glaube also, um es abschließend .noch
einmal zu betonen, es wäre zu einfach und
verkürzt, die Architektur der Wiener Kom-
munalwohnbauten als ästhetischen Aus-
druck eines reformsozialistischen Konzeptes
zu sehen. Vielleicht führt uns der Gedanke
weiter, beide, die Architektur der Gemein-
debauten, ihren ästhetischen und semanti-
schen Pluralismus und das kommunalpoliti-
sche Programm als Erscheinungen ein und
desselben historischen Prozesses zu sehen,
der in einer wahrlich von Geschichte über-
frachteten Stadt in den Jahren nach dem
Ersten Weltkrieg abgelaufen ist. Natürlich
liegt die Vermutung nahe, daß eine Sozialde-
mokratie, die imstande war, ein revolutionä-
res Programm für den Massenwohnbau zu
entwickeln und durchzuführen, dessen
Ergebnisse tatsächlich dem Arbeiter, den
Obdachlosen und den an der unteren Grenze
des Existenzminimums Lebenden zur Verfü-
gung standen (die spektakulären Bauten der
Weimarer Republik waren letzten Endes
doch nur Trauben, die den unteren Schichten
zu hoch hingen), daß also eine solche Sozial-
demokratie imstande sei, auch ein ästheti-
sches Programm zu entwickeln, das diese
neuen politisch-wirtschaftlichen Inhalte aus-
zudrücken vermochte. Daß sie es tatsächlich
tut, steht wohl außer Zweifel, aber eher in
dem Sinne, wie mit historischer Distanz
jedes.Bauwerk Zeitgeist vermittelt und als
Phänomen seiner Zeit analysiert werden
kann.
Zwischenbemerkung
Die gesellschaftliche Struktur Wiens und ihr
verkleinertes Abbild, die Architektenschaft,
reproduzierte im Massenwohnungsbau der
Gemeinde noch einmal mit der anerzogenen
Gestik einer selbstbewußten Großstadt die
Träume ihrer einst glanzvollen Rolle. Die
sozialdemokratische Verwaltung hatte ein
kaiserliches Erbe angetreten und die Büro-
kratie der Stadt war gewohnt, lautlos und
exakt zu funktionieren und in ihrem Rahmen
auch großzügig zu handeln. Die Superblocks
waren die Symbole nicht nur einer neuen
politischen Kraft, sondern auch die einer
noch existierenden Großstadt. Es blieb den
Kanonen des Austrofaschismus vorbehalten,
diese alte und neue Lebenskraft zu brechen.
Nicht die Provinz, sondern das Provinzielle
hatte den Marsch auf Wien angetreten. Uni-
versalerbe wurde der Nationalsozialismus.
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Josef Frank, der Österreichische Werkbund
Wenn man überhaupt von einer Architektur-
diskussion im Wien der zwanziger und drei-
ßiger Jahre sprechen kann, dann wurde sie
im Österreichischen Werkbund geführt.
Josef Frank, als zentrale Figur, hatte als ein-
ziger auch eine umfangreiche theoretische
Aktivität entfaltet, die schließlich, neben
zahlreichen anderen Schriften, ihren Nieder-
schlag in dem schon erwähnten Buch Archi-
tektur als Symbol fand. Vielleicht kann man
die Wiener Situation kurz so charakterisie-
ren: Jene kleine Schar von Architekten, die
gegenüber dem eher unreflektierten Wiener
Baugeschehen ein kritisches Bewußtsein ent-
wickelte, also Brenner, Frank, Lichtblau,
Plischke, Schuster, Schütte-Lihotzky,
Sobotka, Strnad, Vetter (um nur die wichtig-
sten zu nennen), kam fast zwangsweise in
einen Zweifrontenkrieg. Einerseits gab es
die alten und neuen traditionalistischen
Kräfte, etwa die Wagner-Schule, aber auch
Holzmeister oder Behrens, andererseits die
mit großer Publizität auftretenden funktiona-
listischen Tendenzen in Deutschland, die
gerade Frank zu einer für Wien ganz unge-
wohnten theoretischen Schärfe herausfor-
derten. Die Blickrichtung Franks war ein-
deutig nach Deutschland, als einziger öster-
reichischer Teilnehmer am Bau der Stuttgar-
ter Werkbundsiedlung hatte er auch intimen
Einblick in die Szene des Deutschen Werk-
bundes. Wien war für ihn 1930 eigentlich
kein Gegenstand seiner Auseinandersetzung
mehr:
„Während Deutschland durch die jäh sich jagenden Moden
und die fortwährende Umstellung auf Neues, vergebliche
Verkleidungen und fehlende Entwicklung verwirrend
wirkt, macht das neue Wien den Eindruck, als würde hier
überhaupt nichts gedacht. Es herrscht hier eine starke Ein-
mütigkeit aller, die da bauen, ohne Unterschied des Gra-
des, so daß Hochschulprofessor und Maurermeister sich
durchwegs auf dem gleichen Niveau bewegen; sie gehen
gänzlich ahnungslos an jedem Problem vorbei, sei es wel-
cher Art immer, und es wirkt gewissermaßen beruhigend
auf das Auge, die vollkommene Wertlosigkeit, von keines
Gedankens Blässe angekränkelt, an allem sofort konstatie-
ren zu können, ohne vorerst fragen zu müssen, ob derartige
Ungestalt nicht doch auf Grund irgendeiner Spekulation
entstanden ist. Man ist sich über die Absichten des Schöp-
fers nicht erst im unklaren und muß nicht nachdenken oder
auf einen Kommentar warten. Denn was hier geschieht,
sieht aus, als hätte es der Zufall auf die Straße geworfen,
und fröhliche Dummheit grinst aus jedem Fensterloch.
Während der Deutsche sich bemüht, irgendwelche Wir-
kungen zwar falsch, aber effektvoll anzuwenden, kennt sie
der Wiener überhaupt nicht. Was er seine Kunst nennt, ist
ein Zusammenstellen beliebiger Motive, die er einem Vor-
lagenbuch, das seinesgleichen zusammengestellt hat, ent-
nimmt. Denn was außerhalb seiner Grenze geschieht, will
er nicht sehen oder nur mit Augen, die das aussuchen, was
er schon kennt, um mit Behagen festzustellen, daß bei ihm


























Es war nicht nur die politische Entwicklung,
die Frank schon 1934 in die Emigration trieb,
sondern es schien auch seine theoretische
Position der Wiener Moderne zwischen links
und rechts, zwischen dem für ihn trivialen
fortschrittsgläubigen Funktionalismus und
dem nationalistischen Regionalismus, in
Frage gestellt, ja hoffnungslos geworden zu
sein. Bekanntlich floh Frank nicht nur nach
Schweden, sondern auch ins Kunstgewerbe,
ja in die Aquarellmalerei. Das mag übertrie-
ben formuliert sein. Aber auch Strnad, ein
ihm wohl sehr verwandter Geist, konnte
seine Architektur genaugenommen nur mehr
auf dem Theater verwirklichen.
Man darf nicht vergessen, daß die Wiener
Werkbundsiedlung im Gegensatz zur Stutt-
garter sich nicht mit neuen Technologien,
Vorfabrikation und Rationalisierung im Bau-
wesen beschäftigte, also den ganzen Kom-
plex einer funktionalistischen Asthetik igno-
x;
Ernst Anton Plischke
Arbeitsamt Liesing, Wien 23,
1930
Und unter dem Titel Was ist modern findet
man die für uns heute noch erstaunliche Fest-
stellung:
„Denn Form und Inhalt haben miteinander wenig zu tun.
Amerika hat uns bewiesen, daß man jedes, auch das
bequemste Haus in allen Stilarten bauen kann, ohne auch
nur das geringste an Behaglichkeit aufgeben zu müssen;
diese Häuser sind durch eine bestimmte und klare Lebens-
form, die seine Bewohner haben, unseren Formspielereien
beiweitem überlegen. Modern ist das haus, das alles in
unserer Zeit Lebendige aufnehmen kann und dabei doch
ein organisch gewachsenes Gebilde bleibt. Die moderne
deutsche Architektur mag sachlich sein, praktisch, prinzi-
piell richtig, oft sogar reizvoll, aber sie bleibt leblos.”
rierte, sondern sich auf einen kulturellen
Lernprozeß im Bereich des Wohnens fest-
legte und in dem Ziel, mit einem Minimum
von Bau- und Raumaufwand ein Optimum
an Wohnwert zu erreichen. Daß dieser Lern-
prozeß dann nicht mehr stattfand, hing wie-
der mit den politischen Ereignissen zusam-
men.
Die Entwicklung des Österreichischen Werk-
bundes ist bekannt. Die Tatsache der Spal-
tung in einen alten, linken, jüdischen und in
einen neuen, rechten, antisemitischen fand
auf dem Hintergrund der politischen
„Gleichschaltung” des Deutschen Werkbun-
des (und seiner folgenden Eliminierung) und
der innenpolitischen Entwicklung in Oster-
reich statt. Deutliche Zeichen dieser Spal-
tung waren schon bei der Tagung des Deut-
schen Werkbundes 1930 in Wien und in der
großen Ausstellung am Stubenring zu sehen.
Die Werkbundausstellung 1930 und die Sied-
lung 1932 zeigen aber auch schon das gespal-
tene Verhältnis der Wiener Avantgarde zu
den Problemen der Großstadt. Der Versuch,
Wien noch einmal als liebenswerte und
lebenswerte Stadt zu zeigen „mit schön
bewegtem Geist, von feinem Lebenssinn”,
also mit einem deutlichen Zug zur Selbstdar-
stellung für den Fremden, steht auf der einen
Seite, auf der anderen (in den Häusern der
Siedlung) das Bemühen, städtische Wohn-
kultur mit neuen Wohnformen und einer
Vielfalt von Haustypen wieder der Natur
näher zu bringen. Frank konnte mit der
Werkbundsiedlung wenigstens symbolisch
das Ziel seiner Anstrengungen erreichen, es
war im angelsächsischen Sinne das eigene
Haus für den Arbeiter. Man könnte hier
noch die Frage anhängen, ob sich nicht in der
Wiener Werkbundsiedlung auf einer indivi-
duellen Ebene, also auf den Einzelnen zuge-
schnitten, sich nicht noch einmal dieselbe
Reproduktion von Pluralismus vollzogen
hat, von Wiener Pluralismus, wie sie rund
zehn Jahre vorher im kollektiven Bereich,
also im Massenwohnbau begonnen wurde.
Ich möchte zum Schluß noch kurz den Ver-
such machen, die theoretische Resignation
zu skizzieren, die praktische ist durch die
politischen Ereignisse ohnehin verständlich.
Sie scheint mir einerseits in einer Art von
Sprachlosigkeit, wie sie Karl Kraus gegen-
über Hitler hatte, zu liegen, andererseits in
einem Architekturbegriff als Summe der
Erfahrungen (speziell der Wiener Architek-
turentwicklung), aber auch ein Begriff des
Respekts vor den Dingen, ihrer eigenen Ent-
wicklung und Bedeutung. Frank polemisiert
unentwegt gegen das Erfinden neuer, vor
allem geschlossener ästhetischer Systeme
(Bauhaus, Neues Bauen), gegen die Diktatur
der Garnitur, wie er es nannte, der Garnitur
als Symbol .der Unterwerfung der Dinge
unter ein Formprinzip. Hören Sie sich noch
kurz an, was Frank 1930 etwa zum Thema
Symbol schrieb und Sie werden verstehen,
daß er auch bei seinen Freunden im Deut-
schen Werkbund wenig Verständnis finden
konnte:
„Die Menschheit braucht Symbole, heute wie je zuvor.
Denn der Mensch begreift nicht, was er sieht, wenn ihm
nicht der Sinn davon in Schlagworten gesagt wird, die
heute oft in die beliebte Form mathematischer Formeln
gebracht werden, wodurch sie den Eindruck der Exaktheit
machen und unverständlich sind. Das architektonische
Symbol, einmal verständlich geworden, ist ein formgewor-
denes Schlagwort. Wir können deshalb den Stil einer Zeit
eine Sammlung ihrer Symbole nennen. Es ist hieraus zu
ersehen, daß die Architektur unserer zeit durchaus keine
„Zweckkunst” ist, deren Aufgabe lediglich eine Zwecker-
füllung wäre, da auch Zweckerfüllung weder vollständig
erfaßbar noch beständig ist. Dies wird heute leider sehr sel-
ten erkannt, und deshalb bleibt die Menschheit an ihren
alten Symbolen hängen, mit denen der Zweck verkleidet
wird ”
Und dann zu einer Schlüsselfigur für seinen
Architekturbegriff, zu Andrea Palladio:
„Daß betonter Ausdruck des Individualismus innerhalb
einer Gesamtheit aber nicht mit willkürlichen Mitteln ver-
bunden sein muß, bewies EICHE Palladio, derimstande war, alle bestehenden Regeln der Antike befol-
gend, das wesentliche zu erreichen, nämlich Freiheit und
Großzügigkeit, wobei er auf Ornament und Plastik verzich-
tete. Sein System, mit den einfachsten Mitteln die höchste
Wirkung zu erzielen (lediglich auf ein wunderbares Gefühl
für Proportionen gestützt), und Typen zu schaffen, hat die
Willkürlichkeit des Prunks überdauert und deren Abhän-
gigkeit vom Absolutismus klargemacht. Willkürlichkeit ist
nicht Freiheit, und ein jeder heutige Versuch, Willkürlich-
keit als deren Symbol zu verwerten, ist ein reaktionäre
Versuch, unter Vorspiegelung falscher Tatsachen die Men-
schen zu täuschen; ein solcher war die revolutionäre Bohe-
mienarchitektur der Nachkriegszeit. Deshalb führt eben
jede Revolution wieder zu der Antike und ihren Regeln
zurück.”
1933 starb Adolf Loos. Josef Frank emi-
grierte 1934 mit 49 Jahren. Oskar Strnad
starb 1935. 1934 begann ein neues Kapitel
der Wiener Architekturgeschichte. Ich hatte
ursprünglich vor, auch noch kurz die Archi-
tektur des Austrofaschismus zu behandeln.
Wir müßten dabei wieder beim Jahr 1914
(oder noch früher) beginnen. Ich habe den
Eindruck, daß die Elemente dieser Architek-
tur, soweit sie überhaupt an diesem Phäno-
men festzumachen sind, immer vorhanden
waren, wie auch der folgende (in Deutsch-
land schon vorhandene) Nationalsozialismus
nichts Neues erfunden hat, sondern sich nur
eines ganz spezifischen Vokabulars bediente.
Ich möchte aber doch nicht mit dem
Thema Resignation enden. Es wäre auch
historisch ungerecht. Schließlich hat es in
den dreißiger Jahren in Wien auch einen
Ernst Plischke gegeben, der seinen eigenen
„Zweifrontenkrieg” führen mußte: einerseits
gegen das Kunstgewerbe (oder das Kunstge-
werbliche in der Wiener Architektur), ande-
rerseits gegen die Wiener Ignoranz gegen-
über den Vorgängen im Ausländ. Plishke
war wohl einer der ganz wenigen Wiener
Architekten, der in einem positiven und für
ihn fruchtbaren Sinne Le Corbusier, die De
Stijl-Gruppe und andere Bewegungen rezi-
pierte. Sein sensibler Stukturalismus wurde
aber offenbar durch den Wiener Background
und seinem Sinn für Organische vor einer
doktrinären, orthodoxen Position bewahrt.
Das ist wohl auch das Geheimnis, daß seine
Bauten, soweit sie überlebt haben (wie etwa
das Haus am Attersee) lebendig, faszinie-
rend, ja jung blieben und nicht zu einem
historischen Fossil erstarrt sind. Umso
schändlicher ist für Wien die Tatsache, daß
eines der wenigen Zeugnisse einer optimisti-
schen, weltoffenen Architektur der Wiener
dreißiger Jahre, das durch die Nationalsozia-
listen verschandelt wurde, daß dieses
Arbeitsamt von Liesing, obwohl sein
Erbauer schon seit Jahren den Auftrag für
eine Rekonstruktion hat, bis heute nicht wie-
der hergestellt wurde.
Schluß
Ich habe viele ausgelassen, viele Namen, die
vor allem das Gesicht der Architektur der
dreißiger Jahre bestimmten, kamen kaum
oder nicht vor. Hier begänne tatsächlich ein
zweiter Vortrag. Denn mit der Spaltung des
Wiener Werkbundes hat auch eine Art
Renaissance des Kunstgewerbes eingesetzt,
durch Josef Hoffman, Oswald Haerdtl und
andere. Außerhalb von Wien entstand ein
neues Zentrum österreichischer Selbstdar-
stellung: Salzburg. Die politische Koketterie
mit dem italienischen Faschismus spiegelte
sich auch in der Architektur wider. Natürlich
nicht demonstrativ, eher heimattreu abge-
schwächt oder ästhetisch relativiert. Die
Wiener Architektur wird ein eigenes Thema,




Im J.-F.-Kennedy International Airport prä-
sentiert sich das halbe Amerika, die besiedelte,
die bebaute, die Gott sei Dank kleinere Hälfte.
Und wenn die Jumbo Jets am Boden engere
Kurven drehen könnten, dann wäre auch diese
Flughafenwelt gerastert. So bilden die Roll-
bahnen ein großes Oval - und darauf
beschränkt sich die Planung - das das sich in-
nen die Abfertigungsgebäude legen. Prakti-
sche Kolosse ohne Form, ergänzt durch die
Riesenschachteln der Hangars und Hallen.
Dazwischen taucht verloren Saarinens TWA
Terminal auf; klein, fast zierlich liegt es da, wie
ein gestrandeter Stachelrochen, die einzige
Architektur unter dem Gebauten.
Nach dem von Pfeilen und Hinweisen ge-
lenkten Gang durch die Labyrinthe leicht ner-
vös geworden, läßt uns der Zollbeamte ein-
fach durch: als Referenz an Europäer, Touri-
sten, die zum ersten Mal in den Staaten sind
und wie Checkkartenbesitzer aussehen. So
kommt man übrigens in den Staaten überall
gut durch. Die Ankunft in der Neuen Welt ist
nicht erhebend, das Taxi schäbig und zer-
beult, der Anblick der Skyline von Man-
hattan, eine halbe Stunde später, nicht über-
raschend.
Über die Queensborg Bridge kommend,
tauchen wir bei der UNO in die Straßen-
schluchten ein. Es ist gar nicht so hektisch. Die
Ampeln scheinen nur für die Fahrenden zu
gelten. Fußgänger umtänzeln bei Rot die Au-
tos wie Toreros, kaum einer hupt deswegen.
Gullys qualmen, der Himmel ist hoch und
kantig ausgeschnitten, die Straßen endlos, die
Sensationen sind banal und schnell vertraut.
Unser Hotel lag dicht am Times Square. Es
hat, wie der Platz, der nichts weiter ist als die
langgezogene Kreuzung zwischen Broadway
und der Seventh Avenue, bessere Zeiten ge-
sehen. Verschwunden ist der Glanz des
Theater Distrikts. Von einem neuen Hoch-
haus - gerade wurde unter, wie Kettenhem-
den gewirkten Stahlmatten, die Fundament-
gruben in den Fels von Manhattan gesprengt -
erhofft man sich neuen Aufschwung. Die 42.
Straße ist das Zentrum der Prostitution, von
der 8. Avenue abwärts zum Hudson scheint
ein ganzer Stadtteil aufgegeben. Häuser, Stra-
ßenzüge verkommen, die Fußwege voller
Dreck und Scherben, in den tiefen Kuhlen der
aufgebrochenen Fahrbahnen setzen die
schlecht gefederten Straßenkreuzer auf.
Es sind die Gegensätze, die New York prä-
gen und der nicht begreifbar schroffe Wechsel
zwischen ihnen. Es sind die Extreme, die die
Stadt unerträglich machen, wenn man schon
am Bahnhof Zoo in Berlin vom Elend der
Großstädte überfordert ist. Wie soll der Ex-
presso schmecken, während drei Meter weiter
Abfalleimer durchwühlt werden oder ein alter
Schwarzer stehen bleibt, um sich die Kopfhö-
rer seines Walkman aufzusetzen. Umständ-
lich und rührend wird das Kabel in zwei ver-
schiedenen weiten Ringen um den Hals gelegt,
wie eine Kette.
Wie er hoffentlich mit Jimmy Hendrix sind
wir auf dem Empire State Building weit von
dieser Welt entfernt. Trotz des Rummels, trotz
der amerikanischen Touristen, die laut, ka-
riert - sogar ihre Hosen sind gerastert - und
wohlgenährt, in allem nur sich selbst bewun-
dern. Das sind die reduzierten Individuen, de-
ren Summe, nach Musil, durchaus ein geniales
Ganzes ergeben kann, trotz der ständig gegen-
wärtigen Kümmerlichkeit seiner Erbauer und
Bewohner, also nimmt uns hier oben die stei-









Der Einstieg in die
Rasterwelt
Skizzen aus den USA. 1. Lieferung
\
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Zögernd lösen sich die Zwillingstürme der
World Trade Centers aus den tief hängenden
Wolken. In der Gegenrichtung, midtown,
überragt die glänzende, in Halbkreisen ge-
staffelte art-deco Spitze des Crysler Buildings
die glatten Kästen des neueren Baubooms.
Hier wird gerade das AT + T Building von
Johnson verkleidet. Mit Naturstein! Von dem
acht Geschoß hohen Rundbogenportal bis
zum Chippendale Giebel. Da hat Johnson
Weltbewegendes gemacht: der Wolkenkrat-
zerarchitektur wieder Hand und Fuß gegeben.
Unter uns das Meer der handfesten Hoch-
häuser, die meisten sind doch nur 15 Geschos-
se hoch. Die dunklen Straßen, die hellocker
oder ziegelroten, noch rhythmisch gerasterten
Lochfassaden in perspektivischer Verkür-
zung, die wiederum dunklen Dachflächen in
immer verspringender Höhe. Sie, mit ihren
vom Fassadenrand abgerückten, kubisch ver-
schachtelten Aufbauten und den absurden
Bassins beherrschen den Blick. Und wenn man
mit leichtem Zusammenkneifen der Augen
diese Dachlandschaft für sich nimmt, die
Dachfläche als zweite obere Bodenebene,
dann entstehen über der größten Rasterstadt
unzählige Keimzellen amerikanischen Städte-
baus. So fängt das kleinste Nest im Westen an,
Häuser und Hütten im rechten Winkel
aneinandergefügt, und dazu der runde, hölzer-
ne, kegelbedachte und aufgebockte Wasserbe-
hälter, das Symbol für Versorgung und An-
schluß, für Landwirtschaft und Eisenbahn-
station.
Städte am Wasser bieten zu dem Erleben
von den Höhen der Stadttopographie ein
zweites Abenteuer: die Hafenrundfahrt. In
New York besorgt das die Circle Line. Die
Umrundung Manhattans beginnt am Ende
der berüchtigten 42.. Den Hudson herunter
nach Süden, vorbei an den Kaianlagen, neu
gebaute und zerstört liegengelassene. Der
Blick durch die Straßenschluchten geht nun
von Anfang bis Ende; Schneisen in der Stadt,
kein städtischer Raum, mit Massen versehene
Strecken. Auf der Rückfahrt von dem unver-
meidlichen Abstecher zur Freiheitsstatue - sie
ist ungefähr so charmant wie das Hermanns-
denkmal im Teutoburger Wald - liegt die klas-
sische Ansiht Manhattans vor uns.
Die kleinen traditionellen Hochhäuser wer-
den umstellt und überragt von den hell oder
dunkel gleichmäßig strahlenden Fassaden der
dimensionslosen Schachteln. Das gebaute
Modell einer Übertreibung. Es fasziniert, so
zusammengeballt und aufgetürmt auf das
Wasser gestellt. Aber anders als in Venedig,
wo die Geschichte im Gesicht der Fassaden,
Glanz und Alter, im Dekor und abbröckeln-
den Putz, im Vergehenden weiterlebt, besteht
die Ansicht Manhattans nur aus der Skyline,
von den Amerikanern selbst so in ungewoll-
ter Reduzierung genannt. Und in der Tat
schwindet das Träumen beim Näherkommen,
der Reiz des ersten Blicks bleibt ohne Erwei-
terung, Vertiefung, im Gegenteil, weiter auf
dem East River wird spätestens beim Anblick
der monotonen Türme der Styvesant Ap-
partments die Fragwürdigkeit solcher Agglo-
meration deutlich. Da ist jede Drehbrücke am
Harlem River in ihrer sinnvollen und schönen
Gründerjahrekonstruktion spannender als der
Anblick ganzer Stadtteile.
Nachdem der Harlem River mit scharfem
Knick nach Westen den Felsrücken Man-
hattans durchschnitten hat, mündet er in den
Hudson. Über das Heck nach Norden
schweift der Blick überrascht über einen brei-
ten Fluß, der behäbig sein Ziel erreicht hat.
Zwei Inseln im Strom, rechts flacheres, bewal-
Ä9
detes Ufer, links die Palisaden des Hudson, ein
felsiges Steilufer, kein einziges Haus zu sehen.
Das ist die andere, größere Hälfte von
Amerika.
Endlose Landschaft zwischen den Rastersied-
lungen, Weite, in der die Highways zu Stri-
chen, zu nichts reduziert sind. New Jersey, der
Staat jenseits der Palisaden des Hudson „ist
im Norden gebirgig und unerschlossen“ steht
im Prospekt zu lesen, das ist 50 Kilometer von
Ney York entfernt, und auch hier auf dem
Hudson ist die Stadt im Rücken nicht vorhan-
den, scheint alles unberührt. Ein Kanu hätte
nicht erstaunt, aber Indianer gibt es im Osten
der USA schon lange nicht mehr.
LAS VEGAS
Hinter schroffen und kahlen Randgebirgen
liegt Las Vegas - die Entfernung zur maßstab-
losen Skyline ist nicht abzuschätzen - wie eine
Oase im Wüstental. Die fleißigen Mormonen,
sie führen einen Bienenkorb im Wappen, ha-
ben mit ihrem Sinn für Herausforderungen die
Stadt gegründet, die erst nach dem letzten
Krieg von einem Verkehrsknotenpunkt zur
Entertainment Capital wurde, durch gezielte
Gesetze, die das Glücksspiel erlauben und
durch den Hoover Staudamm, der die Stadt
mit Strom versorgt.
Den braucht sie für die Leuchtreklamen
und in den riesigen, fensterlosen, durchgehend
geöffneten Casinos, in denen man jedes Zeit-
gefühl verliert. Alles ist wahr, jede Übertrei-
bung, jede Parodie: da stehen in endlosen
Reihen die Slot machines und Pokerautoma-
ten. Zwischen den Automatenstraßen freiere
Bereiche, Plätze sozusagen, mit Roulette und
Blackjack-Tischen. Hier sitzt man und spielt
mit Bedienung; Profis sind es, die die Kugel
mit gekonnter Bewegung in gegenläufige Um-
drehung bringen oder mit unbewegter Miene
Karten an die Spieler verteilen. Die nehmen
ebenso gelassen Verlust wie Gewinn hin, das
gehört zum Ritual des gehobenen Glücks-
spiels.
Vor den Slot machines geht es banaler zu.
Hier freut man sich, wenn eine Art Warn-
leuchte mit rotierendem gelben Licht den
Automaten eines Hauptgewinners anzeigt.
Dem fallen nun bei einem Einsatz von 5 Cent
zweihundert Münzen in die blecherne Auf-
fangschale. Ein wohltuendes, etwas hohles
Geklimper, dann kann der Glückliche im
Gelde wühlen - und er tut es, die Vorstufe von
„im Gelde schwimmen“: dem Dagobert-
Duck-Gefühl.
Vieles ist hier auf vorpubertäre Vergnü-
gen reduziert. In den Hotels wird der Gast zum
Beispiel mit Gutscheinheften versorgt, die erst
unterschrieben, dann in den Casinos mit
Stempel oder Lochung gülig gemacht werden.
Das alles gechieht mit ernster Anstrenung, wie
Kinder, die Schaffner spielen, um einen Drink
frei zu haben, aber jeder der spielt, kann
umsonst trinken, soviel er will.
Das Alphabet und die Zahlen unter 100
muß man immerhin bei Bingo beherrschen.
Pappchips mit Buchstaben werden auf be-
stimmte, mit Zahlen- und Buchstabenkombi-
nationen bezeichnete Felder, einer wirklich
gerasterten Papptafel gesetzt. Wem es zuerst
gelingt, die fünf Buchstaben, die B.I.N.G.O.
ergeben, unterzubringen, ruft laut: Bingo und
hat gewonnen. Von vielleicht hundert Mit-
spielern einer, der Einsatz ist gering. Das Spiel
dauert länger als das Herunterziehen des
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mehrere Papptafeln vor sich liegen hat und auf
jeder die Kombinationen verschieden sind, ist
der Sieg nicht nur vom Zufall, sondern auch
von einer gewissen Übersicht abhängig. Ein
intelligentes Zeittotschlagen.
Das Unglaubliche an Las Vegas ist nicht die
Dominanz der Unterhaltung, sondern ihr
kümmerliches Niveau.
Am Sonntagabend war ein Feuerwerk vom
Plaza Hotel angekündigt. Es bildet den point
de vue der Fremont Street, der Hauptstraße
von downtown Las Vegas, denn noch sind wir
hier in dem mit ausgebildetem Raster von
Längs- und Querstraßen, städtischen, wenn
auch billigerem Teil von Las Vegas. Das
Feuerwerk beginnt mit Verspätung und
schleppt sich schlecht arrangiert in die Länge.
Aber jede einzelne Rakete wird von der an-
spruchslosen Menge mit halblautem wow,
wow begleitet. Es ist eine Art Bellen, mit dem
sich Amerikaner mitteilen, daß Außerge-
wöhnliches stattfindet. Nach dem Feuerwerk
spielt eine Band auf der Straße Western und
Country Musik, einige Paare tanzen dazu,
auch ein harmlos torkelnder, betrunkener
Einzelgänger. Das kann nicht gut gehen, und
in der Tat nimmt ihn nach kurzem Wort-
wechsel eine der ständig patrouillierenden
Doppelstreifen in die Mitte, um ihn durch eine
schmale Nebengasse davonzuschleppen. Ein
paar teilnahmslose Blicke hinterher, die
Fremont Street ist wieder sauber.
Zur selben Zeit vergnügt sich die Highere
Society am legendären Strip, drei Meilen wei-
ter. Der alternde Paul Anka ist angesagt, ob
man sie darum beneiden soll? Ansonsten sind
die Spiele dieselben, nur die Einsätze sind
höher. Cesars Palace hat einen Mercedes 450
SL als Hauptgewinn ausgesetzt, er steht vor
dem Portal, bemerkenswert schön, gemessen
an den amerikanischen Konfektionswagen.
- Ein Auto ist nütztlich. Ich hatte mich von
downtown zu Fuß zum Strip auf den Weg ge-
macht, naive europäische Vorstellungen von
„Stadt begreifen durch Begehen“ im Hinter-
kopf. Auf halber Strecke reduziert sich das
Raster zur Verbindungsstraße, deren Quer-
straßen nach 100 Metern als Stummel in der
Wüste enden. Am eigentlichen Strip rücken
die Casinos weit von der Straße ab, verbunden
mit ihr durch dekorierte Vorfahrten, deren
Merkzeichen als riesenhafte und gewagte
Konstruktionen an der Straße stehen. Zwi-
schen den Casinos gibt es keine befestigten
Fußwege. Sie brechen mit den Fronten, die
abgesehen vom Eingang ungestaltet sind, ab.
Zum nächsten Bau geht es über steinige
Sandflächen, flache Betonpfeiler, die Grund-
stücksgrezen markieren, _Bordsteine von
Querstraßen. Das alles ist Stadt und Wüste zu-
gleich, angelegt und gefährdet, bereit sich aus-
zudehnen oder bereits zurückerobert.
Wieder in downtown Las Vegas, im ausge-
füllten, zusammenhängend gebauten Raster,
fühlte ich mich fast geborgen. Ein wenig aus-
geruht im Hotel, neue Gutscheine eingesteckt,
inzwischen hatte ich schon mein Lieblingsca-
sino. Und da sitzt man, zieht den Arm der Slot
machine nach unten, wenn es wenigstens an-
strengend wäre, schaut beim Whisky mit Soda
für 50 Cents von der Theke halb einem Foot-
ballspiel im Fernsehen, halb dem Treiben an
den Spieltischen zu, und wundert sich zuerst
streng, nach dem vierten Glas milder und
nachsichtiger, über den perfekt organisierten
Schwachsinn.
SAN FRANCISCO
Die Stadt bleibt dem auf der legendären Pa-
zifikstraße 1 von Süden Kommenden verbor-
gen, bis sie hinter dem Küstengebirge erwar-
tet und doch überraschend, in ganzer Größe
vor ihm liegt. Es ist die doppelte Topographie,
die San Franciscos Schönheit ausmacht: die
abgeschliffenen, sanfter gewordenen Hügel
- ihr ursprüngliches Aussehen ist nördlich der
Golden Gate Bridge erhalten - über die sich die
gebaute Topographie hinwegzieht. Im Westen
zeichnet sie bescheiden die Landschaftskontur
nach, um zur Bay hin mit amerikanischer Un-
bekümmertheit eigene Gebirge aufzutürmen.
Dort, downtown, hat die Geschichte der
Stadt wenig spektakulär angefangen. Erst
spät, 1775, ist das erste spanische Schiff durch
die lange übersehene Meerenge in die Bucht
gelangt. Eine Mission wurde gegründet und
ein Stützpunkt, um den Engländern und den
Russen, die als Jäger und Forscher die Ge-
gend besuchten, zuvorzukommen. Seit 1841
siedelten auch Amerikaner in dem inzwischen
mexikanischen Californien. Als es ihnen nicht
gelang, das Land zu kaufen, führte der wie ge-
rufene Krieg von 1846 zur Angliederung an die
USA. Yerba Buena, das heißt „gutes Kraut“
(wer weiß, ob das die haschisch-verliebten
Hippies anzog) wurde in San Francisco un-
benannt. Der Goldrausch, denn natürlich ent-
deckten die neuen Besitzer, was den von Na-
tur aus erfolglosen Indianern und Mexika-
nern entgangen war, ließ die Stadt in drei
Jahren von 500 auf 100.000 anwachsen.
Das war ihr Glück, denn statt zu überlegen,
ob in so ungünstiger Lage überhaupt eine Er-
weiterung möglich wäre, wurde das am
flachen Ufer der Bay angelegte Raster einfach
über Berg und Tal gehäkelt, trotz ungeheue-
rer Erdarbeiten immer noch abenteuerlich
steil. Südlich der Market Street ist die Stadt
langweilig wie alle Rasterstädte, nördlich da-
von und das liegt nicht an dem einmaligen,
städtebaulichen Verschwenken des Rasters,
beginnt das Abenteuer, denn bis zum Hafen,
zu Fisherman’s Wharf, sind Nob Hill und
Russian Hill zu bezwingen.
No problem, hat man sich vor hundert
Jahren gesagt und die cable car erfunden. Die
cable car ist kein Nahverkehrsmittel, sie ist ein
unmögliches, ein amerikanisches Ereignis.
Unter dem Straßenpflaster läuft, in einem Ma-
schinenhaus angetrieben, ein endloses Seil.
Durch einen Schlitz kann sich der Wagen
mittels eines Greifers an das Seil klemmen und
wird dann von ihm gezogen. Vorne, zwischen
zwei parallel zur Fahrtrichtung auswärts ge-
richteten Bänken, steht der Fahrer, die zweite
Hälfte des Wagens ist geschlossen, wie es sich
gehört. Hinten, auf dem offenen Perron, stand
ich, eingeklemmt ängstlich in die Tiefe blik-
kend. Dabei geht es bergauf noch. Über die
Kuppe gezogen aber klinkt sich der Wagen
einfach aus und rast nun, schneller als das Seil
ziehen könnte, mit Schwerkraft-Antrieb tal-
wärts. Das Publikum johlt und fordert mehr
Tempo. Der Kondukteur drängt sich auf den
überfüllten Perron und entpuppt sich als
Hilfsbremser. Damit die Geschwindigkeit
nicht zu groß wird, legt er sich mächtig in ein
horizontales, am Geländer hochgeführtes
Bremsrad. Metall quischt auf Metall. Es riecht
nach abgeriebenem Eisen. Mit Widerstand
wird die Kraft gebändigt. Schüttelnd hält der
Wagen, endlich! - Wozu die Aufregung, das
alles funktioniert seit 1873 unfallfrei! -
Kraft der Reibung reibungslos, funktio-
niert nicht alles in der Stadt. Das große Erd-
beben ist vergessen. Downtown, wo es am
schlimmsten wütete, stehen die quartierfüllen-
den Wolkenkratzer. Die Kolonnaden im
Erdgeschoß - Johnson allerdings bringt es bei
einem Neubau auf vier freie Geschosse - sind
unwirtlich und leer. Wer geht hier schon
zu Fuß, und wer es doch tut, wird daran er-
innert - er könnte es bei der durchgehenden
Pflasterung vergessen - daß nur ein schmaler
Bürgersteig öffentlich ist. der Rest und die Ar-
wo Stadthalle, Oper, Bibliothek und Museen
das demokratische Forum bilden. Nur einen
halben Block weiter an der Market Street bil-
det sich schon um zehn Uhr eine Schlange von
Abgerissenen vor einem kleinen, armseligen
Ladenlokal. In ihm können die von der Wohl-
fahrt ausgegebenen Essensmarken eingelöst
werden. Weiter südlich biegt von der Market
Street die Haight Street ab, die an ihrem
ebenen Ende das Mekka der Hippies war.
Über zwei Hügel hinweg, auf dem typischen
Gehsteig aus Ortbetonplatten, die ungefähr
ein mal einen Meter messen und jede notwen-
dige Modellierung erlauben, vorbei an den
hölzernen Häusern im viktorianischen Stil, ist
schließlich deutlich und liebenswert die Stim-
mung alten Aussteigerglanzes zu spüren. We-
niger laut und bunt, dafür gelassen und be-
ständig. Die Subkultur mit ihren Läden und
Kneipen, ihrem Umgangsformen und Ri-
tualen hat einen unangefochtenen Platz ge-
funden.
Überhaupt herrscht in San Francisco eine
andere Atmosphäre. Während in Las Vegas
und der von der Dummheit des Entertain-
ments geprägte Tourist die Szene bestimmt,
und in New York, alles andere als ein Schmelz-
tiegel, Landsmannschaften und Stände streng
voneinander geschieden leben, hat sich San
Francisco neben breit grinsenden Republika-
nern und breitschultrigen Wellenreitern, ein
anderer amerikanischer Typ herausgemen-
delt, heiter und offen, kosmopolitisch und fast
französisch. - Aber das stimmt nicht ganz. Die
Stadt der Guys und Hippies, der Singles und
Künstler verklärt den Blick, so entsteht stel-
lenweise und manchmal ein wenig Paris oder
anderes Europa.
Auf dem Sportplatz der Unversität spielte
man Soccer, unser Fußball, nicht das ameri-
kanische Football. In den Namen der Spieler
war ganz Europa präsent, von Spanien bis Po-
len und nach dem obligatorischen Absingen
der Nationalhymne wurde das Spiel mit „Start
me up“ von den Rolling Stones angerockt.
Jenseits des Platzes hinter.der nächsten Haus-
zeile erhebt sich, von der Tribüne aus immer
im rechten, oberen Augenwinkel, eine pracht-
volle Kuppelkirche, eine verkleinerte Mi-
schung aus Salzburg und Rom.
Über dieselben westlichen und höchsten
Hügel treibt exnüchternd der Seewind mit tief-
hängenden Wolken die geographische Wirk-
lichkeit in die Stadt. Es ist der Pazifik, an des-
sen Küste sich die Seelöwen heiser brüllen und
die grauen Pelikane mit ihren merkwürdig ge-
knickten Hälsen ihre Bahn ziehen, dessen Ne-
bel immer nach Mittag das ziemlich fremde,
von Fall zu Fall gerasterte Land verhüllen.
Nicht alles, nicht die Golden Gate Bridge, sie
ist über dem Schleier schwebend noch
schöner, und auch nicht immer Alcatraz, die
Gefängnisinsel in der Bucht vis-A-vis der
Stadt.
Dort liegt die Inkarnation amerikanischer
Justiz vor der Stadt wie die Galgenhügel des
Mittelalters. Nun ist sie, noch nicht lange auf-
gegeben, das beliebteste Touristenziel.
In einem sentimentalen Gefängnisfilm, der
Mann von Alcatraz, sagt der auf der Insel alt
. . . gewordene, endlich entlassene Burt Lancaster
kaden sind: „Private Property, righttopassby zu den am Ufer wartenden Journalisten:
permission, and subjekt to control, by owner“. Wenn ihr aus San Francisco echten Bürger-
Auf Bronzetafeln, im Bodenbelag eingelassen, stolz hättet, würdet ihr die Insel in die Luft
alle fünf Meter. Die, auf die das gemünzt ist, sprengen. Eine Sehenswürdigkeit ist sie nicht,
die Stadtstreicher und Obdachlosen, sind dort sondern ein Schandfleck“.
nicht zu finden. Sie sind auf der Market Street, Ein recht amerikanischer Schandfleck - in
der Hauptstraße, am Startpunkt der cable car, der Tat, der den schon freundlicher geworde-
vom touristic center bis hin zum civic center, nen Blick schnell wieder schärfer werden läßt.
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Die IBA wurde 1978 verpflichtet, die
KAPUTTE STADT ZU RETTEN. Dieses
Motto impliziert einen Hauch von Selbtkri-
tik: Es wird zugegeben, daß der Subventions-
städtebau ä la West-Berlin die kriegszerstörte
Stadt nicht „geheilt“ hat, oder sogar, daß er sie
noch kaputter gemacht hat. Für die Südliche
Friedrichstadt, gibt es darüber auch gar keine
Zweifel: Die Entwicklung dieses Gebietes
nach 1945, so das Resümee der von der IBA
beauftragten Bauhistoriker _Biller und
Schäche, „war in jeder Beziehung durch
völlige. Konzeptionslosigkeit gekennzeich-
net“. - „Konzeptionslosigkeit“ natürlich nur
aus heutiger Sicht. Demgegenüber wird ein
neues städtebauliches Konzept kreiert: die
Respektierung des historischen Stadtgrund-
risses. Dieses postmoderne, dem 19. Jahrhun-
dert verpflichtete Stadtbaukonzept zielt mit
der Erhaltung der Straßenführung der Res-
pektierung des historischen Baubestands der
Wiederherstellung einer ornamental geglie-
derten Blockrandbebauung in relativ einheit-
licher Gebäudehöhe auf die formale Betonung
Öffentlicher Räume.
Bei der Realisierung dieses - vorgegebenen -
Leitbildes ist „der Bürger“ zur „Mitgestal-
tung“ aufgefordert, denn die IBA beansprucht
ein Demokratisches Selbstverständnis. Die
IBA will also besser planen, besser im Ergeb-
nis wie im Verfahren. An einigen Aspekten der
Planung für den Block 9 der Südlichen Fried-
richstadt am Askanischen Platz soll die pro-
pagierte internationale Vorbildhaftigkeit dis-
kutiert werden.
Planung des Blocks 9 heißt konkret: Wett-
bewerbsverfahren (1981: „engerer Bauwettbe-
werb mit städtebaulicher Aufgabenstellung“)
- also Vorbereitung eines Wettbewerbes
seitens der IBA, städtebauliche Entwürfe
seitens der Wettbewerbsteilnehmer, Entschei-
dung eines Preisgerichts über die Entwürfe.
Mit anderen Worten: Architekten bestimmen
am Anfang, in der Mitte, am Ende. Dieses
Verfahren ist zunächst nicht so neuartig. Und
die Ergebnisse?
® Der größere räumliche Bezug des Blocks 9.
Die Wettbewerbsunterlagen verweisen auf
den „städtebaulichen Kontext“ mit zwei wei-
teren Blöcken der Südlichen Friedrichstadt
(Block 19 im Süden, Block 20 im Südosten)
und verpflichten die Teilnehmer, ein „städte-
bauliches Gesamtkonzept“ für alle drei Blöcke
vorzulegen. Faktisch ist der räumliche Bezug
des Blocks 9 aber ein ganz anderer (auch, weil
A. = En m
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1. Anhalter Bahnhof und Askanischer Platz
gegen Ende des 19. Jahrhunderts, Vogelschau
von F. Neubronner, aus: U. Krings, Deutsche
Großstatdt-Bahnhöfe des Historismus, Band 2
Köln 1981, Abb 78.
2. (1) Berliner Mauer; (2) Martin-Gropius-Bau,
ehem. Kunstgewerbemuseum, Ort der Preus-
senausstellung 1981; (3) Prinz-Albrecht-Gelän-
de, an der Wilhelmstraße bis 1949 das Prinz-Al-
brecht-Palais, seit 1934 Hauptquartier des
Reichssicherheitshauptamtes (Heydrich), im
Norden des Geländes der ebenfalls unkenntlich
gemachte ehem. Sitz der GESTAPO;(4) besetz-
tes Haus Anhalter Str. 7, KuKuCK; (5) Excel-
sio-Hochhaus; (6) ehem. Anhalter Bahnhofsge-
lände; (7) Neubauten im Südteil des Blocks 9.
4. Mit der Sprengung des kriegbeschädigten An-
halter Personenbahnhofs 1961 und dem Bau
des Excelsior-Hochhauskomplexes 1965-68 ver-
schiebt sich der städtebauliche Schwerpunkt
auf die andere Seite der Stresemannstraße, der
Platz (-rest) wird umorientiert, er öffnet sich
dem Blick nach Süden hin. Bahnhofsruine und
Hochhaus zusammen sind eines der vielen un-
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der Südteil des Blocks mit seinen Neubauten
gar nicht „zur Disposition“ steht). Der Block 9
ist ein wesentlicher Bestimmungsfaktor des
1844 als Bahnhofsvorplatz angelegten Aska-
nischen Platzes, der Leerfläche des erst 1961
gesprengten Anhalter Bahnhofs (der ehem.
„wichtigsten Drehscheibe Deutschlands“
1874-80 nach Plänen von Schwechten erbaut
und der Leerfläche des 1820 von Lenne ge-
stalteten, im Dritten Reich mißbrauchten und
heute verwilderten, als „Autodrom“ (Fahren
ohne Führerschein) entfremdeten Prinz-
Albrecht-Geländes. Die Wettbewerbsunterla-
gen verweisen hier lediglich auf die Vorberei-
tung eines Wettbewerbes „Prinz-Albrecht-
Garten“ und eines Gutachtens. „Friedrichs-
vorstadt“ und verpflichteten die Teilnehmer
zu nichts. Mit dieser unbefriedigenden Aus-
gangssituation - Folge des räumlichen Block-
wurstverfahrens ohne adäquate Vorstufe -
gingen die Wettbewerbsteilnehmer sehr unter-
schiedlich um: Tarragö gliederte das Prinz-
Albrecht-Gelände durch Baumreihen und ver-
größerte den Askanischen Platz, wodurch der
beiden Sprengungen übriggebliebene Ruinen-
rest des Anhalter Bahnhofs in die Platzmitte
rückt; Brandi verlängerte die Schöneburger
Straße bis zur Kochstraße und trennte damit
die Freifläche des Prinz-Albrecht-Geländes in
einen Nord- (Gedenkstätte) und einen Südteil
(„Anhalter Tor“, „Freizeitparkt“ mit einer
etwas aufgesetzten Laden-, Werkstätten- und
Cafegasse); von Baulwitz setzte das nahegele-
gene, heute auf dem Gelände des ehem. Pots-
damer Bahnhofs stehende Tempodrom hinter
den Ruinenrest des Anhalter Bahnhofs usw.
Die Vorschläge bleiben - zum Teil sehr in-
teressante - „Ideen“, die aber notgedrungen in
der (Büro-)Luft hängen müssen und in keinen
Planungsprozeß eingehakt werden können
(was hier zu allerletzt den Architekten ange-
lastet werden soll).
® Der Umgang mit dem Vorhandenem: das
eispiel Excelsior-Hochhaus (18geschossi-
ger trostloser Waschbeton-Gebäude, das
anstelle des früheren prunkvollen Hotels
Exzelsior, des „größten Hotels des „Konti-
nents“, 1965-68 errichtet wurde. Das riesige,
wird mit Recht als „ein besonderes stadträum-
liches Problem“ bezeichnet, ist aber mehr: Es
ist auch ein Wohnhaus (mit knapp 400
Wohnungen!), also Argernis wie Lebensraum
zugleich. Die Lösung für das ästhetische
Ärgernis scheint schnell gefunden: Abriß
(Culot) bzw. treppenartiger Teilabriß („Me-
liorisation des Excelsiorkomplexes durch
Abtragung von Baumassen“, eine „Utopie,
aber ein schöner Gedanke“: Franz/ Hauser).
Daß damit über konkreten, wenn auch nicht
sehr attraktiven Lebensraum mit wenigen
Strichen verfügt wird, wurde offenbar gar
nicht bemerkt. Lediglich der Vorschlag von
Beulwitz - die Begrünung des Gebäudes -
könnte mehr sein als bloße Optik. Bewertung
durch das Preisgericht (übrigens alles Männer
und kein einziger „radikal gesinnter Laie“,
deren Mitwirkung der von Kleihues gern
zitierte Bruno Taut 1918 gefordert hat): „nicht
realistisch“.
® Der Umgang mit Vorhandenem: das Bei-
piel KuKuCK. Das „Kunst- und Kultur-
Centrum Kreuzberg“ (KukuCK) ist ein am
23.1.81 besetztes Haus (Erbauungsjahr: 1912),
das insbesondere Räume für autonome
Kulturgruppen und politische Veranstal-
tungen bereitstell. Dieses „wohl ’gefährlichste
Haus Berlin“ (Optik der Springer-BZ,
31.8.81), das seit 1975 dem Maklerehepaar
Wesenburg gehört, hat zwei bemalte Brand-
mauern, die hinsichtlichen Entwurfsverfahren
5. Der Vorschlag von Brandi: Aufhebung der Anhalter Straße
(Verbesserung der Wohnqualität), rechts das "Anhalter Tor”,
in der Mitte die künstliche Gasse.
6. Der. Vorschlag von Beulwitz: Tempodrom hinter dem Bahn-
hofsrest, Begrünung des Excelsior-Hochhauses und L-förmi-
ges Selbstbaugitter hinter dem Hochhaus.
7. Ein typisches Produkt der arrivierten Architektenzunft: der
Entwurf von Culot und Co. Der Block 9 ist aufgehoben, das
Vorhandene zugunsten eines neuen Stadtdesign zum Teil abge-
rissen und in Einzelkomplexe zerlegt. In der Bildmitte ist der
KuKuCK noch erkennbar (spiegelverkehrtes E), die Ostfassade
ist ergänzt, das Excelsior-Hochhaus (im linken Bildteil) ist be-
reits abgebrochen. Das Preisgericht spricht bei diesem Entwurf
von ”wohltuender Qualität” und schwärmt vom ”Zusammen-
spiel von engen Räumen im Wechsel mit Plätzen, das aus medi-
terranen Stadträumen abgeleitet ist.” Großartig, aber leider zu
gut für die Wirklichkeit: "Die Enge ... ist ... nicht zumutbar.”
Culot verordnet sich gleich selbst in aller Bescheidenheit: Gegen
die ”totalitären und demokratischen Monstren” (Speers Nord-
Süd-Achse bzw. das West-Berliner Kulturforum) stellt er die
Linie der "Tradition und Vernunft” (das alte Florenz und natür-
lich sein ”Rekonstruktionsvorschlag Südliche Friedrichstadt”).
und -inhalt ein hervorragendes Dokument der
neuen sozialen Bewegung in West-Berlin
darstellen. Für die IBA ist der KukuCK
dagegen das „Wohn- und Gewerbehaus
Anhalter Straße 7“, dessen Besetzung zwar am
Rande erwähnt, dessen Brandmauernbema-
lung (realisiert erst nach Ausgabe der
Wettbewerbsunterlagen) aber ignoriert wird.
Hinsichtlich des künftigen Nutzungskonzepts
nennt die offizielle IBA-Broschüre ausschließ-
lich die Absichtserklärung des Eigentümers
(Einrichtung eines privaten Kultur- und
Kommunikationszentrums). Die Wettbe-
werbsteilnehmer sind vor diesem Hintergrund
mehr oder weniger verunsichert: Einige
schreiben KUCKUCK, aber mit ““ (wie bei
der „DDR“), andere lassen es lieber bleiben.
KUCKUCK zu schreiben ohne die Distanzie-
rungsfüßchen wagt nur einer. Wichtiger als
der Umgang mit Buchstaben ist der Umgang
mit dem besetzten Haus durch die Architek-
ten: Der eine reißt ein Stückchen davon ab,
der andere denkt sich eine detaillierte Nutzung
der Räume aus (besonders krass Franz/ Hau-
ser: „Haus Anhalterstraße 7 wird im Süden
gekürzt und im Erdgeschoß für eine Passage
mit Läden ausgeräumt“), fast alle bauen -
ohne jede Diskussion - die bemalten Brand-
wände zu. Bemerkenswerte Ausnahme: der
Wettbewerbsgewinner Tattagö.
® Der Bezug zum Produktionsprozeß. Wie
üblich blendet das Wettbewerbsverfahren
die Probleme der Neubauproduktion aus:
Überlegungen zu _Kosteneinsparungen,
Selbsthilfe, alternativen Bauträgern usw. sind
nicht gefragt, werden nicht honoriert. Das
zeigt sich bei von Beulwitz: Sein Verdienst ist
es, als einziger diesen wichtigen Themenbe-
reich überhaupt angesprochen zu haben. „Die
vorgeschlagene ’Selbstbaustruktur” (mit ei-
ner kalkulierten Miete für den erweiterten
Rohbau von 3,85/qm gegenüber der üblichen
Sozialmiete von 5,50/qm), so heißt es im
Ergebnisprotokoll, wurde „kontrovers disku-
tiert“.
® Der Umgang mit den Bewohnern. Hier ist
der Knotenpunkt des ganzen verfahrenen
Verfahrens. Weder die Bewohner des Excel-
sior-Hochhauses, noch die Hausbesetzer,
noch die übrigen Bewohner wurden am
Planungsprozeß beteiligt. Ein altes Dilemma
wurde so reproduziert: Der Block gilt faktisch
als Neubauterrain, nicht aber als soziales
Terrain (mit etwa 1.000 Bewohnern!). In den
Unterlagen waren keine blockbezogenen
Daten über Bewohner, Beschäftigte usw. zu
finden, wohl aber z.B. über Stellplätze. Das
„Sozialkonzept“ ist entsprechend bemerkens-
wert: Durch die geplanten 160 neuen
Wohnungen soll die „soziale Stabilisierung
des Gebietes“ erreicht werden (???). Dazu
kommt die Sozialfürsorge von oben: Es sollen
Angebote für Gruppen strukturiert werden,
„die der fürsorglichen Zuwendung der Gesell-
schaft in besonderem Maße bedürfen: für
Kinder und Jugendliche, für die alten Bürger
und die Behinderten“. Zwar ist von „Integra-
tion“ die Rede, gemeint ist aber nur die
bauliche Integration der entsprechenden
Gebäude, nicht aber die Integration dieser
Gruppen in den Planungsprozeß. An dem
gesamten Wettbewerbsverfahren war nur eine
Person aus dem Block 9 beteiligt: der Pfarrer
Walther Thomas von der Dreifaltigkeitskirch-
gemeinde. Daß die nach der Ausstellung der
Wettbewerbsergebnisse erfolgte „Bürgeran-
hörung“ vom 9.2.82 angesichts dieser „Vorar-
beit“ mit gut 50 Personen (davon höchstens
ein Drittel „Bürger‘“) miserabel besucht war,
wird niemand verwundern. Man kann die
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‚etroffenen nicht zur Akklamation herbeizi-
.jeren, sondern muß zu ihnen hingehen, und
zwar kontinuierlich, von Anfang an.
® Der Bezug zum Bezirk Kreuzberg. Bestä-
tigt wurde mit der „Bürgeranhörung“ nicht
nur, daß das ganze praktizierte Verfahren
keinen wirklichen Platz für Bürgerbeteiligung
bietet (und daß die teilnehmenden Architek-
ten erst lernen müssen, ihre Arbeiten mit der
sozialen Realität zu vermitteln), sondern
auch, daß der Bezirk Kreuzberg mit dem
gesamten Prozeß und insbesondere mit der
Berücksichtigung der Infrastrukturanfor-
derungen nicht so ganz glücklich ist. „Die
Planungen der IBA“, so der (auf Vorschlag
der Alternativen Liste gewählte) Kreuzberger
Baustadtrat Orlowsky, „haben zu spät das
Licht der Öffentlichkeit erblickt“. Dagegen
stehen die Baugesellschaften „schon auf der
Matte“ und versuchen, bei der IBA „mitzumi-
schen“. Der Bezirk will „retten“, was zu retten
ist“, und plant Bauherren- bzw. Bauträger-
wettbewerbe auf kleinen Parzellen (Ziel:
Kostenminderung und OQualitätsverbes-
serung, vertraglich festgelegte Mietermitbe-
stimmung bei der Nutzung).
Fazit der bisherigen Überlegungen (die sich
auch auf andere Aspekte - Seniorenwohnhäu-
ser, halböffentliche Freibereiche usw. ausdeh-
nen lassen): Der praktizierte Typ des
Wettbewerbsverfahrens ist ungeeignet für die
Aufgaben der Stadtreparatur. Ohne präzise
Kenntnisse der aktuellen Situation vor Ort
und ohne permanente Auseinandersetzung
mit den Betroffenen und dem Bezirk kann es
keine „ausstellbare“ Planung geben, allenfalls
ausstellbare Fassadenarchitektur und Pla-
nungsgrafik. Vor allem bei der Wettbewerbs-
vorbereitung durch die IBA wurden die
Weichen falsch gestellt. Daß trotzdem ein
insgesamt gelungener Entwurf (von Tarragö)
vorgelegt und prämiert wurde, soll nicht
bestritten werden.
Allerdings ist von vorneherein klar: Dieser
Entwurf - Vorerst ja nur eine Form - kann
unter den widrigen Voraussetzungen seiner
Entstehung nur schwer mit der Realität
vermittelt werden.
Postmoderner Städtebau ä la Kleihues
erweist sich so zunächst als Abkehr von den
positiven Elementen des modernen Städte-
baus, als Abkehr von dem Anspruch, soziale
Gebrauchswerte zu schaffen, was
® die Orientierung der Arbeit an den künfti-
gen Bewohnern,
® den intensiven Einbezug experimentier-
freudiger Fachleute, die keine Architekten
sind,
die Betonung sozialer Infrastruktur,
die Zusammenarbeit mit reformbereiten
kommunalen Institutionen,
die Suche nach geeigneten Planungs- und
Realisierungsverfahren, insbesondere auch
nach alternativen Bauträgern umfaßt.
Postmoderner Städtebau erinnert ‚auf den
ersten Blick tatsächlich nicht nur formal,
sondern auch konzeptionell an die Planung
der Stadt des 19. Jahrhunderts.
Aber die kaiserlichen Zeiten sind vorbei.
Nach Beendigung des Wettbewerbs tritt die
IBA als Entwurfsinstitution in den Hinter-
grund. Zunächst legt der Bezirk ein Veto ein:
Der durch die IBA-Pläne implizierte Bevölke-
rungszuwachs, so heißt es mit Blick auf die
vorhandenen Infrastrukturprobleme, ist zu
groß. Die Konsequenz: 50 Wohnungen
weniger im Block 9. Betroffen von dieser
Reduzierung ist ausschließlich die Nordwest-
1
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8. Die Abtreppung des Excelsior-Hochhauses im Vorschlag von
Franz / Hauser.
9. Die beiden bemalten Brandwände am KuKuCK.
10. Die Freistellung des KuKuCK im Vorschlag von Tarrago.
11. Der Vorschlag von Tarrago: drei Türme markieren den Neu-
baueingriff (einer ist verdeckt durch das Excelsior-Hochhaus)
rechts die Wilhelmstraße.
ecke des Blocks, die Bebauung westlich des
KuKuCKs an der Anhalter Straße. Für dieses
Gebiet schließt der Bezirk ein zeitlich
begrenzten Nutzungsvertrag mit de KukuCK
ab. Die IBA reagiert auf diese Entwicklung
mit der formalen Umnutzung der Bebauung.
Statt Wohnbauten sind jetzt Gewerbebauten
vorgesehen, womit die Bebauung faktisch
zurückgestellt wird, da sich ein Träger für
solche Bauten nur schwer finden läßt.
Allerdings wird von ökologischer Seite eine
Bebauung äla Tarragö nunmehr auch prinzi-
piell in Frage gestellt, da diese den notwendi-
gen Luftaustausch zwischen dem Anhalter-
Bahnhofs-Gelände und dem Prinz-Albrechts-
Gelände behindern würde.
Die Kritik an der Neubau-IBA von außen
wie von innen (durch einzelne Mitarbeiter)
führt weiter dazu, daß die Frage der Bauträger
auch als Problem der IBA ernstgenommen
wird. Für die Bebauung an der Norostecke des
Blocks ist die Hilfswerksiedlung, eine gemein-
nützige Wohnungsbaugesellschaft der evenge-
lischen Kirche, im Gespräch. Dem Druck
privater (Abschreibungs-) Träger konnte bis-
her standgehalten werden.
Bei der geplanten Bebauung an der
Wilhelmstraße zeigt sich die IBA jetzt
geradezu als experimentierfreudig: Dort soll
ein Selbsthilfekonzept ä la von Beulwitz
verwirklicht werden, und zwar mit einer
abgestuften Selbstbeteiligungsquote. Die gan-
ze Planung wird von der IBA vorfinanziert,
für die Realisierung soll ein Bauträgerwettbe-
werb ausgeschrieben werden.
Und die „Betroffenen“? Sie haben sich - auf
der Ebene der Südlichen Friedrichstadt - in
einer „Stadtteilkommission“ zusammenge-
schlossen, deren Meinung, so hat sich der
Bezirk verpflichtet, bei der weiteren Planung
berücksichtigt werden soll. Mit dem Block 9
hat sich die Stadtteilkommission bisher noch
nicht beschäftigt. Zu erwähnen wäre weiter
eine Befragung der 28.000 Beschäftigten der
Südlichen Friedrichstadt und der Friedrichs-
vorstadt über mögliche Wohnabsichten in den
künftigen Neubauten, die derzeit ausgewertet
wird. Wie die an einer Wohnung Interessierten
in den weiteren Prozeß eingebunden werden
können, ist noch offen.
Also alles auf dem Wege zur Besserung?
Leider nein. Durch eine lapidare Pressemit-
teilunng des Senators für Stadtentwicklung
und Umweltschutz vom 5.3.82 werden der
IBA nicht nur die Planungen für die Blöcke 19
und 20 weggenommen, sondern es droht
gleichzeitig für das künftige Wohnen im Block
9 (Nordund Westseite) eine gravierende
Verschlechterung: Die Stresemannstraße und
die Anhalter Straße sollen Zubringer der
neuen „NordSüd-Verbindung“ - einer Art
Neuauflage der Westtangente unter der Form
der „Bundesfernstraße“ - werden, der Askani-
sche Platz zur Hauptverkehrskreuzung. Mit
dieser Entscheidung - in formaler Hinsicht
Ausdruck des Bemühens des CDU-Senators,
delegierte Planungskompetenzen wieder in
sein Haus zurückzuholen - kommt der alte
Kurs der Berliner Planungspolitik zu neuen
Ehren: Das Auto ordnet die Stadt, innenstadt-
nahe Gebiete werden zu _Verkehrsdurch-
gangszonen. „Städtisches Wohnen in einer
Park- und Wasserlandschaft am Askanischen
Platz“, wie es noch 1978 in einer Schrift des
Bausenators heißt? Wohnen in der Innen-
stadt? Das IBA-Motto scheint zum makabren
Scherz zu gerinnen, der destruktive Städtebau
der Nachkriegsmoderne den Läuterungspro-




BAULUST (Stephan Goerner u.a.): Traum-
häuser; H.61, S.28
BIENEFELD, Heinz: Drei Wohnhäuser. Be-
merkungen über Baukunst; H. 62, S.52
DEMMEL, Herbert (zus. mit Walter Mühl-
bauer): Kostenquellen und Sparansätze
(= Baustellenbericht über Baudurch-
führungen in Karlsfeld, Geretsried,
Fürth); H. 65, S.24
FAULSTICH, Gottfried (zus. mit Marcel
Monard, Michael Wilkens = Gruppe bau-
frösche): Von unserem ersten Versuch,
kostengünstige Wohnhäuser zu bauen;
H: 65,58
HELLMANN, Ulrich: Die Produktion des
stillgelegten Menschen: Fortschritt der




tur der Wünsche, nicht bloß der Inter-
essen; H. 61, S. 7
MLYNARSKI, Gregor: Hausbau in der
Kleinstadt (Diplomarbeit); H. 65. S. 30
MONARD, Marcel (siehe Faulstich, G.:
H.65, S.8).
MUHLBAUER, Walter (zus. mit Herbert
Demmel): Kostenquellen und Sparan-
sätze; H. 65, S.24 (siehe auch unter
Demmel)
PLANERWERKSTATT Hannover: Werkbe-
richt; H. 61, S.30
POHL, Wolfgang: Hausbau im städtischen
Kontext; H.65, S.27
RECKNAGEL, Rüdiger: Das Baugrund-
stück in der Kostenschere zwischen
Anspruch und Bescheidung; H. 65, S.34
REIDEMEISTER, Andreas: Wunscharchi-
tektur: Doppelzirkus am Potsdamer Platz;
H. 66, S.86
STÜRZEBECHER, Peter: Kooperativer
Selbstbau statt traditionelle Selbsthilfe;
H.65, 5.21
WILKENS, Michael (zus. mit G. Faulstich,
M. Monard = Gruppe baufrösche): Von
unserem ersten Versuch, kostengünstige
Wohnhäuser zu bauen: H.65, 5.8
Ökologie
BARGES, Hermann: Grasdächer, Pflanz-
wände; H.62, S.26
BUND ARCHITEKTUR UND BAUBIOLO-
SIE Das baubiologische Manifest; H.62,„4
DILTHEY, Andreas: Lehm-Lehr-Modelle;
H.62, 5.36
Febr. 1982 Zeitschrift für Architekten:
E
6“
DUMONT, Uli: Regionale Energieversor-
I und Wärme-Kraft-Kopplung; H.62,‚40
EBLE, Joachim: Ein baubiologisches Ver-
waltungsgebäude für die Fa. Kaiser +
Kraft; H.62, S.48
FASKEL, Bernd (zus. mit Vladimir Nikolic):
Deutsches Energiezentrum Essen - Ent-
wurf; H.62, S.44
KENNEDY, Declan u. Margrit (über Bill
Mollison u.a.): Perma-Kultur oder: Die
Wiederaufforstung des Gartens Eden
(= Selbstversorgung in Stadt, Vorstadt
und auf dem Lande); H.62, S.18-24
KIRALY, Josef: Dimensionierung passiver
Sonnenheizsysteme; H.62, S.42
KOSTULSKI, Thomas: Ökologisch bauen
in der Vorstadt (= Aus den Hochschulen);
H.62, S.56
KRAMM, Rüdiger: Bauform als Lebensform
(Erfahrungsbericht über Eigenhilfe beim
Bauen); H.62, S.50
KUHN, Gerhard: Energiebewußtes Bauen
und gesundes Wohnen; H.62, S.38
LATZ, Peter: Solargewächshaus und
Selbstversorgungsgarten; H.62, S.28
MINKE, Gernot: Wer baut denn da mit
Lehm? H.62, S.30
MIOSGA, Margit: Biotektur - Wiedergut-
machung für das Leiden an der Archi-
tektur; H.62, S.25
MOLLISON, Bill: Perma-Kultur (siehe D. u.
M. Kennedy), H.62, 5.18
NIKOLIC, Vladimir (zus. mit Bernd Faskel):
Deutsches Energiezentrum Essen - Ent-
wurf; H.62, S.44
SABADY, Pierre Robert: Biosolarhäuser.
Ein Interview von J.Eble; H.62, S.44
SCHLUSCHKE, Günter: Wie krieg’ ich
meine Bude warm und mach’ die Luft
auch schadstoffarm? H.66, S.41 (Plä-
doyer für den Kreuzberger Kachelofen
statt Fernwärme).
SCHWARZ, Ulrich: Ökologisch bauen.
Schritte aus dem grünen Schattenreich;
H.62, S.10
SEIDEL, Käthe (zus. mit H. Happel): Pflan-
zenkläranlagen „Krefelder Systeme“;
H.62, S.37
VOLHARD, Franz: Bauen mit Lehm; H.62,
S.32
VOLHARD, Franz: Haus Luley. Hausum-




HABERMAS, Jürgen: Moderne und post-
moderne Architektur; H.61, S.54
HILPERT, Thilo: Die Stadt als kulturelle
Vision. Die Stadtutopien der Moderne;
H.65, S.49
KLOTZ, Heinrich: Ästhetischer an(zu J. Habermas; s.0o.); H.63/64, 5.92
PORTOGHESI, Paolo: Die Wiedergeburt
der Archetypen. (Zu J. Habermas, s.0.);
H.63/64, S.89
POSENER, Julius: Vorlesungen zur Ge-
schichte der Neuen Architektur (IV) -
Die sozialen und bautechnischen Ent-
wicklungen im 19. Jahrhundert; H.63/64
(Die Themen der einzelnen Vorlesungen
sind nachfolgend aufgeführt). English
Summary: H.63/64, S.4
POSENER, Julius: Citoyens - Bourgeois -
Proletarier; Utopische Sozialisten; H.63/
64, S.6 (= 1. Vorl.)
POSENER, Julius: Utopische Gemein-
schaften: Fourier, Godin, Buckingham,
Howard; H.63/64, S.14 (= 2. Vorl.)
POSENER, Julius: Friedrich Engels’ Kritik
(= 3. Vorl.); H.63/64, S.22
POSENER, Julius: Arbeitersiedlungen der
Unternehmer. (Paternalismus); H.63/64,
S.28 (= 4. Vorl.)
POSENER, Julius: Arbeiterviertel und die
Anfänge der Mietskaserne in Berlin (= 5.
Vorl.); H.63/64, S.36
POSENER, Julius: Das steinerne Berlin -
er grüne Berlin (= 6. Vorl.); H.63/64,‚44
POSENER, Julius: Berlin - Gründung der
Vororte (= 7. Vorl.); H.63/64, S.51
POSENER, Julius: Großstädtische Pla-
nungen im 19. Jahrhundert (= 8. Vorl.);
H.63/64, S.58
POSENER, Julius: Ingenieur-Architektur
der Jahrhundert-Mitte (= 9. Vorl.); H.63/
64, S.66
POSENER, Julius: Die großen Hallen (= 10.
Vorl.); H.63/64, S.71
POSENER, Julius: Das Problem des Stils
N E? Jahrhundert (= 11. Vorl.); H.63/64,Ye
STIMPEL, Roland: Stadtplanung als Privat-
sache: Houston, Texas; H.65, S.56
UNGERS, Oswald Mathias: Prinzipien der
Raumgestaltung. Berufsvortrag an der
TU Berlin 1963; H.65, S.41
WOLFE, Tom: Unser Haus und Bauhaus.





IBA-Übersichtsplan. Führer durch IBA-
Berlin (Projektstandorte); H.66, S.44f.
IBA, Versuche zur Zähmung der ... H.65, 5.4
DARGEL, Jörn: z.B. die „Wohnbau-De-



























A SEESIEAN a rei
MALE UND BAUTECHNISCHE ENTWICKLUNGEN IM 1
Jahrgangsverzeichnis 19824
EICHSTADT, Wulf: Kreuzberger Stadtteil-
syndikalismus - ein Beispiel für andere?
H.66, S.54
EICHSTÄDT, W. (zusammen mit G. Fuder-
holz, C.v. Geisten): Durchführungspro-
bleme der „behutsamen Stadterneue-
rung“. H.66, S.75
EMMENLAUER, Rainer: Wer soll den IBA-
Wohnungsneubau bauen? (u.a. zur Fra-
ge der „Träger-Wettbewerbe); H.66, S.38
ENGEL, Helmut: Geschichtlichkeit eines
Stadtteils. Die Südliche Friedrichstadt;
(zur Internationalen Bauausstellung
. Berlin); H.61, S.16 .
FROWEIN + SPANGENBERG (IBA-Koor-
dination: B. Strecker): Dresdener Straße:
Ein Parkhaus als Kita (Report von B.
Strecker; Projektbeschreibung von Fro-
wein + Spangenberg); H.66, S.48
FUDERHOLZ, G. (zus. mit W. Eichstädt,
C.v.Geisten): Durchführungsprobleme ...
(siehe unter Eichstädt); H.66, S.75
GEORGE-BARZ, Katharina: Bürgerbeteili-
gung in der Südlichen Friedrichstadt;
H.66, S.40
GRÖTZEBACH, Dietmar: Stadtreparatur
im alten Zeitungsviertel; H.66, S.26
HÄMER, Hardt-Waltherr (im Gespräch mit
Lore Ditzen): IBA-Alt: „Ein komplexer
Ansatz ...‘; H.66, S.9
HOFFMANN-AXTHELM, Dieter: Der un-
selige Anspruch auf Gesamtdesign. Stel-
lungnahme zum „Kleihues-Plan“ für die
Südliche Friedrichstadt. Die Angebote
des historischen Stadtgrundrisses; H.61,
S.25
HOFFMANN-AXTHELM, Dieter: Architek-
tur und Stadterneuerung (zur Eigenart
der von der IBA beplanten Quartiere),
H.66, S.14
HOFFMANN-AXTHELM, Dieter: Was heißt:
Em am Schlesischen Tor“? H.66,.65
HOFFMANN-AXTHELM, Dieter: Wilhelm-
straße Süd: Ein Vorschlag, etwas mehr
geradeaus zu denken; H.66, S.35 %
KACZMARCZYK, Armando: „Erneue-
rungskommission Kottbusser Tor“ - Ein
Paradoxon konservativer Ordnungspoli-
tik? H.66, S.51
KLEIHUES, Josef Paul (im Gespräch mit
Lore Ditzen): IBA-Neu: „Stadträumliche
Kompositionen ...“ H.66, S.6
KOUVELIS, Kostas: Zwischen Regen und
Sonne: Das Nachbarschaftszentrum „Re-
genbogenfabrik“; H.66, S.60
MACHLEIDT, Hildebrand: Südliche Frie-
drichstadt: Weder „Gesamtkunstwerk“
noch „Flickenteppich“; H.66, S.18
MACHLULE, Dittmar: Public Relations oder
Städtebau? Berlin als Rummelplatz. Be-
Do über das IBA-Colloquium:; H.61,
SS5ARCHT*
NOTTMEYER, Jürgen (im Gespräch mit
bs Ditzen): IBA-Management; H.66,„13
ORLOWSKY, Werner: Streiflichter. Persön-
liches zur IBA; H.66, S.4
PLESSOV, Günter: Die IBA in Versen; H.66,
8.7
SCHARMER, Eckart: Die IBA und das Pla-
nungsrecht; H.66, S.37
STRECKER, Bernhard: Der Oranienplatz -
oder: Freiheit für Manne; H.66, S.46
STRECKER, Bernhard: Fraenkelufer: Woh-
nen an der Brandwand (Arch.: Hinrich
Baller, IBA-Koordination: Strecker);
H.66, S.42
SÜCHTING, Wolfgang: Mit Fehlplanungen
leben: Der Blumengroßmarkt; H.66, S.23
VAN GEISTEN, Cornelius: Neue soziale
Infrastruktur für die behutsame Stadt-
erneuerung; H.66, S.54
VAN GEISTEN, Cornelius: Aus der „Schu-
le“ geplaudert: Erhaltungskonzept im
Widerstreit mit sozialer Infrastruktur?
H.66, S.67
VAN GEISTEN, C. (zus. mit W. Eichstädt,
G. Fuderholz): Durchführungsprobleme
...(sieheunter Eichstädt); H.66, S.75
Alternatives, Selbsthilfe
BECKER, Werner: Leben und Kämpfen ä la
Muthesius. Landhausbesetzer in Berlin-
Zehlendorf; H.61, S.35
EHRLINGER, Wolfgang: Neue Kreuzberger
Mischung: „Kreuz Werk“; H.66, S.81
FEYERABEND, Matthias: Das Dorf im
Flörsheimer Wald - ein Jahr Widerstand
gegen die Startbahn-West; H.61, S.11
GEMEINSAM planen, bauen, wohnen -
oder auch: Projektstudium ernstgenom-
men. Baustelle Wassertorplatz, Berlin-
Kreuzberg; (STUK e.V.); Verfasser: K.
Kittel, I. Hübener-Gosau, P. Kempin, M.
Mohr zus. mit den Architekten: U. Ewers,
W. Göschel, H. Redel, J.v. Rosenberg;
H.61, S.40
GRAUE PANTHER: Leben im Generatio-
nenverbund und in Gegenseitigkeits-
hilfe. Ein Interview von Sibylla Hege u.
Sabine Kraft; H.61, S.32
HELLWEG, Uli: Anstiftung zur Selbsthilfe.
H.66, S.78
HUBER, Josef: Von der Lohnarbeit zur
Eigentätigkeit; H.62, S.13
KARASEK, Horst: Vorfrühling (aus: Das
Dorf im Flörsheimer Wald, SL 1981),
H.61, S.10 (Startbahn West)
LAURISCH, Bernd: Leben in instandbe-
setzten Häusern. Radikales Wohnen und
Planen in der Gruppe; H.61, S.36
MIOSGA, Margit: Geschichten von Frauen,
von Häusern und viel Arbeit; H.61, S.8
GGARCHT*T
MÜHLICH, Eberhard: Von der Arbeitslosig-
keit zur Eigenarbeit; H.62, S.16
STARTBAHN WEST (mit Beiträgen von
Horst Karasek, M. Feyerabend, Ute Wil-
lich); H.61, S.9 ff (Chronologie des Le-
bens im Hüttendorf 1981: H.61, S.9)
STUK e.V. (Studenten und Kreuzberger
planen u. wohnen zusammen): siehe
„Gemeinsam planen, bauen, wohnen“
(H.61, S.40)
WITTICH, Ute: Phantasie gegen Gewalt;
H.61, S.14 (Startbahn-West).
Wohnungspolitik
BECK, Peter: Das Kooperativ-Modell (Mo-
delle für alternative Wohnungsträger-
gesellschaften 4); H.61, S.49
BECKER, Ruth: Kosteneinsparung und
Subventionen; H.65, S.32
GÜNTER, Roland: CSB - ein weiterer
Schritt der Korruption der sozialen
Ideen. (GSB = „Gesellschaft zur Siche-
rung von Bergmannswohnungen“; im
ruhrgebiet); H.65, S.7
GÜNTER, Roland: Unsere neue Heimat -
ein von oben besetztes Land. (Eigenar-
beit vor der Haustür?); H.62, S.6
HELLWEG, Uli (zus. mit Christian Wend):
Neue Träger-„Lösungen“ für Instandbe-
setzer in Kreuzberg und anderswo; H.61,
S.43 (vgl. Modelle für alternative Woh-
nungsträgergesellschaften, H.61)
NOVY, Klaus: Solidargemeinschaften für
Wohnungsverwaltung und -neubau. Ein
Modell; H.61, S.52 (vgl. Modelle für al-
en WohnungsträgergesellschaftenH.61
ORLOWSKY, Werner: Das Treuhandmo-
dell (Modelle für alternative Wohnungs-
a 1); H.61, S.46SCHÄFER, Wolf-Christian: Das Bürger-
initiativ.Modell BI SO 36 (Modelle für
alternative Wohnungsträgergesellschaf-
ten 3); H.61, S.48
TIEDEMANN, Volker v.: Sanierungstreu-
händer-Modell (Modelle für alternative
En unoSHAOSTOSselschANEN 5): H.61:‚51
WEND, Christian (zus. mit Uli Hellweg):
Neue Träger-„Lösungen“ für Instandbe-
setzer in Kreuzberg und anderswo.
H.61, S.43 (vgl. Modelle für alternative
Wohnungsträgergesellschaften, H.61)
WERNER, Klaus H.: Das Stiftungsmodell
(Modelle für alternative Wohnungsträ-
gergesellschaften 2); H.61, S.48
WOHNUNGSTRÄGERGESELLSCHAF-
TEN, Modelle für alternative: H.61, S.43-
53 (mit Beiträgen von Hellweg, Wend,
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0. M. UNGERS: PRINZIPIEN DER RAUMGESTALTUNG
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Berlin und seine Eisenbahnen
Reprint der Ausgabe von 1896 im Originalformat. 2 Bände mit 378 und 492 Seiten, 15 Bil-
dern in Kupferätzung, 34 Tafeln und Plänen und zahlreichen, teils vierfarbigen Abbildun-
gen im Text. Gebunden und in Schuber.
Das bibliophile Standardwerk zur Geschichte der Berliner Eisenbahnen, mit einer Fülle
von technischen, verkehrs- und stadtgeschichtlichen Details und Rückblicken, zahlreichen
Konstruktionszeichnungen der verschiedenen bahntechnischen Anlagen und des rollen-
den Materials, Gleisplänen und Architekturzeichnungen, abgeschlossen auf dem Höhe-
punkt der Entwicklung der Berliner Eisenbahnen.




Ein repräsentativer Katalog zur Berliner S-Bahn in ihren verschiedenen Bedeutungen und
Funktionen: Verkehrs- und Stadtgeschichte der S-Bahn; Zur technischen Entwicklung
eines ehemals modernen Nahverkehrsmittels; Die Fahrzeuge der Berliner S-Bahn und ihr
Betrieb; Bahnanlagen, Fahrzeuge und Signale; Architektur und Ästhetik der S-Bahn;
Ingenieurbauwerke und technische Anlagen; Die Berliner S-Bahn in Literatur und Bilden-
der Kunst; Leben mit der S-Bahn: Erinnerungen, Dokumente; Konzepte und Pläne für
die Zukunft der Berliner S-Bahn.
Mit Beiträgen von Goerd Peschken, Ulrich Krings, Hans D. Reichardt, Knut Hickethier,
Dieter Hoffmann-Axthelm, Olav Münzberg und vielen anderen mehr.
384 Seiten mit über 500 teils vierfarbigen Abbildungen 38,- DM.
Ausschneidebögen Berliner Stadtverkehr
Acht mehrfarbige Bögen (U-Bahn, S-Bahn, Straßenbahn, Bus, Stadtbahnbogen) im Maßstab
HO mit Daten und Rückblicken, in Mappe, zusammen 18,- DM.
Fliegende Blätter
S-Bahn-Revue
Reichsbahnlied (Tote Gleise) / Hundert Jahre
DE Musik von Rainer Balcerowiak und Achim Langhans, Schallplatte (17 cm 0),
Verlag Ästhetik und Kommunikation





Ein Beitrag zur Stadtgestaltung
Beispiel Neue Stadt Wulfen




Oranienstr. 9, 51 Aachen, Tel.: 0241/512466
Der Architekt Walter Gropius wäre am 18. Mai 1983 hundert
Jahre alt geworden. Dem bedeutenden Repräsentanten des Neuen
Bauens sind die Eröffnungsbeiträge des neuen Jahrbuchs gewid-
met; so untersucht Karin Wilhelm in ihrem Aufsatz anhand bis-
her unbekannter Arbeiten aus Gropius’ Frühzeit das Verhältnis
von Tradition und Moderne im Werk des Architekten. Die
Architekturszene in der Bundesrepublik beleuchten Projekte,
Bauten und Texte von Bofinger &amp; Partner, Brandt, Berghoff/
Landes/Rang, Haus-Rucker-Co. (L. Ortner), Herzog, Hilmer und
Sattler, Kücker, Steidle und Tonon. Dazu Zwischenberichte zu
neueren Projekten; das Jahrbuch stellt sie zum ersten Mal vor.
Die englische Architekturszene stellt Peter Cook in einem reich
bebilderten Beitrag dar. Jean Dethier beschreibt Architektur und
Stadtplanung in Frankreich unter wechselnden politischen Auf-
gabenstellungen und illustriert die kulturelle und politische
Geschichte Frankreichs zwischen 1958 und 1978 mit eigenen
Fotomontagen. Neue Arbeiten aus Italien (Gianni Braghieri,
Adolfo Natalini) werden ebenso vorgestellt wie neue Projekte
und Bauten aus den USA: Steven Izenour; Thomas Gordon
Smith; Robert Venturi; schließlich Arbeiten der Architekten
Simon Ungers &amp; Laszlo Kiss. Volker Fischer befragt den Möbel-
entwerfer Holger Scheel und stellt in seinem stark bebilderten
Beitrag die Entwicklung des neuen Möbeldesigns vor. Ruth Eaton
über Jean Dethier als Ausstellungsmacher; Antonia Jannone über
eine Ausstellung von Modellen des Architekten Aldo Rossi; Col-
lagen von Nils Ole Lund und ein aufregender Beitrag aus Italien:
Massimo Birindelli- Autoreiner Untersuchung, diein Berninis Ent-
wurf für den Petersplatz jahrhundertelang übersehene stadträumliche
Bezüge entdeckt und beweist - über Architektur als Kunst des Ortes.
Herausgegeben vom Deutschen Architekturmuseum
Frankfurt am Main / Heinrich Klotz.
Mit zahlr. teilw. vierfarbigen Abb. 1983. 248 S. Format
22 x 28 cm. Kart. DM 48.-
In Ihrer Buchhandlung!
Verlag Vieweg - Braunschweig/Wiesbaden






Nach der Ausgabe Venedig 1570. „| quattro libri
dell'architettura“ aus dem Italienischen übertragen und
herausgegeben von Andreas Beyer und Ulrich Schütte.
Mit sämtlichen Tafeln’der Originalausgabe, Nachwort,
Glossar, Verzeichnis der Bauten Palladios, Namen- und
Ortsregister, Bibliographie.
472 Seiten, broschiert ca. DM 58,-/sFr. 49,-
ISBN 3-7608-8116-5
Im ersten Buch bespricht Palladio alle Grundelemente,
die bei der Errichtung eines Gebäudes zu beachten sind;
hier findet man auch die verschiedenen Säulenordnun-
gen aufgeführt. Das zweite Buch ist dem privaten Woh-
nungsbau in Stadt und Land gewidmet. Die öffentlichen
Profanbauten und die Stadtbaukunst sind Themen des
dritten Buches. Im zweiten und dritten Buch präsentiert
Palladio fast ausschließlich eigene Gebäude, die meist
mit Gebäudetypen aus der griechischen und römischen
Antike in Beziehung gebracht werden. Das vierte und
umfangreichste Buch befaßt sich mit dem antiken
Sakralbau.
‚Wie er (Palladio) gedacht und wie er gearbeitet, wird
mir immer klarer, je mehr ich seine Werke lese und
dabei betrachte, wie er die Alten behandelt: denn er
macht wenig Worte, sie sind aber alle gewichtig. Das
vierte Buch, das die antiken Tempel darstellt, ist eine
rechte Einleitung, die alten Reste mit Sinn zu beschauen“
(Goethe, Italienische Reise, Venedig 1786.)
Andrea Palladio
Die vier Bücher zur Architektur
Neuerscheinungen Frühjahr 1983 in der Reihe Studiopaperback:
Herausgegeben von Herausgegeben von
Gianni Braghieri. Bruno Zevi.Aldo Rossi ErichMendelsohn
Text deutsch und franzö-
sisch. Ca. 224 Seiten, ca. 150





Ca. 216 Seiten, über 400
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